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Wat de Buer nich kennt, dat frett hei nich!

Information und Kommunikation im Fliichtlingsrat
- $and im eigenen Getriebe ?

Liebe Leute,

grau ist alle Theorie:

Die Einfuhrung der Datenbank
(Homepage) ist flr 97 an internen
Grinden gescheitert.
E-Mail-Kontakte laufen nur tGber
wenige (2?) private Anschlisse.
Die Biros der Flichtlingssozialar-
beit sind samt und sonders ohne
E-Mail-Anschluf3, das gleiche gilt
fur die Asyl Arbeitskreise, die Kir-
chenasyl-Gruppen usw.

Wie kann es angehen, daf3 Flicht-
lingshilfe-Initiativen und -einrich-
tungen mit politischem An-
spruch nicht Gber Modem er-
reichbar sind?

Sind Fluchtlingsarbeit und Technik
zwei Welten, die zueinander
nicht kommen kénnen?

Was ist anders bei den Leuten in
den antifaschistischen und anti-
rassistischen Netzwerken, die
uns hier meilenweit voraus sind?
(Sagte jemand ‘weniger Sozialar-

beiter’...? Nicht doch...)

Bei PRO ASYL scheint das jahre-
lange Drangen von Herbert Leu-
ninger endlich Friichte zu tragen:
ein neuer Mitarbeiter ist genau fur
diesen Bereich engagiert.

Aber was nutzt eine Mailinglist,
wenn es - wie in Niedersachsen -
praktisch keine Adressaten dafur
gibt, - jedenfalls nicht in der
Flichtlingsrats-Organisation..?

Weiterverteilen auf Papier?
Nonsens! Wer soll das machen?
Die meisten Adressen sind ja nicht
einmal per Fax erreichbar.

Und wer glaubt, daB das durch
abendliche Telefonate ausgegli-
chen werden kann, ist auf dem
Holzweg.

Ganz eindringlich und kathego-
risch an alle Aktiven, Vorstands-
mitglieder und Interessierte im
Fllichtlingsrat:

Ohne E-mail geht nichts mehr.

Und: es gibt nichts Gutes,
auBer man tut es - selbst.

Zum Ausgleich fur die Publikums-
beschimpfung ist dieser letzte
Rundbrief in diesem Jahr als ein
besonders dickes Lesebuch gera-
ten.

Anders als in der knappen, schnel-
len E-Mail-Kommunikation 1aBt
sich darin beim Blattern vielleicht
auch etwas finden, was man nicht
gezielt gesucht hat.

Aufgenommen in dies Heft - ver-
bunden mit der Abo-Empfehlung
- ist der Rundbrief Nr.1 der Initiati-
ve ,Kein Mensch ist illegal!”, die
mit dem Titel-Logo auch das ei-
gentliche Motto dieses Hefts und
unserer Arbeit liefert.

Mit herzlichen GriB3en
und allen guten Winschen

fur die Redaktion

George.Hartwig@t-online.de
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Ausgrenzung

kommt von oben

Kontinuitaten der Sozialpolitik
von Weimar bis heute

Hulle Hartwig*

en Leitsatz fur die heutige
DSoziaIkonferenz pragte

Gunter Grass in der Lauda-
tio auf den tlrkischen Schriftstel-
ler und Menschenrechtler Yasar
Kemal anlaBlich der Verleihung
des Friedenspreises des deut-
schen Buchhandels in der Frank-
furter Paulskirche:
Es ist wohl so, daB3 wir alle
untatige Zeugen einer abermali-
gen, diesmal demokratisch abge-
sicherten Barbarei sind!"

Die ,Volksgemeinschaft" war
emport - der Volkszorn Uber die-
sen ,Hetzer und Nestbeschmut-
zer" (BILD) wurde geschrt.

Die harschen Reaktionen aus Poli-
tik und Gesellschaft zeigen, was
passiert, wenn ein weltweit be-
kannter und geachteter deut-
scher Schriftsteller Realitaten be-
schreibt und Wahrheiten laut
und 6ffentlich ausspricht.

Grass trifft die etablierte Gesell-
schaft - die untdtigen Zeugen -
an ihrem wundesten Punkt:

Er weist offentlich auf Zusam-
menhange hin, aus denen alle,
die sie gehort haben, ein spateres
Restimee nicht ziehen kénnen:
namlich irgendwann spater ein-
mal wieder sagen zu kénnen,
.das haben wir alles nicht ge-
wulBt."

* SPD-Landtagsabgeordnete und
Vorsitzende der Auslanderkommission
des Niedersachsischen Landtags

am 25.10.1997 in Hannover gehalten.

Wie ist das nun mit der , demo-
kratisch legitimierten Barbarei" in
der Sozialpolitik?

Ein Ruckblick in die Geschichte
der deutschen Sozialpolitik und
der Bezug zur Gegenwart macht
deutlich:

Sozialpolitik orientierte sich mit
wenigen kurzfristigen Ausnah-
men in der Nachkriegszeit
grundsatzlich nicht an den Be-
dirfnissen der Menschen, son-
dern immer an den nationalen
Interessen des Staates. Daran hat
sich bis heute nichts geandert.
Die Sicherung des Standorts
Deutschland und die Wahrung
nationaler Interessen haben zu
einer in der Geschichte der BRD
beispiellosen Diffamierung des
Sozialstaates und der von ihm
Abhangigen geflhrt. Die ,natio-
nale Frage" hat Vorrang vor der
sozialen Sicherung und Verant-
wortung.

Eine solche gefahrliche nationali-
stische Schieflage ist nicht neu in
Deutschland; aus der Weimarer
Republik fiihrte sie in ein verbre-
cherisches Terrorregime und zur
Vernichtung von Millionen Men-
schen.

Die sozialpolitischen Diskursfelder
der Weimarer Republik und das
spatere Ausrotten sogenannter
Asozialer" durch die Nazis haben
ihre Wurzeln schon in den im
Kaiserreich entstandenen Grundi-
deen zur Rassenhygiene und Be-
wahrung bzw. Verwahrung sozial
Schwacher.

In der Weimarer Republik ent-
wickelte sich die ,Rassenhygiene"
zu einer sozialpolitischen Bewe-
gung mit wissenschaftlichem An-
spruch. So waren sich die Politik,
die Wohlfahrtsverbande und die
Kirchen in folgenden Grundsat-
zen einig (nach Wolfgang AyaB):
1. .Minderwertige Ballastexisten-
zen" sollten keinesfalls durch
aufwendige, aber sinnlose So-
zialleistungen aufgepappelt
werden, wahrend gleichzeitig
vollwertige Arbeitslose hunger-
ten. Die heutige Parallelle zu
der Diskussion um ,, Arbeitsun-
willige" und die Sozialschma-
rotzer-Kampagne schlie3t naht-
los an!

Das vorliegende Referat wurde auf dem Folgeforum2. Stammbaume ,asozialer Dyna-
des Nds. Sozialblindnisses “Verantwortung wofur?”

stien" sollten wissenschaftlich
die Vererbbarkeit minderwerti-
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ger Charaktereigenschaften be-

weisen.
Eine die Wurzeln sozialer Not er-
kennende Sozialpolitik misse
minderwertiges Erbgut von der
Fortpflanzung ausschalten, sei es
durch Sterilisation oder Internie-
rung der Betroffenen.

Heute will die sogenannte ,,Bio-
ethikkonvention" die Forschung
an Behinderten und sozial
Schwachen ohne ihre Zustim-
mung ausdriicklich erlauben,
wenn es im 6ffentlichen Interesse
ist. So als hatte es Auschwitz, das
Kaiser-Wilhelm-Institut fur Erbleh-
re und Mengele nie gegeben.

Ein Ergebnis der ,Studie zur un-
gehemmten Fortpflanzung Aso-
zialer" (Ende der 20er Jahre) war,
»daB ein maroder Volkskorper
nur durch Abschneiden seiner
kranken Teile geheilt werden kon-
ne". Dieses pseudowissenschaftli-
che Volksvoruteil fand schon lan-
ge vor dem Machtantritt der Na-
zionalsozialisten breite Zustim-
mung.

Da die Gesetze, Erlasse und
Richtlinien in der Weimarer Repu-
blik durch die Beschlisse des
Reichstages demokratisch legiti-
miert waren, wirkten die Behor-
den und auch die Wohlfahrtsver-
bande an allen Repressionen ge-
gen Menschen entschlossen mit.
Mit der demokratischen Legitima-
tion wurde der Geist der Gesetze
und die Barbarei nicht mehr hin-
terfragt.

Die Nationalsozialisten konnten
auf vielen demokratisch legiti-
mierten Gesetzen aufbauen,
denn daB der ,,gesunde Volkskor-
per" verteidigt werden mufBte
und ein hoheres nationales Gut
war als die Lebensituation des
Einzelnen, hatte ,das Volk" schon
verinnerlicht!

Der sozialpolitische staatliche und
verbandliche Umgang mit sozial
Schwachen definierte sich deut-
lich am nationalen , Wir-Gefuhl":
die Leistungsfahigen
- die Ballastexistenzen

die Volksgemeinschaft

- die Gemeinschaftsfremden
die vollwertigen Fursorgeempfan-
ger - die Asozialen

und heute:
die Deutschen - die Fremden
(auch wenn sie hier geboren
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Ausgrenzung kommt von oben

sind!)

die Leistungsfahigen - die Arbeit-
sunwilligen, die Sozialschmarot-
zer, die Wirtschaftsflichtlinge bis
hin zu belasteten Bezeichnungen
wie ,Asoziale" und , Asylanten'
im sprachlichen Umgang der
Behorden.

Der Standort Deutschland muf3
gesichert werden - Sozialabri3
und Ausgrenzung sollen dazu
beitragen, dieses nationale Ziel
zu erreichen, denn schlieBlich
.muf der marode Volkskorper
seine kranken Teile abschnei-
den...".

Konkret lassen sich die Konti-
nuitdten von Weimar bis heute
exemplarisch an folgenden Bei-
spielen darstellen:

Im §19 der Reichsfursorgepflicht-
versicherung von 1924 wurde
gesetzlich festgelegt, Fursorge-
empfanger zur Arbeit zu ver-
pflichten. Der §19 des heutigen
BSHG sieht die Eingliederung von
Sozialhilfeempfangern als eine
MaBnahme vor. §20 regelt die
.Gewbdhnung an Arbeit" und wird
von vielen Kommunen zur
Zwangsverpflichtung von Sozial-
hilfeempfangern genutzt. Wer
sich entzieht hat mit Leistungs-
kirzungen zu rechnen!

Und noch eine erschreckende
Kontinuitat:

Die Verpflichtung zur Arbeit von
1924 war zu Anfang in vielen
Stadten politisch nicht konse-
quent durchsetzbar. Nach Macht-
antritt der Nationalsozialisten
und teilweiser personeller Umbe-
setzung in den Wohlfahrtsamtern
fingen Mitarbeiter der Behorden
gezielt an, ,asoziale Unterstut-
zungsschwindler" gegenliber Ar-
beitslosen abzugrenzen. Auto-
ritar-forsches Auftreten des Be-
amtenapparates war ausdricklich
gewlinscht und funktionierte.

Im Februar 1934 schrieb das
Hamburger Fremdenblatt: ,, Im
nationalsozialistischenen Staat
kdnnen die Beamten die Flrsorge
wieder mit der notigen Autoritat
ausliben; sie kdnnen Unwirdige
und Wohlfahrtsschwindler abwei-
sen und Asoziale mit Zwang an-
packen. Sie kdnnen es, weil hin-
ter ihnen ein starker Staat steht!"
Der Ruf nach dem starken Staat,
dem ordnungs- und innenpoliti-

schen Vorgehen gegen soge-
nannte , Sozialschmarotzer" ist
heute wieder taglich hérbar und
spurbar.

1934 zeigte sich Autoritat und
Harte gegen ,Asoziale und Ge-
meinschaftsfremde" durch

- kleine Schikanen

- weitgehenden Ausschluf3 von
freiwilligen Leistungen

- willktrliche Kurzung der
Richtsdtze (Regelsatze)

- Lager- und KZ-Einweisung

- und rigide Anordnung von
Pflichtarbeit

Heute zeigt sich unser demokra-

tisch legitimierter Sozial- und

Rechtsstaat gegenlber Sozialhil-

feempfangern, Arbeitslosen, Asyl-

bewerbern u.a. durch

- kleinliche Schikanen

- Einschrankung von Leistungen
im Rahmen des Ermessensspiel-
raums

- zwangsweise Lagerunterbrin-
gung fir Fluchtlinge

- Verpflichtung zu gemeinnutzi-
ger Arbeit

- Kiirzung der Sozialhilfe bei
»mangelnder Mitwirkung" des
Betroffenen

Der Beamtenapparat - nicht alle
einzelnen Beamten - demon-
striert seine Harte und Starke und
Ubertrifft sich in immer neuen
Einschrankungen fir die Men-
schen in Treue und Pflichterful-
lung und in Loyalitat mit der gei-
stig moralischen Wende gegeni-
ber dem Staat.

Der Gipfel der Perversion und der
Apartheitspolitik der Bundesre-
gierung ist die Herausnahme der
Asylbewerber aus dem BSHG und
die Schaffung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes als rassistisches
Sondergesetz - auch dieses aus-
dricklich demokratisch beschlos-
sen und legitimiert.

Das heutige Existenzminimum
orientiert sich nicht mehr an den
Menschen generell. Wir haben
ein , deutsches Existenzminimum"
nach dem BSHG und ein ,frem-
des Existenzminimum" fur Asylbe-
werber, Kriegsflichtlinge, Men-
schen ohne Pal3 u.s.w. .

Auch hier ist die Kontinuitat di-
rekt gewahrt. Wer diese Tatsache
- so wie ich - auch im Parlament
laut und deutlich ausspricht, wird

bepobelt oder ausgegrenzt.

Dabei wurde es 1934 in den Fur-
sorgeamtern Ublich, ,asozialen
Hilfeempfangern, Gemeinschafts-
fremden und Ballastexistenzen"
die ohnehin geringe Fursorgeun-
terstltzung weiter zu kirzen
bzw. nur Naturalunterstitzung
zu gewdhren. So nachzulesen
z.B. im BeschluB des Kreisaus-
schusses in Neuwied vom April
1935, in Unterlagen aus Stutt-
gart und Hamburg, wo ,sozial
nicht vollwertige Gemeinschafts-
widrige" um 20% geringere Sozi-
alleistungen in Form von Sachlei-
stungen statt Bargeld erhielten.
Am 31. Oktober 1941 wurde das
regional unterschiedliche repres-
sive Handeln durch den Richtsat-
zerlaB3 reichsweit vereinheitlicht
und festgeschrieben, daB3 Sachlei-
stungen Vorrang vor reduzierten
Geldleistungen haben. Der Richt-
satzerlaBB mufBte mit aller Strenge
und Hérte gegen Asoziale umge-
setzt werden.

Das Asylbewerberleistungsgesetz
von 1993 und in seiner neusten
Fassung von 1997 schreibt fur
Asylbewerber und andere ,sog.
Fremde" fur die Dauer von drei
Jahren um 20% gekurzte Soziall-
eistungen fest. Dabei besteht be-
sonders der Nds. Innenminister in
seinem ErlaB darauf, daB3 Sachlei-
stungen vor Geldleistungen mit
Strenge und Harte gewahrt wer-
den.

Der Sozialregelsatz stand ab
1934 in voller H6he und als Bar-
geldleistung Ubrigens nur der
erbgesunden, leistungsfahigen
deutschen Durchschnittsbevolke-
rung zu.

Wir sind also noch lange nicht
am Ende!

Fazit:

Ohne auf die Einzelheiten der
Kontinuitaten bei der Unterbrin-
gung in Sammellagern, der Vor-
beugehaft, der Einweisung in Ar-
beitslager, der Inhaftierung und
Trennung von Familien u.s.w. ein-
zugehen, komme ich zu folgen-
dem SchluB:

Zur Sicherung des ,Standorts
Deutschland" wird mit dem Wie-
deraufleben eines neuen Natio-
nalismus und der Verinnerlichung
der dumpfen geistig-moralischen



Wende gezielt, konsequent von
oben gewollt der Abri des Sozi-
al- und Rechtsstaats vorangetrie-
ben.

Damit der ,nationale Volkskor-
per' gesunde, wird ausgegrenzt
und ,Ballast" abgeworfen - die
Fremden und die Schwachen zu-
erst, getreu dem Motto der russi-
schen Schlittenfahrt, den Wélfen
immer den letzten zum FraB vor-
zuwerfen, in der Hoffnung, selbst
nicht dran zu kommen.

Damit dieses politisch gewollte
Ziel erreichbar wird und rei-
bungslos funktioniert, be-
schlieBen demokratisch gewahlte
Parlamente Gesetze zur Diskrimi-
nierung und Ausgrenzung immer
groBerer Teile der Bevolkerung.
Darum beschlieBen demokratisch
legitimierte Landesregierungen
Schikanen und hartes ordnungs-
politisches Durchgreifen.

Darum reif3t vor unseren Augen
in einem humanitéren, sozialen,
demokratischen Rechtsstaat die
dinne Decke zwischen Mensch-
lichkeit und Barbarei immer wei-
ter auf.

In meiner beruflichen Tatigkeit als
Vorsitzende der Auslénderkom-
mission habe ich mit einer Viel-
zahl von erschatternden Einzel-
fallen zu tun, in denen Familien
auseinander gerissen werden, in
denen Menschen in eine ausweg-
lose lllegalitat gezwungen wer-
den, in denen Menschen verletzt
oder zu Tode gekommen sind, in
denen Menschen ricksichtslos
deportiert worden sind.

In der Uberwiegenden Zahl der
Félle geschieht die zweifellos auf
der Grundlage und im Rahmen
geltender Gesetze.

Dies kann aber weder beruhigen
noch befriedigen. Nicht alles, was
rechtmaBig ist, ist legitim. Und
erst recht ist nicht alles legitim,
was nicht ausdricklich unter
Strafe gestellt ist.

Ich denke, ein Blick auf die Ge-
schichte anfangs der 30er Jahre
und die Auseinandersetzung mit
Assoziationen, die sich zwangs-
laufig daraus ergeben, ware ein
sehr guter Weg fir alle Agieren-
den in Politik, Verbéanden und
Verwaltungen, um den eigenen
Standort zu finden in Bezug auf
die verfassungsmaBige Grund-
rechtsforderung auf Gewéhrlei-

tung der Menschenwdirde, die ih-
nen eben nicht abgenommen
wird von irgendeinem Gesetz des
Bundes oder irgendeinem Erlal3
des Landes.

Auf nichts jedoch reagieren ge-
nau diese Verantwortlichen in Po-
litik und Behoérden so rabiat und
allergisch wie auf diese Bezlige
zur finsteren Nazi-Vergangenheit.
Aber diese Assoziationen sind da
und sie sind richtig: denn sie sol-
len uns warnen, vor genau der
Art nur effizienz-orientierten, ent-
menschlichenden behérdlichen
Handelns, wie sie im Bereich der
Flichtlingsverwahrung und -ab-
schiebung so barbarisch prakti-
ziert wird. ©

Ausgrenzung kommt von oben

KURDISTAN-AnNzeige
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Barbarisch. Deutsch.

Der Ort dieser Handlung, Tam-
bach-Dietharz, ist real, er liegt in
Niedersachsens Nachbarland
Tharingen. Die Wessi-Fliichtlings-
lager in Niedersachsen sehen
naturlich ganz anders aus. Red.

ch traf Julius in Frankfurt an-

|&Blich der Buchmesse. "The

VOICE" hatte dort einen eige-
nen Stand Uber die Gesellschaft
flr bedrohte Volker erhalten. The
VOICE" ist ein Verein mit Sitz in
Jena, der sich zum Ziel gesetzt
hat, im Sinne der Volkerverstan-
digung und des interkulturellen
Dialogs einen Beitrag zu leisten.
Hauptthema der Frankfurter
Buchmesse war die "Internationa-
le Kampagne zur Freilassung von
Dr. Beko-Kuti, Nigera". Die unten
aufgefuhrten Mitglieder von "The
VOICE" organisierten Informati-
ons- und Veranstaltungsreihen
und eine Pressekonferenz anlag-
lich der Situation in Afrika und
der "International Free-Beko-Ku-
ti-Campaign".
(weitere Informationen zur
"Free-Beko-Kuti-Campagne"
s. Kapitel 2)
Die aktiven Mitglieder von "The
VOICE" stammen aus verschiede-
nen afrikanischen Landern und
sind bestrebt, auf die schwierigen
politischen und sozialen Entwick-
lungen in den Heimatlandern
hinzuweisen und durch Herstel-
lung von Offentlichkeit MiBstan-
de und Fehlentwicklungen aufzu-
zeigen. Im Zentrum stehen hier
Menschenrechtsverletzungen und
die MiBachtung des Rechtes auf
politische MeinungsauBerung.

Dazu zahlt auch Julius aus Kongo
"Ja", sagte ich zu Julius, als wir
uns am Stand der Frankfurter
Buchmesse trafen, "ich werde
Dich in Deiner Asylunterkunft be-
suchen, wenn ich in Deiner Ge-
gend bin". Seine Antwort: "Nie-
mals wirst Du es finden, ich bin
namlich im Wald, weit weit weg
von der Zivilisation in der Nahe
eines kleinen Ortes untergebracht
worden. Niemals wirst Du das
finden und niemals wirst Du so
etwas gesehen haben". Ziemlich
entristet entgegne ich: "Meinst
Du denn, ich kenne keine Asylun-
terkiinfte!" "Und dennoch" meinte
er, Du wirst niemals so etwas ge-
sehen haben". Und damit sollte
er Recht behalten,

Fahrt zum Asylheim

Es war schon spat am Abend,
19.00 Uhr, als ich von Jena los-
fuhr. Gehort habe ich, daB es
maoglich ist, Julius bis 22.00 Uhr
zu besuchen. Mitten im Ort Tam-
bach-Dietharz angekommen,
fand ich eine Tankstelle. Ich frag-
te dort, wo ich die Asylunterkunft
finden kann. Der Mann runzelte
die Stirn und gab zu bedenken,
daB ich es wohl ganz schlecht
finden wurde, weil das Haus mit-
ten im tiefsten Wald und weit
weg von hier liege. Er beschrieb
mir dann dennoch den Weg. Ich
fuhr los. "Nur far forstwirtschaftli-
che Fahrzeuge" las ich, doch ich
war mir sicher, daB es nur dieser
Feldweg sein konnte. Nach unge-
fahr 3 km schmalem und holpri-
gem Feldweg mitten durch den
Wald und tiefer Dunkelheit wur-
de ich mir dann unsicher und
Uberlegte, ob ich nicht doch lie-
ber umkehren sollte. Kein Licht,
weit und breit, nur das Licht mei-
nes Scheinwerfers, driickende
Dunkelheit! Tiere huschten flink
von einer Seite zur anderen. Ein
plotzlicher Gedanke plagte mich.
Falls mir an dieser Stelle etwas
passiert, wer sollte mich hier im
tiefsten Dickicht finden. Doch
dann machte ich mir wieder Mut
und fuhr immer weiter, den kur-
vigen Feldweg in das Ungewisse.

Mein Tacho zahlte nun schon 5
km. Da! Endlich entdeckte ich in
der Ferne Licht und hatte das Ge-
fahl, in dem Marchen Hansel und
Gretel zu sein.

Ich war froh und jetzt schon an-
gespannt, was mich dort erwar-
ten wirde.

Mauern, Stacheldraht, hohe Tur-
me, - hell beleuchtet - das ehe-
malige Gelénde fir die vormi-
litdrische Ausbildung zu DDR-Zei-
ten. Ich fahre zum Eingang, par-
ke meinen Bus vor der vergitter-
ten Toreinfahrt und sehe - voller
Entsetzen - den Personenein-
gang. Erinnerungen kommen mir
hoch. Genau der gleiche Eingang
wie im Flichtlingslager "de He-
sche" in der Westbank/Palastina.
Gitterstadbe quer von oben bis
unten und langs, wo sich die Per-

1) ab jetzt benutze ich Camp fir diese
Asylunterkunft

Barbarisch.
Deutsch.

Besuch in einer militdrisch abgesicherten
ASYLUNTERKUNFT in Deutschland

bei Julius Bamtu Bongima

Regina Andresen

sonen nur einzeln hineinzwingen
kénnen, um in das ”Camp”) Zu
gelangen oder es zu verlassen.
Ein "Warter" in blauer Uniform
stand aber schon am wenig
gedffneten Eingangstor (fur Fahr-
zeuge) und frage mich, wo ich
denn hin wollte. Ich erklarte ihm,
wen ich besuchen wollte. Er be-
gleitete mich zum naheliegenden
"Wachhéauschen". Mittlerweile
war es 21.30 Uhr. Ich gab dort
noch einmal meinen Besucher-
wunsch kund, legte meinen Per-
sonalausweis vor. Man kochte
mir einen Kaffee. Der "dressierte"
Schaferhund lag ruhig unter dem
Tisch. Ich hatte den Nachnamen
von Julius vergessen und so such-
te man in den Listen. Deutsche
Grundlichkeit; - per Walki Talki
wurde dann Kollege X informiert,
daB er den "Neger" in Zimmer-Nr.
xxx suchen solle, ich sei an der
Wache. Er kénne dort hinkom-
men, es wartet eine Regina auf
ihn. Ich gab ihm den Auftrag,
meinen Vornamen zu nennen,
damit Julius wuBte, daB ich nun
endlich angekommen war und
ich auf ihn warte.

21.50 Uhr: Julius kommt, begleitet
von einem "Wachmann"

Als Julius in das Wachgebdude
kam begriBte er mich und konn-
te es nicht fassen, daB ich ihn in
dieser Unterkunft doch gefunden
habe. Nun, es ist ziemlich "spat"
geworden und als ich dann mit
ihm in sein Zimmer gehen wollte,
um noch persénliche Dinge mit
ihm zu sprechen sagte der
"Wachmann'": "Sie haben jetzt ge-
nau noch 5 Minuten Zeit, wir ha-
ben nur bis 22.00 Uhr Besuchs-
zeit." Erinnerungen kommen wie-
der hoch an "Ausgangssperre" in
der Westbank - doch ich besinne

Ich komme aus Deutsch-
land und kann durch Be-
richte dieser Art nur
winschen, da Verande-
rungen durch "Umden-
kungsprozesse" herbeige-
fuhrt werden.

Es soll hier bewuf3t ge-
macht werden, daf viele
Menschen in Deutschland
mit Flucht- und Asyl
nichts zu tun haben wol-
len und schon gar nicht
wissen (wollen), wie die
Menschen hier behandelt
werden.



mich darauf, daB ich hier in
Deutschland bin und ich hier
"normale" .Zustande herrschen
(mUBten).

Zwei erwachsene Menschen bitten
nun den Warter, um eine Stunde
"Verlangerung”. Die beiden War-
ter erlauben uns eine halbe Stun-
de; dieses mit Absprache durch
Blickkontakt.

Wir holen das Fotoalbum und die
Pakete aus dem Auto, die mir ei-
ne Frau mitgegeben hat, um sie
an einen Afrikaner zu verschen-
ken. Julius wohnt im 3. Stock des
Kasernengelandes und Gott sei
Dank ist das Haus nicht so weit
von der Wache entfernt. In sei-
nem 4-Bett-Zimmer angekom-
men, sind wir allein. Da wir wis-
sen, daB die Zeit so kurz ist, soll-
ten alle wichtigen Informationen
ausgetauscht werden. Erstens das
Fotoalbum, zweitens die Mittei-
lung, was er alles an seinen An-
walt geschrieben hat und was er
ihm alles zusenden will, drittens:
Die Pakete. Nachdem aus dem
Fotoalbum die wichtigen Bilder
far den Rechtsanwalt entnom-
men wurden, kamen die Pakete
dran. Liebevoll eingepackte "Vor-
weihnachtssachen", alles Brauch-
bare fur einen Haushalt. Julius
war Uberrascht und konnte es
nicht fassen, dafB irgend jemand
an ihn denkt und er beschenkt
wird. Nun aber schnell zurlick
zum Tisch und zum nachsten
Punkt: Austausch von Informatio-
nen fur den Anwalt. Jedoch wol-
len wir vorher in Ruhe eine Ziga-
rette rauchen.

22.45 Uhr: Jemand klopft an die
Tur und bevor Julius "Herein"
sagen konnte, stiel3en zwei aufge-
brachte Warter die Tur auf und
schrien mich an, ich hatte sofort
den Raum zu verlasen, die Polizei
ist schon gerufen worden und un-
terwegs.

Julius bat noch einmal um 10 Mi-
nuten (er kennt so ein Verhalten
wohl schon), damit er mir noch
alles mitgeben kann. Es gab aber
keinen Kompromif3 und so folgte
ich dann der nochmaligen Auf-
forderung mit der einschiichtern-
den Androhung, daB die Polizei
unterwegs sei. Ich meinte zu Juli-
us, daB wir dann halt gehen
mUBten.

Ich fuihlte mich "entmuindigt”,
wahrend Julius das nach auf3en
hin cool und gelassen nahm und
mir zu verstehen gab, daR er
schon seit einigen Monaten hier
lebe und ich das nun mal hautnah
erfahren kénne, wie es ist.

Er fand aber seinen TurschlUssel
nicht und der mittlerweile nervos
wartende Warter drauB3en auf
dem Kasernenflur lief vor der of-
fenstehenden Tur hin und her.
Ich sagte dem Warter, daB3 ich
auch hier auf die Polizei warten
konne, falls der Schlissel nicht
gefunden wird. In diesem Mo-
ment kam ein anderer Afrikaner.
Es war der Mitbewohner von Juli-
us.. Dieser sah voller Entsetzen
auf das herumliegende Einpack-
papier und auf die aus dem Paket
ausgepackten Gegenstande. Er
dachte wohl, es sei etwas pas-
siert! In kurzen Satzen erklarte
Julius ihm, wer ich sei, daB3 nichts
passiert sei, daB ich Menschen-
rechtsarbeit mache und er spater
eine Erklarung daflr bekédme,
was er dort vorfinde. Jedenfalls
war die Schlusselsuche jetzt nicht
mehr erforderlich, weil der Mit-
bewohner nun gekommen ist.
Gemeinsam gingen Julius und ich
mit dem Warter zur Wache. Ich
lieB mir meinen Ausweis geben,
wahrend Julius drauBen in der
Kalte wartete.

Nun verlangte man von mir einen
"Mitgliedsausweis" von der Orga-
nisation, fur die ich arbeite, weil
man das dem Chef doch heute
abend noch vorlegen musse.
Man sei daran gehalten, ihn Uber
alles zu informieren was hier pas-
siert. Ich sagte ihnen, daB ich kei-
nen Ausweis fir Menschenrechts-
arbeit habe, zwar bei einigen Or-
ganisationen Mitglied bin, jedoch
von keiner Organisation einen
Ausweis habe. An dieser Stelle
machte ich den drei Wachman-
nern und der einen Frau deutlich,
daB ich, sollte ich einmal in ein
Asylverfahren kommen, nie Asyl
bekdme, denn diese Frage nach
dem "Mitgliedsausweis" tauche
oft in Asylangelegenheiten auf.

Ich habe keinen Mitgliedsausweis
"Menschenrechtsarbeit”.

Seiner Aufforderung nachge-
hend, suchte ich ganz bewuft in
meiner Tasche nach einem "Be-
weis", fir Menschenrechtsarbeit.

Barbarisch. Deutsch.

Ich fand dort "Briefkopfe", um zu
zeigen, daB ich "glaubwdrdig"
bin. Afrika-Zentrum in Nieder-
sachsen e. V., Niedersachsischer
Flichtlingsrat e. V., Asyl in der
Kirche, etc. und frage, was ich
denn nun vorlegen soll. Doch der
Warter hat sich in der Zwi-
schenzeit eines andern besonnen
und meinte auf einmal, da3 er
das nicht mehr brauche und ich
noch "einmal Gliick gehabt" habe
und er den Chef doch nicht rufen
musse.

Und noch einmal frage ich ob es
nicht "Besucherrdume" gabe, wo
man sich unterhalten kénne,
denn schlieBlich sei es drauBBen
sehr kalt. Gerne hatte ich mit Ju-
lius im Vorraum des Wachhau-
schens die Unterhaltung fortge-
setzt und es ware mir egal, ob
die Warter das horen oder nicht,
denn schlieBlich haben wir nichts
zu verbergen.

Gesetz ist Gesetz

Man gab mir noch einmal zu ver-
stehen, daB ich die Zeit sowieso
schon Uberschritten hatte, ich
das Geldnde sofort zu verlassen
habe. (Ubrigens: von Polizei keine
Spur! Wollten die mir imponie-
ren, Angst einjagen, Macht ausu-
ben?). Dann sagte mir einer der
Warter:

Julius kdnne doch aus- und ein-
gehen, ganze 24 Stunden lang.
Auf meine Frage, wo er denn bei
dieser Kélte, - sechs Kilometer
durch den tiefsten Wald - hinge-
hen solle gab mir einer der War-
ter zu verstehen, daB dieses doch
schon ein "ganzes Stuck Freiheit"
sei.

Spater erklarte mir Julius, daB
dort auch Busse fahren: morgens
8.45 Uhr, mittags 12.00 Uhr und
nachmittags 16.30 Uhr. Und
Tambach-Dietharz liegt am Arsch
der Welt. Von 80,00 DM Ta-
schengeld im Monat und 50,00
DM davon jeden Monat fir den
Anwalt kann man sich wohl
kaum eine weite Tour leisten. So-
mit spart man eben mit Mitbe-
wohnern das wenige Geld fir ein
"Wochenendticket".

Wir entscheiden uns aber den-
noch, unsere Unterhaltung im
Bus fortzusetzen, der genau vor
dem Eingangstor parkte. Die
Warter konnten also einen Blick
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Barbarisch. Deutsch.

die ganze Zeit auf den Bus wer-
fen. Ich blieb dort stehen um ih-
nen zu zeigen, welchen "Hand-
lungsspielraum" sie gehabt hat-
ten, wenn sie nur wollten. Es war
saukalt, doch wollten wir die Zeit
nutzen, um noch das Notwendi-
ge zu besprechen. Denn wann
gibt es diese Gelegenheit wieder.

Jedoch mufdte ich erst mein eige-
nes Entsetzen, meine Wut und
meine Verletztheit Uber diese Be-
handlung "mir gegeniiber" los-
werden. Julius gab mir zu verste-
hen, daR er schon tiber einen Mo-
nat ohne Auf3enkontakt in dem
Camp lebe. Manchmal gehe er
runter ins Dorf; aber seit einem
Monat bewege er sich nur in die-
sem Kasernengelande.
Anmerkung: Mir fallt dazu ein

"Die MenschenwdUrde ist unan-
tastbar". Bei dieser Vorstellung
wirde ich schon verriickt wer-
den.

Doch Julius erzahlt mir, daB er
nicht aufgebe, er sich nicht auf-
gebe. Ich entdecke Traurigkeit
und Kampf. Welche Art von
Kampf? "Die Menschenwirde ist
unantastbar". Wir vergleichen
unsere Ansichten Uber ein men-
schen-"wirdiges" Dasein mitein-
ander. Er mit seinen Erfahrungen
aus Afrika - Deutschland, ich mit
meinen Erfahrungen in Deutsch-
land und anderen Landern. In der
Ideologie gibt es keinen Unter-
schied.

An einigen Stellen jedoch ent-
decken wir, da3 es gemeinsame
Forderungengibt:

Z. B.:Faire Gerichtsverfahren!in
allen Landern. Wir kommen
zurtick auf Deutschland und auf
sein Asylbegehren und das Asyl-
begehren anderer Afrikaner aus
unterschiedlichen Landern. Er be-
klagt, daB man ihm noch nicht
einmal ein "ordentliches" Ge-
richtsverfahren zugestanden hat.
Die Anhoérung beim Bundesamt
fur die Anerkennung auslandi-
scher Fluchtlinge (allein "auslandi-
scher" Fltichtlinge ist schon ein
Widerspruch in sich) halt er far
nicht ausreichend. Er beméngelt
die Fragetechnik und die Un-
kenntnisse der Befrager Uber die
Verhaltnisse in dem Land. Die Be-
frager, so meint er, sind dahinge-
hend trainiert, Widerspriche zu
konstruieren und die Menschen

konfus zu machen. Und ich solle
mir mal vorstellen, was das fur
eine Verwirrung ist. Ohne in De-
tails zu gehen, - weil mir viele
Dinge bekannt sind, - frage ich
ihn, was er denn vorschlagen
wirde, um seine "derzeitige" Si-
tuation deutlich zu machen, da-
mit er Asylin Deutschland zu be-
komme.

Spontan antwortete er, daB er
nicht fir immer in Deutschland
leben wolle, er sofort wieder
nach Kongo zurlickkehren wolle,
aber erst, wenn sich die Lage
dort verandert hat, so daB er sich
sicher flhlen kann. Er hatte fur
eine demokratische Republik
Kongo gestanden. Doch alle der-
zeitigen Berichte sagen aus, daf
sich zur Zeit noch nichts veran-
dert hat.

Und trotzdem lduft die Abschie-
bung der Kongolesen - raus aus
Deutschland.

Forderung nach einem fairen Ge-
richtsverfahren

Er mochte jetzt die Gelegenheit
bekommen, dem Gericht mitzu-
teilen, wie die aktuelle Situation
dort zur Zeit ist, daB er im Falle
einer Ruckkehr nun unter Kabila
zu leiden habe, weil seine Ziele
fir eine Demokratie(noch) nicht
erfullt sind. AuBerdem habe er in
der Zwischenzeit die Entwicklung
im Kongo, soweit es maglich
war, verfolgt und immer Kritik an
dem, was dort passiert (sogar
schriftlich an den Bundeskanzler)
gelbt.

Weiterhin gab er zu verstehen,
daB wieder hohe Anwalts- Porto-
kosten und Fahrtkosten zum An-
walt etc. hinzukommen, die
kaum zu begleichen sind. Denn
es gilt jetzt, alle aktuellen Infor-
mationen Uber Kongo zusam-
menzutragen. Dieses Zusammen-
tragen ist verbunden mit einem
sehr hohem finanziellen Auf-
wand, an die man als Asylsu-
chender nicht herankommt. Er
bittet mich deshalb, ihm dabei
behilflich zu sein. Doch auch ich
erklare ihm daB es fir uns eben-
falls nicht einfach ist, aktuelle Be-
richte einzuholen.

... und wir kommen darauf, daf
Mobutus Sohn vor ca. 3 Wochen
hier in Deutschland um Asyl ge-
beten hat. Bis heute liegen mir
aber keine aktuellen Informatio-

nen vor, ob er Asyl in Deutsch-
land erhalten hat - und wenn ja,
wo kann ich das finden? Wird es
offen bekannt werden?

Wird der Sohn von Mobutu in
Deutschland Asyl erhalten?

Das ist die Ironie der Zeitge-
schichte.

Gehetzt, gejagt und verfolgt - es
geht immer weiter

Zurtck zur Kalte im Bus, zurtick
zu den Bedingungen, unter de-
nen man die Menschen hier ein-
kaserniert, zurlck zur Methode,
die Menschen hier in Deutsch-
land zu entmUindigen, mutlos zu
machen, sie zu entwurzeln.

Julius ist ein kein "Aufsassiger",
er méchte lediglich "aufklaren”.
Seine ganze Energie steckt er da-
her in die Arbeit mit Gruppen, die
hier in Deutschland Aufklarungs-
kampagnen betreiben sei es Uber
a) sein Land

b) Afrika allgemein

c) oder seine Situation in Deutsch-
land

Er ist nicht damit einverstanden,
wie man die Menschen hier (und
anderswo in der Welt) behandelt.
Er ist ein Mensch, der geduldig
genug ist, das alles zu durchden-
ken und mutig genug auch gegen
inhumane Behandlungen zu pro-
testieren.

Julius kennt sein Land sehr genau
und weil3, welche Veranderungen

dort notwendig sind, um ein men-

schenwiirdiges Dasein zu gewéhr-
leisten.

Ich komme aus Deutschland und
kann durch Berichte dieser Art
nur winschen, daB Veréanderun-
gen durch "Umdenkungsprozes-
se" herbeigefuhrt werden.

Es soll hier bewuBt gemacht wer-
den, daf3 viele Menschen in
Deutschland mit Flucht- und Asyl
nichts zu tun haben wollen und
schon gar nicht wissen (wollen),
wie die Menschen hier behandelt
werden.

Nur mit viel Phantasie kann ich es
mir vorstellen, Asylsuchende zu
sein und wie es mir ergehen wr-
de, wenn man mich so als Asyl-
suchende behandelt.

Und wenn ich einer anderen
Phantasie freien Lauf lasse, dafd
ich eine Beschéftigte in irgendei-



Obwohl ich das alles
schon einmal aufgezeich-
net habe, splre ich

wieder hautnah,

wie Verletzungen und
Entmundigungen einen
Menschen treffen kdnnen
- und besonders, wenn
diese Person neben mir

sitzt.

nem Bereich in dem ASYL-Unter-
nehmen mein Brot verdienen wiir-
de, dann kdnnte ich mir vorstel-
len, daR man mich schnell raus-
schmeifRen wirde.

Fir einige "lohnt" es sich aber,
ASYL als Problem zu halten, Pro-
fit, Profilierung, Korruption ...

So wird man nicht nach Losun-
gen suchen wollen, um Verande-
rungen herbeizufihren. Alles po-
litisch gewollt, sei es finanziell
oder humanitar.

Die Politik in Deutschland moéchte
wieder mobilisieren, um Opfer
fur die "verfehlte Politik" zu finden
und tut alles dafur, den Gegnern
des ASYLS Argumente zu liefern
und verschweigt die eigene Ver-
strickung auf vielen Ebenen mit
den Landern, aus denen die
Menschen zu uns flichten.

So daf3 heute auch wieder Men-
schen sagen, sie hatten das alles
nicht gewuBt.

Durch meine Nahe zu den Asylsu-
chenden und den Kontakt, der mir
zu einigen Beschéftigten in dieser
Asyl-"bérse" gelingt, kann ich mir
ein Bild von einigen Situationen
machen. Anhand dieser Erfahrun-
gen winschte ich mir, dal’ es noch
mehrere Leute gabe, die sich auf
diese Art "sachkundig" machen.
Hier nur einige "Denk-"wirdig-
keiten™.

... was mir gerade so einfallt

1. Jede Asylunterkunft hat viele
unterschiedliche Beschaftigte, die
dort ihr Geld verdienen.
Wachmanner, SozialarbeiterIn-
nen, Reinemachefrauen, Koche,
Anwilte, Gerichte, etc.

alle verdienen am ASYL

Alle Beschaftigte sind Menschen,
die unterschiedlich sind.

2. Die Asylsuchenden kommen
aus unterschiedlichen Landern

und Kulturen.

Familien, Einzelpersonen.

Alle Asylsuchenden sind Men-

schen, die unterschiedlich sind.

3. Die meisten Asylunterkinfte
liegen auBerhalb der normalen
Wohngebiete.

(Integration nicht erwiinscht)

4. Es gibt "private" Betreiber =
Firmen, die flr die Asylunterkinf-
te das Geld vom Land
bekommen. (Unterschiedlich: pro
Person von 540,00 - 940,00 DM)
= gutes Geld

(In einem 18 m2-Zimmer werden
z. B. 8 Leute in Doppelbetten un-
tergebracht).

5. Asylsuchende sollen per Gesetz
3 Monate im "Ubergangslager"
untergebracht werden,

danach sollten sie in "normale"
Unterkinfte kommen. (Das wird
schon lange nicht mehr eingehal-
ten. Teilweise leben sie 8 Monate
bis zu xxx Jahren dort.)

6. Asylsuchende durfen sich per
Gesetz nur in einem gewissen
Umkereis ihrer Unterkunft bewe-
gen.

7. Asylsuchende bekommen in
vielen Unterkinften

a) (deutsches) Kantinenessen,

b) Hygienepakete (jeden Monat)
) Gutscheine fir Kleidung (ab-
héngig von der Jahreszeit, An-
kunftszeit etc.)

d) Medizinische Grundversorgung

= sie sind doch versorgt!

zu a) = viele Asylsuchende kon-
nen das Essennicht vertragen
oder es ist unschmackhaft, mat-
schig - eben halt wochentliches
Kantinenessen

- die Ausgabe des Essens erfolgt
ZuU bestimmten Zeiten, muB "ab-
gestempelt'werden als Nachweis
der "Daseinskontrolle" (viele Asyl-
suchende lassen lediglich ab-
stempeln oder es landet alles im
Container)

- die Essensauswahl beschrankt
sich auf: morgens Bot und Butter,
Marmeladetdpchen, abends im-
mer der gleiche Kéase, Wurst und
evtl. zwischendurch Obst, Jog-
hurt etc.

zu b) In den Hygienepaketen
fehlt z. B. die notwendige Menge
an Toilettenpapier und sonst sind
die billigsten Artikel enthalten
(Einwegrasierer = zu wenig, das
Shampoo und die Cremes lassen
in der Zusammensetzung zu
wulnschen Gbrig).

zuc)

Statt Gutscheinefir Winterschu-
he erhalten z. B. Asylsuchende in

Barbarisch. Deutsch.

Jena Einheitsschuhe, ausgegeben
im Camp (erkennbar ist somit je-
der Asylsuchende an den Ein-
heitsschuhen, die zudem noch ei-
ne sehr schlechte Qualitat haben,
ebenfalls wird dort auch die
(neue??) Kleidung ausgeteilt).
zu d)

Die &rztliche Versorgung wird mit
"Einheitstabletten" wie Paraceta-
mol gewahrleistet.

8. Die Anzahl der sanitaren Rau-
me ist zu wenig fur alle Men-
schen.

In manchen Unterklnften wer-
den die Duschraume ab 20.00
Uhr abgeschlossen.

9. Asylsuchende durfen "per Ge-
setz" nicht arbeiten.

(Einige deutsche Unternehmen
nutzen die Chance und vergeben
daher gerne die sog. "Schwarzar-
beit", zahlen schlecht oder auch
manchmal gar nicht)

10. Man bevorzugt in einigen
Landesteilen, den Asylsuchenden
Gutscheine statt Bargeld zu ge-
ben. (Private Betreiber = Privatfir-
men reiBen sich um den Auftrag,
sog. "Wertgutscheine" fur jeden
einzelnen Asylsuchenden = von
5,00 - 50,00 DM in Form von
Schecks zu drucken).

- Bargeldausgabe ist nur bis zu
10 % erlaubt (wer bekommt den
Rest des Geldes)

- nicht alle Markte nehmen Gut-
scheine an (Monopol der Mérkte)
Asylsuchende werden sofort er-
kannt (Diskriminierung)

- Mehrarbeit der Markte durch
Einsendung der Gutscheine und
Kassenbon und und und ...

Fazit: Das kostet zwar dem Staat
mehr Geld und Privatfirmen kon-
nen profitieren.

Obwohl ich das alles schon ein-
mal aufgezeichnet habe spure ich
wieder hautnah, wie Verletzun-
gen und Entmiindigungen einen
Menschen treffen kénnen - und
besonders, wenn diese Person
neben mir sitzt.

Ich muf3 mich jetzt verabschieden
von Julius, habe noch ca. 500 km
in der Nacht zu fahren. Aber wie
kann man jetzt weiterhin in Kon-
takt bleiben? Alles kostet viel
Geld.

Telefonieren, Briefmarken, Fahr-
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Barbarisch. Deutsch.

karten etc.

Wir treffen folgende Vereinba-
rung: Obwohl es auch viel an
Porto kostet:

Am besten ist, dal3 er mir
schreibt, welche Schritte der An-
walt fur ihn einleiten wird, was er
ihm alles zusendet und und und.

Weiterhin kénnten wir ja telefo-
nisch in Kontakt bleiben. Das
wirde dann folgendermafen
aussehen:

Telefonischer Kontakt im Camp
Die drei Telefonzellen sind pla-
ciert drauf3en genau vor dem
Warterhauschen. Dort kann man
auch Anrufe empfangen. Natdr-
lich ist das ein Lotteriespiel, denn
es warten immer ca. 20 Leute auf
einen Anruf. Aufgrund meiner
Bedenken, daR es ziemlich kalt
ist, drauBen zu warten treffen
wir folgende Vereinbarung:

Ich kbnne ab 18.00 Uhr jede
volle Stunde einen Versuch star-
ten und falls ich nicht durchkom-
me, dann weiter zu jeder vollen
Stunde. Doch eines haben wir
vergessen abzumachen: wird er
nachts um 24.00 Uhr auch noch
in der Kalte auf meinen Anruf
warten?

Er, Julius, kann sich schon lange
keine Telefonkarte mehr leisten.
Fir jede Telefonkarte bin ich da-
her dankbar, wenn ich Freunden
diese Not(wendigkeit) erzahle.
Und ein Wiedersehen ist in der
nachsten Zukunft nicht drin, weil
die Entfernung zu weit ist. Fur
ihn ist es noch schwieriger zu
kommen, denn er braucht immer
einen "Erlaubnisschein" wenn er
seinen zustandigen Bereich ver-
lassen mochte. Oftmals verwei-
gern die Behorden auch Besuche
in andere Bezirke/Landesteile
Deutschlands.

Jedoch bin ich ihm dankbar, daf3
ich durch ihn das alles mit eige-
nen Augen sehen konnte, so dal3
ich diese Erlebnisse von ca. einer
Stunde an diesem Abend haut-
nah erfahren konnte.

.....und ich bin traurig weil: das
habe ich doch schon einmal alles
geschrieben, gebe aber die Hoff-
nung nicht auf, fur eine friedliche
Welt zu "kdmpfen".

Alle Mitglieder Organisation "THE
VOICE" die in Tambach-Dietharz
untergebracht sind,

- leben unter den gleichen Bedin-
gungen

- haben es sich zur Aufgabe ge-
macht, MiBsténde und Men-
schenrechtsverletzungen in ihrem
eigenen Land anzuprangern

- betreiben Offentlichkeitsarbeit
zu verschiedenen Themen unter-
schiedlicher Lander Afrikas

- Interessierte kdnnen diese aktu-
ellen Berichte anfordern:

"The VOICE e. V."
Furstengraben 30, 07743 Jena
Tel/Fax: 00 49/36 41/44 93 04
e-mail: gl.thuer.presse@IPN-B.
Comlink. APC.ORG(??d.Sétzer)

Abspann

* |ch hatte viel lieber einen Be-
richt schreiben wollen Uber vieles,
was ich von anderen Kulturen

auch lernen kann.

* Die Begegnungen mit der an-
deren Kultur in Deutschland
kénnte man nutzen. Urlaubser-
lebnisse aus dem Ausland, - Er-
fahrungen mit der anderen Kul-
tur - werden doch auch unterein-
ander ausgetauscht und als
REICHTUM betrachtet. Die Chan-
ce, daB wir viel von AFRIKA er-
fahren kénnen, weil die Men-
schen "Kenner ihres eigenen Lan-
des" sind, sollten genutzt werden
von Schulen, Universitaten und
anderen Institutionen.

* Afrikanisches Trommeln auf der
StraBe, Tanz und Bewegung las-
sen uns innehalten und versetzen
uns in eine Faszination.

* Wir konnten lernen "voneinan-
der".

* Wir missen "Verantwortung"
zeigen "fUreinander".

Anzeige Afrikanissimo



Burgerkriegsfllchtlinge

Burgerkriegsfllchtlin-

s Ruckkehr nach Bosnien
in Wiirde"?

Interview mit Paul Middelbeck
Nds. Innenministerium

Bettina Stang*

or kurzem ist eine Roma-
VFamiIie, die nach Bosnien

zuriickgekehrt war, zuriick-
gekommen nach Géttingen. Sie
berichtete, daR3 die Behérden in
ihrem Heimatort sich geweigert
hatten, ihre Registrierung vorzu-
nehmen und sie deshalb keine
Wohnung finden konnten. Han-
delt es sich dabei tatsachlich nur
um einen dramatischen Einzel-
fall? Es wird schlieflich oft be-
richtet, daf3 Riickkehrern in Bos-
nien-Herzegowina die Registrie-
rung verweigert wird.
Es ist in einem kriegszerstorten
Land naturlich immer ein Pro-
blem, Wohnraum zu finden.
Doch gerade in Bosnien-Herzego-
wina sind auch viele Hilfsorgani-
sationen tatig, die im Wiederauf-
bau von Wohnungen tatig sind.
Die Bosnier in Deutschland soll-
ten also nicht abwarten, bis an-
dere in diese Wohnungen einzie-
hen. Doch dieser Fall ist ja kein

Bisher wurden aber noch
keine Roma anerkannt,
weil gesagt wird,
daB eine gewisse
Diskriminierung
in allen Landern,
vielleicht auch bei uns,
stattfindet.
Die reicht so nicht aus,
um asylrelevant zu sein.

solcher Standardfall. Die Familie
erzahlte schlieBlich, daB sie nicht
registriert worden sei. Und dann
kann sie an solchen Wohnungs-
bauprojekte nicht teilhaben, und
sie bekommt dann auch keine
Hilfslieferungen.

Passiert das nach Ihrer Kenntnis
ofter?

Nur in Gemeinden, aus denen die
Ruckkehrer nicht stammen -
wenn sich um Beispiel Flichtlinge
aus Srpska in der Féderation nie-
derlassen mochten. Aber daB ei-
ne Familie in ihrem Herkunftsort
nicht registriert wird, davon
hoéren wir zum ersten Mal. So-
wohl das Daytoner als auch das
mit der Bundesrepublik getroffe-
ne Ruckfiihrungsabkommen sieht
vor, daf3 jener in seinen Heimat-
ort oder einen anderen Ort seiner
Wahl zurlickkehren kann. Die
bosnischen Behérden haben
schon mehrfach gegen diese Ab-
kommen verstoBen. Zum Beispiel
wurden in Jajce viele ortsfremde
Ruckkehr nicht registriert. Durch
Druck der SFOR und der Foderati-
onsregierung wurden die Behor-
den nun dazu bewegt, die
Flichtlinge doch aufzunehmen.
Man koénnte aus dem vorliegenden
Fall auch schlieRen, da Roma-
Familien bei ihrer Riickkehr auf

besondere Schwierigkeiten stof3en.

Der niederséachsische Erlaf3 zur
Riickkehr der Bosnier sieht hier
aber keine Sonderregelungen vor.
Warum nicht?

Bundesweit ist eine Sonderrege-
lung fiir Roma nicht vorgesehen.
Die gibt es auch nicht fur Ruma-
nien oder Rest-Jugoslawien. Die
Situation im Herkunftsland findet

* Dieses Interview von Betina Stang erschien zuerstn Asylverfahren Bertcksichti-
in der Jungen Welt vom 16. 8. 97 gung. Bisher wurde aber noch

keine Roma anerkannt, weil ge-
sagt wird, daB eine gewisse Dis-
kriminierung in allen Landern,
vielleicht auch bei uns, stattfin-
det. Die reicht so nicht aus, um
asylrelevant zu sein.

Das Dayton-Abkommen sichert ei-
ne ,Rickkehr in Wirde" zu.
Viele kehren ja in Bereiche
zurlick, die nicht véllig zerstort
sind. Das sind ganz normale Ver-
fahren wie Uberall auf der Welt.
Die Aufbauprojekte laufen aller-
dings etwas schleppend. Die Mit-
tel sollten schon letztes Jahr be-
willigt sein, einige sind es heute
noch nicht. Das ist wie in den
Ostlandern auch ein Problem der
Eigentumsordnung, weil erst ge-
klart werden mufB, welche An-
spriiche existieren, wenn ein
Haus wieder aufgebaut wird.
Seit Mai lauft die sogenannte
zweite Phase der Rickfiihrung,
wahrend der auch die Familien
zurlickkehren missen.

Wir hatten in Niedersachsen un-
gefahr 20 000 Bosnien-Fliichtlin-
ge. Am 30. Juni waren davon
noch 14 947 hier registriert.
Rund 5 000 sind also mehr oder
weniger freiwillig zurtickgekehrt.
Freiwillig kann man ja nicht sa-
gen, wenn alle wissen, daf sie
sowieso zurlick mussen. Es gab
acht Abschiebungen, doch das
waren Uberwiegend Straftater.
Ich rechne damit, da3 Ende die-
ses Jahres die Familien aus der
Foderation zurtickgekehrt sind.
Fir Moslime aus Srpska beginnt
die Ausreisefrist erst am 28. Fe-
bruar nachstes Jahres. Ganz wird
diese Phase allerdings nie abge-
schlossen sein, schlieBlich kdnnen
Altere und Traumatisierte bleiben.

5
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Burgerkriegsflichtlinge

iickfiihrung der ehemaligen
RBiirgerkriegsﬂﬁchtlinge nach
Bosnien und Hezegowina

Zur Umsetzung der in den Be-
zugserlassen getroffenen Rege-
lungen zur Ruckfihrung der bos-
nischen Burgerkriegflichtlinge
gebe ich nachfolgende Hinweise:

Ausbildungsverhiltnisse

Der BeschluB der Innenminister-
konferenz vom 26.01.1996 er-
moglichte nur denjenigen Auszu-
bildenden einen Aufenthalt zur
Beendigung der Ausbildung, de-
ren Ausbildungsverhaltnis zu die-
sem Zeitpunkt bereits begonnen
hatte. Aufgrund der seinerzeit
vorhandenen Unklarheiten Gber
die Ruckfuhrung der bosnischen
Birgerkriegsflichtlinge waren ei-
nige Unternehmen auch noch im
Laufe des Jahres 1996 bereit, mit
jungen bosnischen Burgerkriegs-
flichtlingen einen Ausbildungs-
vertrag abzuschlieBen. Um zu
vermeiden, daf3 diese Ausbil-
dungsverhaltnisse vorzeitig abge-
brochen werden und damit die
Reintegration der Flichtlinge er-
schwert und ausbildungswillige
Betriebe demotiviert werden, sind
junge bosnische Burgerkriegs-
flichtlinge, die im Jahr 1996 eine
Ausbildung begonnen haben, bis
zum AbschluB der Ausbildung zu
dulden.

Auszubildende, die im Jahr 1996
ein Berufsgrundbildungsjahr mit
einer unmittelbar anschlieBenden
Ausbildung begonnen haben,
sind ebenfalls bis zum Ende der
Ausbildung zu dulden. Das Be-
rufsgrundbildungsjahr ist nach
MaBgabe der Verordnung Uber
Berufsbildende Schulen (BbS-VO)
auf die Ausbildung anzurechnen.

Der Aufenthalt muB jedoch un-
abhangig von der Inanspruch-
nahme o6ffentlicher Mittel ge-
waéhrleistet sein und darf nicht
zur Verlangerung des Aufenthal-
tes der Familienangehérigen (El-
tern oder Geschwister) fuhren.
Ehegatten und minderjahrige
Kinder der Auszubildenden sind
ebenfalls zu dulden, soweit deren
Lebensunterhalt ohne Inan-
spruchnahme 6ffentlicher Mittel
gewahrleistet ist.

Bosnischen Burgerkriegsflichtlin-
gen, die hier ein Studium begon-
nen haben, ist unter den gleichen
Vorraussetzungen die Beendi-
gung des Studiums zu ermogli-
chen.

Weiterwanderung nach Kanada
oder Australien

Das Raphaels-Werk hat dem Bun-
desministerium des Innern mitge-
teilt, daB es nach Ricksprache
mit den Botschaften der Lander
Kanada und Australien an bosni-
sche Burgerkriegsflichtlinge kei-
ne Bescheinigungen mehr Gber
die Erfolgsaussichten der Weiter-
wanderung in diese Lander aus-
gibt.

Bosnische Burgerkriegsfluchtlin-
ge, die ein Weiterewanderungs-
begehren &uBern, jedoch keine
entsprechende Bescheinigung des
Raphaels-Werks vorlegen kénnen
oder nur eine Eingangsbestati-
gung der Botschaft tber die vor-
gelegten Einwanderungsantrage
vorlegen, ohne daf3 konkrete An-
gaben zu den Erfolgsaussichten
bzw. zu einem Interviewtermin
gemacht werden, haben keine
realistische Aussicht, in absehba-
rer Zeit ein Weiterwanderungs-
verfahren mit Erfolg abschlieBen
zu kénnen. Es besteht daher kei-
ne Veranlassung, diesen Perso-
nenkreis weiterhin von der Ruck-
fuhrung auszunehmen.

Bosnische Pisse

Seit dem 20. Juli 1197 stellt die
Republik Bosnien und Herzegowi-
na neue Reisepasse aus. Eine Ab-
lichtung des neuen Pasmusters
und einen Erlal3 des Bundesmini-
sterium des Innern an die Grenz-
schutzdirektion Koblenz fuige ich
als Anlage 1 zur Kenntnisnahme
bei.

Medizinische Versorgung in
Bosnien und Herzegowina

Das Auswartige Amt hat ein ak-
tuelles Merkblatt Uber das Ge-
sundheitswesen in Bosnien und
Herzegowina herausgegeben, das
eine Auflistung der verfigbaren
Arzneien, eine Ubersicht tber die
behabdelbaren Erkrankungen so-
wie eine Liste der vorhandenen
Krankenhauser und Dialysezen-
tren enthalt.

Niedersachsischer ErlaB:

Abschiebungen

nach Bosnien

Nds. Ml vom 16.10.1997

Zuordnung von Gemeinden und
Gemeindeteilen in Bosnien und
Herzegowina

Den Bezirksregierungen steht ei-
ne Datei mit der Auflistung aller
Gemeinde- und Gemeindeteile
der Republik Bosnien und Herze-
gowina zur Verfligung, aus der
die Zuordnung zur Republik Srps-
ka bzw. zur bosnisch-kroatischen
Foderation. und zu den einzelnen
Kantonen ersichtlich ist.

Koordinierung der MaBnahmen
zur Riickkehr bosnischer Fliicht-
linge

Die Bundesregierung hat Herrn
MdB Dietmar Schlee als Beauf-
tragten fur Flichtlingsriickkehr
und rlckkehrbegleitenden Wie-
deraufbau in Bosnien und herze-
gowina berufen. Der Beauftragte
soll in standiger Verbindung mit
den fur die Fluchtlingsruckkehr
und den Wiederaufbau zustandi-
gen deutschen und bosnischen
Stellen stehen, um die Flicht-
lingsrickkehr mit dem begleiten-
den Wiederaufbau zu koordinie-
ren und zu beschleunigen.

Dem Beauftragten ist ein Arbeits-
stab zugeordnet, der unter fol-
gender Anschrift und Telefon-
nummer erreichbar ist:

Beauftragter der Bundesregie-
rung fur Flichtlingsrickkehr und
rickkehrbegleitenden Wiederauf-
bau in Bosnien und Herzegowina
Graurheindorfer Str.198

53117 Bonn

Tel.: 0228-681-0

oder 0228-681-5013 und --5009
(Geschaftsstelle)

Telefax: 0228-681-4169

oder --4170

Der frihere EU-Verwal-
ter in Mostar, Hans
Koschnick, hat das
»,Mobbing" von bosni-
schen Fluchtlingen ange-
prangert. Allein aus Nie-
dersachsen hatten ihn
mehr als 200 Hilferufe
von bosnischen Fliicht-
lingen erreicht, sagte er
der Hannoverschen All-
gemeine Zeitung. So wer-
de bosnischen Flichtlin-
gen nicht ermdglicht, ih-
re Ausbildung zu been-
den.
Landesinnenminister
Gerhard Glogowski
(SPD) sagte, von den 200
Fallen sei ihm nichts be-
kannt.

Er werde den Vorwirfen
nachgehen...



Fliichtlinge letzter und
vorietzter Klasse

Abgelehnte Asylbewerber werden

Straftatern gleichgestellt

Nds. Innenministerium deckt Erla der

Bezirksregierung Weser-Ems*

Das folgende Schreiben ist als Er-
lal3 der Bezirksregierung bei der
Stadt Osnabriick eingegangen.
Der Osnabricker Rechtsanwalt
Neuhoff erhielt es auf seine An-
frage beim Niederséchsischen In-
nenministerium, ob der Abschie-
bestop fur Burgerkriegsflichtlin-
ge aus der Republik Srpska, die
kroatischer oder muslimischer
Volkszugehérigkeit sind, auch fir
abgelehnte Asylbewerber gilt.
Dies ist nach Auffassung der Be-
zirksregierung nicht der Fall. Die
nds. Auslanderbeauftragte be-
statigte, dal3 auch das Innenmini-
sterium dieser Auffassung zu-
neigt.

Das hat laut Rechtsanwalt Neu-
hoff in naher Zukunft zur Konse-
quenz, daB die im Land Nieder-
sachsen lebenden abgelehnten
Asylbewerber aus der Republik
Srpska abgeschoben werden
kénnen, wo hingegen die véllig
gleich gelagerten Félle derjeni-
gen, die ihren Asylantrag recht-
zeitig vor dem 1.4. 1996 zurtick-
genommen haben, bis Februar
1998 bleiben kénnen. Eine seines
Erachtens véllig absurde Situati-
on. Beide Fltichtlingsgruppen sind
gleich schutzwdrdig.

Auslinder-/ Asylrecht;
Riickfithrung der ehemaligen Biir-
gerkriegsfliichtlinge nach Bosni-
en-Herzegowina;

Anwendung des Abschiebungs-
stopps vom 12.06.1997

Sie haben angefragt, wie nach
dem ErlaB des Niederséachsischen
Innenministeriums vom 12.6.97

mit den Personen zu verfahren
ist, deren Asylverfahren jetzt
durch eine negative Entscheidung
des Bundesamtes zum Abschluf3
gebracht wurde.

Der Abschiebungsstopp vom
12.06.1997 betrifft nur die kroa-
tischen und bosniakischen Volks-
zu-gehorigen; die nach den Erlas-
sen als Burgerkriegsflichtlinge im
eigentlichen Sinne bezeichnet
werden kénnen. Zu diesem Per-
sonenkreis zadhlen weder Strafta-
ter und nach dem 15.12.1995
eingereiste Personen noch Asyl-
bewerber; die lhren Asylantrag
nicht bis zum 30. 04. 1996
zurlGckgenommen haben. So lau-
ten auch die Ausfihrungen auf
der Mitte von Seite 2 des Erlasses
vom 12. 06.1997 wobei die bei-
spielhafte Aufzahlung nicht ab-
schlieBend ist.

Abgelehnte Asylbewerber kdnnen
sich somit auf den Abschiebungs-
stopp nicht berufen, obwohl sie
letztlich bei einer Rickkehr in die
Heimatgebiete die gleiche Situati-
on erwartet Bezogen auf Rick-
fuhrung der Burgerkriegsflicht-
linge hat sich die deutsche Seite
jedoch nach dem Ruckibernah-

Burgerkriegsfllchtlinge

meabkommen mit der Regierung
von Bosnien-Herzegowina ver-
pflichtet, die tatsachliche Ent-
wicklung in Bosnien-Herzegowina
zu berticksichtigen (siehe Artikel
5 Abs. 1 Nr. 3 des Abkommens).
Dieser Aspekt greift jedoch nicht
fur die Personen durch, die nicht
unter den Abschiebungsstopp
vom 12.06.1997 fallen, da es
sich hierbei um deutlich weniger
Personen handelt und auch im
Gebiet der Republika Srpska trotz
der schlechteren Lage gewisse
Aufnahmekapazitdten bestehen.
Nicht zuletzt bleibt der Verweis
auf die Méglichkeit fur die
Flichtlinge, in ein anderes Gebiet
Bosnien-Herzegowinas zu gehen.
Entscheidend fur die Frage, ob
abgelehnten Asylbewerbern aus
dem Gebiet der Republika Srpska
Duldungen ausgestellt werden
konnen, bleibt damit das Vorlie-
gen der Voraussetzungen des §
55 Abs. 4 AuslG. Da in diesen
Fallen das Bundesamt fur die
Feststellung von Abschiebungs-
hindernissen nach § 53 AuslG.
zustandig ist, kann die Auslan-
derbehérde nur die weiteren im
personlichen bzw. individuellen
Bereich liegenden Duldungsgriin-
de Uberprufen. m

Barbel Bohley zur Duldung
bei tatsachlicher Unmoglichkeit

der Abschiebung

Am 6.8.97 als Zeugin vor dem Verwaltungsgericht Berlin vernommen,
bemerkte Frau Bohley unter anderem, daB in dem Foderationsgebiet
- bosnische Rickkehrer mit illegalen Kriegssteuern rechnen mussen
(dies trotz Bekundungen der Ungesetzlichkeit durch Foderations- bzw.
Kantonsminister); die Hohe belaufe sich auf zwischen DM 200 und
DM 3.600 pro Jahr der Abwesenheit und Person;

- ohne die Begleichung der Kriegssteuer eine Registrierung regel-

maBig nicht moglich sei;

- immer mehr Gemeinden eine Registrierung wegen der groen Zahl

der Rickkehrer verweigerten;

- eine Registrierung auBerhalb der Herkunftsgemeinde durch Ver-
wandte, Bekannte oder UNHCR , vermittelt" werden muBte,

- Roma besondere Schwierigkeiten bei der Registrierung haben,

- teilweise auch registrierten Ruckkehrern Hilfsleistungen verweigert

wrden.

Auch der ,Ruckfihrungsbeauftragte" der Bundesregierung Schlee be-
dauerte in einem Interview die Kriegssteuerpraxis.

Unterdessen sind It. Umfrage der Nachrichtenagentur Reuters bei den
Landesinnenministerien von 345.000 erfaBten bosnischen Kriegs-

flichtlingen Gber 75.000 in ihre Heimat zuriick. Die Gefahr eines Krie-
ges wird von Auguren inzwischen geringer eingeschatzt, nachdem
die Clinton-Administration sich fur einen verldngerten Einsatz ameri-

*Erlafd der Bezirksregierung Weser-Ems vom 25.08.199 kanischer Truppen in Bosnien und Herzegowina ausgesprochen hat.
Main Zeichen (kein Druckfehler! Red.) 301/305.35-12231/1{ *aus ZDWF/Asylmagazin 5/97
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Ehe und Familie

Ehe und Famil

Radio Eriwan:

Schutz von Ehe und Familie in
der Bundesrepublik Deutsch-
land?- Radio Eriwan: Im Prinzip
Ja, es sei denn, es handelt sich
um Mischehen mit Fltichtlingen.

Ich hétte diesen Begriff, mit dem
die Nazis Ehen zwischen “Ariern”
und Juden markierten, hier kaum
benutzt, wenn er nicht tatsach-
lich wieder von deutschen
Behorden angewandt wirde.

EheschlieBung mit Fltichtlingen,
insbesondere Asylbewerberinnen
- und erst recht mit “lllegalen” -
kommt in Deutschland einer
Straftat gleich, begriindet sie
doch einen politisch und amtlich
héchst unerwinschten Aufent-
haltsstatus.

EheschlieBungen werden oft mit
allen Mitteln verhindert: blitz-
schnelle Abschiebung, bevor das
Aufgebot bestellt werden kann,
Festnahme auf dem Standesamt,
bevor die EheschlieBung amtlich

werden kann, oder, wenn sich
das nicht verhindern lie3, bei
standesamtlich geschlossenen
Ehen: Versagung der Nachzugs-
genehmigung unter irgendeinem
Vorwand, - zuwenig Wohnraum
0.4.

Eher werden Ehen und Familien
zerschlagen und Ehepartner in
die lllegalitdt und Kriminalitdt ge-
zwungen, als daB Flichtlinge
durch dies Nadelohr in die Fest-
ung Europa gelassen wirden.

Der behoérdlich-logische Zusam-
menhang zwischen “Schein-Asy-
lanten” und “Schein-Ehen” be-
fligelt die aufdeckende Sozialar-
beit in den Kommunen. Inzwi-
schen wurde auch schon im Ehe-
bett deutscher Sozialhilfe-Emp-
fanger geschndiffelt, - ob es
denn auch tatsdchlich gemein-
sam genutzt wurde.

Der Einsatz politischer Polizei ist
einstweilen noch auf Flichtlinge
beschrénkt, wie der folgende Be-
richt aus Freiburg zeigt:

Anklage wegen "Scheinehe"
VerstoB gegen das Auslanderlnnengesetz*

nter diesem Vorwurf fan-
U den in den letzten Wochen

vor dem Freiburger Amts-
gericht zwei Verhandlungen/Ver-
fahren statt.
In beiden Verfahren endete die
Anklage mit Freispruch. Der Hin-
tergrund beider Prozesse ist dhn-
lich.

Etwa vor einem Jahr gab es im
Vorfeld dieser Anklagen Nachfor-
schungen der politischen Polizei
gegenuber als "PKK-Angehérige"

verdachtigen Kurden. Junge kur-
dische Manner wurden obser-
viert, in diesem Zusammenhang
fand die Polizei heraus, daB3 zwi-
schen ihrem -amtlich gemelde-

ten- Aufenthaltsort und dem fak-

tischen Wohnort Unterschiede

bestanden. Teilweise hielten sich
die Méanner bei ihren Familienan-
gehorigen auf, in der Regel aber
nicht bei den mit ihnen verheira-

teten (deutschen) Frauen. Es stell-

te sich durch diese Observation
auch heraus, daB Reisen in die

GG Art.6, Satz I:

Ehe und Familie stehen
unter dem besonderen
Schutz der staatlichen

Ordnung

Turkei gemacht wurden - bis hin
nach Gaziantep (obwohl zuvor
Asylantrage erfolglos verlaufen
waren). Zu diesen Reisen hatten
die Kurden (teilweise) ihre
Freundinnen mitgenommen; die
offiziell verheirateten Frauen hiel-
ten sich zu der Zeit in Deutsch-
land auf.

Infolge der hierdurch bestehen-
den "Verdachtsmomente" wurden
per Beschluss des Amtsgerichts
Hausdurchsuchungen durchge-
fuhrt; zum einen beim gemelde-
ten, gemeinsamen Aufenthaltsort
der Ehepaare, wie auch bei dem
tatsachlichen Aufenthaltsort der
Kurden - in der Regel bei ihren
Familien. Unbekannt ist, ob diese
Durchsuchungen auch bei den
Freundinnen der Manner statt-
fanden.

Die Polizei gibt aus diesen Durch-
suchungen bekannt, daB keinerlei
Anzeichen flr eine gemeinsame
Wohnung bestdnden hatten, z.b.
seien in der - gemeinsamen -
Wohnung "keine Frauenkleider"
gefunden worden. Der Mietver-
trag einer (gemeinsamen) Woh-
nung sei nur auf den Namen des
Mannes ausgestellt gewesen.
(Fortsetzung S.16 unten)

Ein aktuelles Dramal
spielt sich z.Z. bei
Familienzusammen-
fuhrungen mit kur-
dischen Ehepart-
nern aus dem “auto-
nomen Gebiet” im
Nord-Irak ab:

die deutsche Bot-
schaft in Ankara
akzeptiert die unter
UNO-Aufsicht aus-
gestellten Passe
nicht,

sondern besteht auf
“echten” Passen aus
Bagdad.

Hierfiir soll ein Er-
lal3 der Bundesregie
rung vorliegen.

Dies betrifft aktuell
ca. 150 Antragstelle
rinnen in Ankara.

* Bericht der SAGA Freiburg, Gbermittelt durch kmii-Info 36



Die auslanderrechtliche

Ermittiung von
"Scheinehen"

Regierungsdirektor Dr. Thilo Weichert*

Dieser Beitrag ist zuerst in der NVwZ erschienen.

Wir danken dem Verlag C.H.Beck
fur die Nachdruckgenehmigung.

eit einigen Jahren wird eine
SDiskuss/on uber die familien-

, die personenstands- und
die ausldnderrechtliche Bewer-
tung und Behandlung von
'Scheinehen" gefuhrt. Auch in
den Medien wird immer wieder
problematisiert, da3 Ausldnderin-
nen, vor allem aber ménnliche
Auslénder, tber eine Ehe-
schlieBung ihren Aufenthaltssta-
tus in der Bundesrepublik abzusi-
chern versuchen. Zur Feststellung
der nur zum "Schein" eingegan-
genen Familienbeziehungen mus-
sen die zustdndigen Behérden
zwangslaufig in den "Intimbereich
Familie" eindringen. Damit
kommt die Privatsphdre der Be-
troffenen, deren allgemeines Per-
sénlichkeitsrecht in der besonde-
ren Form des Rechts auf informa-
tionelle Selbstbestimmung, ins Vi-
sier der Ausldnderbehérden.

*Dr. Weichert ist stv. Leiter

des niedersachsischen Landesamtes fur Datenschut\z/\.”rd'B)

I. Relevanz der Uberpriifung des
Vorliegens einer Lebensgemein-
schaft

Behordliche Scheinehentberpri-
fungen erfolgen in einem be-
trachtlichen Umfang.1) Die recht-
lichen Ansatzpunkte fiir die Uber-
prifung ehelicher Lebensgemein-
schaften liegen im Auslanderge-
setz bei der Erteilung von Aufent-
haltsgenehmigungen. Das Beste-
hen einer ehelichen oder fami-
lidren Lebensgemeinschaft im
Bundesgebiet in einer deutsch-
auslandischen oder auslandisch-
auslandischen Partnerschaft kann
Voraussetzung sein fir die Ertei-
lung einer Aufenthaltserlaubnis
(8§ 17 Abs. 1, 23 Abs. 1 Nr. 1
und Abs. 3 Satz 2 AuslG), einer
unbefristeten Aufenthaltserlaub-
nis (§ 25 Abs. 1i.V.m. § 24, § 25
Abs. 3 AuslG), einer Aufenthalts-
berechtigung (§ 27 Abs. 3 Nr. 2
u. Abs. 4 AuslG) oder einer Auf-
enthaltsbewilligung (§ 29 Abs. 1
u. 3 AuslG). Das Bestehen bzw.
Herstellen der ehelichen Lebens-
gemeinschaft hat also aufent-
haltsrechtliche Bedeutung. Wird
von einer Ausldnderbehérde eine
"Scheinehe" festgestellt, so kann
dies zu aufenthaltsbeendenden
MaBnahmen fuhren. Teilweise
wird sogar die Ansicht vertreten,
das Eingehen einer Scheinehe
laufe deutschen Interessen zuwi-
der, weshalb bei deren Vorliegen
ein Ausweisungsgrund nach § 45
Abs. 1 AuslG bestehe.2)

Eine formell korrekt geschlossene
Ehe ist gultig, auch eine "Schein-
ehe", mit der (nur) der Erwerb ei-
nes Aufenthaltstitels fir den aus-
landischen Ehepartner angestrebt
Bei der "Scheinehe" ist ei-

Ehe und Familie

ne eheliche Lebensgemeinschaft
von vornherein nicht beabsich-
tigt.4) Sie gilt nach Art. 6 Abs. 1
GG nicht als schutzwiirdig.5) Art.
6 GG schitzt nach standiger
Rechtsprechung nur den Willen
der Ehepartner, ihre Ehe im Bun-
desgebiet zu fuhren, nicht aber
die bloBe Tatsache des Verheira-
tetseins. Zwar entfaltet Art. 6 GG
auch zugunsten getrennt leben-
der Eheleute eine Schutzwirkung.
Sowohl das BVerfGe6) als auch
das BVerwG7) haben aber darauf
hingewiesen, daB3 der Schutz der
Ehe es nicht gebietet, allen Ehe-
gatten von Deutschen eine Auf-
enthaltsgenehmigung zu erteilen,
sondern nur den Ehegatten, die
mit ihrem deutschen Ehepartner
auch faktisch zusammenleben.
Argument: Wer getrennt leben
will, braucht nicht in demselben
Land leben.8)

Il. Die auslanderrechtliche
Scheinehenermittlung

Nach § 75 Abs. 1 AuslG durfen
die Auslanderbehérden zum
Zweck der Ausfihrung auslédnder-
rechtlicher Bestimmungen perso-
nenbezogene Daten erheben, so-
weit dies zur Erfullung ihrer Auf-
gaben erforderlich ist. Ist das Be-
stehen einer ehelichen Lebensge-
meinschaft Voraussetzung fr die
Erteilung von Aufenthaltstiteln,
so kann die Datenerhebung erfol-
gen. Hierbei missen jedoch ver-
fassungsrechtliche Vorgaben be-
achtet werden. Betroffen sind
das aus den Art. 1 Abs. 1 und 2
Abs. 1 GG abgeleitete Grund-
recht auf informationelle Selbst-
bestimmung9) und der Schutz
der Ehe und Familie nach Art. 6
GG, dem auch eine informations-

(SchiuB von S.I5:)

Zur Erklarung dieser Entwicklung
gaben die Kurden teilweise an,
daB es in der Ehe gekriselt habe,
diese Krise Gberwunden worden
sei; oder dalB3 es infolge des ange-
spannten Wohnungsmarktes un-
maoglich gewesen ware, umge-
hend eine gemeinsame Wohnung
zu finden, so daB z.b. die Ehefrau
noch bei ihren Eltern verblieben
sei. Die Rechtsbeistdnde argu-
mentierten, dal3 keine Beweise fir
einen Verstof3 vorliegen wirden,

zumal sich die Nachforschungen
der Polizei nicht auf den Zeit-
punkt direkt vor/nach der Ehe-
schlieBung bezogen hétten, son-
dern z.t. Monate spéater begon-
nen hatten. Auch kénne nicht ge-
klart werden, ob sich der jeweili-
ge Mann nicht z.b. bei seiner
Frau aufgehalten hatte, die zu der
Zeit noch in der elterlichen Woh-
nung lebte. Uberdies gabe es
auch - in deutschen Ehen - z.B.
rein finanzorientierte Griinde ei-
ner EheschlieBung, die nicht

nachgeforscht wirden.

Die Antrage der Staatsanwalt-
schaft, DM 1.000 als Geldstrafe
(mit den negativen Folgen fir das
Ausldnderamt) zu verhangen,
wurden daher abgelehnt. U.a.
nannte das Gericht als Begriin-
dung, zum Zeitpunkt der Ehe-
schlieBung lag kein Beweis vor,
daB diese Ehe allein aus "Schein-
griinden" geschlossen worden sei,
die Ermittlungen der Polizei hat-
ten jeweils erst spater eingesetzt.
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rechtliche Bedeutung zu-
kommt.10)

Der Begriff der "ehelichen Lebens-
gemeinschaft' wird in § 1353
BGB verwendet. Nach den Vor-
stellungen des Gesetzgebers han-
delt es sich dabei um eine Part-
nerschaft gleichen Rechts und
gleicher Pflichten mit besonderen
Anforderungen an gegenseitige
Rucksichtnahme und Selbstdiszi-
plin, Mitsprache und Mitentschei-
dung.11) Der Vollzug des Ge-
schlechtsverkehrs ist nicht konsti-
tuierend. Ebensowenig kann aus
der Verpflichtung der Ehegatten
untereinander zur hauslichen Ge-
meinschaft12) abgeleitet werden,
daB bei Fehlen einer Hausge-
meinschaft keine Lebensgemein-
schaft besteht. Relevant ist, da
beide Partner ein eheliches Zu-
sammenleben wollen und in ir-
gendeiner Form praktizieren; die
konkrete Ausgestaltung ist allein
Sache der beiden Ehepartner.13)

Es ist rechtlich kaum angreifbar,
daB die Antragsteller einer Auf-
enthaltsgenehmigung, soweit
dies auslanderrechtlich relevant
ist, Angaben machen mdssen, ob
sie als Ehegatten getrennt leben.
Es wird auch als angemessen an-
gesehen, daB bei einem Antrag-
steller, der hiertiber keine Er-
klarung abgibt, davon ausgegan-
gen wird, daB er vom Ehegatten
getrennt lebt.14) Problematisch
sind die Félle, in denen Zweifel
an der Richtigkeit der Angaben
eines Auslanders bzw. einer Aus-
landerin, in einer ehelichen Le-
bensgemeinschaft zu leben, bei
den Behorden bestehen und da-
her Ermittlungen durchgefihrt
werden. Dies gilt erst recht, wenn
ermittelt wird, ohne daf3 derarti-
ge Zweifel eine Grundlage hat-
ten.

Nach Auffassung des BVerwG
darf die Auslanderbehérde bei
berechtigtem AnlaB prifen, ob
der Wille der Ehegatten, die Ehe
im Bundesgebiet zu fihren, nur
vorgetduscht ist. Es widerspreche
nicht den Verfassungsgeboten,
die Menschenwirde sowie Ehe
und Familie zu achten und zu
schltzen, wenn die Auslander-
behoérde ihr bekannt werdende
duBere Anhaltspunkte aufgreift,
die Eheleute befragt und sodann
aufgrund einer Wirdigung ihrer

Angaben entscheidet.15)
Grundsatzliche Zweifel an der
Scheinehentberprifung meldete
dagegen das BVerfG an, als es
darauf verwies, daB diese
zwangslaufig zur Kenntnis von
Umstanden aus dem hochstper-
sonlichen Bereich der Betroffenen
fhhrt: "Es ware mit Art. 1 Abs. 1
GG i.V.m. 2 Abs. 1 GG jedoch
schwerlich vereinbar, wenn die
Verwaltung es unterndhme, sich
diese Kenntnis von Amts wegen
zu verschaffen. Nicht anders wa-
re es zu beurteilen, wenn den Be-
troffenen vorbehaltlos die Last
auferlegt wirde darzutun, daB es
sich bei ihrer Ehe nicht um eine
'Scheinehe' handle".16) Ein An-
knlpfen an duBere Umstéande
wie das Zusammenwohnen, un-
ter Ausklammerung des hochst-
personlichen Bereichs, wird von
der Rechtsprechung jedoch fur
maoglich angesehen.17)

I1l. Datenerhebung bei den
Betroffenen

Nach § 75 Abs. 2 Satz 1 AuslG
sind Daten grundsatzlich beim
Betroffenen zu erheben. Bei an-
deren Stellen darf eine Datener-
hebung nicht erfolgen, wenn die
Information von den Betroffenen
selbst erlangt werden kann. Dies
entspricht der in § 70 AuslG ge-
regelten Darlegungslast.18) Nach
§ 75 Abs. 3 AuslG sind die Be-
troffenen auf die der Datenerhe-
bung zugrundeliegenden Rechts-
vorschriften hinzuweisen. Ge-
nannt werden muB hierbei nicht
nur die Datenerhebungsbefugnis
nach § 75 AuslG, sondern auch
die konkrete aufenthaltsrechtliche
Regelung, deren Voraussetzun-
gen festgestellt bzw. kontrolliert
werden sollen.

Zur Feststellung der Ehe bzw. der
"Scheinehe" bedienen sich Aus-
landerbehorden unterschiedlicher
Methoden. RegelméaBig wird den
Ehepartnern eine Erkladrung vor-
gelegt, in der sie angeben sollen,
wo sie gemeinsam wohnen, daf3
sie in ehelicher Gemeinschaft le-
ben und einen gemeinsamen
Haushalt fihren, und daB3 ein
Scheidungsverfahren weder an-
hangig noch beabsichtigt bzw.
eine Trennung nicht beabsichtigt
ist. Eine entsprechende Erklarung
ist zweckdienlich fur die Feststel-
lung der ehelichen Lebensge-

meinschaft und daher zuldssig.
Ebenso zweckdienlich sind Er-
klarungen zum Wohnsitz. Dabei
darf jedoch nicht der Eindruck er-
weckt werden, daB8 das Vorhan-
densein von Zweit- und Neben-
wohnungen oder weiteren
Wohnsitzen ein ausreichendes In-
diz zur Verneinung einer Lebens-
gemeinschaft sei.

Eine Rechtspflicht, der Auslander-
behérde Anderungen der persén-
lichen Verhéltnisse in Bezug auf
die eheliche Lebensgemeinschaft
(unverzlglich) mitzuteilen, wie es
gelegentlich von Auslanderbehor-
den behauptet wird, besteht
nicht. § 70 Abs. 1 Satz 1 AuslG,
der eine Mitwirkungspflicht des
Auslénders begriindet, bezieht
sich nur auf "fur ihn glnstige
Umstande". Das Nicht-(Mehr-)Be-
stehen einer ehelichen Lebensge-
meinschaft ist kein solcher giin-
stiger Umstand.

Das Bestehen einer deutsch-aus-
landischen Ehe oder einer auslan-
disch-auslandischen Ehe, bei der
nur ein Teil einen gesicherten
Aufenthalt hat, allein rechtfertigt
noch keine besondere Ermittlun-
gen. Ebenso wenig genlgt es,
daB der auslandische Ehepartner
aus einem bestimmten Her-
kunftsland kommt. Flachen-
deckende Uberpriifungen zum
Auffinden von Anhaltspunkten
fur das Vorliegen von Scheinehen
sind unzuléssig. Es missen im
Einzelfall konkrete Anhaltspunkte
fur das Vorliegen einer Scheinehe
vorliegen, um weitere Ermittiun-
gen bei Dritten zu rechtfertigen.
Es bedarf eines konkreten Ver-
dachts.19)

Vielfach wird das Bestehen von
getrennten Wohnsitzen bzw. das
Fehlen einer gemeinsamen eheli-
chen Wohnung als ein Indiz fur
das Bestehen einer Scheinehe an-
gesehen.20) Allein das Bestehen
einer Zweitwohnung genlgt
nicht fur die Annahme eines
Scheinehe-Verdachtes. Die eheli-
che bzw. familidre Lebensge-
meinschaft setzt keine hausliche
Gemeinschaft voraus.21) Bei Vor-
liegen einer Zweitwohnung be-
steht im besten Fall eine fur die
Auslanderbehdrde zu Gberpri-
fende Betroffenenangabe, die ei-
ne Nachfrage bei den Betroffe-
nen selbst rechtfertigt. Oft kon-



nen die Grinde flr den Zweit-
wohnsitz einfach und plausibel
von diesen erklart und belegt
werden (z.B. bei Arbeits- oder
Ausbildungsverhaltnissen an ei-
nem anderen Ort).22) Erst wenn
fur den Zweitwohnsitz keine
plausible Erklarung abgegeben
wird, kédnnen Anhaltspunkte an-
genommen werden, die weitere
Ermittlungen rechtfertigen. Um-
gekehrt ist das Zusammenleben
von Eheleuten in einer Wohnung
ein klares Indiz fur das Bestehen
einer Lebensgemeinschaft.23)

Als Indizien fur "Scheinehen" wer-
den folgende Umstande angese-
hen: kirzliche Ablehnung eines
Asylantrags, Studium soeben be-
endet, Herkunft aus bestimmten
Dritte-Welt-Landern (Indien, Paki-
stan, Bangladesch, Ghana, Nige-
ria, Gambia, Turkei), Heirat im
Herkunftsland des nichtdeut-
schen Partners, groBBer Altersun-
terschied, fehlende sprachliche
Kommunikationsméglichkeit, Zu-
gehorigkeit des deutschen Part-
ners zu einer sozial schwachen
Bevolkerungsgruppe, Vermittlung
durch eine auf "derartige Falle"
spezialisierte Agentur, Herkunfts-
land mit niedriger Asyl-Anerken-
nungsquote, befristete bzw. aus-
laufende Aufenthaltsgenehmi-
gung, bisher illegaler Aufenthalt,
haufige, zeitlich kurze Vore-
hen24). Ob diese oder weitere In-
dizien die Annahme einer
"Scheinehe" rechtfertigen, hangt
von der Gesamtwdrdigung der
Umstande des Einzelfalls ab.
Hierbei hat die Auslanderbehérde
zu berlcksichtigen, daB die Her-
stellung einer ehelichen Lebens-
gemeinschaft in ihrer ndheren
Ausgestaltung zur geschitzten
Privatsphére der Ehegatten
gehort.25) Kaum noch akzepta-
bel ist es, wenn die "besondere
Dringlichkeit der EheschlieBung"
oder "besondere korperliche
und/oder geistige Gebrechen
der/des deutschen Verlobten" als
Indiz fur eine Scheinehe herange-
zogen werden.26)

Bei der Befragung der Betroffe-
nen werden teilweise Fragebdgen
verwendet, die beiden Eheleuten
unabhangig voneinander vorge-
legt werden. Dies ist nicht zu be-
anstanden, wenn konkrete An-
haltspunkte fir das Nichtbeste-
hen einer Lebensgemeinschaft

bestehen. Der Intimbereich der
Ehe mul3 aber einer behérdlichen
Ausforschung entzogen blei-
ben.27) Unzulassig sind daher
Fragen nach konkreten Sexual-
praktiken oder danach, ob Uber-
haupt "ehelicher Beischlaf" er-
folgt. Derartiges ist auch nicht
geeignet, das Bestehen einer ehe-
lichen Lebensgemeinschaft fest-
zustellen. Problematisch sind
auch folgende Fragen: "Wer hat
das Hochzeitskleid gekauft? Wer
hat die Eheringe ausgesucht?
Wann und wo haben Sie Eherin-
ge und Brautkleid gekauft? Ha-
ben Sie fur die EheschlieBung
Geld erhalten? Welche gemeinsa-
men Hobbys haben Sie? In wel-
cher Sprache verstandigen Sie
sich bzw. wer Gbersetzt? Wer
macht die Hausarbeit, wer kocht,
geht einkaufen? Wie, durch wen
und wo haben Sie sich kennen-
gelernt? Haben Sie gemeinsame
Bekannte, wenn ja: Namen, Vor-
name? Haben Sie gemeinsam Ur-
laub gemacht, wenn ja, wo? Wie
halten Sie den Kontakt zu lhrem
Ehepartner aufrecht? Wie oft te-
lefonieren Sie miteinander? Wie
oft schreiben Sie sich?"28)

Selbst wenn die Befragten die
Unzuldssigkeit solcher Fragen
kennen oder auf die "Freiwillig-
keit" der Beantwortung hingewie-
sen werden, werden sie sich
durch das Risiko des Verlustes ei-
nes Aufenthaltstitels unter Druck
fahlen, diese zu beantworten.
Den Intimbereich berihrende Fra-
gen sind daher absolut unzulés-
sig. Unproblematisch ist ein An-
knUpfen an duBere Umstdnden
(Wohnung, Aufenthalt, Eltern,
Geschwister, Kinder, Identifizie-
rungsdaten, Beruf, Bestreiten des
Lebensunterhalts). Auch die Be-
antwortung dieser Fragen ist frei-
willig. Hierauf mussen die Befrag-
ten hingewiesen werden (vgl. § 4
Abs. 2 BDSG).

Besteht kein konkreter Grund zu
der Annahme, daf3 eine Ankindi-
gung den Ermittlungszweck ver-
eiteln wirde, bedarf es im Hin-
blick auf den Schutzbereich des
Art. 6 GG und Art. 13 GG (Un-
verletzlichkeit der Wohnung) so-
wie wegen des Grundsatzes der
VerhaltnismaBigkeit bei Hausbe-
suchen zur Feststellung der eheli-
chen Lebensgemeinschaft einer
begriindeten Ankiindigung. Bei
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der Uberpriifung ist den Betroffe-
nen mitzuteilen, aus welchen
Grinden der Verdacht einer
"Scheinehe" besteht. Auch sollte
mitgeteilt werden, welche Aspek-
te fur die Uberpriifung wichtig
sind. Die Betroffenen sind nicht
verpflichtet, die Bediensteten der
Auslanderbehérde in die Woh-
nung einzulassen. Da hierfur kei-
ne gesetzliche Grundlage be-
steht, kann das Betreten der
Wohnung durch Ermittler auch
nicht zwangsweise durchgesetzt
werden.

IV. Datenerhebung bei Dritten

Eine Datenerhebung ohne Mit-
wirkung des Betroffenen ist nach
§ 75 Abs. 2 Satz 2 AuslG zulas-
sig, wenn die Mitwirkung des Be-
troffenen nicht ausreicht oder ei-
nen unverhéltnismaBigen Auf-
wand erfordern wirde (Nr. 3),
die zu erfullende Aufgabe ihrer
Art nach eine Erhebung bei an-
deren Personen oder Stellen er-
forderlich macht (Nr. 4) oder es
zur Uberprifung der Angaben
des Betroffenen erforderlich ist
(Nr. 5). Von Seiten der Auslander-
behdrden kann nicht geltend ge-
macht werden, daR eine Beteili-
gung und eine vorherige Infor-
mierung aus der Natur der Sache
heraus nicht méglich ist.29) Pau-
schale Vermutungen oder allge-
meine Unterstellungen rechtferti-
gen ein Abriicken vom Grundsatz
des Vorrangs der Erhebung beim
Betroffenen nicht. Liegen die
Grinde nach § 75 Abs. 2 Satz 2
Nr. 3 und 4 AuslG fir die Date-
nerhebung bei Dritten vor, so
muB geprift werden, inwieweit
schutzwlrdige Interessen der Be-
troffenen beeintrachtigt werden
(§ 75 Abs. 2 Satz 3 AuslG). Die
Auslénderbehoérde hat, soweit
dies aus fachlichen Grinden
nicht unangebracht ist, die Be-
troffenen Uber die Datenerhe-
bung bei Dritten zu unterrichten,
so dal3 diese gegebenenfalls Hin-
weise auf schutzwirdige Interes-
sen geben kénnen.30) Teilweise
wird bestritten, daB in Hinblick
auf Art. 6 GG die Datenbeschaf-
fung bei Dritten Gberhaupt ver-
héltnismaBig ist.31)

Ermittlungen beim Arbeitgeber
kénnen zu einer Voreingenom-
menheit oder gar zu arbeitsrecht-
lichen Schritten des Arbeitgebers
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fuhren und betreffen daher
schutzwirdige Betroffeneninter-
essen. In jedem Fall sind die Be-
fragten darauf hinzuweisen, daf
sie zu einer Aussage nicht ver-
pflichtet sind. Heikel sind auch
Erhebungen bei den (deutschen)
Eltern (und Verwandten), da die-
se nicht selten die Bindung ihres
Kindes zu einem Auslander oder
einer Ausldnderin ablehnen. Eine
Befragung kann also auf eine
starke subjektive Voreingenom-
menheit stoBen; im Ergebnis
kénnen falsche und auch das ei-
gene Kind belastende Aussagen
herauskommen. Im Rahmen von
strafrechtlichen Ermittlungsver-
fahren besteht ein Zeugnisverwei-
gerungsrecht der Eltern, ebenso
wie der Kinder, GroBeltern und
Enkel (§ 52 StPO, dazu s.u.). Im
Rahmen rein auslanderrechtlicher
Ermittlungen ist eine Befragung
von Verwandten im Hinblick auf
Art. 6 GG nur verhaltnismaBig,
wenn die Betroffenen dieser aus-
dricklich zugestimmt haben.

V. Zustandigkeiten

Ermittlungen werden durch Aus-
landerbehorden nach § 63 Abs. 1
AuslG oder durch den Polizeivoll-
zugsdienst vorgenommen.32) Ei-
ne polizeiliche Zustandigkeit er-
gibt sich weder aus den enume-
rativ aufgezahlten auslédnder-
rechtlichen Kompetenzen (§ 63
Abs. 5 und 6 AuslG), noch aus
einer Eilzustandigkeit (z.B. § 2
Abs. 1 PolG Ba.Wui.) oder einer
eigenstandigen polizeirechtlichen
Regelung. Es wird teilweise zu
Unrecht die Ansicht vertreten, die
Polizei kdnne im Rahmen der
Amtshilfe tatig werden.33) Bei
der Datenverarbeitung besteht
"ein - amtshilfefester - Schutz ge-
gen Zweckentfremdung durch
Weitergabe- und Verwertungs-
verbote".34) Dies gilt auch fur die
Datenerhebung; das Risiko der
Nutzung der in Amtshilfe erhobe-
nen Daten zur eigenen Aufgabe-
nerflllung der helfenden Behérde
(hier der Polizei) entspricht dem
einer Zweckentfremdung. Fur
diese Form der "gesteigerten
Amtshilfe" bedarf es einer gesetz-
lichen Ermachtigung. Mit der An-
nahme der Zustandigkeit der Poli-
zei wirde zudem die mit der
Herausnahme des Auslander-
rechts aus dem Polizeirecht ver-
folgte Zielsetzung der Entpolizei-

lichung dieses Bereichs unterlau-
fen. In jedem Fall konnte die
Amtshilfeleistung nur voriberge-
hend und hilfsweise erfolgen; ihr
darf im fremden Verfahren nur
eine Hilfs- und Erganzungsfunkti-
on zukommen; sie muB sich je-
weils auf einen Einzelfall be-
schranken.35) Die systematische
Unterstltzung der Ausldnder-
behérde durch die Polizei hat al-
so keine rechtliche Grundlage
(vgl. aber unten VLI.).

In vielen Fallen wird nicht die Po-
lizei, sondern ein kommunaler Er-
mittlungsdienst tatig. Ist ein sol-
cher Ermittlungsdienst der Aus-
landerbehorde zugeordnet und
nur fur diese tatig, so entsteht
kein datenschutzrechtlicher Inter-
essenkonflikt. Zumeist sind die
kommunalen Ermittler fur unter-
schiedliche Behorden tatig. Teil-
weise kommt ihnen dabei der
Status von Hilfspolizeibeamten zu
(z.B. § 99 HSOQ). Insofern be-
steht auch hier die Amtshilfepro-
blematik. Durch die Tatigkeit fir
verschiedene Behorden (Sozial-
amt, Jugendamt, Gewerbeauf-
sicht, StraBenverkehrszulassung,
allgemeine Ordnungsbehorde,
Ausldnderamt) entsteht die Ge-
fahr, daB Wissen aus der Ermitt-
lung in einem Bereich fur die Er-
mittlung in anderen Bereichen
Ubernommen wird. Dies wider-
spricht dem datenschutzrechtli-
chen Zweckbindungsgrundsatz.
Es ist daher geboten, daB keine
allgemeinen, sondern spezielle
auslanderbehordliche Ermittler
tatig werden.36)

Die Regelungen der Datenverar-
beitung im Auftrag sind nicht an-
wendbar. Eine Auftragsdatener-
hebung sehen einige Gesetze
Uberhaupt nicht vor (§ 8 DSG
LSA, § 11 BDSG). In jedem Fall ist
bei der Auftragsdatenerhebung
ein schriftlicher Auftrag und Wei-
sungsgebundenheit erforderlich
(vgl. z.B. § 6 Abs. 1 Satz 3, Abs.
2 Satz 2 NDSG). Ermittlungsdien-
ste werden jedoch eigenverant-
wortlich tatig.

VL. Scheinehenermittlung als
Strafverfolgung

Zur Rechtfertigung des Tatigwer-
dens der Polizei bei der Ermitt-
lung von Scheinehen wird teil-
weise vorgebracht, deren Bedien-

stete handelten als Hilfsheamte
der Staatsanwaltschaft.37) Nach
§ 92 Abs. 1 Nr. 7 AuslG macht
sich strafbar, wer "unrichtige oder
unvollstdndige Angaben macht
oder benutzt, um fir sich oder
einen anderen eine Aufenthalts-
genehmigung oder Duldung zu
beschaffen, oder eine so be-
schaffte Urkunde wissentlich zur
Tauschung im Rechtsverkehr ge-
braucht". Eine "unrichtige Anga-
be" im Sinne dieses Straftatbe-
standes kann es sein, gegenlber
der Auslanderbehorde zu be-
haupten, in einer ehelichen Ge-
meinschaft zu leben. Vorausset-
zung fur strafrechtliche Ermitt-
lungen wegen des VerstoBes ge-
gen § 92 Abs. 1 Nr. 7 AuslG ist
das Vorliegen von zureichenden
tatsachlichen Anhaltspunkten (§
152 Abs. 2 StPO). Es muB ein
konkreter Anfangsverdacht beste-
hen; bloBe Vermutungen genu-
gen nicht.38) Allein das Fehlen
eines gemeinsamen Hausstandes
kann noch nicht als ein einen An-
fangsverdacht auslésender Um-
stand angesehen werden. Die
Leitung des Strafverfahrens ob-
liegt der Staatsanwaltschaft,
nicht der Auslanderbehérde. Es
ist unzuldssig, unter dem Vor-
wand strafrechtlicher Ermittlun-
gen Informationen fur die Aus-
ldanderbehorde zu beschaffen. Die
§§ 75 f. AuslG sind abschlieBend.

Befragungen der Betroffenen zie-
len darauf ab, den Beschuldigten
gemaR § 163a StPO ihr nach Art.
103 Abs. 1 GG verbrieftes Recht
auf rechtliches Gehor zu ge-
wahren. Es steht den Beschuldig-
ten frei, sich zur Beschuldigung
zu duBern oder nicht zur Sache
auszusagen. Uber das Aussage-
verweigerungsrecht muB eine Be-
lehrung erfolgen (§ 136 StPO).
Im strafrechtlichen Ermittlungs-
verfahren gilt der Grundsatz der
freien Gestaltung der Ermittlun-
gen. Der datenschutzrechtliche
Vorrang der Datenerhebung beim
Betroffenen, der fur behérdliche
Ermittlungen gilt, besteht hier
nicht. Zu beachten sind jedoch
die allgemeinen Grundsatze des
fairen Verfahrens, der Verhaltnis-
maBigkeit und der Firsorge-
pflicht.39) Bei der Vernehmung
des Beschuldigten wie bei der ei-
nes Zeugen (§ 68a StPO) soll ein
Eindringen in die Privatsphare
vermieden werden. Bestimmte



Verwandte (§ 52 Abs. 1 StPO) so-
wie aus beruflichen Grinden
Schweigepflichtige (§§ 53 f. St-
PO) haben ein Zeugnisverweige-
rungsrecht. Die Befragung der ei-
genen Kinder bedarf regelmaBig
der Zustimmung eines Ergan-
zungspflegers (§ 52 Abs. 2 StPO,
§ 1909 Abs. 1 Satz 1 BGB). Das
Eindringen in den Kernbereich
unantastbarer privater Lebensge-
staltung ist auch den Strafverfol-
gungsbehodrden nicht gestattet.
Die Einschrankung des Schutzes
der Intimsphare, wozu z.B. das
eheliche wie das nichteheliche
Sexualverhalten gehort, ist nur
zuléssig, wenn dies das einzige
Mittel zur Aufklarung einer
schweren Straftat ist.40) Das
Fuhren einer "Scheinehe" fallt si-
cher nicht unter den Begriff einer
schweren Straftat. Vor diesem
Hintergrund ist eine entsprechen-
de Befragung unzuldssig.41)

VII. Datenbeschaffung im
Ausland

Bei einer Vielzahl von Einburge-
rungsverfahren, aber auch bei
der Erteilung von Visa und von
Aufenthaltsgenehmigungen wer-
den auf Veranlassung deutscher
Behorden Ermittlungen im Hei-
matland durchgefiihrt. Unter Ein-
schaltung der deutschen Bot-
schaften werden die im Heimat-
staat befindlichen Ehepartnerin-
nen und Ehepartner zur Vorlage
von Unterlagen, zur Abgabe von
Erklarungen oder zur erken-
nungsdienstlichen Erfassung ver-
anlaBt.42) Eine besondere Praxis
besteht bei Nichtdeutschen paki-
stanischer Herkunft. Hierbei wird
von der deutschen Botschaft ein
sog. Vertrauensanwalt beauf-
tragt, Ermittlungen Uber den Per-
sonenstand durchzufihren.43) Es
soll z.B. festgestellt werden, ob
im Heimatstaat schon eine Ehe
besteht, die einer Ehe in Deutsch-
land entgegenstehen wirde. An-
geblich ist der deutschen Bot-
schaft in Pakistan aufgefallen,
daB sich viele mit Deutschen ver-
heiratete Pakistani nach der Ein-
burgerung von der deutschen
Ehefrau scheiden lassen und fur
ihre pakistanische Ehefrau einen
Visumsantrag zwecks Familienzu-
sammenfuhrung stellen. Die Ko-
sten fur den Anwalt werden der
Auslanderin bzw. dem Auslander
auferlegt.44) Fir derartige Er-

mittlungen durch auslandische
Privatpersonen gibt es keine ge-
setzliche Grundlage. Wird von
den Betroffenen keine Einwilli-
gung in entsprechende Privater-
mittlungen erteilt, sind diese da-
her datenschutzrechtlich unzulés-

sig.

VIIl. Die "Scheinehe" vor dem
Standesamt

Hat ein Standesbeamter Zweifel
an der Ernsthaftigkeit von Hei-
ratswilligen, eine eheliche Le-
bensgemeinschaft einzugehen
und wird das Eingehen einer
"Scheinehe" vermutet, so wird im-
mer wieder die Trauung abge-
lehnt. Diese Ablehnung von sog.
Scheintrauungen wird mit den
Argumenten des Rechts-
miBbrauchs bzw. des Mangels
am Ehewillen begriindet. Da das
Eherecht weder ein MiBbrauchs-
verbot noch eine Regelung zu
Willensmangeln kennt, ist eine
entsprechende Ablehnung der
EheschlieBung unzulassig.45) Un-
zulassig ist damit auch die Praxis
von Standesamtern, sich bei bi-
nationalen EheschlieBungen von
Auslanderbehérden die relevante
Auslanderakte vorlegen zu lassen.
Sind die formalen Voraussetzun-
gen fur die EheschlieBung gege-
ben, so darf ein Standesbeamter
keine eigenen Ermittlungen zur
Verhinderung einer Scheintrau-
ung durchfihren. Entsprechende
Ersuchen bei anderen Stellen sind
rechtswidrig.

Immer wieder gibt es Berichte,
daB Standesbeamte der Polizei
Termine oder sonstige Informa-
tionen bzgl. geplanter Trauungen
od. der Bestellung des Aufgebots
mitteilen, wenn die Beteiligung
einer abzuschiebenden Auslande-
rin bzw. eines solchen Auslanders
oder wenn das Vorliegen einer
"Scheintrauung" vermutet wird.
Solche spontanen Mitteilungen
an die Polizei mit dem Zweck der
Festnahme zur Durchfiihrung ei-
ner Abschiebung sind unzulas-
sig.46) Im Personenstandsrecht
gibt es hierflir keine Regelungen.
Zweck der Mitteilung ist nicht die
Durchfihrung eines Strafverfah-
rens, so daB eine Mitteilung nach
§ 163 StPO nicht in Frage
kommt. Gegenlber der Polizei als
Auslénderbehoérde (§ 63 Abs. 6
AuslG) lassen sich die Mitteilun-
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gen auch nicht mit § 76 Abs. 2
AuslG rechtfertigen, da durch die
Trauung regelmaBig evtl. beste-
hende Ausweisungsgriinde ent-
fallen. Entgegen Nr. 76.2.1.1.1
der vorlaufigen Anwendungshin-
weise des Bundesministers des
Innern vom 25.2.199147) gehért
es nicht zu den Aufgaben der
Standesamter, die Zulassigkeit
des Aufenthalts einer Auslanderin
oder eines Auslanders festzustel-
len. Nach der Rechtsprechung
des BVerfG dirfen Daten nicht
zweckentfremdet werden, wenn
der verfolgte Zweck den der Er-
hebung beeintrachtigt oder gar
ausschlieBt.48) Durch die Da-
tenUbermittlung an die Polizei
und die daraufhin durchgefihrte
Abschiebung wird der gesetzlich
gebilligte Zweck der Ehe-
schlieBung nicht nur behindert,
sondern u.U. vereitelt. So unter-
schiedlich die Voraussetzungen
fur die Datenlbermittlung im &f-
fentlichen Bereich in den Landes-
datenschutzgesetzen geregelt
sind, so 1&Bt sich damit die Da-
tenweitergabe nicht rechtferti-
gen. Es ist schon fraglich, ob die
Ubermittlung "zur Abwehr erheb-
licher Nachteile fur das Gemein-
wohl oder einer sonst unmittel-
bar drohenden Gefahr fur die 6f-
fentliche Sicherheit erforderlich
ist".49) In jedem Fall ware aber
die Ubermittlung unverhiltnis-
maBig.50)

Unzulassig ist auch die Ubermitt-
lung von "Verdachtsféllen" durch
die Auslanderbehorde an das
Standesamt. Eine solche Uber-
mittlung ist fur die Aufgabener-
fullung des Standesamtes nicht
erforderlich.51)

IX. Zwischen Ausgrenzung und
Humanitat

Die Scheinehenuberprifung, die
administrative Feststellung des
Bestehens einer Lebens-gemein-
schaft, ist mehr als ein Rechtspro-
blem. In einer sich globalisieren-
den Welt zielt dieses auslander-
rechtliche Verfahren darauf ab,
nationale Bestande zu verteidi-
gen. Nicht nur in Deutschland,
auch in anderen europdischen
Staaten werden Nicht-EU- Blrge-
rinnen und -Burger vergleichba-
ren Prozeduren ausgesetzt.52)
Die Regelungen des Auslander-
rechts wie deren Anwendung
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sind Produkte der aktuellen An-
schauungen und Meinungen in
der Gesellschaft. DaB das Auslan-
derrecht einen Schutz besonde-
rer persoénlicher Bindungen, von
Lebensgemeinschaften, gewahrt,
ist positiv zu bewerten. Von die-
ser gesetzlichen Intention ist in
der Praxis des Auslanderbehérden
leider oft wenig zu erkennen. Der
Abwehrauftrag, dem sich viele
Auslanderbehérden verpflichtet
sehen, bringt diese dazu, daB sie

- eine entsprechende Absicht
mufB gar nicht vorliegen - Lebens-
gemeinschaften schadigen oder
gar zerstoren. Eine 6konomische
und ethnische Sichtweise kommt
zum Tragen: Je drmer das Land
ist, aus dem der Partner oder die
Partnerin kommt, und je dunkler
seine oder ihre Hautfarbe ist, um
so hoher werden die Hirden far
die Lebensgemeinschaft gelegt.
Der Datenschutz setzt einer sol-
chen Sichtweise und deren admi-

nistrativer Umsetzung Grenzen.
Damit zielt er nicht nur auf indivi-
duellen Personlichkeitsschutz. Thm
kommt dartber hinaus auch eine
soziale und eine beziehungswah-
rende Rolle zu. Es ist fur Auslan-
derbehorden nicht nur ein Gebot
der Humanitat, sondern auch ei-
ne rechtliche Pflicht, bei ihren Er-
mittlungen die Privatsphére der
Nichtdeutschen und deren Recht
auf informationelle Selbstbestim-
mung zu achten.
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Festung Europa

Festung Europa

823 Opfer

der Festung Europa

Der Stand vom Mai 97 ist
von United noch nicht
weitergeflhrt worden,

so fehlen auch die letzten

nds. Todesopfer
aus Oldenburg und
Hildesheim.

* UNITED, PB 413, NL-1000 AK Amsterdam
phone +31-20-6834778, fax+31-20-6834582,
e-mail united@antenna.nl, http://www.xs4all.nl/~united
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Leitraum 1993-97

Dokumentation von UNITED*

Todesfalle sind aufgenommen
worden, soweit sie der Festung
Europa zuzuordnen sind, - infolge
Grenzregime, Asylgesetze, Unter-
bringung, Abschreckungspolitik,
Deportation, Sanktionen gegen
Reedereien und Luftverkehrsge-
sellschaften usw.

Daten-Systematik:
1. Datum
2. Anzahl von Toten (mehr als
1 markiert mit ,!11")
3. Name
4. Herkunftsland
5. Todesursache
6. Quelle

Wir dokumentieren den
englischen Originaltext.

1/1/93, 1, Gerry Johnson, Liberia,
exhaustion/exposure after being
found in rail container in Feld-
kirch/A, Neue Vorarlberger Tages-
zelt.

early 93, 1, Jaffarzadeh, Iran,
died after deportation from Aus-
tria in the Evin-prison in Teheran,
Asylkoordination Austria

11 93-95, 3, N.N., unknown, dro-
wned in the river Oder/Neisse
(D/PL) trying to cross the border
illegaly, Jelpke / Interior Ministry
Germany

11'1/1/93, 11, N.N., Albania, dro-
wned on the way to Otranto
(Med. Sea) before reaching Italy,
Corriere della Sera/Migr.NS

93-95, 1, N.N., Yugoslavia, found
dead at the border Germany/Aus-
tria/Czech Rep., Jelpke/Interior
Ministry Germany

111993, 2, N.N., unknown, suici-
de of refugees, Danish Red Cross
/ CARF

4/1/93, 1, Kwaku Agei, Ghana,
suicide in Muenchen (D) after
being told he was to be depor-
ted, IRR/CARF/ESG

22/1/93, 1, Lorin Radu, Romania,
shot in police station Stassfurt
(D) when allegedly tried to esca-
pe, tageszeitung/konkret/jw

26/1/93, 1, Bush Bacuma, Sri
Lanka, suffocated in bus com-
partment near Wien (A), Asylk.
Austria/Spiegel TV

Dokumentation: Stand Mai 97 26/1/93, 1, N.N.,Sri Lanka, suffo-
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cated in bus compartment near
Wien (A), Asylk. Austria/Spiegel
TV

26/1/93, 1, N.N., Sri Lanka, suf-
focated in bus compartment near
Wien (A), Asylk. Austria/Spiegel
TV

26/1/93, 1, Pieris, Sri Lanka, suf-
focated in bus compartment near
Wien (A), Asylk. Austria/Spiegel
I\%

26/1/93, 1, Wasantha di Barrova,
Sri Lanka, suffocated in bus com-
partment near Wien (A), Asylk.
Austria/Spiegel TV

16/3/93, 1, Turan Pekoz, Turkey,
suicide by setting fire to himself
at Immigration Office Croydon

(GB), Institute of Race Relations

11'20/3/93, 3, N.N., Albania, run
over by night train, when wal-
king on the trace at the border
CH/I, Festung Europa

7/4/93, 1, N.N., Zaire, shot at
point blank range during interro-
gation in police station in Paris,
Le Monde/Migr. News Sheet

23/4/93, 1, N.N. (man), Senegal,
asylum-seeker was found hanged
in a police cell in Eislingen (D),
IRR / CARF

1/5/93, 1, Yilma Wondwossen B.,
Ethiopia, found drowned in Ber-
lin (D) after rejection of asylum
application, taz/ARI

6/5/93, 1, Miroslawa Kolodziejs-
ka, Poland, suicide' in border po-
lice prison at airport Frankfurt
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(D), wib/FluechtlingsratNieder-
sachsen/ARI

26/5/93, 1, N.N. (child-1year),
Eritrea, died in suspected fascist
arson attack in Heppenheim (D),
CARF

26/5/93, 1, N.N. (child-2year),
Eritrea, died in suspected fascist
arson attack in Heppenheim (D),
CARF

26/5/93, 1, N.N. (child-4year),
Eritrea, died in suspected fascist
arson attack in Heppenheim (D),
CARF

17/6/93, 1, N.N., Kurdistan, killed
by Nazis in front of a refugee ho-
stel in Duelmen (D), CARF/Kon-
kret

23/7/93, 1, Nazmieh Chahrour,

Palestine, suicide in prison Berlin
(D) after being told she would be
deported, CARF/AR InfoNetw/taz

1/8/93, 1, Joy Gardner, Jamaica,
died after struggle with immigra-
tion/deportat. officials in Lon-
don/GB, IRR/MNS/Times/Indep

15/8/93, 1, N.N., Angola, drow-
ned in a river in Paris trying to
avoid a police identity check, Mi-
gration News Sheet

Sep-93, 1, N.N., Zaire, drowned
in river Seine (F) on his flight
from police / residence check,
CARF

10/9/93, 1, N.N. (man), Macedo-
nia, drowned in Rhine while try-
ing to cross the border from Aus-
tria to CH, Arbeitsst. Asylfra-
gen/TA

ca Oct 93, 1, N.N., Kurdistan, de-
portation from Switzerland, mur-
dered by militiamen in Kurdistan,
Caritas/Arbeitsstelle CH

15/10/93, 1, Massivi Daniel Lo-
pes, Angola, suicide in detention
centre Trier (D), Pro Asyl/Off limits

Dec-93, 1, N.N., Yugoslavia, sui-
cide by jumping into the sea at
detention centre Hellevoetsluis
(NL), CARF

8/12/93, 1, Emanuel Ehi (O.
Omah), Nigeria, suicide in deten-
tion centre Regensburg (D), Pro

Asyl/Off limits/ESG

11/12/93, 1, Ignace Mabassa,
Gabon, in prison Bois-d'Arcy (F)
for illegal residence, died lacking
medical care, Liberation

25/12/93, 1, Emanuel Thomas
Tout, Sudan, suicide in detention
centre Herne (D), Pro Asyl/ARI

25/12/93, 1, N.N. (man), Turkey,
killed in arson attack on refugee
home in Kaltenkirchen (D), CARF

1994, 1, Lejla Ibrahimovic, Bos-
nia, suicide after refusal of British
Home Office to give visa to her
husband, Guardian/Statewatch

1994, 1, N.N., Romania, dead
while hidden in container trash
collector smashed him in Niesky
(D), Spiegel, Offene Grenzen -
Offene Menschen

111994, 4, N.N., unknown, dro-
wned in Danube near Hungarian-
Austrian border, ZDF/Hungarian
authorities

1994, 1, N.N., Rwanda, drowned
stowaway, thrown overboard by
Dutch ship captain, Eleftheroti-

pra/Migr.Newssh

1994, 1, N.N., Rwanda, drowned
stowaway, thrown overboard on
the way to Greece, Eleftheroti-
pra/Migr.Newssh

1994, 1, N.N., Peru, suicide du-
ring BGS-arrest by jumping out
of train near Freiburg (D), Ger-
man Government

January 94, 1, N.N., Syria, suicide
in hospital (Norway) after waiting
2 years for asylum decision, CARF

28/1/94, 1, Son Ha Hoang, Viet-
nam, suicide in Minchen (D) af-
ter his asylum claim was rejected,
IRR London / CARF/ ESG / ARI

31/1/94, 1, Okwudiliri Collins, Ni-
geria, died "falling" from the Rus-
sian ship "Sovetstivk Hudozhuik"
near Tanger, Diario Vasco

1/2/94, 1, N.N. (man), Zaire, sto-
waway, thrown overboard by the
crew of a German cargo ship, Off
limits

11/3/94, 1, N.N. (man), unknown

drowned in river Neisse (D/PL) ne-
ar Zittau, ARI Berlin / BGS

22/3/94, 1, N.N. (man), unkno-
wn, drowned in river Neisse
(D/PL) near Guben, ARI Berlin /
BGS

Apr-94, 1, N.N., Angola, died
jumping from a train near Cierne
nad Tisou (SK) during deportati-
on, UNHCR

Apr-94, 1, N.N., Africa / Ghana,
stowaway beaten to death +
thrown overboard by Danish cr-
ew near Ghana, MNS / Liberati-
on / Le Nouveau Quotidien

25/4/94, 1, N.N. (woman), Ro-
mania, drowned in river Neisse
(D/PL) near Rothenburg, ARI Ber-
lin / BGS

27/4/94, 1, Kwanele Eldah Siziba,
Zimbabwe, fell to death in Lon-
don (GB) on her flight from poli-
ce fearing deportat.,
IRR/MNS/Voice

May 94, 1, N.N., Turkey, threate-
ned with deportation, found
hanged in police station Henge-
lo/NL, CARF

5/5/94, 1, Owusu Mensa, Ghana,
suicide in detention centre Mu-
enchen-Stadelheim (D), Pro Asyl
/ ESG

I1'7/5/94, 7, N.N., unknown,
drowned when small boat capsi-
zed near Malabate/Ceuta (E/MA),
Diario Vasco

24/5/94, 1, N.N. (man), unkno-
wn, drowned in river Neisse
(D/PL) near Goerlitz, ARI Berlin /
BGS

29/5/94, 1, Kuldeep Singh, India,
killed by the Indian police 2 days
after deportation from Germany,
Pro Asyl/Off limits

2/6/94, 1, Zhou Zhe Gun, China,
suicide in detention centre Volks-
tedt (D) after asylum appl. rejec-
ted, Pro Asyl/Off limits/CARF

June 94, 1, N.N., Macedonia, tor-
tured to death in Macedonia af-
ter his expulsion from the
Netherlands, AD/MNS

29/6/94, 1, Moussa Daoudi, Al-
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geria, suicide in "Auslaenderbe-
hoerde" Homberg (D) after asy-
lum appl. rejected, Kennzeichen
D-ZDF / ARI

3/7/94, 1, N.N., Sri Lanka, suicide
fearing deportation in Hattorf
(D), taz/pro asyl/ AR InfoNetw

9/7/94, 1, Gabriel Julido Mavon-
da, Angola, suicide fearing de-
portation in Berlin (D), taz/zag/AR
InfoNetw

18/7/94, 1, Mohamed F. B. (14
y.), Morroco, died when he fell
into the water climbing a ship to
Spain Transmed.-Line, Egin

25/7/94, 1, N.N., Croatia, suicide
in police station in (D) two days

before the planned deportation,

Jelpke

Aug-94, 1, N.N., Bosnia, suicide
in Gelsenkirchen (D) after refusal
of his move to his relatives, ESG

13/8/94, 1, N.N. (20-year old
man), Morocco, reaching Ant-
werpen (B) as stowaway, drow-
ned while trying to escape, Le
Soir/Migrat. News Sheet

1121/8/94, 2, N.N. (children), Ko-
sovo-Albanian, frozen to death
near refugee camp, after police
refused efficient search, Svenska
Dagbladet/Migr. N.

22/8/94, 1, N.N. (man), unkno-
wn, drowned in river Neisse
(D/PL) near Guben, ARI Berlin /
BGS

25/8/94, 1, N.N. (man), Algeria,
drowned in river Neisse (D/PL) ne-
ar Guben, ARI Berlin / BGS

30/8/94, 1, Kola Bankole, Nigeria,
died during police and medical
treatment at Frankfurt airport
(D), taz

30/8/94, 1, N.N. (man), Nepal,
drowned in river Neisse (D/PL) ne-
ar Forst, ARI Berlin / BGS

4/9/94, 1, Lampo. Kanapathippil-
lai, Sri Lanka, drowned in river
Neisse (D/PL) near Zasieki, ARI
Berlin / BGS

4/9/94, 1, Mosses Arumarraian,
Sri Lanka, drowned in river Neisse
(D/PL) near Zasieki, ARl Berlin/BGS

4/9/94, 1, Pava Sathiarathi, Sri

Lanka, drowned in river Neisse

(D/PL) near Zasieki, ARI Berlin/
BGS

4/9/94, 1, Sellaiah Subathira, Sri
Lanka, drowned in river Neisse
(D/PL) near Zasieki, ARI Berlin/
BGS

4/9/94, 1, Sutharsan Kanthasamy,
Sri Lanka, drowned in river Neisse
(D/PL) near Zasieki, ARI Berlin/
BGS

4/9/94, 1, Thevak. Pathmanat-
han, Sri Lanka, drowned in river
Neisse (D/PL) near Zasieki, ARI
Berlin / BGS

I1'27/9/94, 2, N.N. (men), Bos-
nia, fall to death during flight in
rough mountains in Bayerisch-
zell/Alpes(D), ZDF/BGS/German
Government

28/9/94, 1, Bukurjie Haliti, Ro-
ma/Albania, burnt in container in
Herford (D) by arson attack,
taz/Jelpke/CARF/ARI

28/9/94, 1, Navgim Haliti, Ro-
ma/Albania, burnt in container in
Herford (D) by arson attack,
taz/Jelpke/CARF/ARI

11'30/9/94, 2, N.N., Morocco,
missed, after capsizing of boat
with 30 refugees near Pantelleria
(1), Migration News Sheet

I11/10/94, 2, N.N., Morroco,
drowned in the Mediterranean
Sea before reaching Pantelleria
(Italy), 1l Manifesto/IRR Race Au-
dit

6/10/94, 1, N.N. (man), Sri Lan-
ka, drowned in river Neisse (D/PL)
near Grossgastrose, ARI Berlin

I1'13/10/94, 8, N.N., Albania,
drowned after capsizing of 2 bo-
ats with 46 refugees near Otran-
to (1), Migration News Sheet

13/10/94, 1, N.N. (woman), Al-
bania, missed after capsizing of 2
boats with 46 refugees near Ot-
ranto (), Migration News Sheet

13/10/94, 1, N.N. (woman), Al-
bania, missed after capsizing of 2
boats with 46 refugees near Ot-
ranto (), Migration News Sheet
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18/10/94, 1, Abdullah J., Morro-
co, suicide in police prison Lud-
wigsburg (D) after rejection of
asylum appl., Pro Asyl / SZ

23/10/94, 1, Joseph Nnalue, Ni-

geria, died falling from 4th floor
in London (GB) during immigrati-
on control, Guardian/IRR/MNS/In-
dep.

26/10/94, 1, N.N., Albania, dro-
wned after capsizing of boat
with 17 refugees in the Adriatic
Sea, Migration News Sheet

1117/11/94, 9, N.N., Rwanda,
drowned when two Turkish boats
carrying them sank near Pserimos
(GR), Ta Nea

19/11/94, 1, Arunagiri Rasaiah,
Sri Lanka, drowned in river Neisse
(D/PL), ARI Berlin

28/11/94, 1, Alosies Jeyaratnam,
Sri Lanka, drowned in river Neisse
(D/PL), ARI Berlin

1129/11/94, 4, N.N., Algeria,
drowned stowaways who, being
discovered, jumped into the Sei-
ne (F), Le Monde/Migration Ne-
ws S.

1/12/94, 1, Jeyakumar R., Sri Lan-
ka, suicide in St. Gallen (CH) be-
cause of fearing deportation, Ar-
beitsst. Asylfragen/TA

Il Dec-94, 5, N.N., Kurdistan,
lost, presumed drowned in the
Mediterranean Sea before rea-
ching Italy, Il Manifesto/IRR Race
Audit

Dec-94, 1, N.N. (baby), Kurdi-
stan, run over by a car in the
dark after having reached the Ita-
lian beach, Il Manifesto/IRR Race
Audit

Dec-94, 1, N.N., Iraq, died on a
refugee boat with 62 refugees to
Gotland (S), Vestmanslands$/Le
Soir/MNS

16/12/94, 1, Shiji Lapite, Nigeria,
suffocated by a neck lock during
his arresting by London police-
men, Independent/MNS/Sear-
chl./1990

23/12/94, 1, Mamoudu (27
years), Guinea, found dead on
ship in Santurtzi (E). In RUS/D/B

. Heft 48/49. Dezember 1997/Januar 1998



Festung Europa

he was locked in a cabin, Egin

28/12/94, 1, M.D.D. (woman),
Dominican Rep., suicide fearing
expulsion in Bilbao (E), Egin

1995, 1, Akim Mama, Morocco,
hanged himself awaiting depor-
tation in police HQ in Paris (F),
CAREF, IRR, Searchlight

11'8/1/95, 4, N.N., unknown,
burnt in container in Hannover
(D), by arson attack/bad living
condit., Guardian/taz/ARI

Jan-95, 1, N.N., Algeria, asylum-
seeker, psychiatric patient, beaten
to death in Amersfoort (NL),
CAREF, IRR, Searchlight

15/1/96, 1, Papie Mukuna, Zaire,
committed suicide before depor-
tation in asylum center Den Hel-
der (NL) , PR.ILM.E.

Jan-95, 1, Gnanasegaram Selva-
rajah, Sri Lanka, died after racist
attack ignored by staff of the
hospital in Palermo (1), CARF, IRR,
Searchlight

11'17/1/95, 2, N.N. (men), Gha-
na, stowaways, found poisoned
by pesticides in a cargo ship in
St. Malo (F), Le Monde/ Migr.
Newssheet

20/1/95, 1, Amar Tahir, Algeria,
suicide in det. centre Wittlich (D)
after interview with Alg. Consula-
te, JW/Was geht ab?/morgen-
grauen

21/1/95, 1, KK, Turkey, frozen to
death in Rehefeld/Erzgebirge (D)
on his flight via Czechia, Infob-
rief ASYL /GSA Pirna

2/2/95, 1, Sammy Nelson, Libe-

ria, struck to death during arrest
in container camp Munchen (D),
Was geht ab?

10/2/95, 1, N.N., Gambia, asy-
lum-seeker stabbed to death in
Hamburg-Bremen train (D),
CAREF, IRR, Searchlight

13/2/95, 1, Bat Bold, Mongolia,
died in detention centre Carls-
lund (S) after refusal of medical
first aid, FARR

26/2/95, 1, Abiyou Tilaye, Ethio-
pia, suicide in detention centre

Wuerzburg (D), taz/SZ/Antif-
aNachr/ESG

26/2/95, 1, N.N., Albania, shot
by a policeman near Florina (GR)
when 11 Albanians were arre-
sted, Liberation/MNS

March 95, 1, Valentina Feather-
stone, Latvia, suicide fearing the
deportation of her mother in
County Durham (GB), Indepen-
dent

March 95, 1, Zinaida Mitzofano-
va, Latvia, suicide fearing depor-
tation in County Durham (GB),
Independent

6/3/95, 1, Liberia, unknown, suf-
focated stowaway in Valencia (E),
found on ship from Ivory Coast,
El Pais/Egin/El Diario

6/3/95, 1, N.N., unknown, suffo-
cated stowaway in Valencia (E),
found on ship from Ivory Coast,
El Pais/Egin/El Diario

7/3/95, 1, N.N., unknown, suffo-
cated stowaway in Valencia (E),
found on ship from Ivory Coast,
El Pais/Egin/El Diario

8/3/95, 1, Yohannes Alemu,
Ethiopia, suicide after threat of
deportation by Auslaenderamt
Regensburg (D), Morgengr/Antif-
aNachr/ESG

9/3/95, 1, N.N., Ivory Coast, dro-
wned stowaway in Le Havre (F),
being sent back by French police,
Libération

12/3/95, 1, EL Kadaoui, Morocco,

suicide, waiting for deportation
in a youth prison in Wiesbaden
(D), taz/ARI

March 95, 1, N.N. (Baby), Roma,
died after doctors refused free
help at the hospital near Rome
(1), CARF, IRR, Searchlight

18/3/95, 1, N.N., Albania, killed
by train in Coldrerio (Swiss Alpes)
walking on the railway to CH,
TA/DAZ

20/3/95, 1, N.N., Morocco, died
when jumping into water after
being discovered by Spanish poli-
ce, Diario Vasco/El Pais

11 28/3/95, 2, N.N. (men), un-

known, found dead in a Romani-
an ship in seaport Amsterdam
(NL), Volkskrant

29/3/95, 1, N.N., Albania, shot
dead by Greece border control
when entering from Albania,
Trouw

I1'1/4/95, 2, N.N., Albania, killed
by train in Balerna (Swiss Alpes)
walking on the railway to CH, TA

8/4/95, 1, Kassimou-Djibril Ouro-
D.T., Togo, assumed suicide after
threat of deportation in prison
Hamburg (D), taz/Hamburger
Abendblatt

17/4/95, 1, Ahmed Polap, Kurdi-
stan, suicide fearing deportation
in Muenchen (D), ESG/ARI/SZ

17/4/95, 1, N.N., Iran, suicide in
asylum centre Haarlem (NL), Pa-
rool/MNS

28/4/95, 1, N.N., unknown, fo-
und dead at the Swiss mountain
Monte Capriano (CH), TA/Ar-
beitsstelle fuer Asylfr.

30/4/95, 1, N.N., unknown, dro-
wned in river Neisse (D/PL) near
Auried, FFM

1/5/95, 1, Brahim Bouraam ,
Morocco, drowned in Seine after
being seized by skinheads in FN
rally (F), CARF, IRR, Searchlight

May 95, 1, N.N. (Baby), Zaire,
died in labour when doctor refu-
sed help at first aid station near
Caserta (1), CARF, IRR, Searchlight

19/5/95, 1, Jaswant Singh, India,
suicide fearing deportation in Re-
gensburg (D), ESG/ARI

June 95, 1, Mrs. Rostas, Roma-
nia, drowned in river Neisse
(D/PL), Aktion Zuflucht

June 95, 1, N.N. (child), unkno-
wn, drowned in the river
Oder/Neisse (D/PL) trying to cross
the border illegaly, ZDF/ARI

3/6/95, 1, N.N., unknown, drow-
ned in river Oder (D/PL) near
Brieskow-Frinkenheerd, FFM

7/6/95, 1, N.N., Poland?, drow-
ned in the river Oder/Neisse
(D/PL) near Lodenau, FFM/ARI
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10/6/95, 1, Mapasi Jeancy/Kon-
deca D., Zaire, suicide fearing de-
portation in detention centre
Volkstedt (D), Fluechtlingsrat
SA/ADN/dpa/pro asyl

14/6/95, 1, Suppiah Selvarajah,
Sri Lanka, suffocated in Madrid
when his home, a waste contai-
ner started to burn, Egin/El Diario
Vasco

June 95, 1, Khalid Moufaghid,

Morocco, drowned in the river in
Murazzi (1) after beating by club
bouncers, CARF, IRR, Searchlight

16/6/95, 1, Moses Ganaja, Su-
dan, died in deportation centre
in Halle (D), Pro Asyl

17/6/95, 1, Dalb Abad, Iraq, sto-
waway, forced to leave Cypriot
ship and presumed drowned (E),
CEAR/Spanish authorities

17/6/95, 1, Majar Abrahem, Iraq,
stowaway, forced to leave Cypriot
ship and drowned near Algeciras
(E), CEAR/Spanish authorities

17/6/95, 1, Vo Xuan Cuong, Viet-
nam, driven to death by police
hounding against black marke-
teers in Berlin, junge welt/Be-
Ze/Was geht ab?

26/6/95, 1, Celal Akan, Kurdistan,
died by liver disorder in Celle (D)
after refusal of operation costs,
taz/panorama/dpa/MNS

July 95, 1, Mohamed Bezgour,
Morocco, drowned after being
thrown overboard by smugglers
in Marbella (E), El Mundo/El
Pais/IRR

11 July 95, 2, N.N., Morocco, dro-
wned when the boat capsized
near Tarifa (E), El Mundo/El
Pais/IRR

8/7/95, 1, N.N. (woman), Peru,
killed by train in Menton (French
Alpes) walking on the railway to
ltaly, Libération/MNS

15/7/95, 1, Chandima Endirising-
he, Sri Lanka, suffocated in a sea-
led trailer in Gyoer (Gyor)(Hun-
gary), reuters/AP

15/7/95, 1, Chinteka Silva, Sri
Lanka, suffocated in a sealed trai-
ler in Gyoer, reuters/AP
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July 95, 1, Habib Hammouda, Tu-
nis, died after racist attack ig-
nored by staff of the hospital in
Ragusa (1), CAREF, IRR, Searchlight

15/7/95, 1, Haridar kuman, Sri
Lanka, suffocated in a sealed trai-
ler in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Jaya Kumar F. Pulle,
Sri Lanka, suffocated in a sealed
trailer in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Manoj Arizrathan, Sri
Lanka, suffocated in a sealed trai-
ler in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Ormandas, Sri Lanka,
suffocated in a sealed trailer in
Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Pradeepan, Sri Lanka,
suffocated in a sealed trailer in
Gyoer (Gyor) (Hungary), reu-
ters/AP

15/7/95, 1, Prince Fernando, Sri
Lanka, suffocated in a sealed trai-
ler in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Raja Dhama, Sri Lan-
ka, suffocated in a sealed trailer
in Gyoer (Gyor)(Hungary), reu-
ters/AP

15/7/95, 1, Rames Sobramanium,
Sri Lanka, suffocated in a sealed
trailer in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Rilwan Abdul Salam,
Sri Lanka, suffocated in a sealed
trailer in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Sitrambalam V. Mur-
thy, Sri Lanka, suffocated in a
sealed trailer in Gyoer (Gyor)
(Hungary), reuters/AP

15/7/95, 1, Siwa Loganathan, Sri
Lanka, suffocated in a sealed trai-
ler in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Sumanasena, Sri Lan-
ka, suffocated in a sealed trailer
in Gyoer (Gyor) (Hungary), reu-
ters/AP

15/7/95, 1, Tennekoon, Sri Lanka,
suffocated in a sealed trailer in

KFestung Europa

Gyoer (Gyor) (Hungary), reu-
ters/AP

15/7/95, 1, Tusara Fernando, Sri
Lanka, suffocated in a sealed trai-
ler in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Ukkuwa Malkanthi,
Sri Lanka, suffocated in a sealed
trailer in Gyoer (Gyor) (Hungary),
reuters/AP

15/7/95, 1, Vasu, Sri Lanka, suf-
focated in a sealed trailer in Gyo-
er (Gyor) (Hungary), reuters/AP

20/7/95, 1, N.N., unknown, dro-
wned in river Oder (D/PL) near Ei-
senhuettenstadt, FFM

20/7/95, 1, N.N. (man), Morocco,
found dehydrated in Castres (F)
in a Spanish vehicle coming from
Tanger, Liberation/MNS

10/8/95, 1, Djouabi Azzeddine,
Algeria, drowned near Angulo (E)
or murdered while trying to esca-
pe deportation, El Pueblo de
Ceuta

15/8/95, 1, Louis I., Nigeria, suici-
de in detention centre Wolfenbu-
ettel (D) fearing deportation,
ARD/morgengrauen/SZ/pro asyl

20/8/95, 1, Todor Bogdanovic
(boy), Yugoslavia, Roma shot by
French police when entering
from Italy on a mountain way,
reuters/AP/AFP/Volkskrant

22/8/95, 1, N.N. (man), Morocco,
suicide in deportation centre in
Frankfurt/Main (D), Die Tageszei-
tung

25/8/95, 1, Muttavel Vesanant-
han, Sri Lanka, Tamil asylum-see-
ker hanged himself in Norwich
prison (GB), CARF, IRR, Search-
light

25/8/95, 1, N.N. (man), Poland,
suicide in deportation centre in
Frankfurt/Main (D), Die Tageszei-
tung

11 29/8/95, 2, N.N., Chad, died in
arson attack in Ulm (D), CARF,
IRR, Searchlight

9/9/95, 1, Patrick Hadji, Togo, kil-
led by racist youth in Klippan (S),
Dagens Nyheter, FARR, MNS
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11'12/9/95, 3, N.N., Albania, dro-
wned before reaching ltaly after
fire disaster on the ship, Volks-
krant/taz

13/9/95, 1, N.N., unknown, dro-
wned in river Oder (D/PL) near
Brieskow-Frinkenheerd, FFM

11 13/9/95, 4, N.N., Pakistan, kil-
led in a minefield in Kastanea
(GR) near Turkish border, ANA

24/9/95, 1, N.N. (man), Africa,
found drowned near Ceuta (E) to
where he tried to flee, El Pueblo
de Ceuta

7/10/95, 1, N.N., Morocco, fell to
death when trying to escape
from detention centre in Paris,

Le Monde/MNS

Oct 95, 1, Djemal Flissa, Algeria,
died from weakness after hunger
strike and beeing deported (GB),
Carf

24/10/95, 1, N.N., Africa, drow-
ned in the canal of Saint-Denis
(F) when fleeing from police
check, Le Monde/MNS

25/10/95, 1, Bayeh Arefayne,
Ethiopia, set himself on fire after
rejected asylum (GB), CARF

25/10/95, 1, N.N., Africa, one
drowned, one disappeared near
Gibraltar, when small boat capsi-
zed, El Pais

25/10/95, 1, N.N. (boy), Bangla-
desh, mortally hit by car in Re-
gensburg (D), abandoned by
smugglers in night, Frankfurter
Rundschau/MNS

Nov. 95, 1, Garim Fokassian, Ar-
menia, suicide after refusal of
asylum in Wien (A), Asylkoordi-
nation Osterreich

8/11/95, 1, N.N., New Zealand,
died falling from a ferry in Har-
wich (GB) after immigration was
refused, London Evening Stan-
dard

9/11/95, 1, Masut Iqubal, Paki-
stan, drowned in river Neisse
(D/PL) near Podrosche, FFM

19/11/95, 1, N.N., Zaire, died in
escape attempt (NL), Trouw /
MNS

11'1/12/95, 18, N.N., Albania,
drowned after capsizing of boat
near Otranto (I), Volkskrant / IRR /
Il Manifesto

11'15/12/95, 2, N.N., Benin, died
when they fell into the hold of
the ship in Senegal, Le Soir/
MNS

17/12/95, 1, Naeem Akram, Paki-
stan, drowned in river Neisse
(D/PL) near Zels-Bahren, FFM

19/12/95, 1, N.N., Pakistan, dro-
wned in river Neisse (D/PL) near
Zels-Bahnren, Lausitzer Rund-
schau

11 28/12/95, 4, N.N., unknown,
found dead as stowaways when
the boat reached the port of Ant-
werp (B), MNS, Le Soir

1996, 1, Ibrahima Dey, Gambia,
killed by CS gas in police station
[Iford (GB), Statewatch / CARF

Jan-96, 1, N.N., Albania, drow-

ned near Valona (I) when small

boat had problems in bad weat-
her, IRR/ Il Manifesto

January 96, 1, N.N. (19 years),

unknown, suicide in Bergen jail
(N) after waiting 10 months for
asylum decision, CARF

3/1/96, 1, A Yhan, Kurdistan,
hanged himself after refusal of
asylum application in France, IRR
/ Liberation

9/1/96, 1, N.N., India, found de-
ad while trying to enter illegaly
Lithuania, MNS, BNS, Lietuvos
Rytas

11/1/96, 1, N.N. (child), Iraq,
drowned when thrown out from
the Turkish boat near Island Kos
(GR), Ta Nea

11/1/96, 1, N.N. (child), Iraq,
drowned when thrown out from
the Turkish boat near Island Kos
(GR), Ta Nea

11/1/96, 1, N.N. (mother), Iraq,

drowned when thrown out from
the Turkish boat near Island Kos

(GR), Ta Nea

14/1/96, 1, Peter Q., Ghana, died
after 3 months coma following a
police interrogation in Antwerp

(B), Chris de Stoop

17/1/96, 1, Igor Horvat, Bosnia,
found hanged in Den Bosch pri-
son (NL), De Volkskrant

18/1/96, 1, Christelle Makodila
Nsimba, Zaire, died in arson
attack against refugee hostel in
Luebeck (D),
IRR/Independent/BAIN news

18/1/96, 1, Christine Makodila,
Zaire, died in arson attack
against refugee hostel in Luebeck
(D), IRR/Independent/BAIN news

18/1/96, 1, Francoise Makodila
Landu, Zaire, died in arson attack
against refugee hostel in Luebeck
(D), IRR/Independent/BAIN news

18/1/96, 1, Jean-Daniel Makodila
Kosi, Zaire/Germany, died in ar-
son attack against refugee hostel
in Luebeck (D), IRR/Indepen-
dent/BAIN news

18/1/96, 1, Legrand Makodila
Mbongo, Zaire/Germany, died in
arson attack against refugee ho-
stel in Luebeck (D), IRR/Indepen-
dent/BAIN news

18/1/96, 1, Miya Makodila, Zaire,
died in arson attack against refu-
gee hostel in Luebeck (D), IRR/In-
dependent/BAIN news

18/1/96, 1, Monica Maiamba
Bunga, Angola, died in arson
attack against refugee hostel in
Luebeck (D),
IRR/Independent/BAIN news

18/1/96, 1, Nsuzana Bunga,
Angola, died in arson attack
against refugee hostel in Luebeck
(D), IRR/Independent/BAIN news

18/1/96, 1, Rabia el Omari, Liba-
non, died in arson attack against
refugee hostel in Luebeck (D),
IRR/Independent/BAIN news

18/1/96, 1, Sylvio Bruno C.
Amossou, Togo, died in arson
attack against refugee hostel in
Luebeck (D),
IRR/Independent/BAIN news

22/1/96, 1, Mohammed Chetef,
Nigeria, suicide in Norway, being
held 9 months by police doub-
ting his identity, CARF
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23/1/96, 1, Thavalojan Kanda-
samy, Sri Lanka, suicide in deten-
tion centre/police prison Linz (A)
fearing deportation, Der Stan-
dard/SOS Mitm./Asylkoord.

26/1/96, 1, N.N., unknown, set
fire to himself as a result of long
custody in det. centre Bergen (N),
Samora, Dagbladet, Arbeiderbla-
det

26/1/96, 1, N.N., Kurdistan, suici-
de in Delmenhorst (D) fearing de-
portation, Taz, Morgengrauen

21/2/96, 1, Jean-Baptiste Malan,
Ivory Coast, suicide in Murrhardt
(D) fearing deportation on the
same day,
Taz/morgengrauen/Was geht ab?

11 29/2/96, 4, N.N., Liberia, dro-
wned, forced to jump from Mal-
tesian ship at Gran Canaria (E),
Egin

Mar-96, 1, N.N., Irag, drowned
after jumping from a cargo ship
near Hamburg (D), Jelpke

2/3/96, 1, N.N., Sudan, died whi-
le trying to evade port officials in
Melilla (E), Diario de Noticias /
IRR

11/3/96, 1, N.N., Albania, drow-
ned whilw trying to cross the
Straits of Otranto, il manifesto

16/3/96, 1, lbrahima Sey, Ghana,
died after attack by CS-spray
whilst handcuffed at police stati-
on (GB), MNS / Independent

22/3/96, 1, Abdellah E.K., Mor-
rocco, drowned near Barbate (E)
after jumping overboard fearing
police control, SOS / egin

22/3/96, 1, N.N., Morrocco, dro-
wned near Barbate (E) after jum-
ping overboard fearing police
control, SOS / egin

24/4/96, 1, N.N., Romania, drow-
ned in Le Havre (F) trying to em-
bark Canadian ship, MNS / Le Fi-
garo

24/4/96, 1, N.N. (woman), Bulga-
ria, drowned in river Oder (D/PL)
near Frankfurt, ND/ARI

24/4/96, 1, Tatjana I. Kabakchie-
va, Bulgaria, drowned in the river

Oder (D/PL) trying to cross the
border illegaly, FFM/ARI

Il 25/4/96, 1, Apedo Lossou-Ga-
vo, Togo, hanged himself in
Landshut (D) after rejection of his
asylum application, MNS / Pro
Asyl / AG3F / jw

25/4/96, 26, N.N., Sri Lanka/Afri-
ca, drowned near Bari/Palermo (1)
when two boats got into heavy
sea, taz

25/4/96, 1, N.N., Iran, hanged
himself in Haarlem (NL) after asy-
lum application was rejected,
Volkskrant

9/5/96, 1, N.N., unknown, drow-
ned in river Neisse (D/PL) near
Goerlitz, FFM

11/5/96, 1, N.N., Maghreb, dro-
wned near San Amaro/Ceuta (E)
on his way to Andalusia, SOS /
egin / police

I1'26/5/96, 2, N.N., Algeria, Ille-
gals', died by fire in prison/Kassel
(D). Prison resp. assume suicide,
FR/JW/Berliner Zeitung/ARI

Jun-96, 1, Mohamed S., Iran, sui-
cide after Swedish authorities
wanted to review his successful
asylum claim, Artikel14/IRR

6/6/96, 1, Jude Abubakar, Sierra

Leone, drowned in Hamburg (D)
fleeing from assumed policemen,
ND/Off Limits/ARI

10/6/96, 1, N.N., Nigeria, suicide
in detention centre Ter Apel (NL)
seeing no chance for asylum,
Volkskrant

25/6/96, 1, Victor Onag Hnor, Ni-
geria, suicide in river Havel/Berlin
(D) after threat of deportation,
asyl in der Kirche/ARI

11 29/6/96, 2, N.N., Romania, fell
to death in Altenberg (D) on
flight from border control D-CZ,
SZ / FFM / Freie Presse

30/6/96, 1, N.N., Iraq, died in a
mine field near Alexandropolis
(GR), Diario de Noticias

11 30/6/96, 3, N.N., Irag/Algeria,
died in a mine field when trying
to cross the Turkish-Greece bor-
der, Diario de Noticias/BRC
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1/7/96, 1, Amir Salehi, Iran, suici-
de by burning himself in Crailo
(NL) as protest to long asylum
proc., Volkskrant

15/7/96, 1, Juri Palienko, Ukraine,
suicide in detention centre in Er-
ding (D), Antifaschistische Nach-
richten/JW/ARI

16/7/96, 1, N.N., Kurdistan, han-
ged himself in Kassel prison (D),
IRR

18/7/96, 1, N.N., Nigeria, hanged
himself in Kassel prison (D), Jun-
ge Welt, IRR

28/7/96, 1, N.N., Maghreb, fo-
und dead with many wounds, Ai-
tona (E), El Diario Vasco, Egin

29/7/96, 1, El Hassam Rizk, Mor-
rocco, found dead with many
wounds in head, Cieza (E), El
Mundo, El Diario Vasco

29/7/96, 1, N.N., Ghana, stowa-
way, found suffocated in Coruna
(E), Egin

1/8/96, 1, N.N., Albania, suicide
in Gelsenkirchen (D) after shoo-
ting a civil servant of "Auslaen-
deramt", Berliner Zeitung ARI

6/8/96, 1, Lenley Nestor Yengna-
gueba, Togo, jumped from the
window when deportation police
rung on his door (S), Svenska
Dagbladet, Dagens Nyheter, FARR

6/8/96, 1, N.N., Togo, fell to de-
ath when trying to escape depor-
tation in Stockholm (S), Arti-
kel14/IRR

Sep-96, 1, N.N., unknown, found
dead in the fuselage of an airpla-
ne in Frankfurt (D), Jelpke

2/9/96, 1, lbrahim Demiri, Alba-
nia, drowned near Puglia () fel-
ling off motor-boat pursued by
costums police, il manifesto/IRR

5/9/96, 1, N.N., Morrocco, shot
dead while trying to enter coun-
try illegaly, Ceuta (E), ABC

11 8/9/96, 2, N.N. (men), unkno-
wn, drowned in river Neisse
(D/PL) near Gorlitz, SZ/FFM/ARI

12/9/96, 1, N.N., Morrocco, sto-
waway, drowned in bay of the ri-
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ver Seine (F) when jumped from
ship, MNS, Le Monde

23/9/96, 1, N.N., Africa, killed in
demostration when Spain expel-
led him to Guinea Bissau, MNS,
El Pais

October 96, 1, Mohamed Kor-
rich, Algeria, suicide by jumping
out of train in Italy, fearing de-
portation to Slovenia, CARF/IRR/Il
manifesto

11 9/10/96, 25, N.N., Morrocco,
drowned in the Strait of Gibraltar
when small boat sank, El Mundo

12/10/96, 1, Vijay Saini, India,
froze to death and fell of plane
undercarriage when landing at
Heathrow (GB), MNS/Eve.Stan-
dard/Times/Daily Tel.

27/10/96, 1, N.N. (man), unkno-
wn, drowned in river Oder (D/PL)
near Lebus, MOZ/FFM/ARI

4/11/96, 1, Senad Becirnovic,
Bosnia, committed suicide when
ordered to leave Germany, Su-
edd.Zeit., Fr. Rundschau, MNS

6/11/96, 1, Mohammed Sharkeri,
Iran<, committed suicide facing
repatriation (S), FARR, Immigrati-
on Board Bulletin, MNS

24/11/96, 1, Alfa Biyao Sabi Tou-
re, Togo, suicide in JVA Loerrach
(D) fearing deportation and pers-
ecution, pro asyl/MNS

Dec-96, 1, Mustafa Diffalah, Al-
geria, suicide by jumping out of
window after refusal residence
permit in France, CARF

6/12/96, 1, N.N. (woman), Sri

Lanka, died frozen and exhausted
on CZ/D border near Eggersberg,
Volkskrant/SZ/ARI/morgengrauen

11 25/12/96, 280, N.N., India/Pa-
kistan/Sri Lanka, 280 people dro-
wned during ship collision near

Malta, taz/AIGR/UNHCR/dpa/MNS

11 January 97, 2, N.N., Africa,
stowaways died by hunger in
container on Kenyan ship in Ant-
werpen (B), Le Soir/La Libre Bel-
gique/MNS

11 January 97, 2, N.N., Africa,
stowaways died by inhaling in-
secticides in Ghanan ship in
Saint-Malo (F), Le Monde/Libéra-
tion/MNS

4/1/97, 1, N.N., Zaire, suicide at
reception centre Cernets-Verrieres
(CH) caused by depression,

JF/IRR

11'10/1/97, 3, N.N. (children), Ko-
sova, died in fire, accommodated
in refugee container without fire
protection (D), taz/Monitor/Berli-
ner Ztg./ARI

11'11/1/97, 3, N.N., Morrocco,
drowned in the Strait of Gibraltar
when small boat sank, taz/El
Pais/MNS

11'11/1/97, 7, N.N., Morrocco,
presumed drowned in the Strait
of Gibraltar when small boat
sank, taz/El Pais/MNS

February 97, 1, N.N., Africa, sto-
waway found in Delfzijl (NL), suf-
focated in ship from Cameroons,
Algemeen Dagblad

112/2/97, 2, N.N., Northern Afri-
ca, stowaways found dead in Pa-
sajes (E) on Cypriotic ship "Deike",
taz/dpa/statewatch

4/2/97, 1, N.N., Croatia, suicide
of civil war refugee in Regens-

burg (D) fearing close deportati-
on, taz/ARD/ZDFvideotext/MNS

I116/3/97, 11, N.N.,
Morrocco/Lebanon, died in van
accident in Gerona (E) being
pressed between boxes, dpa/taz

1116/3/97, 18, N.N., Iran/Iraq,
drowned when boat captized
between Kas (TR) and Kastelloriz-
on (GR), MNS/FR/Liberation

23/3/97, 1, N.N. (12 years),
Kenya, killed by plane wheels du-
ring stowaway attempt on Nairo-
bi-Gatwick (GB) flight, CARF

1131/3/97, 80, N.N., Albania,
drowned when refugee boat cap-
sized after colliding with Italian
army ship, Reuter/taz/volks-
krant/MNS

medico-Anzeige
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Projekt zur

Unterstiitzung von

Fliichtlingen und
ungeschiitzten

Migrantinnen in Polen

von Wlasciwy (zas

(Ubersetzung aus dem Englischen:

FFM Berlin, September 1997)

Aligemeine Ausfiihrungen:

Das hier vorgestellte Projekt ist
innerhalb der Aktivitaten des Ver-
eins Wlasciwy Czas (Der richtige
Augenblick) angesiedelt. Dieser
Verein wurde mit dem Ziel ge-
grindet, zu verschiedenen sozia-
len Themen wie Okologie, &ffent-
liche Gesundheit, Kindererzie-
hung und soziale Fursorge zu ar-
beiten. Er wurde zu Beginn des
Jahres 1997 vom zustandigen
Gericht in Warschau anerkannt
und registriert.

Die Adresse des Vereins ist:
Stowarzyszenie ,Wlasciwy Czas"
3/428 Bryly Street

PL-02-685 Warsaw

Poland

Die Kontonummer ist:
Stowarzyszenie ,Wlasciwy Czas"
PBK S.A. IV Oddzial w Warszawie
11101109-502168-2700-1

Der Président des Vereins ist:
Artur Zielinski

Verantwortlich fur die Durch-
fihrung des hier vorgestellten
Projekts ist das Vorstandsmitglied
von Wilasciwy Czas Daniel Slade-
wski.

Hintergrundinformation:

Der Verein Wlasciwy Czas wurde
von einer Gruppe von Leuten, die
eng mit dem YMCA Warschau
verbunden sind, gegriindet, um
auf verschiedenen sozialen Ge-

bieten, die von den existierenden
Strukturen vernachlassigt wer-
den, zu arbeiten. Er wurde stark
von der Tatigkeit des Kairos Netz-
werks beeinfluBt, hat aber dazu
keine direkte Verbindung. Seit
Beginn seiner Tatigkeit war einer
der Hauptinteressen von Wlasci-
wy Czas die Situation von Fllcht-
lingen, antirassistische Kampa-
gnen und interkulturelle Arbeit.
VorUbergehend ist Wlasciwy Czas
im Warschauer Biro des YMCY
Blro untergekommen und kann
die Raumlichkeiten des YMCA/
Kairos Club nutzen.

Projektbeschreibung:

Das primére Ziel des Projekts von
Wilasciwy Czas zur Unterstltzung
von Fluchtlingen und unge-
schitzten Migrantinnen ist auf
der Basis der Erfahrungen ent-
wickelt worden, die aufgrund
verschiedener Besuche, in den vor
kurzem erdffneten polnischen
Haftzentren fur Flichtlinge, ge-
macht worden sind. Bei diesen
Besuchen, die zwischen Oktober
1996 und April 1997 stattgefun-
den haben, konnte beobachtet
werden, daB die Behandlung der
verhafteten Auslanderinnen, von
denen die meisten angaben,
Flichtlinge zu sein, alles andere
als angemessen genannt werden
kann.

Nach der ersten Besuchsrunde,
im Oktober 1996, wurden ein-
deutige Verletzungen von huma-
nitdren und internationalen Stan-
dards dokumentiert und verof-
fentlicht.

Erstens wurde auf der Basis einer
Reihe von Interviews mit den In-
haftierten festgestellt, daB keiner-
lei Rechtsberatung stattfindet
und daB die Informationen, die
die Flichtlinge hatten entweder
falsch oder irrelevant waren. Der
Zugang zum polnischen Verfah-
ren zur Prifung des Flichtlings-
status bestand damit lediglich in
der Theorie. Selbst diejenigen, die
im Prifungsverfahren waren, er-
hielten keine Unterstlizung bei
der Formulierung ihrer Asylantra-
ge und hatten keine Chance, die
Widerspruchsmaoglichkeiten zu
nutzen.

Als Resultat dieser Praxis sind
hunderte potentieller Flichtlinge
- darunter Reprasentantinnen der
verletzbarsten Gruppen - aus Po-
len, in ihre Herkunftslander wie
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Indien und Pakistan aber auch in
Drittstaaten, eingeschlossen der
Ukraine, die die Genfer Fllicht-
lingskonvention nicht unter-
schrieben hat, abgeschoben wor-
den. Uber das AusmaB dieser Ab-
schiebungen ist noch nie eine of-
fizielle Statistik veroffentlicht
worden und exakte Zahlen ste-
hen bisher nicht zur Verfligung.
Bei den Besuchen konnte eindeu-
tig festgestellt werden, daB3 Aus-
ldnderlnnen in polnischen
Haftzentren, die von Deutschland
abgeschoben oder in Polen ver-
haftet worden waren, keinen
Schutz genossen und weiter ab-
geschoben wurden. Die Falle in
denen dies nicht passiert ist, sind
auf die fehlende Kooperation der
Empfangerlander zuriickzu-
fuhren.

Diese Umgangsweise mit Fllicht-
lingen kann sich deshalb ereig-
nen, weil kein Monitoring des
polnischen Haftsystems stattfin-
det. FUr die Haftlinge steht keine
Rechtsberatung zur Verfigung,
und von den zustandigen Behor-
den werden keine Information an
Nicht-Regierungs-Organisationen
(NGOs) weitergegeben, was diese
in die Lage versetzen wirde, eine
Unterstltzung durch qualifizierte
unabhéngige Flichtlingshelferin-
nen zu organisieren. Ein Monito-
ring des Haftsystem ist traditio-
nell nur sehr schwer zu bewerk-
stelligen. Die Erlaubnis zum Be-
such eines Gefangenen muf3 von
einem Staatsanwalt ausgestellt
werden. Der entsprechende An-
trag muf den vollstdndigen Na-
men des Haftlings beinhalten. Ist
diese Genehmigung erteilt wor-
den, muB sie durch eine dhnliche
Genehmigung erganzt werden,
die durch den Ranghéchsten der
zustandigen Wojwodschaftspoli-
zei ausgestellt sein muB. Beide
Vorgange muissen unabhéngig
von einander betrieben werden,
beide Erlaubnisse sind jedoch
notwendig, um einen Gefange-
nen besuchen zu kénnen und
Unterstitzung zukommen zu las-
sen. Noch schwieriger wird es,
wenn die Lage der verschiedenen
Haftzentren in Betracht gezogen
wird, da sie Uber das ganze Land
verteilt sind. Wird eine Gruppe
von Auslénderlnnen festgenom-
men, wird sie i.d.R. von dem zu-
stdndigen Staatsanwalt nach
dem Zufallsprinzip auf verschie-
dene Haftzentren verteilt. Dies
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fahrt zu der Situation, daB3 eine
NGO, die alle Haftlinge in einem
bestimmten Haftzentrum unter-
sttzen will, zunachst die Erlaub-
nis bei unterschiedlichen Staats-
anwalten einholen muf3, und
umgekehrt, daB eine NGO, die
Haftlinge besuchen will, die von
einem Staatsanwalt verurteilt
worden sind, zu verschiedenen
Haftzentren gehen mussen, was
insgesamt sehr viel Zeit kostet.
Ein Widerspruch gegen eine Ab-
schiebeanordnung muf jedoch
innerhalb der ersten zwei Wo-
chen und Widerspriiche gegen
die Inhaftierung innerhalb einer
Woche, nach der relevanten Ent-
scheidung, eingereicht werden.
Daher muf3 eine NGO, die Flicht-
linge in Haftzentren unterstltzen
will, zu einer schnellen und fle-
xiblen Arbeit in der Lage sein.
Bisher hat noch kein Monitoring
der Mehrheit der Haftzentren
stattgefunden, und eine groBe
Anzahl von Ausléanderinnen sind
aus Polen abgeschoben worden,
ohne daB ihnen irgendeine Un-
terstltzung zu teil geworden wa-
re. Weitere detaillierte Informa-
tionen Uber die vorgefundenen
Zustande in polnischen Haftzen-
tren konnen den Berichten der
Forschungsgesellschaft Flucht
und Migration (FFM) in Berlin
entnommen werden.

Aufgrund dieser Fakten ist be-
schlossen worden, ein Netzwerk
von ausgebildeten Einzelperso-
nen und Organisationen auf eh-
renamtlicher Basis zu bilden, um
die Situation in polnischen
Haftzentren genauer zu untersu-
chen und angemessene vorbeu-
gende MaBnahmen zu ergreifen.
Als erstes ist geplant, die NGOs,
die in verwandten Feldern tatig
sind, von der Aktion zu informie-
ren und sie zur Mitarbeit aufzu-
fordern. Dazu zédhlen die Blros
des YMCA in den Provinzen, die
verschiedenen Abteilungen des
Roten Kreuzes, die Gruppen von
Amnesty International (Al), An-
waltsvereinigungen und Einzel-
personen, die fur ihre Arbeit in
sozialen Bereichen bekannt sind.
In vielen Fallen wird es genligen
sich an Dolmetscherlnnen fur
Hindi, Chinesisch oder Farsi oder
an Journalistinnen lokaler Zeitun-
gen zu wenden. Die Erfahrung
zeigt, daB die meisten Informa-
tionen Uber Haftzentren durch

solche Quellen gesammelt wer-
den konnten. Viele zuverlassige
Kontakte sind durch die bisherige
Arbeit schon entstanden und
mussen ausgebaut werden. Aller-
dings ist es wesentlich, sich be-
sonders den Landesteilen, ent-
lang der 6stlichen und westlichen
Grenzen, verstarkt zu zuwenden.
Im weiteren Verlauf der Arbeit
wird es notwendig sein, eng mit
den Behorden zu kooperieren,
insbesondere mit den Verwal-
tungschefs der Wojwodschaften
und den Biros der Staatsanwal-
te.

Dem Ansprechen von ehrenamt-
lich Tatigen wird die Erdffnung
eines taglich erreichbaren Biros
vorausgehen. Es soll als Koordi-
nationsstelle dienen, wo die ein-
gehenden Informationen gesam-
melt werden. Zunachst wird es
nicht moglich sein, das Biro tag-
lich zu besetzen. Durch die tech-
nische Ausstattung (Telefon, An-
rufbeantworter, Fax, E-Mail) soll
jedoch eine permanente Erreich-
barkeit gewahrleistet werden.
Um sicherzustellen, daB es bei
Notfallen nicht zu Verzégerungen
kommt, ist desweiteren die An-
schaffung eines Funktelefons vor-
gesehen.

Jedes Mal, wenn Informationen
darlber eingehen, daB3 eine
Gruppe von potentiellen Flicht-
lingen verhaftet wurde und die
Notwendigkeit der Unterstitzung
besteht, mussen folgende Schrit-
te eingeleitet werden:

1) die Namen der Verhafteten
mussen herausgefunden und der
daflr zustandige Staatsanwalt
identifiziert werden;

2) gleichzeitig mit dem Einrei-
chen des Antrags fir eine Be-
suchserlaubnis mussen Erkundi-
gungen eingeholt werden, in
welchen Haftzentren die Fllcht-
linge untergebracht sind;

3) liegt eine Besuchserlaubnis der
Staatsanwaltschaft vor und sind
die Haftzentren lokalisiert, mus-
sen die Kommandanten der ent-
sprechenden Woiwodschaftspoli-
zeien zwecks ihrer Einwilligung
angefragt werden;

4) die Menschenrechtsorganisa-
tionen, die auf dem Feld der
Flichtlingsarbeit tatig sind, wie
die Helsinki Foundation und Am-
nestie International mussen infor-
miert und gefragt werden, ob sie

den Héftlingen die notwendige
Unterstlitzung zukommen lassen
kéonnen;

5) Flichtlingsunterstitzerinnen,
die Uber das notwendige rechtli-
che Basiswissen verfligen, sowie
Dolmetscherlnnen und Anwaltin-
nen sollen auf ehrenamtlicher,
wenn notwendig jedoch auch
auf bezahlter Basis die Haftein-
richtungen besuchen. Sie sollen
die Haftlinge mit den notwendi-
gen Informationen versorgen,
identifizieren, was die Haftlinge
weiter an Unterstitzung bendti-
gen, die Art und Weise doku-
mentieren, wie die Gefangenen
von den Behorden behandelt
worden sind, ihre Chancen fir ei-
nen erfolgreichen Asylantrag ab-
schatzen und eventuell rechtliche
Schritte einleiten;

6) wenn notwendig, kénnen die
Medien und die internationalen
Agenturen eingeschaltet werden.

Kostenkalkulation:

Zur Bereitstellung und Unterhal-
tung des Netzwerkes missen die
folgenden einmaligen und lau-
fenden Kosten in Betracht gezo-
gen werden:

Das fir die Planungen
und Kalkulation des Pro-

1. Kauf eines Computers mit Mo-
dem, Drucker und Software ca.

2.730 DM jekt zur Unterstiitzung
2. Kauf eines Funktelefons ca. von Fluchtlingen und un-
820 DM geschutzten Migrantin-

nen zustandige Vereins-
mitglied ist uber folgende
Adresse erreichbar:

3. Erstellung einer Informations-
broschure, incl. Satz und
Druckkosten ca. 1.090 DM

4. Buromiete, ca. 800 ZI. pro
Monat ca. 5.246 DM p. Jahr

Daniel Sladewski
42 A Batorego Street

5. Personalkosten, incl. Kosten fir Apartment 4
Anwadlte und Dolmetscher, ca. PL05-400 Otwock
Poland

5.246 DM p. Jahr

6. Biro und Kopierkosten, ca.
656 DM

7. Kommunikationskosten (Funk-
telefon, Fax, E-Mail, Briefmar-
ken), ca. 2623 p. Jahr

8. Sonstige laufende Kosten
(Elektrizitat, Heizung, Wasser
etc.), ca. 171 DM p. Jahr

ph.: +48-22-779 3774
fax: +48-22-779 4599,
+48-22-779-3774
e-mail:
sladewski@zigzag.pl

Entsprechend dieser Kalkulation
entstehen einmalige Kosten von
4.640 DM und laufende Kosten
per Monat von 725 DM.
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UNHCR-Vertreterin:

Asylsituation in
Deutschland zeigt
zwiespaltiges Bild

Interview mit Frau Dr. Judith Kumin*

KNA: Frau Kumin, welche Bi-
lanz ziehen Sie nach vier Jahren
als UNHCR-Vertreterin in
Deutschland?

Kumin:  Es |aBt sich kein
schwarz-weif3es Bild zeichnen. Ei-
nerseits gab es ein ermutigendes
Engagement von seiten der deut-
schen Bevolkerung: mehr als
300.000 bosni-sche Flichtlinge
wurden aufgenommen. Mehr als
50 Prozent aller Asylbewerber in
der Europdischen Union finden
immer noch in Deutschland Auf-

nahme. Andererseits gibt es hier
nach der Anderung des Asylge-

setzes 1993 - und in ganz Euro-
pa Entwicklungen, die in Sachen
Flichtlingsschutz nicht erfreulich
sind.

KNA:  Welche Méangel pran-
gern Sie bei Asylrecht und Fliicht-
lingsschutz an?

Kumin: Auf der Verfahrensebe-
ne bereitet dem UNHCR vor allem
die Drittstaatenregelung Sorge,
da sie Schule macht. Immer mehr
Schutzsuchende werden von hier
in sogenannte sichere Drittstaa-
ten zurlickgewiesen und von dort
in Viert- und Funftstaaten. Immer
mehr sichere Drittstaaten denken
sich, wenn Deutschland mit uns
Rickibernahmeabkommen
schlieBen kann dann kénnen wir
das auch mit unseren Nachbarn
machen. Dadurch wird immer
schwieriger, sicherzustellen, dal3
jeder der etwa in der Ukraine lan-
det, ein faires Verfahren be-
kommt. Weiterhin mangelhaft ist
die in Deutschland zu enge Defi-
nition des Flichtlingsbegriffs.
Hier gilt nur der als Flichtling,
der vom Staat verfolgt wird. Es
kommen jedoch immer mehr
Flichtlinge, die aus Burgerkriegs-
landern kommen, in denen der
Staat nicht mehr existiert, oder
die bei inneren Konflikten von

* Frau Dr. Judith Kumin hat nach vierjahriger Tatigkeit als Vertrete- Nicht-staatlichen Akteuren ver-
rin des Hohen Flichtlings-kommissariats der Vereinten Nationen (UNfolgt werden. Zum Beispiel in Al-
HCR) in Deutschland turnusgemag ihren Platz fiir eine Nachfolgerigerien oder Afghanistan. Viele
gerdumt. Vor ihrem Weggang zog sie in einem Interview der Katholdieser Fliichtlinge fallen automa-
schen Nachrichtenagentur (KNA) eine Bilanz ihrer Amtszeit. Wir dokutisch aus dem Schutzbereich her-

mentieren Ausziige aus NACHRICHTEN DER ARBEITSGEMEINRUS.

SCHAFT KATHOLISCHER FLUCHTLINGS- UND AUSSIEDLER-
HILFE (KATHOLISCHER LAGERDIENST) Nr.24, 23.09.1997 KNA:
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Welche konkreten For-

derungen erhebt der UNHCR?

Kumin: Wir fordern, daB3 der
Flichtlingsbegriff nicht weiter auf
staatliche Verfolgung beschrankt
wird. Es ist im Sinne der Genfer
Flichtlingskonvention, ihn auch
auf Opfer nicht-staatlicher Verfol-
gung anzuwenden. Wenn schon
kein Flichtlingsstatus gewahrt
wird, muf3 es kiinftig alternative
Schutzinstrumente geben. Etwa
einen Sonderstatus fur Blrger-
kriegsflichtlinge oder einen zeit-
begrenzten Schutzstatus fur Per-
sonen. die in ihrer Heimat ge-
fahrdet sind. Das Problem des
Weiterschiebens von Fliichtlingen
ist nur dann |6sbar, wenn die
Staaten untereinander klare Zu-
standigkeitsregelungen dartber
treffen, wer flr die Durchfiihrung
der Asyl-verfahren verantwortlich
ist.

KNA:  Wie soll die Politik auf
europdischer Ebene mit dem The-
ma , Fltichtlinge und Asyl" umge-
hen?

Kumin: Langfristiges Ziel mu3
es sein, eine einheitliche européi-
sche Fluchtlingspolitik zu ent-
wickeln. Derzeit ist die Flicht-
lingssituation innerhalb der EU
ganz unterschiedlich. Das Pro-
blem stellt sich hauptsachlich in
sechs Staaten: Deutschland,
GroBbritannien, Niederlande, D&-
nemark, Frankreich und Oster-
reich. Dabei ist die Entschei-
dungspraxis sehr heterogen: Ein
Somalier hat in Belgien sehr gute
Chancen anerkannt zu werden,
in Deutschland dagegen Uber-
haupt keine. Man muBte sowohl
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diese Praxis harmonisieren als
auch ein System der Lastenteilung
erreichen. Ein solches einheitli-
ches europaisches System durfte
jedoch nicht auf der Basis eines
kleinsten gemeinsamen Nenners
entwickelt werden sondern immer
auch im Interesse der Flichtlinge.

KNA:  Wie wird sich das
Fliichtlingsproblem in der Zukunft
entwickeln?

Kumin: Das Weltfllichtlingspro-
blem wird immer komplizierter. Es
gibt eine Vielfalt von Fluchtursa-
chen, die nicht effektiv zu

bekdmpfen sind, weil die Welt
nicht mehr ideologisch zweige-
teilt ist. So fehlt bei der Vielfalt
von Blrgerkriegen und ethni-
schen Konflikten der ideologische
Ubergreifende Kontext, um tatig
werden zu kén-nen. Das Resultat:
immer mehr Flichtlinge - etwa
aus Algerien oder Somalia -, die
nicht mehr ins alte Ost-West-Mo-
dell passen. Dies gilt auch fur die
wachsende Zahl von Menschen,
die innerhalb ihres Heimatlandes
zu Flichtlingen geworden sind.
Deshalb mussen Fluchtursachen
und Minderheitenprobleme viel
starker auf politischer Ebene

bekampft und analysiert werden.
Die Halfte aller Asylbewerber in
Deutschland kommt aus der Bun-
desrepublik Jugoslawien und aus
der Turkei. Wenn man die Min-
derheitenprobleme in diesen bei-
den Landern ldsen kdnnte, wére
das Asylproblem in Deutschland
fast unbedeutend. Aber auf den
Konflikt zwischen der Sicherstel-
lung von Menschenrechten und
der Wahrung strategischer bezie-
hungsweise wirtschaftlicher Inter-
essen hat die Politik derzeit keine
Antwort.

it seiner unqualifizierten
|\/| Kritik an der Friedens-
preislaudatio von Glnter

Grass leugnet CDU-Generalse-
kretar Peter Hintze Fakten, die
Grass klar benannt hat und fur
die die Bundesregierung maB-
geblich Verantwortung tragt.
Den "ungeheuerlichen Behaup-
tungen’ (CDU-Generalsekretar
Hintze) liegen ungeheuerliche
Fakten zugrunde." Eine grundle-
gende Anderung der Tirkeipolitik
der Bundesregierung sei langst
Uberféllig, so Glnter Burkhardt,
Ge-schéaftsfuhrer von PRO ASYL.
Als ad hoc MaBnahme fordert
PRO ASYL einen Abschiebestopp
fur Kurdinnen und Kurden aus
der Turkei.

Zu den Fakten:

Abschiebungshaft:
Abschiebehaftlinge sind nur des-
halb inhaftiert, damit man sie
auBer Landes bringen kann. Ab-
schiebungshaft kann bis zu sechs
Monaten angeordnet und auf bis
zu 1 "2 Jahren verldngert werden.
Bei Deutschen ist eine halbjahrige
Untersuchungshaft nur dann ge-
rechtfertigt, wenn eine erhebliche
Freiheitsstrafe ohne Bewdhrung
zu erwarten ist. Nach wie vor
wird in Deutschland zu schnell
und zu leicht Abschiebungshaft
verhangt. Eine grindliche Uber-
pri-fung der Haftvoraussetzun-
gen durch die Richterinnen und
Richter findet oftmals nicht statt.
Die Haftbedingungen gentigen in
vielen Bundeslandern weder
rechtsstaatlichen noch men-
schenrechtlichen Mindeststan-
dards.

Seit der Asylrechtsdnderung 1993

haben sich in Abschiebungshaft
mindestens 14 Menschen aus
Angola, Nigeria, Sudan, Ghana,
China, Marokko, Algerien, Athio-
pien, Togo und Zaire das Leben
genommen. Sie hatten Angst vor
der Abschiebung in ihre Her-
kunftslander und flirchteten, dort
verfolgt, verhaftet oder gar er-
neut gefoltert zu werden.

.Die Praxis der Verhdngung von
Abschiebungshaft ist verfas-
sungswidrig und eines demokra-
tischen Rechtsstaates unwiirdig"
erklarte Glnter Burkhardt. Zu-
recht prangere GUlnter Grass die-
sen Zustand als ‘demokratisch
abgesicherte Barbarei’ an.

Zum Schicksal kurdischer Fliicht-
linge in Deutschland:

In den letzten zehn Jahren war
die Turkei immer unter den funf
groBten Hauptherkunftslandern
von Asylsuchenden in Deutsch-
land. Uberwiegend suchen Kurd-
innen und Kurden aus der Ost-
turkei hierzulande Zuflucht. In
den letzten Jahren hat sich die
Anerkennungsquote von Fllicht-
lingen aus der Turkei beim Bun-
desamt fur die Anerkennung aus-
landischer Flichtlinge sprunghaft
nach unten entwickelt:

1995: 21,5 Prozent

1996: 12,8 Prozent

1997: ca. 8,7 Prozent (erstes
Halbjahr)

Dies hat nichts mit einer Verbes-
serung der Verhéltnisse in der
Turkei zu tun, sondern mit juri-
stischen Spitzfindigkeiten und
politischen Vorgaben.

Lur Kritik aus der Regierungskoalition an der
Friedenspreislaudatio von Giinter Grass:

Politisch
Verantwortliche
leugnen die Fakten

PRO ASYL, Presseerklarung vom 20. Oktober 1997

Fir viele Fluchtlinge aus der Tur-
kei ware ein Abschiebungsstopp
ein minimaler Schutz. Doch
selbst darauf kdnnen sie nicht
mehr hoffen. Die Innenminister
von Bund und L&ndern verlas-sen
sich auf wachsweiche Zusagen
aus der Turkei, die Menschen-
rechte von Abgeschobenen wir-
den respektiert.

Tatsache ist, daB3 in den letzten
Jahren wiederholt Abgeschobene
inhaftiert und erneut verfolgt
wurden. Beispielhaft seien hier
genannt:

Im August dieses Jahres wurde K.
in die Turkei abgeschoben. Der
begleitende Bundes-grenzschutz
Ubergab den Aktenkoffer mit
personlichen Unterlagen zu sei-
nen Angaben im Asylverfahren
nicht dem Abgeschobenen, son-
dern der Polizei in Izmir. K. kam
daraufhin in Haft.

|
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Unbestritten rechtswidriges Verhalten:

Abschiebungen wahrend

34

des laufenden
Asylverfahrens

Trotz illegaler Abschiebung keine Korrektur

behordlicher Fehlentscheidung

Verwaltungsgericht kann wegen Arbeitsiiberla-

stung nicht entscheiden

ie bundesweite Arbeitsge-

meinschaft fur Flichtlinge
PRO ASYL zeigt sich besorgt tber
mehrere Félle der Abschiebung
von Asylsuchenden noch
wéhrend des Asylverfahrens. So
wurde trotz eines noch laufenden
Asylverfahrens eine 21-jahrige Ke-
nianerin am 15. April 1997 nach
Kenia abgeschoben. Mehr als
funf Monate danach haben we-
der das Bundesamt fir die Aner-
kennung auslandischer Flichtlin-
ge noch das zustandige Verwal-
tungsgericht GieBen dieses offen-
sichtlich rechtswidrige Vorgehen
korrigiert.

Die Betroffene gehort der nach

zweijahriger Auseinandersetzung
um die Anerkennung als Partei
am Montag dieser Woche end-
gultig verbotenen oppositionellen
SAFINA-Bewegung an. Zur Zeit
hélt sie sich in Kenia versteckt. Ei-
ne kurzfristige Verhaftung nach
ihrer Abschiebung hat sie nach
eigenen Angaben mit Gluck
Uberstanden.

Mit Schreiben vom 2. September
1997 rdumt das Bundesamt ein,
daB die Abschiebung rechtswid-
rig war. Sie durfte allerdings
deutlich gemacht haben, so das
Bundesamt, wie es um den
Wahrheitsgehalt der behaupteten
Verfolgung stehe. Wenn die Kla-
gerin, so die Logik des Bundes-
amtes, nach ihrer Verhaftung
wieder auf freien FuB3 gesetzt

PRO ASYL, Presseerklarung vom 8.10.1997 worden sei und Kontakt mit ihrer

deutschen Anwaéltin aufnehmen
kdnne, so werde sie wohl kaum
verfolgt: ,Dies auch unter dem
Gesichtspunkt, dal3 eine erneute
Ausreise aus Kenia im Wege der
Folgenbeseitigung nicht moglich
ware, wenn die Klagerin - wie
behauptet - politisch gesucht
und verfolgt wirde. (...) Von da-
her besteht kein Anla3, an der
Recht-maBigkeit der getroffenen
Entscheidung (...) zu zweifeln."
(Deshalb solle das Verwal-tungs-
gericht den Antrag auf Folgenbe-
seitigung - d.h. Wiedereinreise -
abweisen.)

Akzeptiert man diese Logik, dann
konnten Asylsuchende in
Deutschland gleich testweise in
ihre Herkunftslander deportiert
werden. Werden sie nicht unmit-
telbar und dauerhaft inhaftiert,
dann waren sie nicht politisch
verfolgt und die Abschiebung ist

Grundrecht auf Asyl

rickwirkend gerechtfertigt. Heiko
Kauffmann: ,Dies ist die Logik
der Inquisition, mit der in der
Frithen Neuzeit angebliche Hexen
Feuer- und Wasserproben unter-
zogen wurden."

Das Bundesamt flr die Anerken-
nung auslandischer Flichtlinge
treffe der Vorwurf, daB3 offen-
sichtlich ohne nahere Uberprii-
fung des Sachstandes unzutref-
fende AbschluBmit-teilungen zu
Asylverfahren an die Auslander-
behérde herausgegeben wirden.
Auch das Handeln der beteiligten
Auslanderbehérden sei rechts-
widrig, da sie in diesem Fall le-
dig-lich als Handlanger des Bun-
desamtes gewirkt und die Rich-
tigkeit einer so wichtigen Angele-
genheit nicht nochmals tberprift
hatten.

Ebenso sind bislang weder
Behorden noch Gerichte bereit,
Abhilfe zu schaffen, indem der
jungen Frau die Wiedereinreise
ermdglicht wird. Das Verwal-
tungsgericht GieBen sieht sich
wegen Uberlastung der Kammer
nicht in der Lage, eine gerichtli-
che Entschei-dung auch nur in
Aussicht zu stellen, obwohl ein
Antrag auf Wiedereinreise im Eil-
verfahren seit Uber vier Monaten
anhangig ist. PRO ASYL: ,Daf3
das Verwaltungsgericht unter
Hinweis auf seine Arbeitstberla-
stung selbst in einem solch ekla-
tanten Fall keinen effektiven
Rechtsschutz gewahrleistet,
grenzt an Rechtsverweigerung."

Heiko Kauffmann wies darauf
hin, daB es sich nicht um einen
Einzelfall handele.
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m Jahr 1998 wird das Bundes- kunftsgutachten mit Hilfe extern

Bundesinnenministerium plant:

amt fur die Anerkennung aus-
l&ndischer Flichtlinge die
.flachendeckende Sprach- und
Textanalyse" bei Asylsuchenden
aus bestimmten Herkunftslandern
einflhren. Veranschlagt sind im
Haushaltsentwurf des Bundesin-
nenministeriums fur diesen
Zweck 2,4 Mio. DM. Davon sol-
len 4.000 Analysen zum Preis von
jeweils 600,- DM (Einzelplan 06
Kap. 0633, Titel 52602) finan-
ziert werden. Ziel dieses neu ein-
geflhrten Verfahrens, so die
Kommentierung im Haushaltsent-
wurf, soll es sein, ,im Zweifelsfall
die tatsachliche Herkunft der An-
tragsteller bestimmen zu kénnen.
Hierbei handelt es sich um Falle,
in denen Asylbewerber versu-
chen, ihre wahre Herkunft zu ver-
schleiern, um sich bessere Aner-
kennungschancen zu verschaf-
fen."

Erhebliche Zweifel an den mogli-
chen Ergebnissen wie auch der
behaupteten Wissenschaftlichkeit
solcher Methoden aufBerte heute
die bundesweite Arbeitsgemein-
schaft fur Flichtlinge PRO ASYL.
Wortschatz, Sprachgebrauch und
Dialektfarbung kénnten hoch-
stens Indizien daflr sein, daB je-
mand zeitweilig in einer be-
stimmten Region gelebt habe.
.Wer behauptet, mit Sicherheit
von Sprachphdnomenen auf die
Staatsangehorigkeit eines Men-
schen schlieBen zu kénnen, be-
treibt Kaffeesatzlesen und setzt
sich dem Verdacht aus, zu rassi-
stischen Konstrukten zu neigen.
Wenn die Sprachproben ohne
Zustimmung oder gar Wissen des
Flichtlings eingeholt werden,
dann liegt darlber hinaus ein un-
zulassiger Eingriff in das grund-
rechtlich geschitzte Persdnlich-
keitsrecht vor", sagte Gunter
Burkhardt, Geschaftsfuhrer von
PRO ASYL.

Die meisten Flichtlinge, bei de-
nen die Staatsangehdrigkeit um-
stritten sei, kdmen ohnehin aus
Regionen, wo Sprachgrenzen
nicht mit Staatsgrenzen Uberein-
stimmten (z.B. Westafrika, Afgha-
nistan / Pakistan, Albanien / Ko-
sova / Mazedonien).

Vorbild ist die Praxis des Schwei-
zer Bundesamtes fir Flichtlinge,
wo seit einigen Monaten Her-

rekrutierter Sprachexpert/inne/n
erstellt werden. Quantitativ
fahrend durfte nach einer Re-
cherche von PRO ASYL Schweden
sein, wo bereits Tausende solcher
Gutachten existieren. Hollandi-
sche Asylbehorden wiederum be-
dienen sich der Dienste schwedi-
scher und schweizerischer Fach-
stellen und versenden Tontrager
mit Aufnahmen von Interviews
mit Flichtlingen an Expert/inn/en,
die als Grundlage solcher Gut-
achten Verwendung finden.

Nach Informationen der Schwei-
zerischen Fluchtlingshilfe (SFH)
gibt es in der Schweiz keine ex-
plizite gesetzliche Grundlage fur
dieses Verfahren. Unter Verweis
auf ihre Mitwirkungspflicht wer-
de jedoch Asylsuchenden die Teil-
nahme an dem Verfahren nahe-
gelegt. Stammt nach dem Ergeb-
nis dieses Gutachtens die/der
Asylsuchende angeblich nicht aus
dem von ihr/ihm angegebenen
Herkunftsland, findet eine weite-
re inhaltliche Prifung des Asylge-
suches nicht mehr statt.

Ein besonders seltsames Rechts-
verstandnis zeigt der Schweizer
Umgang mit den Gutachten. Sie
werden dem Asylbescheid, den
die/der Antragsteller/in erhalt,
nicht beigeflgt. Auch eventuell
beauftragten Rechtsanwaltinnen
oder Rechtsanwalten wird keine
Einsicht in das Gutachten ge-
wahrt. Somit ist eine juristische
Auseinandersetzung mit dem
Gutachten oder auch die Bestel-
lung eines Gegengutachtens
kaum méglich.

In Schweden werden linguistische
Analysen der genannten Art un-
ter Federfihrung der schwedi-
schen Einwanderungsbehdrde
(Statens-Invandrarverk) durchge-
fuhrt. Eine erste duBerst kritische
Stellungnahme zur Praxis liegt
PRO ASYL von seiten der juristi-
schen Fakultat der Universitat
Stockholm vor. Dort heif3t es: ,Es
kann zu diesem Zeitpunkt gesagt
werden, daB wir den Methoden
und den Ergebnissen, wie sie von
dem schwedischen Institut ver-
wendet werden, kritisch gegenu-
berstehen, weil die Kompetenz
der Sprachexperten nicht Gber-
praft werden kann, weil sie ano-
nym sind und weil ihre Ergebnis-

Sprachanalyse

bei Asylsuchenden zur

Ermittlung des

Herkunftsstaates

Rechtsstaatlich fragwiirdig,

wissenschaftlich zweifelhaft, hohe Kosten

PRO ASYL

se zu kategorisch sind." Kritik an
der Prozedur wird auch von Mit-
arbeiter/inne/n des niederlandi-
schen Fluchtlingswerks (VVN)
gelbt. Denn auch bei der Begut-
achtung von Tontragern aus den
Niederlanden in Schweden blei-
ben die Gutachter/innen anonym.
Im Ubrigen, so die erste Einschat-
zung eines Mitarbeiters von VVN,
hatten sich bislang nur in weni-
gen Fallen Resultate ergeben, die
von den Angaben des/der jeweili-
gen Asylsuchenden abgewichen
seien.

.Mit der Einfihrung der Sprach-
analysen beim Bundesamt wer-
den Methoden von &uBerst zwei-
felhaftem Beweiswert gleich in
groBem Stil eingeflihrt. DaB3 das
Bundesinnenministerium in Zei-
ten knapper Kassen dafur 2,4
Mio. DM (brig hat, ist bemer-
kenswert. Vermutlich wird man
eine solche Ausgabe dann
nachtraglich durch ebenso zwei-
felhafte Abschiebebescheide in
ein angebliches Herkunftsland
rechtfertigen mussen. Vielleicht
geht es gar ganz ohne ein Her-
kunftsland: Die ‘Abschiebung in
Regionen’ ist ja bereits seit eini-
ger Zeit in der Diskussion", so
Glnter Burkhardt.

Presseerklarung vom 31.10.1997



Fliichtlingskonferenz der PDS:

Asyl-

und Migrationspolitik

in Deutschland

- Schlechte Zeiten fir

Nichtdeutsche

Heidi Lippmann-Kasten, MdL

Heidi Lippmann-Kasten ist die
asyl- und migrationspolitische
Sprecherin der nds. Landtagsfrak-
tion der Bundnis-Griinen.
Nachdem der griine Wahl-Partei-
tag Heidi Lippmann-Kasten nicht
auf einen aussichtsreichen Listen-
platz zur Landtagswahl 1998 no-
miniert hat, hat ihr Auftritt am
4.10.1997 auf der PDS-Flicht-
lingskonferenz partei-intern und
offentlich Aufsehen hervorgeru-
fen.

Uber die Griinde fiir diese Aufre-
gung kann nur spekuliert werden,
denn real spielt die PDS in Nie-
dersachsen - man mag es bedau-
ern oder nicht - keine Rolle.

Wir dokumentieren das Manus-
kript ihrer Rede:

80.000 Menschen ohne deut-

sche Staatsangehorigkeit sind
in Niedersachsen registriert. Mit
6,14% der Ge-samtbevélkerung
liegt unser Bundesland im Ver-
gleich zu anderen Bundeslandern
mit 10-12% vergleichsweise nied-
rig. Hinzu kommt eine unbe-
kannte Zahl von sogenannten il-
legalisierten, schatzungsweise 1 -
2 Mio. bundesweit. Menschen,
die aus den unterschiedlichsten
Grinden in der lllegalitat leben.

Unabhangig vom Aufenthaltssta-
tus, egal ob Asylbewerberln,

Asvlberechtigt, Migrantin oder
EU-Burgerln, unte-liegen alle zu-
satzlich zu den allgemeingultigen
Gesetzen dem Auslanderrecht, ei-
ner nahezu unuberschaubaren
Sammlung von Gesetzen (z.B.
AuslanderG, AsylverfahrensG,
Asylbewerberleistungsgesetz,
Reichs- u. StaatsangehorigskeitsG
von 1913), unzahligen Verord-
nungen und Richtlinien, EU-Asso-
ziationsvertragen, bilateralen und
internationalen Abkommen und
Konventionen, und Ricknahme-
abkommen, die insbesondere in
den vergangenen Jahren mit
mehreren Regierungen abge-
schlossen wurden, z.B. Vietnam
(insbesondere betroffen sind hier-
von Vertragsarbeitnehmerinnen),
der Republik Jugoslavien (15.000
Menschen: 30% Kosova-Albaner,
Muslime aus dem Sandschak, Ro-
ma), Algerien. Letzteres wird
zwar zur Zeit noch nicht umge-
setzt, doch dieser Vertragsab-
schluB zeigt insbesondere, daf es
der Bundesregierung egal ist,
welche politischen Verhaltnisse in
einem Land herrschen, Hauptsa-
che, Deutschland wird die Leute
los.

Wahrend das Auslandergesetz
von 1965 wenig ausldnderpoliti-
sche Entscheidungen traf, und
die Erteilung, Verlangerung und
Beendigung von Aufenthaltser-
laubnissen weitgehend dem Er-
messen der Verwaltungen Uber-
trug, hat die umfangreiche No-
vellierung im Jahre 1990 zu um-
fangreichen, detaillierten und
komplizierten inhaltlichen Rege-
lungen geflhrt, die den Landern
und Kommunen wenig Gestal-
tungsspielraum Uberlassen. Hinzu
kamen seit 1990 bis heute un-
zahlige Gesetzesverscharfungen,
neue Gesetze und Richtlinien die
das Aufenthalts- und das Lei-
stungsrecht fur Nichtdeutsche
massiv beschrénken.

Die Quasiabschaffung des Rechts
auf Asyl 1993 ist aus heutiger
Sicht nur die Spitze des Eisberges
gewesen. Allein in diesem Jahr
hat es vielfaltige Anderungen ge-
geben, die das Aufenthaltsrecht
massiv beschranken, Ausweisun-
gen und Abschiebungen erleich-
tern, Leistungen massiv beschran-
ken, zur Ausgrenzung statt zur
Integration beitragen, so z.B.

- die EinfUhrung der Visums- und
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Grundrecht auf Asyl

Aufenthaltsgenehrnigungspflicht
im Januar 1997 fir Kinder unter
16 Jahren aus dem ehemaligen
Jugoslawien, Marokko, Tunesien
und der Turkei

- die Anderungen des Auslander-
gesetzes und des Strafgesetz-
buchs aus dem April 1997, nach
denen Abschiebungen erleichtert
moglich sind, z.B. wegen der Teil-
nahme an unerlaubten Demon-
strationen (schwerer Landfrie-
densbruch ohne Verurteilung!),
die Abschiebung von straffallig
Gewordenen mit verklrzten Fri-
sten

- die ab 01.06. 1997gultige Aus-
weitung des Asylberwerberlei-
stungsgesetzes auf Blurgerkriegs-
fluchtlinge und nahezu alle Per-
sonen mit Duldung auf einen Lei-
stungszeitraum von 3 Jahren.

Alle hier genannten Anderungen
sind Ausdruck des politischen
Willens nicht nur der Bundesre-
gierung, sondern sind mitgetra-
gen durch Bundesratsentschei-
dungen SPD-regierter Lander, al-
len voran Niedersachsen. Die fak-
tische GroBe Koalition von CDU,
CSU, FDP und SPD in fast allen
Fragen der Innenpolitik ist unbe-
stritten und wird insbesondere
deutlich in der auslanderfeindli-
chen Kampagne, mit der Moch-
tegernkanzler Gerhard Schroder
wahrend der vergangenen Wo-
chen den Landtags- und auch
Bundestagswahlkampf einlautete.
Undifferenzierte AuBerungen des
Ministerprasidenten wie ,Wer
das Gastrecht miBbraucht, muB
raus und zwar schnell ", unab-
héngig davon, ob jemand in
Deutschland geboren und hier
aufgewachsen ist oder eigens zu
Zwecken der Organisierten Krimi-
nalitat einreist, sind ebenso un-
qualifiziert wie die AuBerungen
der Justizministerin Alm-Merk,
daB ein strafféllig gewordener Ju-
gendlicher, der als Sdugling nach
Deutschland kam, nach seiner
Abschiebung in der Turkei gute
Arbeitsmaglichkeiten in der Touri-
stikbranche hétte. Dal3 derartige
Positionen von einer breiten
Mehrheit der SPD-Basis mitgetra-
gen wird, ist ein deutliches Warn-
zeichen fir den Wertewandel, fur
den ge-samtgesellschaftlichen
Rechtsruck.

Daf3 diese Wahltaktik von Schro-
der und Voscherau, im rechten
Lager nach Stimmen zu fischen,
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Grundrecht auf Asyl

nicht aufgegangen ist, zeigt das
Hamburger Wahlergebnis.

Doch angesichts derartiger
Stammtischparolen hochster Poli-
tikerlnnen ist es kaum verwun-
derlich, wenn Beamte und Ange-
stellte in Ausldnderbehorden
mogliche Ermessensentscheidun-
gen zu ungunsten der Betroffe-
nen fallen, wenn Verwaltungsge-
richte kaum noch humanitére
MaBstabe anlegen, wenn, wie
vor 10 Tagen ein Einsatzkom-
mando der Polizei in ein Kirchen-
asyl eindringt, Turen einschlagt,
und eine kurdische Familie in die
Turkei abschiebt - in menschen-
verachtender Weise. Diesen Be-
griff benutze ich ausdrucklich,
obwohl es sonst nicht mein Stil
ist, denn er wird zu haufig ver-
wendet. Doch wie soll man es
anders bezeichnen, wenn man
die Eltern von Nienburg bis
Frankfurt in auf dem Ricken ge-
fesselten Handschellen transpor-
tiert, ohne Schuhe, ihnen Wasser
und den Gang zur Toilette ver-
weigert, was soll man dazu sa-
gen, wenn ein Polizist der wei-
nenden Mutter und den Kindern
vorschlagt, er konne ihnen ein
deutsches Volkslied vorsingen?
Der Kommentar des abgeschobe-
nen Kurden, der jetzt versteckt in
der Turkei lebt, war: ,die Polizi-
sten in Frankfurt waren sehr
freundlich, sie haben uns Schuhe
gegeben".

Die Bedrohung der ,,Inneren Si-
cherheit" geht von den Schréders,
Glogowskis, Voscheraus und
Kanthers aus! Sie sind es, die den
Sozialabbau vorantreiben, die mit
dem GroBen Lauschangriff
flachendeckend das Volk zu po-
tentiellen Tater werden lassen, sie
sind es, die pauschalierend eine
Neuauflage der , Auslander raus'-
Debatte starten.

Ziel unserer Politik - und damit
meine ich nicht nur Griine, denn
eine humanitére Fluchtlings- und
Migrationspolitik ist nicht an Par-
teigrenzen gebunden - muB es
sein, gerade auch unter dem
Stichwort ,,Innere Sicherheit" statt
auf Ausgrenzung auf Integration
zu setzen. Wer 5,10 oder 20 Jah-
re in Deutschland lebt, ist kein
,Gast" sondern fester Bestandteil
unserer Gesellschaft und darf
auch in Krisensituationen nicht

standig von der Abschiebung be-
droht sein. Der Anstieg der Ar-
beitslosigkeit bei nichtdeutschen
Ménnern im Alter von 20 - 24
Jah-ren von 1990 - 1996 um fast
200 % im Vergleich zu 11 % bei
Deutschen ist ein Alarmsignal fur
mangelnde Integrationbemhun-
gen, die auch auf die restriktive
Arbeitserlaubnispolitik zurtckzu-
fuhren ist.

In den letzten dreieinhalb Jahren
als Abgeordnete im Niederséchsi-
schen Landtag habe ich nichts
anderes gemacht, als in rund 20
EntschlieBungsantragen Selbst-
verstandlichkeiten eingefordert.
Selbstverstandlichkeiten, die fur
mich exemplarisch sind fur einen
humanen Umgang mit bestimm-
ten Fluchtlingsgruppen. Ich
mochte diese hier auffihren, weil
sie aufzeigen, wo dringender
Handlungsbedarf gegeben ist, in
Niedersachsen ebenso wie in
Bonn. Parlamentarische Arbeit er-
schopft sich aus der Opposition
heraus nicht in groBen Wurfen,
in unerfallbaren Winschen, son-
dern ist mihevolle Kleinarbeit.
Jurgen Trittin als Minister far
Bundes- und Europaangelegen-
heiten war 1990 mit einer Bleibe-
rechtsregelung fir rund 20.000
Menschen der groBen Wurf ge-
lungen. Ich habe muhselig und
oft genug erfolglos gekampft
und tue dies noch fur

- Abschiebungsstopps fur Kurdin-
nen in die Turkei, Flichtlinge in
den Kosova, nach Algerien, Ni-
geria und Zaire, furTamilen aus
Sri Lanka, fur Deserteure der
ehemaligen Sowjetarmee

- fur ein Bleiberecht von bosni-
schen Burgerkriegsflichtlingen

- flir ein Bleiberecht von abge-
lehnten Asylbewerberlnnen mit
langen Aufenthaltszeiten (Har-
tefallregelung)

- gegen die Einfhrung der Vi-
sums- und Aufenthaltsgenehmi-
gungspflicht fur Minderjahrige
aus der Turkei, Marokko, Tune-
sien und dem ehemaligen Ju-
goslawien

- fir die Abschaffung des Asylbe-
werberleistungsgesetztes und
gegen die zum 01.06. in Kraft
getretene Ausweitung

- fir die SchlieBung aller Flicht-
lingswohnheime und fir eine
humanitare Unterbringung

- gegen die Pauschalierung bei
der Berechnung der Unterbrin-

gung in Stadten und Gemein-
den

- fur den Erhalt der Flichtlingsso-
zialarbeit

- fur Einzelfallprifungen durch
die Auslanderbehérden im Fall
einer Abschiebung

- fur die Vermeidung von Ab-
schiebehaft und fur die Verbes-
serung der Haftbedingungen in
Abschiebehaft

- fur den Schutz des Kirchenasyls

- fur die Aufhebung des Betati-
gungsverbots der PKK u.a. Or-
ganisationen und Vereine.

Nach den Kriterien einer huma-
nen Politik sind dies alles Selbst-
verstandlichkeiten, die allerdings
in der heutigen Zeit als morali-
sche Kriterien abgetan werden.
Doch Humanitat und Moral sind
far mich wichtige Bestandteile
meiner politischen Arbeit, auch
wenn es aus konservativer Sicht
heraus nicht mehr zeitgemaB ist.

Unsere Aufgabe ist es, neben der
Forderung nach gesetzlichen An-
derungen, wie z.B. der Ein-
fihrung eines Einwanderungsge-
setzes, eines Niederlassungs-
rechts, Veranderungen im Staats-
angehorigkeitsrecht, in der aktu-
ellen Debatte und insbesondere
in den bevorstehenden Wahl-
kdmpfen fur eine differenzierte
Betrachtungsweise zu sorgen.
Dieser Appell richtet sich an die
PDS genauso wie an meine eige-
ne Partei.
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Biindnis der Kampagne
Verfolgte Frauen schiitzen!
in Niedersachsen

Jacqueline Duchat

Verfolgte Frauen schiitzen in
Niedersachsen?

Die bundesweite Kampagne ,Ver-
folgte Frauen schitzen!" - bei der
es um die Verankerung ge-
schlechtsspezifischer Fluchtgrin-
de im Asylrecht und in den Ab-
schiebebestimmungen geht -
wird seit Mitte dieses Jahres in
Niedersachsen von einem Bind-
nis getragen. In dem Bindnis,
das sich selbst , Biindnis der Kam-
pagne ,Verfolgte Frauen schit-
zen!" in Niedersachsen" genannt
hat, arbeiten Frauen aus den ver-
schiedensten organisatorischen
Zusammenhdngen mit: Afghani-
sche Frauen, iranische Frauen,
Frauen aus Wohlfahrtsverbédnden,
aus Parteien, aus Initiativen und
dem Fltichtlingsrat.

Ziel dieses Blindnisses ist es, die
Kampagne in der Offentlichkeit
bekannt zu machen und zu ver-
treten, aber auch Forderungen
an die niederséchsische Landesre-

gierung zu richten und fir deren
Umsetzung einzutreten.Da dies
bis zum offiziellen Ende der Kam-
pagne dem Internationalen Frau-
entag (8. Mérz) 98 an dem die
gesammelten Unterschriften der
Bundestagsprésidentin SGBmuth
Ubergeben werden sollen, noch
nicht geschehen sein wird, haben
wir uns entschlossen, auch Uber
diesen Termin hinaus fir den
Schutz geschlechtsspezifisch ver-
folgter Frauen in der Bundesrepu-
blik gemeinsam politisch zu ar-
beiten.

Auf unserer letzten Bindnis-Sit-
zung im November haben wir die
untenstehenden Forderungen ge-
meinsam beschlossen, die wir am
11.12.97 im Beisein der Presse an
die niedersichsische Frauenmini-
sterin Christina Buhrmann (ber-
reichen wollen.

AuBerdem konnten wir bereits in
einem Seminar des Bildungswer-
kes ,Arbeit und Leben", sowie
auf einer Podiumsdiskussion am
Ende der Tagung , Fliichtlingsfrau-
en" der Uni Oldenburg unsere
Forderungen erldutern und von
unserer Arbeit berichten, eine
weitere Veranstaltungs-Einladung
fur Mérz 98 gibt es bereits.

Unser erstes Treffen im neuen
Jahr wird am 27. Februar um
17.00 voraussichtlich im Landtag
stattfinden und wir laden interes-
sierte Frauen herzlich zur Mitar-
beit ein
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uf unserem Bundnistreffen
Aim November haben wir

darUber diskutiert, ob es
sinnvoll ist, die Aufnahme frau-
enspezifischer Verfolgungsgrinde
- wie politische Arbeit, die aller-
dings andere Formen hat, oder
haben kann als politische Arbeit
von Méannern, z.B. Botendienste,
Versorgung mit Essen etc., Verfol-
gung weil mannliche Familienan-
gehorige aufgrund ihrer politi-
schen Tatigkeit verfolgt werden,
Verfolgung aufgrund von Ver-
stoBen gegen Kleiderordnungen,
die Ausdruck einer politischen
Haltung sind und auch andere
Verfolgungsgrinde von Frauen -
im Asylrecht und damit eine
Grundgesetzanderung zu fordern.

Wir haben uns dagegen ent-
schlossen, weil Grundgesetzédnde-
rungen schon von der Intention
des Grundgesetzes her sehr
schwierig sind. Aber auch weil in
der derzeitigen politischen Diskus-
sion die Mehrheit der politischen
Vertreterlnnen oder auch nur der-
jenigen, die am starksten von den
Medien in ihren AuBerungen un-
terstUtzt und damit verstérkt von
der Offentlichkeit wahrgenom-

men werden kénnen, Grundge-
setzanderungen im Bereich des
Asylrechtes nur in Richtung noch
restriktiverer Bestimmungen dis-
kutiert.

Hinzukommt, daB die politische
Forderung und deren Umsetzung
einer Grundgesetzanderung allein
in der politischen Diskussion und
Uberzeugung wesentlich langer
dauern wird, als eine Anderung
des Auslandergesetzes fir die ei-
ne einfache Mehrheit in Bundes-
tag und Bundesrat ausreichend
ist.

Uns ist daran gelegen, politische
Forderungen zu erheben, die ei-
nen moglichst schnellen Schutz
verfolgter Frauen erreichen kon-
nen. Deshalb stlitzen wir uns mit
unseren Forderungen weitestge-
hend auf die Forderungen, die
Pro Asyl mit seiner Kampagne er-
hebt, die aber auch die Konferenz
der Frauen - und Gleichstellungs-
ministerinnen und - senatorinnen
am 26./ 27. Juni 97 beschlossen
hat.

Unsere politische Entscheidung ist
allerdings bereits wahrend unse-

rer Sitzung heftig kritisiert wor-
den. Afghanische Frauen, die
nach dem Bundesverfassungsge-
richtsurteil vom 4.11. keinerlei
Schutzmaéglichkeiten mehr in der
Bundesrepublik fur Flichtlinge
aus Afghanistan sahen, machten
deutlich daB unsere Anliegen im
Verhaltnis zur lebensbedrohlichen
Situation von afghanischen Men-
schen und im Verhaltnis zur Hoff-
nungslosigkeit Schutz in der Bun-
desrepublik suchen zu wollen,
unangemessen sind. Trotz aller
politischen Debatten und Strate-
giediskussionen muB die grundle-
gende Forderung und die grund-
legende politische Haltung eine
Anderung des Asylrechtes und
damit der Schutz von Menschen -
Frauen und Mannern - vor politi-
scher Verfolgung, Folter und Tod
bleiben.

Uns war es auch vor diesem Hin-
tergrund wichtig, Forderungen zu
formulieren, die sich direkt an die
niedersachsische Landesregierung
richten, fir deren Umsetzung sie
verantwortlich ist, so da3 wir po-
sitive Veranderungen flr Flicht-
lingsfrauen auch direkt ihr ge-
genuber einfordern kénnen.

Biindnis der Kampagne "Verfolgte Frauen schiitzen!" in Niedersachsen

Forderungen an das Land Niedersachsen:

990 beschloB der Deutsche

Bundestag einstimmig einen
von Frauen aller damals im Parla-
ment vertretenen Fraktionen initi-
ierten Antrag, in dem die Bundes-
regierung aufgefordert wurde,
geltendes Recht so auszulegen,
daBB wegen ihres Geschlechts
oder ihrer sexuellen Orientierung
verfolgte Frauen Asyl genielBen
(BT-Ds. 11/ 4150).

Dieser BeschluB3 ist bisher nicht
umgesetzt. Frauenspezifische
Fluchtgrinde finden weder im
Asylrecht noch in den Abschiebe-
schutzbestimmmungen des Aus-
landergesetzes Berticksichtigung.
Verfolgte Frauen werden weiter-
hin auch aus Niedersachsen abge-
schoben.

Wir fordern die Landesregierung
Niedersachsen auf, sich bei der
Bundesregierung dafir einzuset-
zen,

-in § 51 AuslG klarzustellen, daf
auch eine Verfolgung aus ge-
schlechtsspezifischen Grinden ein
asylrechtliches Abschiebungshin-
dernis darstellt

- frauenspezifische Verfolgungs-
grinde als Abschiebehindernis im
Sinne des § 53 AuslG zu akzeptie-
ren

- daB3 Frauen grundsatzlich von
weiblichen Bediensteten des Bun-
desamtes angehért und Uberset-
zungen durch Dolmetscherinnen
vorgenommen werden

- daB bei geschlechtsspezifischen
Verfolgungsgrinden (auch) ver-
heirateten Frauen, die Moglichkeit
gegeben wird, zu diesen Sachver-
halten allein, ohne ihren Mann,
von weiblichen Bediensteten an-
gehort zu werden; einschlieBlich
der Ubersetzungen durch Dol-
metscherinnen

- in allen Fortbildungen der Be-
diensteten des Bundesamtes frau-
enspezifische Belange ausrei-
chend berlcksichtigt werden

- daB bei dem Verteilverfahren bei
der Erstaufnahme familiare Bin-
dungen Uber die Kernfamilie hin-
aus sofort Berticksichtigung fin-
den.
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Fiir Niedersachsen fordern wir die
Landesregierung auf

- sich fur die Aufnahme verfolgter
Frauen nach § 32 AuslG einzuset-
zen, die durch restriktive Regelun-
gen in ihrer burgerlichen Inte-
gritat und ihrer korperlichen und
psychischen Unversehrtheit be-
droht sind

und nachfolgende Regelungen zu
treffen:

Unterbringung

- Frauen, insbesondere alleinste-
hende und alleinerziehende Frau-
en werden in separaten Wohnein-
heiten fur Frauen und Kinder un-
tergebracht, wenn sie dies win-
schen

- in allen Unterktnften werden
geeignete SchutzmaBnahmen fur
Frauen getroffen. Erforderlich
sind mindestens getrennte absch-
lieBbare sanitare Einrichtungen,
abschlieBbare Schlafraume und
geschultes weibliches Personal

Soziale Bedingungen

- grundséatzlich wird von dem
entwirdigenden und entmindi-
genden Sachleistungs- und Wert-
gutscheinprinzip Abstand genom-
men

- Fluchtlingsfrauen mit Leistungen
gemaR AsylbLG sollen durch die

Bundesstiftung "Mutter und Kind
- Schutz des ungeborenen Le-
bens" nicht schlechter gestellt
werden als andere Frauen. Gera-
de in dieser unsicheren Lebenssi-
tuation, wie Flichtlinge sie ha-
ben, ist es besonders wichtig, daB
ausreichende Mittel aus dieser
Stiftung zur Verfigung gestellt
werden, weil regulare Hilfesyste-
me nicht ausreichen

- bei alleinerziehenden Frauen ist
Sozialhilfebezug wegen der von
ihnen zu betreuenden Kinder kein
Ausweisungsgrund

- Frauen mit Aufenthaltsgestat-
tung und -befugnis erhalten Kin-
dergeld

- es werden spezielle Sprachange-
bote flr Frauen zur Starkung ih-
rer Selbsthilfekréfte gemacht, die
auch Alphabetisierung einsch-
lieBen

- fir traumatisierte Frauen wird
die Méglichkeit einer qualifizier-
ten psychosozialen Beratung und
Betreuung gegeben.

- Stellungnahmen von qualifizier-
ten Beratungsstellen finden
grundsatzlich Berlicksichtigung

Umverteilung

- bei der Umverteilung innerhalb

Niedersachsens werden nicht nur
minderjdhrige Kinder und Ehegat-
ten, sondern Uber die Kernfamilie

Frauen

hinaus bestehende Familienbin-
dungen berlcksichtigt

Arbeit

- Flichtlingsfrauen wird der Zu-
gang zu Ausbildungs-, Arbeits-
markt- und Qualifizierungsmaf-
nahmen ermdglicht

- Merkblatter Uber Arbeitsrechte
in der jeweiligen Landessprache

- bei integrativen Projekten wer-
den vor allem alleinstehende
Frauen besonders beriicksichtigt

Familienzusammenfiihrung

- Familienzusammenfuhrung wird
analog den Vorschldgen von UN-
HCR und Verbanden erleichtert

- auch Frauen, denen Abschiebe-
hindernisse nach § 53 AuslG zu-

erkannt wurden, wird Familienzu-
sammenfuhrung ermoglicht.

Abschiebehindernisse/ Abschiebe-
haft

- Frauen und Kinder werden
grundsatzlich nicht in Abschie-
bungshaft genommen

- frauenspezifische Verfolgungs-
tatbestdnde werden als Abschie-
behindernis nach § 53 von den
Auslanderbehérden gewissenhaft
geprdift.

Praktische Schritte zum Schutz von Frauen und Madchen in/aus Afghanistan unternehmen

Vorschlidge zur Durchfiihrung der Kampagne
wVerfolgte Frauen schiitzen!" in Niedersachsen,

Frauen im Rat der afghanischen Fluchtlinge*

m 21. September wurde in

der VHS Hannover in Anwe-
senheit der Nds. Ministerin fir Ju-
stiz und Europaangelegenheiten,
Frau Alm-Merk, die Fotoausstel-
lung ,Afghanistan - Menschen-

rechte in Trimmern" er¢ffnet. Bis
zu 19.10. kdnnen die Dokumente
des Fotographen Wolf Bowig im
VHS-Foyer besichtigt werden. Die
Ausstellung wird bei vielen Besu-
cherlnnen einen nachhaltigen Ein-
druck von der Plage des Krieges
in Afghanistan, von Not und Er-

Krieges sind Millionen Zivilperso-
nen, besonders Frauen und Kin-
der.

Die Situation afghanischer Frauen
und Méadchen hat sich unter der
Herrschaft der islamistisch-funda-
mentalistischen ,Talinban" -Regie-
rung in Kabul seit 1996 noch ein-

mal drastisch verscharft. Dadurch
ist eine neue groBe Gefahr auch
fur die Frauen und Mé&dchen ent-

*Rat der Afghanischen Fliichtlinge e.V. Arbeitsgruppe Hannovehiedrigung durch die Kriegsherren
c/o Pavillon, Lister Meile 4, D-30161 Hannover hinterlassen. Hauptleidtragende
Schreiben vom 26.09.1997 des mehr als 18 Jahre wahrenden
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standen, die das Land verlassen
haben, um ihr Leben und ihre
Menschenwdirde zu retten. Ihre
Ruckkehrgefahrdung ist weiter
gestiegen. Viele der Frauen, die
in Deutschland Zuflucht vor Ver-
folgung suchen, werden bisher
von den zustandigen Behorden
abgewiesen oder ohne positive
Entscheidung - oft jahrelang - in
einen Zustand der Angst und
Hoffnungslosigkeit gedrangt.
Viele afghanische Flichtlinge
mussen wie Flichtlinge aus ande-
ren Ldndern auch auf engstem
Raum in Flichtlingsunterkiinften
leben - oft jahrelang. Darunter
leidet die Familien- und Intimat-
mosphare fur alle Beteiligten. Die
Zukunftschancen unserer Kinder
sind duBerst eingeschrankt, wenn
sie z.B. keine Ruhe zum Lernen
finden, weil sich standig alle Fa-
milienangehdrigen in einem
Raum aufhalten muissen. Erwach-
sene erhalten keine Erlaubnis
oder Chance zu Berufstatigkeit,
kranke Familienangehorige mus-
sen im gleichen Raum leben wie
gesunde.

Durch die Reduzierung der Asyl-
bewerber-Leistungen wird der
Spielraum aller Flichtlinge weiter
beschrankt, z.B. werden notwen-
dige soziale Kontakte unmaoglich,
wenn es keine ausreichenden
Mittel mehr fir Fahrtkarten gibt.
Entscheidungen oberster Gerichte
werden nur mit groBer Verzoge-
rung rechtskraftig bekannt ge-
macht. Das Oberverwaltungsge-
richt Lineburg hat z.B. am
19.06.97 entschieden, daB die
Taliban-Regierung als Zentralre-
gierung in Afghanistan anzuse-
hen ist und auBerdem eine hohe
Verfolgungsgefahr fur Intellektu-
elle, Frauen, politische Oppositio-
nelle besteht. Dieses Urteil sollte
umgehend flr Entscheidungen in
Asylverfahren zugrunde gelegt
werden.

Eine demokratische Offentlichkeit
in Niedersachsen, d.h. die Auf-
merksamkeit von Organisationen,
Einzelperson, Politikerlnnen und
Medien kann entscheidende Be-
deutung fur eine Verbesserung
der Lage afghanischer Frauen
und Madchen bekommen. Als af-
ghanische Frauen auf der Flucht
begriBen wir daher die Chance,
im Rahmen der Kampagne ,,Ver-
folgte Frauen schitzen!", die am
Internationalen Frauentag, dem
8. Mérz 1997 von Pro Asyl e.V.

und dem Dt. Frauenrat initiiert
wurde, auf die Situation der
Frauen und Mé&dchen in Afghani-
stan und im Exil hinzuweisen.
Zum 1. Informations- und Koor-
dinationstreffen niedersachsischer
Organisationen am 21. Juni in
Hannover haben wir den Bericht
,Frauen auf der Flucht. Frauen
und Madchen in / aus Afghani-
stan: besonders gefdhrdet & be-
sonders schutzbedurftig" ge-
schrieben. Zum 2. Treffen am 26.

September machen die folgen-
den Vorschlage - als ein Ange-
bot, unser Anliegen fir die Kam-
pagne , Verfolgte Frauen schiit-
zen!" zu einem Thema fur lokale
und landesweite Aktivitaten zu
machen.

Uns ist sehr praktischen Schritten
in dieser Kampagne gelegen,

wozu wir jede mogliche Koopera-
tion anbieten.
[

sverfolgte Frauen schiitzen!"

Vorschlige afghanischer Frauen
fiir die Gestaltung der Kampagne
in Niedersachsen

In Niedersachsen leben mehrere
Tausend Fltichtlinge aus Afghani-
stan.

Darunter sind viele Frauen, die
als Journalistinnen, Arztinnen,
Autorinnen, Lehrerinnen usw.
berufstatig waren.

Wir stellen unsere Kenntnisse
und unsere Zeit zur Verfligung,
um exemplarisch an der Lage af-
ghanischer Frauen und Médchen
fur die Ziele der Kampagne ,,Ver-
folgte Frauen schitzen!" einzu-
treten.

Dazu schlagen wir vor:

1. Berichte zur Lage afghanischer
Frauen und Médchen in Afgha-
nistan und im Exil;

Wir stehen als (deutsprachige)
Referentinnen zur Verfigung,
z.B.fur Gewerkschaftsgruppen,
Frauengruppen, Kirchengemein-
den, Migrantinnen-und Fltcht-
linsginitiativen, politische Gremi-
en, Medien

2. Lesung mit einer Autorin
(Hamburg) oder Bericht einer
Journalisten (Siegen) aus Afgha-
nistan mit anschlieBendem Ge-
sprach zu den Zielen der Kampa-
gne

3. Vorbereitung und Mitarbeit
an Afghanistan-Ausstellungen
dazu kann die 0.g. Fotoausstel-
lung , Afghanistan - Menschen-
rechte in Trimmern" Gber amne-
sty international gebucht werden
- mit zusatzlichen frauenspezifi-
schen Informationen durch uns

4. Beteiligung afghanischer Frau-
en als Sprecherinnen fir Frauen
im Exil bei Veranstaltungen der
Tragerorganisationen der Kampa-
gne in Niedersachsen;

dabei kann die Lage afghani-
scher Frauen und Madchen ex-
emplarisch vorgestellt werden,
um fir die Anerkennung frau-
enspezifischer Fluchtursachen
einzutreten

5. Beteiligung afghanischer Frau-
en an Delegationen des Trager-
kreises der Kampagne in Nieder-
sachsen;

damit sollen den politisch Ver-
antwortlichen die Notwendigkeit
besonderer SchutzmaBnahmen
fur Frauen auf der Flucht erklart
werden

6. Beteiligung afghanischer Frau-
en an der Auswertung der Kam-
pagne, die bis zum 8. Marz
1998 durchgeflhrt werden soll;
damit sollen Wege gesucht wer-
den, das Thema weiterhin konti-
nuierlich 6ffentlich zu machen.

Wir hoffen, daB die groBen Tra-
gerorganisationen in Niedersach-
sen unsere Angebote zur aktiven
Mitgestaltung der Kampagne
wahrnehmen und bekannt ma-
chen kénnen. Veranstalter auBer-
halb Hannovers sollten nach
Méglichkeit die Fahrtkosten
Gbernehmen.

In unserem jetzigen Zeitalter soll-
ten Frieden, Demokratie und
Gleichberechtigung zwischen
Mann und Frau herrschen.

Es darf nicht unerwahnt bleiben,
daB ohne die Teilnahme der
Frauen keine Entwicklung des
Friedens- und Demokratiesie-
rungsprozesses einer Gesellschaft
erfolgen kann.
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Tag des Fliichtlings: 3. Oktober 1997:

PRO ASYL
fordert Schutz

fur verfolgte Frauen

Wer Menschenrechte vergiBt, vergiBt sich selbst!":

Deutsche Politik ignoriert
Menschenrechte von Frauen

Schutz fir verfolgte Frauen und
die Anerkennung geschlechtsspe-
zifischer Menschenrechtsverlet-
zungen an Frauen und Madchen
als Asylgrund fordert die bundes-
weiter Arbeitsgemeinschaft fur
Flichtlinge PRO ASYL anlaBlich
des diesjahrigen Tags des Fliicht-
lings am 3. Oktober. Er steht un-
ter dem Motto: ,Wer Menschen-
rechte vergiBt, vergiBt sich
selbst!"

Uber 19 Millionen - mehr als 80
Prozent der Flichtlinge in der
Welt - seien Frauen und
Madchen, erklarte der Sprecher
von PRO ASYL, Heiko Kauffmann.
In den meisten Féllen seien Frau-
en auch vor einer geschlechtsspe-
zifischen Verfolgung geflohen.
Dazu zahlt PRO ASYL: drohende
Verfolgung wegen frauenpoliti-
schen Engagements (z.B. gegen
den Zwang von Kleidervorschrif-
ten oder zum Verschleiern), sexu-
elle Gewalt gegen Frauen, Verfol-
gung und Folter wegen politi-
scher Betatigung von Frauen be-
ziehungsweise ihrer Familienan-
gehorigen, gezielte Verfolgung
von Frauen aufgrund ethnischer,
religidser oder sozialer Griinde,
Traumatisierungen durch gezielte
und systematische Vergewalti-
gungen im Krieg, genitale Ver-
stimmlungen.

Kauffmann warf der Bundesregie-

rung und der Regierungskoalition
mangelnde Sensibilitdt und die
Vernachldssigung des Menschen-
rechtsschutzes fur verfolgte Frau-
en vor: ,Wenn die Bundesregie-
rung und die sie tragende Koaliti-
on - trotz entsprechender Vor-
schldge des UN-Fluchtlingskom-
missariats, des Europarates und
eines einstimmigen Votums des
Deutschen Bundestages (von
1990) fur den Schutz verfolgter
Frauen bisher noch keine dieser
Empfehlungen umgesetzt haben,
ist dies auch als Ausdruck der
MiBachtung und Ignoranz von
Menschenrechten fir Frauen zu
werten und stellt schon eine ekla-
tante Form politischer, staatlicher
und rechtlicher Diskriminierung
von Frauen dar."

PRO ASYL Presse-Erklarung vom 1.10.1997 PRO ASYL nennt dafiir mehrere

Beispiele:

a) Die existierende Schutzliicke
fur Flichtlingsfrauen verdeutlicht
etwa ein typischer Bescheid des
Bundesamtes im Fall einer somali-
schen Asylantragstellerin. Sie hat-
te vorgetragen, dal3 im Rahmen
der Auseinandersetzungen in So-
malia Angehdrige eines anderen
Stammes drei ihrer Brider er-
schossen und spéter sie und ihre
Schwester vergewaltigt hétten.
Aus der Entscheidung des Bun-
desamtes: ,Die von der Antrag-
stellerin vorgetragenen Repressa-
lien und Schikanen durch An-
gehérige ... sind allein Auswir-
kungen der birgerkriegsahnli-
chen Verhéltnisse in denen es ne-
ben den militdrischen Auseinan-
dersetzungen auch zu einzelnen
Ubergriffen auf die Zivilbevélke-
rung kommt... Nach einhelliger
Auffassung der Rechtsprechung
ist somalischen Asylantragstellern
die Asylgewéhrung im Sinne des
Artikel 16a, Abs. 1, Grundgesetz,
zu versagen, da politische Verfol-
gung grundsétzlich staatliche
Verfolgung ist...

Auch der Verfolgungsbegriff des
§ 51, Abs. 1, Satz 1 Auslénderge-
setz ... als staatliche Verfolgung
die effektive Gebietsgewalt eine
Staates voraus und ist somit fir
die Situation in Somalia auch
nicht zutreffend...

Auch Abschiebungshindernisse
nach § 53 Ausldndergesetz sind
zu verneinen, da die hierfir er-
forderliche individuell konkrete
Verfolgung nicht vorliegt, viel-

Frauen

mehr von einer lediglich allgemei-
nen Geféhrdung aufgrund der
Blrgerkriegssituation auszugehen
ist." (Az: E 2003 231-273 vom
23. Februar 1996)

b) Entgegen aller Erfahrungen
aus dem Krieg in Bosnien werten
deutsche Gerichte Vergewalti-
gungen im Rahmen von Kriegs-
handlungen oft noch als nicht
asylrelevante Exzesse einzelner.
Beispiel Sri Lanka: ,Die vorwie-
gend bei der GroBoffensive... ver-
Ubten Vergewaltigungen sind ...
nicht dem Tatbestand an dem
Staat zuzurechnenden Verfol-
gung, sondern dem Bereich der
Exzesse einzelner zuzuweisen.
Auch wenn die Kampffihrung
der Truppen insbesondere bei der
GroBoffensive allgemein durch
Rucksichtslosigkeit und Brutalitat
gegenuber der Zivilbevélkerung
bestimmt war, werden die Verge-
waltigungen nach Gbereinstim-
menden AuskUnften den unteren
Réngen der Streitkréfte zuge-
schrieben und mit - auch alkohol-
bedingter - Disziplinlosigkeit in
Zusammenhang gebracht." (OVG
NRW, Urteil vom 14.06.1996, 21
A 5046/94.A)

¢) Eine Frau aus Afghanistan gibt
zur Begriindung ihres Asylantra-
ges an, sie habe sich nach dem
Einmarsch der Taliban in Kabul
nur noch zu Hause aufhalten und
nicht mehr zur Arbeit gehen kén-
nen, nachdem eine Kollegin ge-
schlagen und verschleppt worden
sel.

Das Bundesamt prifte (berhaupt
nicht die Frage, ob Frauen in Tali-
ban-Gebieten besondere Verfol-
gungsmalBBnahmen drohen oder
etwa im Fall der Berufsaustibung
akut geféhrdet sind (Entschei-
dung des Bundesamtes Februar
1997).

Eine andere Frau, die nach einer
Demonstration gegen die Taliban
fur mehrere Tage festgenommen
wurde und zur Begriindung des
Asylantrags angibt, mit der Herr-
schaft der Taliban und deren Fun-
damentalismus nicht einverstan-
den zu sein und die befirchtet,
bei erneuter Aktivitit gesteinigt
und getotet zu werden, erhalt
vom Bundesamt kurz und knapp
den Bescheid:

.Die Antragstellerin konnte eine
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politische Verfolgung nicht
glaubhaft darlegen. Soweit sie
sich auf eine Festnahme im No-
vember 1996 in Kabul durch die
Taliban beruft, kann sie daraus
weiter nichts fir eine Asylberech-
tigung herleiten, da sie freigelas-
sen wurde und sich verpflichten
mubBte, nichts mehr gegen die Ta-
liban und deren Vorstellungen zu
unternehmen. Befurchtungen der
Antragstellerin hielten sich allge-
mein. Die Antragstellerin hatte
sich an die Sharia und die islami-
schen Regeln, kontrolliert durch
die Taliban, zu halten. Eine kon-
krete Verfolgung ist ihr nicht
mehr entstanden. Der Asylantrag
war damit abzulehnen." (Ent-
scheidung des Bundesamtes, Au-
gust 1997).

Kauffmann dazu: ,Die systema-
tisch betriebene Diskriminierung
von Frauen, der erzwungene Ver-
zicht auf Berufstatigkeit und der
rigide, mit schwersten Sanktio-
nen belegte Zwang, sich dem
fundamentalistischen Vorstellun-
gen der Taliban willenlos zu un-
terwerfen, wird vom Bundesamt
nicht einmal hinterfragt, sondern
durch seine Entscheidung als
Rechtens anerkannt."

Laut PRO ASYL scheiterten sehr
viele Frauen - wie in den genann-
ten Beispielen - an den ,Kon-
struktionsfallen" des deutschen
Asylrechts, das politische Verfol-
gung so eng definiert, daB spezi-
elle Verfolgungshandlungen ge-
genUber Frauen als ,nicht asyler-

hebliche Merkmale" interpretiert
werden.

Auch das Dogma einer aus-
schlieBlich vom Staat ausgehen-
den Verfolgung verursache eine
immer gréBer werdende Schutz-
[Gcke, unter der Frauen - vor al-
lem aus Kriegs- und Bulrgerkriegs-
gebieten - besonders hart zu lei-
den hétten.

Kauffmann: ,Bei frauenspezifi-
schen Verfolgungshandlungen
kommt es oft zu gravierenden
Fehleinschatzungen etwa in der
Bewertung von Gewalttaten oder
Verhaltensvorschriften gegentber
Frauen. Darin dricken sich erheb-
liche Defizite im BewuBtsein und
EinfGhlungsvermégen von Ent-
scheidern und Richtern aus!"

Als vollig tberzogen bewertet
PRO ASYL auch die erhdhten An-
forderungen an die Glaubhaft-
machung. So werde die Aussage
von traumatisierten Frauen, die
Uber erlittene Gewalt und Verge-
waltigungen nicht unmittelbar in
der ersten Anhérung, sondern
erst nach einiger Zeit berichten
konnen, als ,verspateter Vortrag"
und , gesteigertes Vorbringen"
abgewertet.

.Vollig abwegig und unerfillbar"
nennt Heiko Kauffmann den
staatlichen Anspruch eines zlgi-
gen, minutidsen, detaillierten
und maoglichst widerspruchsfreien
Berichts in den Féllen traumati-
sierter Frauen: ,Hier ist die Politik
in der Pflicht, daB die offenkundi-

gen Mangel des Asylverfahrens
und die mangelnde Sensibilitat
der Entscheider und Richter nicht
weiter den betroffenen Frauen
angelastet wird!"

Dasselbe gelte fir die Institution
des Bundesbeauftragten, der
grundsatzlich in positiven Ent-
scheiden Widerspruch einlege
und damit das Leiden der Frauen
und ihre Gefahrdung noch ver-
starke.

PRO ASYL ruft Blrgerinnen und
Burger, Initiativgruppen zur akti-
ven Teilnahme an den vielfaltigen
Aktionen zum Tag des Flichtlings
auf. Bundesweit finden an die-
sem Tag Uber 80 Veranstaltungen
statt, in deren Mittelpunkt die Si-
tuation von Frauen steht, die aus
geschlechtsspezifischen Griinden
verfolgt werden. Jede/r einzelne
kdnne durch seine Unterschrift
unter den Aufruf von PRO ASYL
und dem Deutschen Frauenrat
die bundesweite Kampagne ,, Ver-
folgte Frauen schitzen" aktiv un-
tersttzen.

Kirchenbesetzung
in Saint Bernard



Frauenspezifische

Verfolgung:

ein Asylgrund oder

Abschiebungshindernis?

Gunter Christ*

Die Verfolgung von Frauen folgt
in vielen Fallen anderen Regeln
als die Verfolgung von Ménnern:
Regeln, die sich vor allem aus der
unterschiedlichen Zuweisung der
Geschlechtsrollen ergeben. Frau-
en stehen in einem anderen Ver-
haltnis zur Offentlichkeit und
zum Staat, sie leben haufig ande-
re Formen des Widerstandes, sie
engagieren sich im sozialen Be-
reich, im Zudienen, Helfen und
Unterstutzen.

Die sozialen Pflichten, die Frauen
vom offentlichen Leben aussch-
lieBen und ihre Tatigkeit auf den
familidren Bereich begrenzen,
machen es fur Frauen unmaglich,
das Bild eines idealtypischen
Flichtlings, das eines politisch
auch nach auBen hin aktiven
Menschen zu erflllen. So wird
frauenspezifische Verfolgung
manchmal als nicht asylrelevant
abgetan.

Der Begriff der politischen Verfol-
gung ist jedoch weit zu verste-
hen. In diesem Sinne duBert sich
ein Bescheid des Bundesamtes
fur die Anerkennung auslandi-
scher Flichtlinge, der davon aus-
geht, daB die Unterdriickung der
Frauen, wenn sie nicht religios
begriindet ist, und damit religiés
motivierte Verfolgung darstellt,
eine politische Haltung ist, die
darauf abzielt, die Machtvertei-
lung zwischen Frauen und Mén-
nern aufrechtzuerhalten.

Wie das Bundesverwaltungsge-
richt in seinem Urteil v. 15. 3.
1988, 9 C 278/86 ausgefihrt
hat, ist der Begriff der politischen
Verfolgung nicht auf Angriffe auf
die in Art Abs. 2 GK ausdricklich

genannten persénliche Merkmale
beschrankt. Die Definition der
politischen Verfolgung wolle an
solche menschlichen Eigenschaf-
ten und Verhaltensweisen an-
knupfen, ,die nach geschichtli-
cher Erfahrung am haufigsten
und entscheidenden Anknip-
fungs- und Bezugspunkte fur die
Unterdriickung und Verfolgung
Andersartiger und Andersdenken-
der bildeten und weiterhin bil-
den."

Dies seien Eigenschaften, ,die
den Betroffenen ohne eigenes
Zutun, sozusagen schicksalhaft
zufallen"

Wenn das Bundesverwaltungsge-
richt eine solche schicksalhafte Ei-
genschaft im Falle der Homose-
xualitat bejaht, ist nicht ersicht-
lich, warum das Geschlecht,
namlich das Frausein als solches,
das einem Menschen ganz offen-
sichtlich ohne eigenes Zutun zu-
fallt, nicht eine solche schicksal-
hafte Eigenschaft darstellen soll.
Im Ubrigen ist es einhellig aner-
kannt, daB frauenspezifische Ver-
folgung unter das Merkmal ,,so-
ziale Gruppe" fallt. Das Exekutiv-
kommitee des UNHCR hat mit
BeschluB Nr. 39 aus 1985 aner-
kannt, ,daB es den Staaten in
AusUbung ihrer Souveranitat frei-
steht, sich die Interpretation zu
eigen zu machen, daB weibliche
Asylsuchende, die harte oder un-
menschliche Behandlung zu er-
warten haben, weil sie gegen
den sozialen Sittenkodex in der
Gesellschaft, in der sie leben, ver-
stoBen haben, eine , besondere
soziale Gruppe" im Sinne von Art.
1 A Abs. 2 der Genfer Konventi-
on von 1951 darstellen."

In diesem Zusammenhang ist zu
beachten, daB dem UNHCR
durch Art . 35 GK ausdrucklich
die Verantwortung zur Uberwa-
chung der Anwendung fllicht-
lingsvolkerrechtlicher Vertrage zu-
erkannt worden ist. Demzufolge
ist bei der Auslegung der GK be-
sonderer Bedacht auf die Inter-
pretation des UNHCR zu nehmen
und hier sind insbesondere die
Beschllsse des Exekutivkommi-
tees zu beachten.

Das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichtes vom 5. 11. 1991
sollte in diesem Zusammenhang
auch noch betreffend die Asylre-
levanz der Zwangsbescheidung
erwdhnt werden mit der Begrin-

Gunter Christ ist Rechtsanwalt in Koln  dung, durch die Zwangsbe-
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schneidung solle der Betroffene
jedenfalls duBerlich zum Moslem
gemacht werden und unter
MiBachtung seines religiésen und
personalen Selbstbestimmungs-
rechtes werde er zum bloBen Ob-
jekt erniedrigt.

Im Rahmen der Anderung des
Art. 16 GG a. F. und des Asylver-
fahrensgesetzes im Jahre 1993
hat der Bundesminister des Inne-
ren zu Fragen der geschlechts-
spezifischen Verfolgung als Asyl-
grund eine ausdriickliche Er-
klarung abgegeben dergestalt,
daB nach seiner Auffassung ge-
schlechtsspezifische Verfolgungen
dann Ausdruck politischer Verfol-
gung sind, wenn sie vom Staat
veranlaB3t werden oder in dem
Staat zurechenbarer Weise als
Mittel politischer Unterdrickung
erfolgen.

Es sind bereits einige Félle von
frauenspezifischer Verfolgung
von verschiedenen Gerichten an-
erkannt worden.

So hat z.B. der Verwaltungsge-
richtshof Baden-Wiirttemberg in
seinen Urteilen v. 20. 09. 1990, A
14°S. 298/90 und v. 18.10.1991,
A14 S. 276/90 ausgesprochen,
daB Frauen gerade aufgrund ih-
res Geschlechts verfolgt werden,
wenn sie namlich die durch ihren
Heimatstaat festgelegten sozialen
Verhaltensregeln Uberschreiten.
Der Versto3 gegen die bestehen-
de politische Ordnung.

Des weiteren erkennt das Bun-
desverwaltungsgericht in seinem
Urteil v. 6. 3. 1990, -9 C 14.89 -
asylrelevante Verfolgung im Fall
von Zwangsentfihrung und da-
mit einhergehende Zwangsislami-
sierung christlicher Frauen durch
muslimische Manner an. Diese
Gefahr der Entfihrung und
Zwangsverheiratung droht den
Frauen gerade nur aufgrund ihres
Geschlechts und stellt somit frau-
enspezifische Verfolgung dar.

Im Hinblick auf Frauen, die etwa
in islamistischen Landern einem
Berufsaustibungs- und Ausgeh-
verbot unterliegen, ist folgender
Aspekt wichtig:

Auch Beeintrachtigungen der be-
ruflichen Betatigung im Heimat-
land kénnen nach standiger
Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgericht asylbegriindend
wirken, wenn die wirtschaftliche
Existens bedroht und damit jenes
Existenzminimum nicht mehr ge-
wahrleistet ist, das ein men-
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schenwirdiges Dasein erst aus-
macht. Darlber hinaus ist es
denkbar, daB neben der Vernich-
tung der wirtschaftlichen Existenz
auch schon andere Beeintrachti-
gungen der beruflichen Betéati-
gungen die Menschenwirde ver-
letzen und damit asylrelevant
werden kénnen, etwa das Verbot
einer die Personlichkeit des Be-
troffenen in besonderem MaBe
pragenden beruflichen Betéti-
gung oder die mit einer berufli-
chen Umsetzung verbundene ge-
zielte BloBstellung und Herab-
wirdigung des Einzelnen. Weite-
re frauenspezifische Verfolgungs-
grinde kénnen nach Meinung
des Verwaltungsgerichts KoIn
auch der nichtehebliche Ge-
schlechtsverkehr bzw. die Geburt
eines nichteheliches Kindes dar-
stellen. So fuhrt das Verwaltungs-
gericht KéIn aus, daB eine Frau
im Iran fur die Austibung des
auBerehelichen Geschlechtsver-
kehrs mit einer Bestrafung nach
den ,hadd" - oder ,tazir" - Geset-
zen rechnen musse. Das Straf-
maf reiche von Auspeitschung
Uber Steinigung bis hin zur To-
desstrafe. Auch hier ist es die Ei-
genschaft weiblichen Geschlechts
zu sein, an die diese unverhaltnis-
maBigen MaBnahmen geknipft
werden.

Im Jahre 1993 beschloB3 die ka-
nadische Regierung eine Reihe
von geschlechtsspezifischen
Richtlinien, wonach seitdem dort
Frauen aufgrund geschlechtsspe-
zifischer Verfolgung als asylbe-
rechtigt anerkannt werden. Der
UNHCR hat diese kanadischen
Asylrichtlinien begrif3t und auch
die anderen Konventionsstaaten
aufgefordert, dem Beispiel zu fol-
gen. Im Mai 1995 gab die ober-
ste Fllchtlingsbehérde der USA,
die ENS bekannt, daf3 sie die Asy-
lantrdge von Frauen kinftig
ebenfalls nach frauenspezifischen
Kriterien begutachten werde.
Dies entspricht dem Flichtlings-
begriff der Genfer Konvention.
Nach einer Anordnung des 6ster-
reichischen Innenminister Caspar
Einem vom August 1995 gilt in
Osterreich eine erlittene Verge-
waltigung in Zukunft als Asyl-
grund im Sinne der Genfer Kon-
vention. Der Erla hatte als aktu-
ellen Hintergrund insbesondere
die Kriegsverbrechen an Frauen
im friheren Jugoslawien. Einem
sagte dazu, die Vergewaltigung

von Frauen und Madchen in den
Kriegsgebieten werde auf unfaB-
bare Weise als Kriegsmittel einge-
setzt - Osterreich musse alles tun,
um in dieser Situation zu helfen.
Anerkannt ist die Tatsache, da3
frauenspezifische Verfolgung ein
Abschiebungshindernis im Sinne
des § 53 AuslG ist. So etwa bei
Versto3 gegen die Kleidervor-
schriften durch iranische Frauen,
bei drohender Bestrafung durch
Auspeitschung einer iranischen
Frau wegen Geburt eines nicht-
ehelichen Kindes oder bei einem
Zustand weitestgehender Recht-
losigkeit in Afghanistan, sozialer
Ausgrenzung und gesellschaftli-
cher Marginallisierung durch
Ausgehverbot, Arbeitsverbot und
Schulverbot.

Im Ubrigen verstoBen MiBhand-
lungen, Korperstrafen, Vergewal-
tigung, Zwangsbeschneidung,
Zwangssterilisation u.a. gegen
Art. 3 EMRK. Als unmenschliche
Behandlung werden MaBnahmen

definiert ,welche, wenn nicht
tatsachlich Kérperverletzungen,
so doch wenigstens intensives
physisches oder psychisches Lei-
den der ihnen unterworfenen
Personen zur Folge" haben. Als
Folter wird definiert ,vorbedachte
unmenschliche Behandlung, die
sehr ernstes und grausames Lei-
den hervorruft". Dabei ist zu be-
achten, daf3 es fUr die Beurtei-
lung der Schwere der erlittenen
MaBnahmen keinen objektiven
MaBstab geben kann. Die Beur-
teilung ist abhangig von samtli-
chen Umstanden des Einzelfalles,
wie der Dauer der Behandlung,
ihrer physischen und psychischen
Folgen sowie in einigen Féllen
von Geschlecht, Alter und Ge-
sundheitszustand des Opfers etc."
und es ist kein Kriterium, ob we-
gen der MiBhandlung bleibende
Schaden zuriickgeblieben sind
oder &rztliche Behandlung erfor-
derlich wurde. m

lllegalisierung und Kriminalisierung
von Migrantinnen aus Osteuropa

Polnischer Sozialrat e.V.*

as Projekt ZAPO (Zentrale in-

tegrierte Anlaufstelle fur
Pendler und Pendlerinnen aus
Osteuropa) des Polnischen Sozial-
rats in Berlin ist eine Antwort auf
die verstarkte Zuwanderung aus
mittel- und osteuropdischen Lan-
dern. Vorherrschendes Muster
dieser neuen - und nur beding-
terwinschten - Migrationsform
ist die Pendelmigration, d.h. daf3
diese Menschen keinen dauerhaf-
ten Aufenthalt begriinden wollen
und/oder kénnen. Die Gruppe
von Pendelmigrantinnen ist
auBerst heterogen und das indivi-
duelle Spektrum der Problemati-
ken ist breit gefachert. Demge-
genuUber steht, dal3 die sozialen
Dienste weder sprachlich noch
thematisch auf diese Situation
eingestellt sind. Das Projekt ZAPO
bietet Hilfestellung und Beratung
v.a. fur folgende Personengrup-
pen an: Werkvertrags- Saison-
und anderen Arbeithnehmerlnnen,
Jugendlichen und Frauen aus
Osteuropa, die hier inAbhéngig-

keitsverhaltnisse geraten. Migran-
tinnen aus Mittel- und Osteuro-
pa. Die Auswirkungen und Fol-
gen des Transformationsprozes-
ses in den ehemalssozialistischen
Landern bekommen insbesondere
Frauen in ihremLebensbereich zu
splren. Die Absenkung des bis-
herigen Lebensstandards, niedri-
ge Lohne, hohe Arbeitslosigkeit
und der Abbau sozialer Absiche-
rungen veranlaB3t viele Frauen,
den Weg nach Westeuropa zu
wagen, um sich und ihre Kinder
besser versorgen zu kénnen. Die
Abschottungspolitik hier hat zur
Folge, daB die Lebens- und Ar-
beitssituation der Frauen von
Rechtlosigkeit bestimmt sind. Aus
der Praxis der Beratungsarbeit bei
ZAPOLA wissen wir, dafB die Ge-
fahr in Abhangigkeits- und Aus-
beutungsverhaltnisse zu geraten,

* von polsorat@IPN-B.comlink.apc.org (uber kmii)
Polnischer Sozialrat e.V., Kohlfurter Str.40,

D-10999 Berlin
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fur Frauen besonders hoch ist.
Die Merkmale der Pendelmigrati-
on betreffen vielfach auch den
Bereich der Heiratsmigration. Be-
dingt durch die geographische
N&he besteht ein dichtes Ver-
wandtschafts- und Bekannt-
schaftsnetz zwischen hier leben-
den Pollnnen und AussiedlerIn-
nen. Desweiteren lassen rege Rei-
setétigkeiten der Deutschen
neue, personliche Beziehungen
entstehen. Soweit sich Frauen
entschlieBen, Beziehungen in
Deutschland zu leben, mussen sie
auch bei einer EheschlieBung mit
einer moglichen lllegalisierung
rechnen. Nach wie vor bekommt
die Frau erst nach 4 Jahren Ehe-
bestand ein eigenstandiges Auf-
enthaltsrecht. Von dieser rechtli-
chen Regelung profitieren viele
Manner. Oft erleben wir, daf3 die
Frauen mit der Androhung der
Scheidung und damit dem Ver-
lust des Aufenthalts unter Druck
gesetzt werden. In diesem Ab-
héngigkeitsverhéltnis sehen sich
die Frauen oft gezwungen, fur
den Mann zu arbeiten sowie phy-
sische und psychische Gewalt
auszuhalten. Inwieweit die neue
Hartefallregelung(seit dem
31.10.97, qilt die Anderung des
§19, wobei in Harteféllen die
Ehebestandszeit auf ein Jahr ver-
karzt ist) Frauen schneller ein ei-
genstandiges Aufenthaltsrecht
zubilligt, bleibt noch abzuwarten.
Vielfach nehmen Frauen Kontakt
zu unserer Beratungsstelle auf,
die in Berlin leben, aber nicht
heiraten kbnnen, da sie noch
nicht geschieden sind oder die
auch nicht heiraten wollen, da sie
sich als Pendlerinnen zwischen
Berlin und Polen bewegen. Offe-
nere Beziehungsstrukturen als die
traditionelle Ehegemeinschaft
sind nicht nur belegte Tatsachen
in der soziologischen Forschung,
sondern funktionieren in der Rea-
litdt auch Uber die Grenzen hin-
weg, wie wir in unserer Bera-
tungsarbeit erfahren kénnen.
Diesem Lebensalltag steht jedoch
das Auslandergesetz gegeniber,
das nur Ehefrauen einem vom
Ehemann abhangigen Aufent-
haltstitel erteilt. Allenfalls besteht
die Moglichkeit, dal3 Frauen ei-
nen Aufenthaltstitel als sorgebe-
rechtigte Mutter erhalten, wenn
ihr Kind nach 1993 geboren ist
und der Vater die deutsche
Staatsangehorigkeit besitzt.

Wenn unverheiratete Frauen mit
Kindern aus vorherigen Ehen
oder vor dem Stichtag geborenen
Kindern hier leben mochten, ha-
ben auch diese den Status von II-
legalen, der sie von einem Schul-
besuch ausschlieBt. Die Frauen,
die sich fur eine Partnerschaft
hier entschlieBen, haben meist
viel aufgegeben (Wohnung, Ar-
beit, Freundlnnen). Ein groBer
Anteil der Frauen ist zwischen 40
und 50 Jahre. Oft kdnnen bzw.
wollen sie nicht wieder zurlick
gehen und von Null anfangen. In
der Arbeit erfahren wir, da3 die
Frauen oft nicht Uber ihre Rechte
informiert sind, wahrend die
Manner die rechtliche Basis fur
ihre Interessen gut zu nutzen
wissen. Der legale Zugang zum
deutschen Arbeitsmarkt ist fur
Frauen aus Osteuropa fast aus-
schlieBlich auf Au-Pair-Aufenthal-
te und Saisonarbeitsvertrage be-
schrankt. Die typischen Arbeits-
bereiche, in denen Migrantinnen
beschéaftigt sind -private Haushal-
te, Reinigungsgewerbe, Betreu-
ungs- und Pflegedienste sowie in
der Prostitution - sind gekenn-
zeichnet durch ungeschutzte Ar-
beitsverhaltnisse. Ein Aufenthalts-
status &8t sich dartber nicht ab-
leiten. Insbesondere Frauen aus
der ehemaligen Sowjetunion fin-
den sich wissentlich oder unter
falschen Versprechungen in der
Prostitution wieder, in dem
Bemdihen ihre soziale Lage zu
verbessern. Der Weg ist zumeist
typisch: Uber die Finanzierung
der Visa- und Reisekosten kom-
men sie hoch verschuldet hier her
und sehen sich genétigt, ihre
Schulden in der Prostitution ab-
zuarbeiten. Dazu kommen
falsche Versprechungen bzgl. der
Arbeitsbedingungen und Ver-
dienstmdglichkeiten sowie die
fehlende Information Uber die
hohen Lebenshaltungskosten
hier. Die restriktiven Auslanderge-
setze bestimmen die Rechtlosig-
keit der Frauen, die Gewalt und
Ausbeutung zum Arbeitsalltag
der Frauen werden |aBt. Sie wer-
den illegalisiert und kriminalisiert
- gegen die Profiteure wird kaum
ermittelt. Frauenhandel findet in
den Medien und in der Politik
zwar zunehmend Aufmerksam-
keit, im Vordergrund steht aber
ein sicherheitspolitisches Interes-
se, das sich gegen Schlepperban-
den und illegale Einreise richtet.
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Die Bekdmpfung des Frauenhan-
dels wird gleichgesetzt mit star-
keren Kontrollen und der Forde-
rung nach mehr Razzien, ver-
dachtsunabhangigen Kontrollen
nach ASOG und der Legitimie-
rung des groBen Lauschangriffs.
Restriktivere Gesetzte verscharfen
Abhangigkeits- und Ausbeu-
tungsverhaltnisse der Frauen in
der Prostitution. Bei der Bekdmp-
fung von Menschenhandel fallt
auf, in welchem MiBverhéltnis die
Ermittlung im Rahmen von Orga-
nisierter Kriminalitat und der
tatsdchlichen Verurteilungen ste-
hen. Eine Erklarung fur diese Tat-
sache ist, dal3 Frauen, die Opfer
von Menschenhandel geworden
sind, wegen VerstoB gegen das
Auslandergesetz in Abschiebehaft
kommen und haufig abgescho-
ben werden ohne eine Aussage
machen zu kénnen. Derzeit ist
der Abschiebeknast in Berlin
Uberfullt. Frauen, die vernommen
werden und bereit sind, gegen
Frauenhandler auszusagen wer-
den kaum Hilfen angeboten. Die
zeitlich befristete Duldung wird
nicht aufgrund der traumatischen
Erfahrungen erteilt, sondern nur
abhéngig davon, ob die Frauen
fur polizeiliche und juristische Er-
mittlungen bendtigt werden.
Spatestens nach Prozessende
werden die Frauen abgeschoben,
unabhangig davon wie gefahrdet
sie im Herkunftsland sind bzw.
wie perspektivlos eine Riickkehr
fur sie geworden ist. Sie erleben
ein zweites Mal, daf3 sie funktio-
nalisiert werden, diesmal von
staatlicher Seite. Es gibt keinen
adaquaten Zeuginnenschutz und
keine Unterstltzungsangebote
um Gewalterfahrungen verarbei-
ten zu kdnnen. Wir fordern, daf
Menschenrechtsverletzungen und
Verletzungen gegen sozial- und
tarifrechtliche Standards unab-
hangig vom Aufenthaltsstatus
hier eingeklagt werden kénnen.
Nur so lassen sich arbeits-, sozial-
und menschenrechtliche Konven-
tionen einhalten.
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Frauen

LI
Rechtliche Situation in der BRD

Geschlechts-, insbesondere frau-
enspezifische Fluchtgriinden fin-
den weder im Asylrecht nach Art.
16a GG noch in den Abschiebe-
schutzbestimmungen des Auslan-
dergesetzes Beriicksichtigung.
Das deutsche Asyl- und das Aus-
l&ndergesetz gehen von einer ri-
giden Auslegung dees Verfol-
gungsbegriffs des Genfer Flicht-
lingskonvention (GK) aus.

Die GK definiert Flichtlinge als
Personen, die ,aus der begriinde-
ten Furcht vor Verfolgung wegen
ihrer Rasse, Religion, Nationalitat,
Zugehorigkeit zu einer bestimm-
ten sozialen Gruppe oder wegen
ihrer politischen Uberzeugung
sich auBerhalb des Landes befin-
det, dessen Staatsangehorigkeit
sie besitzt, und den Schutz dieses
Landes nicht in Anspruch neh-
men will; ..."(Art.1,Abs. 2 GK).

In der Bundesrepublik wird als
verfolgt und damit als Fliichtling
nur anerkannt, wer glaubhaft
machen kann, daB3 die Verfol-
gung durch den Staat, staatsna-
he Institutionen oder mit staatli-
cher Duldung erfolgt.

Damit fallen viele Frauen nicht
unter diesen Fluchtlingsbegriff.

Denn Frauen fliehen aus vielen

Grlinden:

- wie Méanner vor ,klassischer"
politischer Verfolgung wegen
Betdtigung in oppsitioneller
Weise

- weil sie wegen politischer Be-

tatigung ihrer mannlichen Ver-

wandten VerfolgungsmaBnah-
men, meist mit sexueller Gewalt
verbunden, erleiden mufBten
wegen sexueller Ubergriffe und

Gewalttaten

wegen drohende Genitalver-

stimmelung

wegen drohender Zwangsab-

treibung insbesondere weibli-

cher Foten

wegen drohender Zwangsver-

heiratung

wegen drohender Tétung nach

Verletzung der ,,Familienehre"

oder VerstéBen gegen fir Frau-

en rigide Bekleidungs- und Ver-
haltensregeln z.B. in islamisti-
schen Landern wie dem lIran,

Afghanistan

- wegen Berufs- und Arbeitsver-
boten

1 .2. Vorhandene Beschliisse

Internationale Konferenzen und
Abkommen haben eindeutig fest-
gestellt, daB3 Frauenrechte Men-
schenrechte sind und daB damit
jede Frau in der Welt ein Recht
auf korperliche und seelische In-
tegritat hat. Verletzungen dieses
Recht zum Beispiel durch sexuelle
Gewalt oder durch Verstimme-
lung der Geschlechtsorgane sind
schwere Menschenrechtsverlet-
zungen.

a) Die vierte Weltfrauenkonferenz
in Peking hat 1995 eine Resoluti-
on verabschiedet, in der die Staa-
ten der Welt aufgefordert wer-
den, Maglichkeiten zu prufen,
.diejenigen Frauen als Flichtlinge
anzuerkennen, deren Antrag auf
Zuerkennung der Fliichtlingsei-
genschaft sich auf die wohlbe-
grindete Furcht vor Verfolgung
aus Grinden stUtzt, die in dem
Abkommen von 1951 Uber die
Rechtstellung der Fliichtlinge und
in dem dazugehorigen Protokoll
aus dem Jahr 1967 (d.i.die Gen-
fer Flichtlingskonvention - ks/sk)
aufgefihrt sind, namentlich Ver-
folgung in Form von sexueller
Gewalt oder anderer Formen der
Verfolgung aufgrund der Ge-
schlechtszugehérigkeit."

b) Schon 1984 hat sich das Eu-
ropdische Parlament in einer Re-
solution daflr verwandt, Frauen
als Fluchtlinge wegen ihrer Zu-
gehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe nach der GK an-
zuerkennen, wenn sie wegen
VerstéBen gegen moralische oder
ethische Regeln ihrer Herkunfts-
gesellschaften verfolgt werden
erleiden

¢) Das Exekutivkomitee des UNH-
CR (des Hohen Flichtlingskom-
missars der Vereinten Nationen)
appellierte 1985 erstmal an die
Mitgliedsstaaten der UNO, sich
die ,Interpretation zu eigen zu
machen, daB3 weibliche Asylsu-
chende, die harte oder un-
menschliche Behandlung zu er-
wartenhaben, weil sie gegen den
sozialen Sittenkodex in der Ge-
sellschaft, in der sie leben, ver-
stoBen haben, eine besondere
Gruppe" im Sinne der Genfer
Flichtlingskonvention darstellen
(Exekutivkomitee-Beschluf3 Nr.
39).

Eckpunkte fiir einen Antrag:

"Anerkennung
geschlechtsspezifischer
Fluchtursachen als
Grund zur Gewahrung
von Asyl bzw.
Abschiebeschutz"

Ulla Jelpke/Katina Schubert/Sonja Kiesbauer

1993 beschloB das Exekutivkomi-
tee in einer zusétzlichen Er-
klarung, dal3 Personen als Fllicht-
linge anerkannt werden sollten,
deren Anspruch auf den Flucht-
lingsstatus aus begrindeter
Furcht vor Verfolgung durch se-
xuelle Gewalt wegen ihrer Rasse,
Religion, Nationalitat, ihrer Zu-
gehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder wegen ih-
rer politischen Uberzeugung ba-
siert (Exekutivkomitee-Beschluf3
Nr. 73).

d) Der Deutsche Bundestag be-
schloB 1990 einen von Frauen al-
ler damals im Parlament vertrete-
nen Fraktionen initiierten Antrag,
in dem die Bundesregierung auf-
gefordert wurde, ,eine ausdriick-
liche Klarstellung ins Asylverfah-
rensgesetz aufzunehmen, wo-
nach auch wegen ihres Ge-
schlechts oder ihrer sexuellen Ori-
entierung verfolgte Frauen Asyl
genieBen" (BT-Ds. 11/4150).

I. Strategische Uberlegung:
Mit einer Anderung des Grund-

gesetzes zur Wiederherstellung
des Grundrechts auf Asyl in der
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vor dem 1.07.1993 geltenden
Fassung bekommen wir das Pro-
blem der Ignoranz geschlechts-
spezifischer Fluchtgriinde nicht in
den Griff.

Notwendig ist vielmehr, durch
einfachgesetzliche Regelungen
und Verordnungen geschlechts-
spezifische Fluchtursachen im
Asylverfahrens- und im Auslan-
dergesetz als Anerkennungsgrin-
de fr Asyl bzw. einen Abschie-
beschutz festzuschreiben sowie
durch eine entsprechende Rechts-
auslegung auf die Anerkennung
jener Fluchtursachen als Asyl-
grund nach Art. 16 a zu dran-
gen.

Dabei sollten wir uns weitgehend
den Beschliissen der Gleichstel-
lung- und Frauenministerinnen-
konferenz vom 26./27. Juni 1997
anschlieBen.

Es wird den Grinen und der SPD
schwer fallen, einen entsprechen-
den Antrag abzulehnen. Selbst
die CDU-Frauen durften Schwie-
rigkeiten in der Argumentation
bekommen.

Ill. Forderungen des Antrags:

A. Einzelne Asylgriinde sind we-
der in Artikel 16a GG,noch im
Asylverfahrensgesetz oder im
Auslandergesetz ausdricklich ein-
zeln benannt. "'Orientierungs-
punkt ist daher die Flichtlingsde-
finition der Genfer Flichtlings-
konvention (s.0.). Mit den Forde-
rungen mussen wir erreichen,
daB geschlechtsspezifische Ver-
folgung als Asylgrund sowie als
Anerkennung politischer Verfol-
gung nach § 51 AuslG gilt (s.
Punkte 1-4). Deshalb stehen die
folgenden Forderungen gleichbe-
rechtigt nebeneinander.

Sexuelle Gewalt als eine weit ver-
breitete Form politischer Verfol-
gung von Frauen bedarf dabei ei-
ner gesonderten Benennung
(Punkt 3).

1. Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, die von ihr mitgetra-
genen Beschllsse 39 und 73 des
UNHCR-Exekutivkomitees sowie
den entsprechenden BeschluB3 der
Weltfrauenkonferenz 1995 um-
zusetzen und den § 51 des Aus-
landergesetzes (sog. Kleines Asyl)
entsprechend auszulegen.

Danach sind Frauen, die in ihrem

Herkunftsland harte oder un-
menschliche Behandlung zu er-
warten haben, weil sie gegen
den sozialen Sittenkodex ihrer
Herkunftsgesellschaft verstoBen
haben, als , bestimmte soziale
Gruppe" im Sinne der GK anzuse-
hen und fallen deshalb unter die
Schutzbestimmungen des § 51
Auslandergesetz (AuslG).

2. Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, einen Gesetzentwurf
einzubringen, der klarstellt, daf
geschlechtsspezifische Verfol-
gungsgrinde einen Rechtsan-
spruch nach § 3 Asylverfahrens-
gesetz (AsylVFG) darstellen
(Rechtsstellung sonstiger politisch
Verfolgter/§ 51 AuslG)

3. Frauen, die durch sexuelle Ge-
walt wegen ihrer ethnischen Her-
kunft, Religion, Nationalitat, Zu-
gehorigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder wegen der
politischen Uberzeugung verfolgt
werden, sind als gefahrdet im
Sinne von § 51 AuslG anzusehen
und haben deshalb Anspruch auf
den Rechtsstatus nach § 3 Asyl-
VEG.

4. Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, das Bundesamt fur die
Anerkennung auslandischer
Flichtlinge (BAFI) anzuweisen,
daB Frauen, denen in ihren Her-
kunftsldndern eine Gefahrdung
fr Leib, Leben oder Freiheit auf-
grund geschlechtsspezifischer
Menschenrechtsverletzungen
oder sexueller Gewalt droht, Ab-
schiebeschutz nach § 53 AuslG
zu gewahren ist.

5. Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, im Einvernehmen mit

den Landern Abschiebeschutzre-
gelungen fur Gruppen verfolgter
Frauen zu erlassen.

B. Damit geschlechtsspezifische
Verfolgung auch in den Asylver-
fahren selbst Anerkennung und
Berlicksichtigung findet, stellen
wir die folgenden Forderungen:

1. Die Bundesregierung wird auf-
gefordert dafir Sorge zu tragen,
daB die Asylverfahren von Frauen
grundsatzlich von Einzelentschei-
derinnen und Dolmetscherinnen
durchgefuhrt werden, getrennt
von ihren mannlichen Familien-
mitgliedern. Den Asylbewerberin-
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nen ist ein Widerspruchsrecht ge-
gen die Befragung durch Frauen
und die von mmannlichen Famili-
enangehdrigen getrennte An-
hoérung einzurdumen.

Auch erst nach der ersten An-
hérung vorgetragene Einlassun-
gen zu den Fluchtgriinden sind
im Asylverfahren zu ber(cksichti-
gen, wenn es sich um frauenspe-
zifische Fluchtgriinde handelt.
Gerade vergewaltigte und schwer
traumatisierte Frauen kdnnen erst
nach geraumen Abstand Uber ih-
re schrecklichen Erlebnisse spre-
chen.

2. Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, die in den USA, Kana-
da und der Schweiz erlassenen
Richtlinien fir die Anhérung ge-
schlechtsspezifisch verfolgter
Frauen auf ihre Anwendbarkeit
im bundesdeutschen Asylverfah-
ren zu prifen.
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Kein Mensch ist illegal

Da kann ein renommierter, ex-so-
zialdemokratischer Schriftsteller
wie GUnter Grass noch so gut
brillen: seine Anprangerung der
gegenwadrtigen , demokratisch le-
gitimierten Barbarei" in der BRD
wird wohl wirkungslos verhallen.
Ganz anders in Frankreich, wo
sich die Betroffenen selbst orga-
nisierten und dadurch eine Bewe-
gung gegen Abschiebepolitik
entfachten, in der auch Intellek-
tuelle eine wirksame Funktion in-
nehatten: die Sans-Papiers.
(Red.*)

arum angesichts des
V\/ausbleibenden Wider-
stands gegen Abschie-

bungen in der BRD auf Frankreich
blicken? Weil sich dort in den
letzten beiden Jahren in der ge-
genseitigen Ergdnzung von
Selbstorganisation der Betroffe-
nen und beginnender So-lidaritat
weiler Franzosen und Franzosin-
nen eine Bewegung ent-wickelte,
die zeitweise Massencharakter
hatte und trotz standig verscharf-
ter Gesetze und Abschiebeprakti-
ken die Zurtcknah-me einzelner
Abschiebungen und Verscharfun-
gen erreichen konnte. Was er-
reicht wurde, ist zwar viel zu we-
nig und es bleibt abzuwarten, ob
sich die Abschiebe- und Bleibe-
rechtspolitik der neuen sozialde-
mokratischen Regierung Jospin
wirklich von ihren konservativen
Vorgangern unterscheidet. Doch
die Sans-Papier-Bewegung lehrt,
wie aus einer nahezu aussichtslo-
sen Defensive antirassistischer Po-
litik heraus eine produktive Dyna-
mik in Gang gesetzt wurde, die
immerhin dem generellen Recht-
strend in Frankreich substantiell
etwas entgegenzusetzen hatte.

Permanente Steigerung der Aus-
grenzung: die Ausgangspunkte
der Sans-Papiers

Die franzésische Assimilationspo-
litik gegentiber Migrantinnen ist
schon lange ein Mythos. Heute
gibt es ganz viele und unter-
schiedliche rechtliche Bedingun-
gen fur Flichtlinge, die in Frank-
reich dauerhaft bleiben oder
franzosische Staatsblrge-rinnen
werden wollen. Fast immer be-
trifft die rechtliche Diskriminie-
rung Migrantinnen aus den ehe-
maligen afrikanischen und in-
dochinesischen Kolonien Frank-

reichs. Schon zu Beginn der 80er
Jahre beschloB die damals noch
sozialdemokratische Regierung
eine verscharfte Meldepflicht fur
Auslanderlnnen. In den 90er Jah-
ren wurde die Asylgesetzgebung
und -praxis verscharft. Seit dem
.Lois Pasqua" vom Januar 1994
haben selbst Immigrantinnen der
alteren Generation, die seit 15
Jahren in Frankreich leben, kei-
nen automatischen Anspruch auf
Verlangerung ihrer Aufenthalts-
genehmigung mehr. Anfang
1997 schlieBlich wurde das ,, Loi
Deb-ré" verabschiedet. Es setzt
fest, dalB Menschen, die ihre
nach Frankreich migrierten Ver-
wandten und Freundinnen mit-
tels eines Visums besuchen wol-
len, ihre Wiederausreise bei der
franzésischen Polizei melden
mussen. AuBerdem werden mit
diesem Gesetz Abschiebungen
erleichtert und eine bisher auf
Asylbewerberinnen beschrankte
Auslédnderdatei auf alle Personen
ohne franzdsische Papiere ausge-
weitet. Statt der automatischen
Verlangerung der Aufenthaltser-
laubnis in Fallen, in denen sie bis-
her ohne Umstdnde gewéhrt
wurde, wird nun eine Prifung
auf ,Gefahrdung der 6f-fentli-
chen Sicherheit" vorgenom-men,
bevor wieder ein auf zehn Jahre
befristetes Zertifikat ausgestellt
wird. Das bedeutet praktisch eine
Aufteilung in politisch ,,genehme"
und in auszugren-zende Migran-
tinnen, die etwa bei Streiks mit-
gemacht haben oder bei Demon-
strationen gesichtet bzw. akten-
kundig wurden.

Insbesondere die Tatsache, dal3
viele ldnger in Frankreich lebende
Migrantinnen bereits Kinder ha-
ben, die nach dem franzosischen
Territorialrecht franzosische
Staatsburgerlnnen sind, ver-kom-
pliziert die Lage noch mehr: nach
den neuen Gesetzen kdnnten
zwar die Kinder bleiben, die El-
tern aber abgeschoben werden.
Lange Zeit sind die Gesetzesver-
scharfungen von den franzosi-
schen Birgerlnnen passiv und
schweigend hingenommen, ja
durch die tolerierte Polemik Le
Pens und seine darauffolgenden
Wahlerfolge sogar unterstitzt
wor-den. Und Anfang 1996 sah
es auch nicht danach aus, als
wdrde aus ihren Reihen substan-
tieller Widerstand zu erwarten
sein.

Von den ,,Sans-Papiers"
lernen!

Ohne die Selbstorganisation der Betroffenen
kein substantieller Widerstand
gegen Abschiebung

Bruno Weil*

Von St. Ambroise iiber St. Ber-
nard zum zivilen Ungehorsam ge-
gen das Loi Debré

Da geschah das Unerwartete. Am
22.3.1996, das ,Lois Pasqua" war
seit zwei Jahren verabschiedet,
besetzten rund 300 illegal in
Frankreich lebende Migran-tinnen
ohne Aufenthaltspapiere (,Sans-
Papier") die Pariser Kirche Saint-
Ambroise und forderten die Le-
galisierung ihres Auf-enthaltssta-
tus. Sie setzten sich damit der
Gefahr ihrer Abschiebung aus,
die sie jedoch einzeln und isoliert
sowieso friher oder spater ereilt
hatte. Da begannen sie lieber kol-
lektiv um ihr Blei-berecht zu
kdmpfen. Diese Kir-chenbeset-
zung war nur der Auftakt fur ei-
ne soziale Bewegung, die unmit-
telbar von den Betrof-fenen, den
Migrantinnen ausging und auch
im weiteren von ihnen bestimmt
wurde. Explizit wurden franzosi-
schen Anti-ras-si-stin-nen zur So-
lidaritat aufgefordert, doch soll-
ten sie sich separat organisieren
und die Migrantlnnen in ihren
Aktionen nicht bevormunden.
Am 20. Juli 96 grindeten sie die
.Nationale Koordination der Kol-
lektive der Sans-Papiers", der sich
Gruppen und Aktivistinnen in

* Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der Redaktion aus:
graswurzel revolution , Ausgabe Oktober 1997,
Kaiserstr. 24, 26122 Oldenburg, Tel. 0441 / 2489663
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mehreren Stadten des ganzen
Landes anschlossen.

Der polizeilichen Rdumung von
Saint-Ambroise folgten Demon-
strationen, ein Hungerstreik der
Sans-Papiers-Frauen im Stadtteil
Pajol, eine Besetzung des dorti-
gen Blrgermeisteramts durch die
Frauen, bis schlieBlich am
28.6.96 die Kirche Saint-Ber-nard
besetzt wurde und 10 Sans-Pa-
piers einen Hungerstreik bis zum
Tode nach dem Vorbild der zeit-
gleichen Hungerstreiks in den
turkischen Gefangnissen starte-
ten. In dieser Zeit gewann die Be-
wegung die 6ffentliche Auf-
merksamkeit, u.a. durch die Soli-
darisierung bekannter Kin-stle-
rinnen, Schauspielerinnen oder
etwa den populdren Priester Ab-
bé Pierre. Am 23.8.96, nach 50-
tdgigem Hungerstreik, wurde die
Kirche schlieBlich von der franzo-
sischen paramilitarischen Spezial-
polizei CRS brutal gerdumt. Bis in
den November hinein gab es
Massendemonstrationen. Die
selbstorganisierte Bewegung hat-
te die ihr eigene Dynamik ent-
facht, die auch durch harte Re-
pression nicht mehr gebrochen
werden konnte. Der Kampf hatte
neben Opfern auch seine konkre-
ten Erfolge errungen: Nach der
St. Ber-nard-Besetzung sagte der
Staat entgegen seinen urspriing-
lich proklamierten Absichten ei-
ne erneute Einzelfallprifung der
300 St. Ambroise-Besetze-rin-nen
zu. 104 haben inzwischen legale
Aufenthaltspapiere, 26 wur-den
abgeschoben, die anderen leben
noch immer illegal in Frankreich,
werden aber nicht abgeschoben,
obwohl das dem Gesetz nach
moglich ware.

Ohne den Vorlauf der selbstorga-
nisierten Migrantinnen ware
schlieBlich auch niemals die Mas-
senmobilisierung gegen das ,Loi
Debré" im Frihjahr diesen Jahres
zustandegekommen. 59 Film-
schaffende hatten einen Auf-ruf
zum zivilen Ungehorsam ver-6f-
fentlicht und klagten sich selbst
wegen VerstoBes gegen das Aus-
landergesetz an. Sie erklarten, il-
legale Migrantinnen bei sich auf-
zunehmen und die urspringlich
von den gastgebenden Franzosen
und Franzésinnen verlangte Mel-
dung von auslandischen Besuche-
rinnen zu verweigern. Innerhalb
weniger Tage entstand eine neue
Mas-sen-mobilisierung. Tageszei-

tungen verdffentlichten seiten-
weise Namen von Intellektuellen,
die sich gegen das neue Auslan-
dergesetz wandten — beim Zu-
stand hiesiger Intellektueller un-
denkbar. In ganz Frankreich fan-
den Kundgebungen und Demon-
strationen statt, Le Pens Front
National befand sich plétzlich in
der Defensive. Es war die Wucht
des drohenden zivilen Ungehor-
sams der eigenen Bevélkerung,
die zu einer signifikanten Ande-
rung im Debré-Gesetz geflihrt
hatte: nicht mehr die Besuchs-
empfangerinnen — darunter
konn-ten viele franzésische Bur-
gerinnen sein —, sondern die aus-
landischen Besucherinnen muf3-
ten ihre Wiederausreise nun bei
der Polizei melden. Damit waren
die Migrantlnnen wieder leichter
zu marginalisieren und so ging
das Gesetz trotz Protestes durch.

Die Dynamik der Bewegung als
Lehre fiir die BRD

Seit Jahren diskutieren die aus
den Zeiten der Lichterketten, an-
tirassistischen Notruftelefone und
Massenblockaden gegen die Ver-
scharfung des Asylrechts Ubrigge-
bliebenen Gruppen — es sind we-
nige genug — Uber die in diesen
widerstandslosen Zeiten glinstig-
ste Strategie, auch in der BRD
wieder in offensiveres Fahrwasser
zu kommen. Immer wieder stand
dabei die Frage der Legalisierung
von Migrantlnnen im Mittel-
punkt. Beflrworte-rin-nen der Le-
galisierung wurden oft als nicht
radikal genug kritisiert, wobei die
Kritikerlnnen betonten, ein Sich-
Beziehen und Einfordern des le-
galen Auf-ent-haltsstatus wurde
sowohl die Asylrechtsénderung
im Nachhinein akzeptieren wie
auch die Forderung nach offenen
Grenzen verunmoglichen. Die Le-
ga-lisierungsbeflrworterinnen
wehr-ten sich gegen diese Zu-
schrei-bungen des Reformismus.
Aus den Erfahrungen der Sans-
Papier-Bewegung kann nun ge-
lernt werden, daB diese Ge-
gensatze kiunstlich sind und in
dieser Weise auch falsch: erst ei-
ne Bewegung der Betroffenen
selbst, die aus der Betroffenheit
heraus zundchst die Legalisierung
des Aufenthalts forderte, war
fahig, durch die Bewe-gungs-dy-
namik weit Uber die urspringli-
chen Anlasse des Protests hinaus-

Kein Mensch ist illegal

zugelangen. Die Sans-Papier-Be-
wegung in Frank-reich will inzwi-
schen ihre eigenen Forderungen
mit denen abhangig beschéaftig-
ter Arbeiterln-nen, von Deregulie-
rung betroffenen Teilzeitarbeite-
rinnen in un--gesicherten Arbeits-
verhaltnissen und allen gesell-
schaftlichen Randgruppen wie et-
wa auch der Obdachlosen verbin-
den, obwohl das ganz gewil3
nicht einfach ist, wie bereits die
Tatsache beweist, daB bei den
Solidaritatsde-mon-strationen fir
die Sans-Papiers ganz Uberwie-
gend nicht Arbei-terlnnen, son-
dern Jugendliche, Mittel-schichts-
angehdrige, Intellektuelle und
Studentinnen auf die StraBe gin-
gen.

Es ist also die ganz praktische Er-
fahrung der Sans-Papiers — die
sich ebenfalls mit paternalisti-
schen Kritiken weiBer Akti-vi-stin-
nen auseinandersetzen muften,
ihre Forderungen wirden das an-
tirassistische Ziel der ,freien Zir-
kulation" unterminieren —, daB3
die staatliche Asyl- und Abschie-
bepraxis die Menschen in die llle-
galitat treibt und dal3 der Wider-
stand dagegen auch die staatli-
che Politik in die Defensive
zwingt. Das libertdre Element der
Sans-Papier liegt dabei weniger in
ihrer urspringlichen Forderung
nach Legalisierung, sondern in ih-
rer selbstdndigen Organisierung,
mit welcher sie sich weiBem Pa-
ternalismus gegenlber zu be-
haupten wuBten.

Eine solch libertare Selbstorga-ni-
sation der Betroffenen stoBt aller-
dings in der BRD auf ganz andere
Schwierigkeiten, von den Diskus-
sionen innerhalb der antirassisti-
schen Gruppen einmal ganzlich
abgesehen. Denn die Migrantin-
nen hier sind weitaus weniger
homogen und zur Zusammenar-
beit bereit als in Frankreich. Die
gemeinsame franzosische Spra-
che und vergleichbare Erfahrun-
gen durch ihre Herkunft aus den
ehemaligen franzdsischen Koloni-
en sind eine immense Erleichte-
rung fur ihre grenz- und landerd-
bergrei-fende Organisierung ge-
wesen. Und nicht nur dafar, son-
dern sie ermdglichte vor allem
auch die Selbstvertretung ge-
genuber franzésischen antirassi-
stischen Gruppen, der Presse und
den staatlichen Institutionen.
Hierzulande bekdmpfen sich
nicht nur innerhalb der gréBten
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Migrantinnengruppe Turkinnen
und KurdInnen, sondern haben
auch Flichtlinge aus anderen
Landern wie zum Beispiel dem
ehemaligen Jugoslawien ganz
andere Probleme, sprechen eine
andere Sprache und haben daher
groBe Hindernisse zur Zusam-
menarbeit zu Gberwinden. Dazu
kommen die Sprachprobleme bei
der Zusammenarbeit mit antiras-
sistischen Gruppen und erst
Recht bei der Offentlichkeitsar-
beit oder dem Auftreten gegeni-
ber deutschen Behorden. Wer
sich nicht mit einem druckreifen
Deutsch ausdrticken kann, wird
haufig nicht ernst genommen —
und auch antirassistische Grup-
pen sind davon nicht frei.

Zum Teil kann auch keine Rede
davon sein, daBB Migrantinnen
hier unorganisiert waren, aber ih-
re Organisierung etwa in den
Kurdinnenprotesten zeigt doch
eine stark autoritare Fixierung
und Steuerung, die nicht leicht
aufzuweichen sein wird.

Doch auch die Zusammenarbeit
zwischen afrikanischen und chi-
nesischen Migrantinnen in der
Sans-Papier-Bewegung war nicht

leicht. Nur die Selbstorganisie-
rung der Betroffenen flhrt zu
wirklichem Widerstand gegen
Abschiebepolitik.

Ausgangspunkt einer solchen
Selbstorganisierung kénnte wie
in Frankreich zum Beispiel eine
der vielen Kirchenasylaktionen
sein.

Auch hier ist aber zu bertcksich-
tigen, daB die Bewegungsfreiheit
lllegalisierter hierzulande im Ver-
gleich zu Frankreich viel starker
eingeschrankt ist, das Risiko kon-
trolliert und abgeschoben zu
werden viel groBer. Viele der
sans-papiers wurden nach Aktio-
nen verhaftet, landeten aber den-
noch nicht in Abschiebehaft, da
Formfehler begangen wurden,
die zu ihrer Freilassung fuhrten.
Bei Festnahme infolge , rassisti-
scher Kontrollpraxis' — d.h. es
werden nur Schwarze kontrolliert
— auf offener StraBBe besteht in
Frankreich eine groBe Chance,
trotz illegalen Status wieder frei-
gelassen zu werden — in der BRD
ware das undenkbar.

Dennoch: Ohne politische Strate-
gien, die die praktischen Pro-
blemlagen von Migrantinnen und

die Realitat ihrer lllegalisierung
nicht aufgreifen, wird die deut-
sche antirassistische Szene nicht
nur paternalistisch und unter sich
bleiben, sondern auch keine so-
ziale Bewegung werden.

Literatur:
Soeben ist zu den Sans-Papier ei-
ne ausfuhrliche Dokumentation
mit einer Chronik der Ereignisse
und allen wichtigen Aufrufen so-
wie einer kritischen Diskussion
Uber die Bedeutung der Bewe-
gung erschienen, allerdings in
franzosischer Sprache: IM'Mé-
dia/REFLEX (das sind zwei antiras-
sistische Zeitungsredaktionen) —
Co-édi-tion: Sans-Papiers. Chroni-
ques d'un mouvement, Paris
1997, 130 S., 50 Francs. Zu be-
stellen Uber die Zeitung: Editions
Reflex, 21, ter rue Voltaire, F-
75011 Paris, bzw. Agence
IM’'Média, 26, rue des Maronites,
F-75020 Paris.
Zusétzlich wurde fir diesen Arti-
kel zurickgegriffen auf: Cindy &
Bert: La lutte de longue haleine —
Der Kampf der ‘Sans-Papiers’ in
Frankreich, in: Zeck, Rote-Flora-
Zeitung, 5/97, S.7f.
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Kirchenasy!

Kirche und Kirchenasyl

VOM TAG DER MENSCHENRECHTE

IUM TAG DES FLUCHTLINGS

Kirchenasyl Davenstedt erfolgreich

Peggy Kurpiers, ai Hannover

Petition fiir Familie Arslan
erfolgreich

Im Juli 1996 ging die Familie Ars-
lan ins Kirchenasyl in die St. Jo-
hannisgemeinde in Hannover-Da-
venstedt.

lhr Asylantrag war abgelehnt
worden, obwohl weder das Bun-
desamt noch das Verwaltungsge-
richt Hannover die von Emin Ars-
lan in Polizeihaft erlittene Folter
bestritten haben.

Zum Tag der Menschenrechte am
10. Dezember 1996 wurde der
Fall 6ffentlich gemacht; fast ge-
nau zum Tag des Flichtlings
1997 hat der Bundestag am 1.
Oktober die Petition einstimmig
(1) positiv entschieden. Dies ist
die erste positiv entschiedene
Asylpetition (nicht nur von ai)
beim Deutschen Bundestag seit
Ende 1994.

Nach knapp 15 Monaten oder
447 Tagen im Kirchenasyl konn-
ten Emin und Azize Arslan end-
lich aufatmen. Noch am 1. Okto-
ber hat die Bezirksregierung Han-
nover - allerdings erst nach , gut-
em Zureden" unsererseits ge-
genlber dem Innenministerium -
den Haftbefehl aufgehoben.

FLUCHTLINGSRAT - Zeitschrift fiir Fliichtlinaspolitik in Niedersachsen

Mittlerweile hat die Familie eine
Duldung.

Der Petitionsausschul ist der Kri-
tik von amnesty international am
Verfahren beim Bundesamt fir
die Anerkennung ausléndischer
Fluchtlinge gefolgt. Der Ausschuf3
stellte fest, daB das Bundesamt
wallzu leichtfertig mit dem Schick-
sal, der korperlichen Unversehrt-
heit und dem Leben eines Men-
schen" umgegangen ist. Die Peti-
tion wird an die Bundesregierung
.zur Erwdgung" Uberwiesen, das
Asylverfahren wegen der Verfah-
rensmangel zu wiederholen und
die Fluchtgriinde ernsthaft zu
prufen.

Am 8. Oktober ist der Bundestag
- ebenfalls einstimmig - dem Vo-
tum des Petitionsausschuf3 ge-
folgt.

Fir Familie Arslan ist die Sache
noch nicht ausgestanden. Aller-
dings haben wir nun eine deut-
lich bessere Position als vorher.

Eine traurige Rolle hat in diesem
Fall die niedersachsische Landes-
regierung gespielt, die sich offen-
sichtlich zu keiner Zeit mit der
Kritik am Verfahren oder der Ver-
folgungsgeschichte von Emin
Arslan inhaltlich auseinanderge-

setzt hat.

Die Bitte um die Erteilung einer
Duldung wéhrend des laufenden
Verfahrens wurde aus formalen
Grunden immer wieder abge-
lehnt, obwohl dies rechtlich
moglich gewesen waére.

Auch noch nach dem positiven
Ausgang der Petition hat ein
Sprecher des nds. Innenministeri-
ums gegeniiber dem NDR seine
Kritik am Kirchenasyl aufrecht er-
halten.

Traurig auch die Rolle der nieder-
sachsischen Landtagsabgeordne-
ten von SPD und Grinen, die
entweder darauf verwiesen ha-
ben, sie kdnnten im Innenmini-
sterium eh nichts erreichen bzw.
den Fall Gberhaupt nicht weiter
zur Kenntnis genommen haben.
Erfreulicherweise haben sich ihre
Kollegen aller Fraktionen aus dem
Bundestag in beispielhafter Weise
fur die Familie engagiert!
amnesty international bedankt
sich bei allen Netzwerkmitglie-
dern, die sich fur Familie Arslan
eingesetzt haben!

Die vielen Unterschriften (3500 in
kurzer Zeit ), die verschickten
Postkarten (6000?) und die
Mahnwache zum vorgesehenen
Abschiebetermin haben zu die-
sem Erfolg beigetragen.
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Petitionsausschub fordert Wiederholung
des Asylverfahrens fir kurdische Familie

Presseerklarung

der hannoverschen Bundestagsabgeordneten von SPD, CDU, Grunen u. FDP

vom 1.10.97

ur deutlich Kritik des Petiti-
Zonsausschusses am Bundes-

amt fur die Anerkennung
auslandischer Flichtlinge (BAFI)
im Fall einer kurdischen Familie
erkldren Edelgard Bulmahn
(MdB/SPD), Detlef Kleinert
(MdB/FDP), Helmut Lippelt
(MdB/Bundnis90/Die Griinen)
und Friedbert Pfliger (MdB/CDU):

Als hannoversche Bundestagsab-
geordnete haben wir gemeinsam
im PetitionsausschuB interveniert
zu Gunsten einer Familie mit tar-
kischer Staatsangehérigkeit, kur-
discher Volkszugehérigkeit und
yezidischer Glaubenszugehorig-
keit. Die Petition wird u.a. von
amnesty international und Uber
3000 Burgerlnnen unterstitzt.

Der PetitionsausschuB3 hat seiner
heutigen Sitzung festgestellt, daB
das BAFI ,allzu leichtfertig mit
dem Schicksal, der kérperlichen
Unversehrtheit und dem Leben
eines Menschen" umgegangen
ist.

Der AusschuB stellt fest, daf3 die
ablehnende Entscheidung des
BAFI Uber die Asylerstantrage der
Petenten zu beanstanden ist. Zu
den Fluchtgriinden des Petenten
- er wurde 10 Tage inhaftiert, ge-
foltert und zwei seiner Cousins
wurden ermordet - fihrt das BA-
FlI lediglich aus: ,,Bei den von den
Antragstellern geschilderten
MaBnahmen hat es sich um Er-
mittlungen der tirkischen Polizei-
behorde im weitesten Sinne ge-
handelt". Auch in anderen we-
sentlichen Punkten hat es das
BAFI versdumt, die Fluchtursa-
chen grindlich zu prifen. Durch
ein Urteil des Verwaltungsgerich-
tes Hannover wurde der Asylerst-
bescheid des BFAI dennoch als
rechtmaBig bestatigt, so daB das
Asylerstverfahren endgultig abge-
schlossen ist.

Der PetitionsausschuB3 hat die Pe-
tition heute trotzdem einstimmig
an das Bundesinnenministerium

mit der Aufforderung zur Erwa-
gung Uberweisen, das Asylverfah-
ren wegen der offensichtlichen
Verfahrensméngel zu wiederho-
len und die Fluchtgriinde der Pe-
tenten dabei ernsthaft zu prifen.
Dies ist nicht zuletzt aufgrund
des Einsatzes von Abgeordneten
aller Fraktionen aus dem Wahl-
kreis der Petenten zustande ge-
kommen. Wir sind sehr froh, daB
es zu diesem Votum des Aus-
schusses gekommen ist.

Wir erwarten deshalb von Inen-
minister Manfred Kanther, daB3 er
fur eine Wiederholung des Erst-
verfahrens Sorge tragt, damit ei-
ne grindliche Prifung der Flucht-
grinde erméglicht wird, die nach
unserer Auffassung nur zu einem
Aufenthaltsrecht fur die Petenten
fuhren kann. Den Innenminister
von Niedersachsen fordern wir
auf, von der Bereits angedrohten
Abschiebung Abstand zu neh-

men. .

Monate hat die junge
2 7 Kurdin Aynur Sincar im

Géttinger Kirchenasyl
verbracht. Wéhrend ihrer Zeit in
der Illegalitét, allein auf die Helfer
in den Kirchengemeinden ange-
wiesen, hat sie zundchst ein totes
und jetzt ein gesundes Kind zur
Welt gebracht. Jetzt hat sie eben-
so wie lhr Mann Mehmet eine
unbegrenzte Aufenthaltserlaubnis
erhalten.
.Das Kirchenasyl hat ihr wahr-
scheinlich das Leben gerettet",
meint Ausldnderpfarrer Peter
Lahmann. Das bisher léngste
Gottinger Kirchenasyl sei erfolg-
reich gewesen, da es von fast al-
len Gemeinden des Kirchenkrei-
ses Unterstltzung gegeben habe.
1995 war die jetzt 32jdhrige
Aynur Sincar aus ihrem Heimat-
dorf Ikipinar im Sudosten der
Tarkei nach Deutschland geflo-
hen. Ihr Antrag auf Anerkennung
als politisch Verfolgte wurde ab-
gelehnt, der Abschiebungstermin
auf den 23.November 1995 fest-
gelegt.
Aynur Sincar tauchte unter und
wurde Anfang vergangenen Jah-
res in den Schutz der Gottinger
Kirchengemeinden aufgenom-
men. Von ihrem Lebensgefahrten
Mehmet Sincar, den sie nach isla-
mischem Recht geheiratet hatte,
erwartete sie ein Kind. Die Trau-
ung in Deutschland war jedoch
nicht méglich, da Aynur keine
gultigen Papiere mehr besall.

Mit Nurhats Geburt endete die llegalitat:

Kurdin lebte fast
zZwei Jahre lang im
Schutz der Gemeinden

.Ohne den Einsatz vieler Helfer
hétten wir niemanden so lange
unterbringen kénnen", sagt Lah-
mann. Das erste Kind der ,lllega-
len" wurde im Krankenhaus ent-
bunden, kam jedoch tot zur
Welt.

Die Helfer des Arbeitskreises
.Flucht und Asyl" schépften neue
Hoffnung, als im Mai dieses Jah-
res Mehmed Sincar eine Aufent-
haltserlaubnis erhielt. So konnten
sie einen Folgeantrag fur Aynur
Sincar stellen: Im September er-
hielt sie aufgrund der bevorste-
henden Geburt eine befristete
Duldung, so dal3 im Oktober die
standesamtliche Trauung nur
Mehmed in Munden méglich
war. Am 11. Oktober wurde
Sohn Nurhat (,Lichtbringer") in
Géttingen geboren. Ende Okto-
ber schlieBlich erhielt Aynur das
sogenannte ,kleine Asyl": Eine
unbefristete Aufenthaltserlaubnis
in Deutschland, da sie bei ihrer
Rlckkehr in die Tirkei Verfol-
gung ausgesetzt sei.

Quelle: Gottinger Tageblatt vom 12.11.97
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Kirchenasyl geraumt:

Ist der Polizei nichts

mehr heilig?

Interview mit Hildegard Grosse

ie Polizei hat in der ver-
Dgangenen Woche ein Kir-

chenasyl in einem Benedik-
tinerinnen-Koster bei Dinklage
gestiirmt und einen Familienvater
in Abschiebehaft genommen. Was
bedeutet die Verhaftung des
Ukrainers fiir die weiteren Kir-
chenasylfille in Niedersachsen?
Angst. Genau das hat sie aus-
geldst. Angst und Unsicherheit
deshalb, weil der Innenminister
verlauten lieB, nur Andachtsrau-
me seien vor dem Polizeizugriff
geschltzt. Wir miussen deshalb
die R&umung anderer Kirchenasy-
le mit der gleichen Begriindung
befurchten. Flichtlinge im Kir-
chenasyl halten sich nun aber
einmal vor allem in Wohnungen
oder anderen Rdumen der Ge-
meidehduser auf und nicht in An-
dachtsrdumen. Wir wissen aller-
dings nicht, was das Innenmini-
sterium nun weiter vorhat.

Die Bezirksregierung Hannover
sagte gegeniiber der Hannover-
schen Allgemeinen Zeitung, sie
sei sich nicht dariiber im klaren
gewesen, daB man in ein Kirchen-
asyl eindrang.

Das halte ich fur eine Falschaus-
sage. Daf3 es sich dabei nur um
eine Scheune auf Kirchengrund
handelte, halte ich fur einen Vor-
wand, denn bisher ist das immer
respektiert worden. Und die Non-
nen hatten immerhin das Kir-
chenasyl bei den Behdrden aus-
dricklich angekindigt.

* Hildegard Grosse ist Sprecherin des AG Asyl in der Kirche
das Interview wurde gefiihrt von Bettina Stang.

Es erschien am 24.7.97 in “junge Welt”

Welche Reaktionen gab es von
Seiten der Kirchenleitung?
Meines Wissens nach keine.Hier
ist die katholische Kirche zustan-
dig, aber Bischoff Voss aus Min-
ster ist zur Zeit in Urlaub, und so
gab es keine Stellungnahme.

Und Ihre Arbeitsgemeinschaft?
Wie hat sie reagiert?

Wir haben sofort alle Hebel in
Bewegung gesetzt. Ich habe die
anderen Gemeinden informiert
und zusammen mit dem Nieder-
sachsischen Flichtlingsrat in Hil-
desheim eine Pressemitteilung
formuliert. Der 1. Vorsitzende der
Bundesarbeitsgemeinschaft, Wolf
Dieter Just, hat einen Protestbrief
an Ministerprasident Schroder
geschrieben. Ich denke, die groBe
offentliche Resonanz hat das In-
nenministerium und die Bezirks-
regierung daran gehindert, ihre
Plane wie vorgesehen durchzu-
ziehen. SchlieBlich sollte die fami-
lie schon am montag abgescho-
ben werden. Heute sind die Ab-

Kirche und Kirchenasyl

tissin und einige Schwestern des
Klosters im Innenministerium, um
Uber die geplante Weiterwande-
rung nach Kanada zu sprechen.
zwei kirchengemeinden dort ha-
ben ihre Zusage gegeben, die Fa-
milie aufzunehmen.

Welchen Stellenwert genieBt
“Asyl in der Kirche” in den Kir-
chen selbst?

Das muBte man die Kirchenmit-
glieder selbst fragen. Ich sehe
uns als einen sehr wichtigen Teil
der Kirche. Wir sind es Uberwie-
gend, die das Thema Fllchtlinge
und Migranten in die Kirchen
bringen. Deshalb sind wir ein un-
geheuer wichtiger Teil der volks-
kirche, die ja sonst eher an Reso-
nanz in der Bevélkerung verliert.
Was wir tun, fuhrt zurlck zu den
Waurzeln der Kirche. Was die offi-
zielle Kirchenfiihrung angeht, so
winschte ich mir, daB3 sie dem
verbalen. Eintreten fur Flichtlinge
und Fremde auch Taten folgen

lieBe. u

Thema Kichenasyl

in der nds. Auslanderkomission am 2.6.97:

... weil das Ministerium damit anerkennen wiirde,
daB es ein Kirchenasyl, d.h. eine Schutzmdglichkeit gegen
auslanderbehdrdliche VollzugsmaBnahmen, gibt.

Auf die Frage der Vorsitzen-
den der nds. Auslinderkom-
mission an den Vertreter des
Innenministeriums, welche
kirchlichen Raume als Orte
fiir die Gewahrung von Kir-
chenasyl zu respektieren sei-
en, antwortete dieser:

Ich bitte um Verstandnis
dafdr, daB ich nicht genau
definieren kann, was ein
kirchlicher Raum im Sinne
der Fragestellung der Vorsit-
zenden ist, in dem sogenann-
tes Kirchenasyl gewéhrt wer-
den kann, weil das Ministeri-
um damit anerkennen wiir-
de, daB3 es ein Kirchenasyl,
d.h. eine Schutzméglichkeit
gegen auslanderbehordliche

VollzugsmaBnahmen, gibt.
Von seiten der Landesregie-
rung ist aber bereits erklart
worden, daB polizeiliche Voll-
zugsmalBnahmen gegen Per-
sonen, die sich in kirchlichen
Rdumen und in kirchlichen
Gebéuden aufhalten, nicht er-
folgen, weil dies unverhaltnis-
méBig ware. Polizeiliche Voll-
zugsmalBnahmen werden
dann nachgeholt, wenn die
betreffenden Personen die
kirchlichen Rédume bzw. die
kirchlichen Gebadude verlas-
sen. Das ist die Auskunft, die
ich geben kann, und das ent-
spricht auch der Auffassung
der Landesregierung, an der
sich im Gbrigen nichts gean-
dert hat."
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Wir dokumentieren das folgendg
Schreiben des Nds. Innenmini-
steriums, mit der Empfehlung,
es laut zu lesen, - alleine oder
vor Publikum.

Die obrigkeitsstaatliche Schreib
halt in ihrer vollkommenen
Ubereinstimmung von Form ung
Inhalt jedem Vergleich mit dem
vergangenem miefigen DDR-
Behoérdenjargon stand.

Oder waren es die 60-er Jahre
im Westen?

Jedenfalls die bekannte Sprach
hemmungsloser Biirokraten, die
regieren durfen. Red.
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Kirchen des Landes Einver-

nehmen dartber, daf3 es das
Rechtsinstitut des Kirchenasyls im
Sinnes eines gegenlber dem
staatlichen Asylrecht autonomen
kirchlichen Asylrechts nicht gibt.
Die Kirchen sind nicht befugt,
Asyl zu gewahren. Dies ist allein
Sache des Staates, der allein die
Kompetenz besitzt festzustellen,
wer politisch verfolgt ist und wel-
che MaBnahmen nach Ableh-
nung eines Asylantrags gegen
den Asylbewerber zu ergriffen
sind. Diese Fragen kdnnen in ei-
nem Rechtsstaat nicht durch ein-
zelne Pfarrer oder Mitglieder ei-
ner Kirchengemeinde rechtsver-
bindlich entschieden werden,
sondern nur durch die dafir zu-
stdndigen staatlichen Organe, die
allein auch nur den hierfir not-
wendigen Sachverstand besitzen.

E s besteht mit den groB3en

Wird ein Asylantrag in diesem
rechtsstaatlich geordneten Ver-
fahren abgelehnt, ist der Betref-
fende zwingend verpflichtet,
Deutschland wieder zu verlassen
und in sein Heimatland oder in
einen anderen Staat auszureisen.
Tut er dies nicht freiwillig, muB
dies von der zustdndigen Auslan-
derbehérde durchgesetzt wer-
den, d.h. die Menschen werden
in Obhut genommen und auBer
Landes gebracht.

Wenn Pfarrer oder Gemeindeglie-
der einen Auslander, dessen Asyl-
antrag abgelehnt worden ist und
dessen Abschiebung das Gesetz

vorschreibt, dem staatlichen Zu-
griff entziehen, so hat dies fol-
gende rechtlichen Konsequenzen:

Es handelt sich um eine strafbare
Handlung. Der Auslander macht
sich strafbar, weil er sich ohne
Aufenthaltsgenehmigung und
ohne Duldung im Bundesgebiet
aufhalt (§ 92 Abs. 1 Nr.1 AuslG).
Durch die Aufnahme in den Kir-
chenrdumen wird zu dieser
Straftat Beihilfe geleistet.(§ 27
StGb). Nach dem Legalitatsprin-
zip sind die Strafverfolgungs-
behorden verpflichtet, diese
Straftaten zu verfolgen.

Eine weitere Konsequenz des
.Kirchenasyls" besteht darin, dal3
der betroffene. Auslander von
den 6ffentlichen Stellen keine Lei-
stungen nach dem Bundessozial-
hilfegesetz oder dem Asylbewer-
berleistungsgesetz mehr erhalt.

Was die Durchsetzung der Aus-
reisepflicht besteht, ist der staatli-
che Zugriff in kirchlichen Rdumen
prinzipiell jederzeit méglich nach
denselben Rechtsregeln, wie an
jedem anderen Ort. Kirchliche
Raume sind nicht extemtorial und
nicht von der staatlichen Rechts-
ordnung ausgenommen.

In der Praxis der niedersachsi-
schen Ausldnder- und Polizei-
behoérden wurde allerdings bisher
davon abgesehen, aus AnlaB3 ei-
ner Abschiebung in kirchliche
Raume gegen den Willen des In-
habers des Hausrecht einzudrin-
gen. Dies bedeutet nicht, daB das
.Kirchenasyl" vom Staat in ir-
gendeiner Form als ,Rechtsinsti-
tut" anerkannt oder ihm auch nur
eine gewisse Legitimation zuge-
standen wird. Die staatlichen
Stellen verzichten vielmehr (ein-
seitig) darauf, ZwangsmaBnah-
men, die sich bei einer Abschie-
bung der Natur der Sache nach
gegen Menschen richten mussen,
in kirchlichen Raumen durchzu-
fihren. Sie lassen sich hierbei lei-
ten von dem Respekt und der
Rucksichtnahme auf den beson-
deren Charakter des kirchlichen
Raumes als einem , heiligen Ort".
Diesem Gesichtspunkt rdumen sie
im Rahmen einer Glterabwa-
gung vorlbergehend Vorrang ein
gegenuber dem Rechtsgut der
Aufrechterhaltung der Funktions-

“Diese Fragen kdnnen

in einem Rechtsstaat nicht

durch einzelne Pfarrer oder Mitglieder einer
Kirchengemeinde

rechtsverbindlich entschieden werden,
sondern nur durch die

dafiir zustandigen staatlichen Organe,

die allein auch nur den hierfiir notwendigen
Sachverstand besitzen.”

Hochachtungsvoll
Im Auftrage*

fahigkeit der staatlichen Rechts-
ordnung als Ausdruck des demo-
kratischen Mehrheitsprinzips.

Welche Rdume in diesem Sinne
»geschitzt" sind, kann nicht ab-
strakt festgelegt werden. Keine
Rolle spielt jedenfalls die Frage,
ob die praktische Durchfuhrung
des ,Kirchenasyls" in irgendeiner
Weise erschwert oder erleichtert
wird. Wie zu verfahren ist, muB3
jeweils im konkreten Fall im Lich-
te der oben dargestellten
Grundsatze entschieden werden.
AusschlieBen kann man jedenfalls
normale Wohnungen, Wohnhei-
me oder Obdachlosenunterkinf-
te, also Raumlichkeiten, die auf-
grund ihrer Zweckbestimmung
nichts mit dem kirchlichen Auf-
trag im engeren Sinne zu tun ha-
ben. Dabei spielt es keine Rolle,
wer Eigentlimer oder Mieter des
Objekts ist oder auf welchem
Geldnde es sich befindet.

* Nds. Innenministerium in einem Schreiben von 08.1997
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Kirche und Kirchenasyl

“Wie Sie sehen, stellt sich hier auch eine grundsitzliche theologische Frage,
deren Beantwortung nicht staatlichen Stellen iiberlassen bleiben darf.”

OAkumenische Bundesarbeitsgemeinschaft

An die

Deutsche Bischofskonferenz

Mitglieder des Rates der EKD

und Leitungen der Evangelischen Landeskirchen

1. Oktober 1997
Sehr geehrte Damen und Herren,

mit diesem Schreiben erhalten Sie die Resolution von Teilnehmerinnen und Teilnehmern einer Ta-
gung zum ,Okumenischen Jahr der Solidaritat der Kirchen mit den entwurzelten Menschen
1997" (19. -21. September 1997 Evangelische Akademie Iserlohn).

Die Teilnehmenden standen stark unter dem Eindruck des Kirchenasyls in Uchte (Niedersachsen),
das am 19.09*. mit erschreckender Riicksichtslosigkeit beendet wurde.

Es ist nach Nottuln (Westfalen), Saarbriicken und Dinglage (Niedersachsen) das vierte Kirchenasyl
in diesem Jahr, das gewaltsam gerdumt wurde.

In allen diesen Fallen wurde staatlicherseits argumentiert, dal3 es sich gar nicht um , Kirchenasyl'
gehandelt habe, weil die Unterbringung nicht in sakralen Radumen erfolgt ist. Man werde aus
Grinden der VerhaltnismaBigkeit aber weiterhin davon absehen, Kirchenasyl in sakralen Raumen
gewaltsam zu beenden.

Hier erhebt sich die Frage, wer definiert, was Kirchenasyl ist.

Darf dies dem Staat tberlassen bleiben?

Unserer Meinung nach werden Fliichtlinge nicht durch ,heilige" Raume geschiitzt, sondern
durch die Gemeinde, die Menschen, die sich schiitzend vor die betreffenden Fliichtlinge stellen.
In all den erwahnten Fallen hat es Beschlisse der Leitungsorgane dieser Kirchengemeinden ge-
geben, Kirchenasyl zu gewahren. Unserer Meinung nach ist es dies, was zahlen muB.

Wie Sie sehen, stellt sich hier auch eine grundsétzliche theologische Frage, deren Beantwortung
nicht staatlichen Stellen tberlassen bleiben darf.

In dem , Gemeinsamen Wort der Kirchen zu den Herausforderungen durch Migration und
Flucht' heiBt es:

,Kirchengemeinden, die sich fur die Verwirklichung dieser Menschen- und Grundrechte einset-
zen, stellen daher nicht den Rechtsstaat in Frage, sondern leisten einen Beitrag zum Erhalt des
Rechtsfriedens und der Grundwerte unserer Gesellschaft. Sie verdienen fur die ihr Eintreten fur
ethische Prinzipien, die zu den Grundlagen unseres Glaubens gehéren, grundsatzlich Unterstat-
zung und Anerkennung."

Wir bitten Sie, in der gegenwartig schwierigen Situation diese Zusage einzuldsen.

Wir erleben gegenwidrtig von staatlicher Seite den gezielten Versuch, ,Kirchenasyl' praktisch un-
maoglich zu machen und die Kirchenasylbewegung zu entmutigen. Helfen Sie im Interesse der
christlichen Beistandspflicht, diese letzte Moglichkeit fur bedrangte Menschen, Zuflucht zu fin-
den, zu erhalten.

Mit freundlichen Gruf3

Dr. Wolf-Dieter Just
- Vorsitzender -
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Der Fall Demir vermittelt wie we-
nige andere das Elend der Lan-
despolitik, - und nicht nur der
Landespolitik.

Das gewaltsame Aufbrechen des
Kirchenasyls far die Familie Demir
aus Uchte und die Informationen
Uber Festnahme, Verhér und Fol-
ter Herrn Demirs beschéftigte
auch den parlamentarischen Sek-
tor mit einer Diskussion Uber Kir-
chenasyl.

Wir dokumentieren:

- den EntschlieBungsantrag der
Fraktion Biindnis90/Die Griinen

- den Bericht von Frau Williams

- und den Debattentext im Nds.
Landtag

ungekurzt. Den Bericht eines wei-
teren kirchlichen Fliichtlingssozi-
alarbeiters lassen wir hier aus; es
genlgt, dal3 der Innenminister
ihn offentlich zitiert.

Preisfrage Ubrigens:
Welcher der Landtagsredner ist
selbst gelernter Pastor?

Ein wichtiger - und keineswegs
geliebter - Teil der Arbeit des
Flichtlingsrats ist die “antagoni-
stische Zusammenarbeit” mit Re-
gierungs- und Parteien-Vertrete-
rinnen. Natdrlich funktioniert der
Landtag wie ein Standesamt: die
eigentlichen Entscheidungen wer-
den von anderen Leuten anders-
wo getroffen,; dennoch ist unser
Handlungsspielraum sehr abhén-
gig von den Méglichkeiten und
Ergebnissen dieser Arbeit. Der
Debatten-Text vermittelt zumin-
dest einen Eindruck von den
Schwierigkeiten, die offizielle Par-
teien-Politik von innen heraus zu
verunsichern.

Und die Bedeutung des Kirchen-
asyls hat zumindest der Innenmi-
nister klar erkannt.

Damit der Eindruck beim Lesen
nicht allzu parteilich wird: Die al-
les entscheidende Frage, warum
es versdumt oder vermieden wur-
de, einen stichfesten Beweis fir
die Folter beizubringen, kénnen
nur die Beteiligten selbst beant-
worten... Red.

Antrag

Fraktion Biindnis 90/DIE GRUNEN

Betr:  Schutz des Kirchenasyls

EntschlieBung

er Niedersachsische Land-
Dtag verurteilt die Verlet-

zung eines Kirchenasyls in
Uchte, Landkreis Nienburg, die
Abschiebung einer kurdischen Fa-
milie, die neun Jahre in Nieder-
sachsen lebte, in die Tlrkei und
die menschenverachtende Be-
handlung dieser Familie durch
niedersachsische Behordenvertre-
ter und Polizeibeamte.

Er fordert die Landesregierung
auf:

1. Das Kirchenasyl in allen Fallen

in Niedersachsen zu respektieren.

2. Es den Kirchengemeinden zu
Uberlassen, in welchem Rahmen
sie diesen Schutz gewahren.

Begriindung:

Am 19. September 1997 wurde
mit Billigung des Niedersachsi-
schen Innenministeriums in Uchte
im Landkreis Nienburg gewalt-
sam ein Kirchenasyl beendet und
eine achtkodpfige kurdische Fami-
lie in die Tlrkei abgeschoben. Die
Kirchengemeinde hatte den El-
tern dieser Familie Schutz ge-
wahrt, weil ihrer Meinung nach
die asylrechtlichen Aspekte nicht
ausreichend gewirdigt worden
sind. Obwohl drei Familienan-
gehorige innerhalb eines Jahres
von tlrkischen Sicherheitskraften
ermordet und ein Bruder des Va-
ters aus politischen Grinden zu
36 Jahren Haft verurteilt wurden,
wurde die Familie nicht als asyl-
berechtigt anerkannt. Der Fami-
lie, die mehr als neun Jahre in
Deutschland lebte, wurde wegen

Debatte im Nds. Landtag:

Kirchenasyl

in Niedersachsen

Der Fall Demir

fehlendem eigenen Einkommen
kein Bleiberecht im Rahmen der
Hartefallregelung zugesprochen.

Die Umstande, wie die Abschie-
bung vollzogen wurde, sind er-
schreckend. Nach Berichten des
Evangelischen Pressedienstes off-
neten morgens um 6.20 Uhr
mehrere Polizeibeamte gewalt-
sam die EingangstUr des kirchli-
chen Gebéaudes, in dem ein Kin-
dergarten und eine Mitarbeiter-
wohnung untergebracht sind,
und brachen anschlieBend die
Wohnungstur auf.

Wahrend die Ehefrau zusammen-
brach und ins Krankenhaus ein-
geliefert werden muBte, flichtete
der Mann aufs Dach, um sich
hinunterzustlrzen. Als die Feuer-
wehr versuchte, ihn mit einer Lei-
ter vom Dach zu holen, ziindete
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er sich in Panik sein Hemd an.
Daraufhin setzte die Feuerwehr
ihre Schlauche ein.

Kurz darauf transportierte man
ihn gemeinsam mit der fir reise-
fahig erklarten Ehefrau und den
sechs Kindern, die aus der Woh-
nung der Familie geholt worden
waren, in zwei Polizeibussen
nach Frankfurt. Nach Angaben
der Familie wurden die Eltern auf
dem gesamten Weg mit Hand-
schellen gefesselt und ohne
Schuhe transportiert. Sowohl der
Gang zur Toilette wurden ihnen
verweigert wie auch Wasser. Auf
das Weinen der Mutter und der
Kinder reagierte ein Beamter mit
dem Satz: ,,Ich kann euch auch
ein deutsches Volkslied singen'".

Die Familie wurde gegen 20.00

Uhr ins Flugzeug gesetzt und er-
reichte Uber einen Transitflugha-
fen gegen 2.00 Uhr Istanbul. Die
beiden Beamten, die sie auf dem
Transport begleiteten, weigerten
sich, mit ihnen zu reden und un-
terhielten sich ausschlieBlich auf
Englisch. In Istanbul angekom-

men, wurden sie verhaftet und
von der Flughafenpolizei zu einer
anderen Station transportiert.
Wahrend nach einigen Stunden
die Kinder freigelassen wurden,
blieben die Eltern bis zu 48 Stun-
den in Gewahrsam und wurden
erst nach Zahlung einer gréBeren
Geldsumme freigelassen.

Getrennt von einander sind sie
untergetaucht. Im Fall der Ver-
haftung droht dem Vater
Schlimmstes. Die Kinder, die kur-
disch und deutsch, aber kein tir-
kisch sprechen, haben keine
Chance, die Schule zu besuchen.
Eine Ruckkehr an den Herkunfts-
ort ist nicht méglich, weil die Ge-
fahr der Verhaftung dort noch
groBer ist als in der 20-Millionen-
Stadt Istanbul.

Weil die Gefahrdungssituation im
Vorfeld bekannt war, hatte sich
Ende Juli die Kirchengemeinde in
Uchte entschlossen, der Familie
Asyl zugewahren. Trotz mehrerer
Gesprache mit Vertretern des Un-
terstltzerkreises aus Uchte ent-
schloB3 sich das Innenministerium

Kirche und Kirchenasyl

nach einer negativen Gerichtsent-
scheidung, den Aufenthalt in der
Gemeinde nicht langer zu dul-
den. Mit Vermerk vom
16.09.1997 wurde dies am
18.09.1997 der Landeskirche
mitgeteilt. Die Information an die
Gemeinde auf dem Dienstweg er-
reichte diese erst nach der Ab-
schiebung.

Einer einschréankenden Interpreta-
tion des Innenministeriums zufol-
ge, handelte es sich in Uchte um
kein ,,Kirchenasyl", denn nur sol-
che Rdume seien vor dem Ein-
greifen von Polizeieinheiten ge-
schitzt, die ,,seelsorgerischen
Zwecken" dienten. Nicht berlck-
sichtigt wird hierbei, daB3 eine
Kirchengemeinde eine Schutz-
funktion Ubernimmt und kirche-
neigene Raume zur Verfiigung
stellt.

Diese Interpretation ist eine

eindeutige MiBachtung des
Kirchenasyls.

Fraktionsvorsitzende

Bericht

Aufenthalt in der Tiirkei

nach der Abschiebung der Familie Habib Demir
aus Uchte (LK Nienburg) am 19.9.1997

Angelica Williams*

m 23.09.1997 begab ich

mich zusammen mit der
Landtagsabgeordneten Frau H.
Lippmann-Kasten (Blndnis 90/Die
Griinen und Vorsitzende der Or-
ganisation PRISON WATCH) nach
Istanbul. Der Bruder, Herr Sabri
Demir, sowie andere Familienmit-
glieder waren in grofBer Sorge um
das Wohlergehen der abgescho-
benen Familie. Da bei der Ab-

schiebung der Familie nicht er-
méaglicht wurde, Kleidung und
Hausrat mitzunehmen, (bernahm
ich die Familienangehdrigen das
Notwendigste lhnen zu Uberbrin-
gen.

Am 24. 09. 97 hatte ich Gele-
genheit, mit dem Vorsitzenden
Herrn Ercan Kanan im Blro des
IHD (Turkischer Menschenrechts-
verein) zu sprechen und ich er-
fuhr, daBB man Gber die Abschie-
bung der Familie im Vorfeld aus
Deutschland informiert wurde.
Uber den Verbleib der Familie
war dem IHD nichts bekannt. Im
Falle des Auffindens der Familie
wurde ich gebeten, Herrn Demir
mitzuteilen, baldméglichst Kon-
takt mit dem Blro aufzunehmen,
um seine Riickkehr in die Ttrkei
dokumentieren zu kénnen. Der
IHD konnte mir lediglich sagen,
daB3 ihm auf Nachfrage bei der
Flughafenpolizei die Auskunft er-
teilt wurde, Familie Demir sei
nicht in Polizeigewahrsam. Sei-
tens des IHD besteht keine Még-

Am Donnerstag dem 25. 09. 97
fahrte ich ein Gesprdch im Gene-
ralkonsulat der BRD mit Herrn Dr.
Stell. Der Generalkonsul erklérte
zu Familie Demir, daB3 laut Aus-
kunft der Flughafenpolizei die Fa-
milie am 20. 09. 97 in der Tirkei
eingetroffen und frei sei. Meine
Nachfrage, ob diese Aussage
Uberprdfbar sei, verneinte er.

Am 25. 09. 97 traf ich Herrn Ha-
bib Demir, nachdem er telefo-
nisch Kontakt mit mir aufgenom-
men hatte. Er hatte von seinem
Bruder aus Deutschland erfahren,
daB ich mich in Istanbul aufhalte.
Per Telefonkontakt wurde ich in
ein heruntergekommenes Stadt-
viertel von Istanbul gelotst. Dort
traf ich in einer 3-Zimmer Woh-
nung Frau Hazar Demir und dlie
sechs Kinder, die dort, getrennt
von ihren Ehemann und Vater,
zu-sammen bei einer anderen
GroBfamilie, versteckt leben. Die
Kinder erzdhlen mir, daB sie
groBe Angst haben aus der Woh-
nung zu gehen, weil sie kein tdr-

kisch sprechen. Frau Demir und
die Kinder mussen aus Sicher-

* Diakonisches Werk - Kirchenkreis Verden lichkeit dies zu Uberprdifen.
Bericht vom 01. 10. 1997
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heitsgriinden standig ihren Auf-
enthaltsort wechseln.

Nach meinem Eintreffen bei Frau
Demir und den Kinder muBte ich
ca.20 Minuten warten, bis Herr
Habib Demir erschien. Aus Si-
cherheitsgriinden lebt er von
Frau und Kindern getrennt. Herr
Demir wollte mir seinen Aufent-
haltsort nicht benennen, um
mich und sich selbst nicht zu ge-
fahrden. Er war physisch und
psychisch in sehr schlechter Ver-
fassung.

Die Abldufe von Samstag, dem
20. 09. 1997, berichtete die Fa-
milie wie folgt:

sie sei nach Ankunft auf den
Flughafen von Istanbul in Polizei-
gewahrsam genommen worden.
Die Kinder seien nach ca. 2 Stun-
den einem fernen Verwandten
Ubergeben worden, der sich auf
dem Flughafensgeldnde authielt.
Frau Demir sei bis Sonntag vor-
mittag getrennt von ihrem Mann
von der Polizei festgehalten und
verhoért worden. Sie war nicht in
der psychischen Verfassung tber
die Abléufe im Detail zu spre-
chen.

Herrn Habib Demir berichtete
mir, er sei mit verbundenen Au-
gen von der Polizeistation des
Flughafens in eine andere Polizei-
station gebracht worden. Herr
Demir erzéhlte Gber seine Fest-
nahme, er sei einem intensiven
Verhér bzgl. seines 9jéhriges Auf-
enthalt in der BRD unterzogen
worden. Wéhrend des Verhdrs sei
er gedemdiitig und geschlagen
worden. Man habe ihn an den
FuBgelenken aufgehdngt und er
erhielte Stockschldge auf seine
FuBBsohlen. Blutig verkrustete
Spuren an den Fesseln waren
sichtbar. Auf meine Nachfrage,
welche Art von Fragen ihm ge-
stellt worden sind, erzéhlte er,
daBB man genaue Aussagen Uber
seine Kontakte und politischen
T&tigkeiten in der BRD héren
wollte. Ihm sei vorgeworfen wor-
den, aktives PKK.Mitglied zu sein
und man drohte ihm, er werde
auch nach eventueller Freilassung
nicht aus den Augen ge-lassen,
um seine terroristischen Kontakte
zu ermitteln.

Am 22. 09. 97 berichtete Herr

Demir mir, er sei durch Freikauf
eines Mittelmannes (Héhe der
Zahlung konnte er nicht nennen)
am Montag vormittag aus dem
Polizeigewahrsam entlassen wor-
den. Eine Rickkehr in seine Hei-
matstadt Nusaybin sei aufgrund
des Ausnahmezustandes, der neu
entfachten militdrischen Kémpfe
sowie der Verhaftungsgefahr
durch die Anti-Terror-Einheit und
das Militar lebensgeféhrlich.

In unserem Gespréach versuchte
ich Herrn Demir von der Notwen-
digkeit zu Uberzeugen, unverzig-
lich Kontakt mit dem IHD (turki-
scher Menschenrechtsverein) und
zu einem Arzt aufzunehmen. Die
Angst, das Versteck zu verlassen

und sich damit der Gefahr einer
erneuten Verhaftung auszuset-
zen, lIdhmten ihn jedoch so sehr,
daB er diesem Vorschlag nicht
zugénglich erschien.

Die schlechte Perspektive einer
weiteren Schulbildung fir die
Kinder ist aufgrund nicht vorhan-
dener tdrkischer Sprachkenntnis-
se vorgezeichnet. Die Lebensum-
stdnde des Familienvaters werden
zu keiner auch nur annédhernd fa-
miliengerechten Entwicklung
fahren kénnen.

Sémtliche, oben erwéhnten Ge-
sprdche wurden zusammen mit
der Landtagsabgeordneten Frau
Lippmann-Kasten gefihrt.

Tagesordnungspunkt 26:

Erste Beratung: Schutz des Kirchenasyls

Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen - Drs 13/3305

Das Wort hat Frau Lippmann-Kasten.

Frau Lippmann-Kasten (GRUNE):
Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Der vorliegende An-
trag auf Schutz des Kirchenasyls
enthalt eine Forderung, die ei-
gentlich eine Selbstverstandlich-
keit sein sollte: das jahrtausende
alte ungeschriebene Gesetz auf
den Schutz des Kirchenasyls.
Doch dafB3 dieses Recht und dieser
Schutz am Ende des 20. Jahrhun-
derts keine Selbstverstandlichkeit
mehr sind, haben wir hier in den
vergangenen Monaten schon
mehrfach erortert.

Meine Fraktion hat sich trotz al-
lem nunmehr entschlossen, einen
eigenstandigen Antrag hierzu
einzubringen, weil trotz aller bis-
herigen Ankiindigungen des In-
nenministeriums am 19. Septem-
ber ein Kirchenasyl im Landkreis
Nienburg, in Uchte, gewaltsam
beendet wurde. Mit ausdrickli-
cher Billigung der Spitzen des
Hauses, wie mir aus dem Innen-
ministerium mitgeteilt wurde,
hatte das Innenministerium am
16. September, also drei Tage
vorher, dem Antrag des Landkrei-

ses Nienburg auf die Abschie-
bung einer kurdischen Familie
aus dem Kirchenasyl stattgege-
ben.

Meine Damen und Herren! Die
Einzelheiten der Umstdnde der
Abschiebung sind zum Teil in der
Begrliindung unseres Antrages
nachzulesen. Ich méchte das
nicht wiederholen. Nicht in dem
Antrag steht, wie Herr Demir von
der tarkischen Polizei nach seiner
Inhaftierung und wahrend seiner
Ingewahrsamnahme verhért und
gefoltert wurde und unter wel-
chen Umstanden er und seine Fa-
milie jetzt in der Tlrkei leben.
Diese Umstande kann ich lhnen
genauestens beschreiben; denn
ich habe gemeinsam mit einer
Flichtlingssozialarbeiterin des
Diakonischen Werkes vor zehn
Tagen diese Familie in der Turkei
gesucht und gefunden. In dem
Gespréch, das wir mit allen Fami-
lienmitgliedern fiihren konnten,
wurde uns insbesondere von den
Kindern eindringlich beschrieben,
wie sie und ihre Eltern wahrend
der Abschiebung behandelt wur-
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den. Dies finden Sie in der Be-
grindung zu dem Entschlie-
Bungsantrag. Nach mehrfachem
Bitten, nach unserem Drangen
erzahlte uns dann auch Herr De-
mir, wie er wahrend des Polizei-
gewahrsams zwei Tage und
Nachte lang von der Polizei fest-
gehalten wurde, wie man ihn an
den FlBen aufgehdngt hat, wie
man ihm Schlége auf die FuBBsoh-
len gegeben hat.

Wir konnten die Spuren dieser
Folter sehen. Wir konnten die
blutverkrusteten Knéchel mit ei-
genen Augen sehen. Wir konnten
die Male an den FiBen sehen,
die Schwellungen und die blauen
Flecke Uberall am Korper. Zwei
Tage und zwei Nachte lang wur-
de Herr Demir nach seiner Ab-
schiebung aus Deutschland fest-
gehalten, bis es einem Mittels-
mann gelang, ihn durch die Zah-
lung einer gréBeren Summe frei-
zukaufen.

Meine Damen und Herren, Frau
Williams und ich haben die Spu-
ren der MiBhandlungen mit eige-
nen Augen gesehen. Wir haben
die Aussage, die unter Tranen
und Zittern entstanden ist, auf
Band aufzeichnen kénnen. Wir
waren erschittert Gber die Bedin-
gungen, unter denen die Familie
lebt - versteckt, untergetaucht.
Der Vater lebt getrennt von den
sechs Kindern und der Frau, die
sich tageweise in den Wohnun-
gen von Verwandten und Freun-
den aufhalten. Sie sind ohne jede
Perspektive, jemals wieder ein
normales Leben, ein legales Le-
ben in der Turkei fuhren zu kon-
nen, ohne Perspektive, daB die
Kinder die Schule besuchen kén-
nen; denn dazu ist ein offizieller
legaler Aufenthaltsstatus erfor-
derlich. Sie sind in der standigen
Angst, verhaftet zu werden, und,
wie man Herrn Demir bei seiner
Entlassung aus der Haft ange-
droht hat, wenn man ihn das
nachste Mal erwischen wiirde,
getotet zu werden.

Meine Damen und Herren, so-
eben wurde hier vollmundig da-
von geredet, daB von rund 6.000
abgeschobenen Kurden lediglich
bei einem dokumentiert worden
sei, daB er gefoltert worden sei.
Wir haben vor zehn Tagen spon-
tan diese spektakuldre Abschie-
bung aus dem Kirchenasyl beglei-
tet bzw. haben in diesem einen
Fall recherchiert und sind auf

Spuren von Folter gestoBen. Ich
frage mich, wie die Behauptung,
daB von 6.000 Fallen nur in ei-
nem Fall eine Menschenrechtsver-
letzung begangen worden ist,
noch aufrechterhalten werden
kann, wenn wir schon bei einem
recherchierten Fall Menschen-
rechtsverletzungen nachweisen
kénnen.

Meine Damen und Herren,
Schutz im Kirchenasyl hat die Fa-
milie Demir erhalten, weil der Kir-
chenvorstand die Auffassung ver-
trat, dal in ihrem Fall nicht alle
asylrechtlichen Aspekte ausrei-
chend gewirdigt worden seien -
Schutz aus humanitaren Grin-
den, den das Auslandergesetz
und die behordliche Praxis nur in
duBerst seltenen Fallen ge-
wahren. Ich sagte anfangs, daB
die Unantastbarkeit des Kirchen-
asyls durch die Polizei ein unge-
schriebenes Gesetz sei. Wir wis-
sen auch, daB3 der Begriff Kir-
chenasyl kein Rechtsbegriff ist.
Diese Bezeichnung hat sich aber
eingeburgert.

Zwischen dem Innen- und dem
Justizministerium hat es in die-
sem Jahr einen Schriftwechsel ge-
geben bezuglich der strafrechtli-
chen Relevanz der Gewdhrung
von Kirchenasyl. Es ist festgestellt
worden, dafB3 die strafrechtliche
Relevanz im unteren Bereich des-
sen angesiedelt ist, was Uber-
haupt strafbar ist.

Anfang Juni dieses Jahres hat das
Innenministerium erneut darauf
hingewiesen, dal3 polizeiliche
VollzugsmaBnahmen gegen Per-
sonen, die sich in kirchlichen
Rdumen und in kirchlichen Ge-
bauden aufhalten, nicht erfolgen,
weil sie unverhaltnismaBig
waren, und daf3 polizeiliche Voll-
zugsmaBnahmen erst dann nach-
geholt wurden, wenn die betref-
fenden Personen die kirchlichen
R&dume bzw. die kirchlichen Ge-
baude verlieBen.

(Sehrt [CDU]: Das geschieht aus
Pietdt, Frau Lippmann-Kasten!)
Dieser Grundsatz ist in Uchte in
eklatanter Weise verletzt worden.
Die Interpretation des Innenmini-
steriums, es handele sich in Uch-
te nicht um ein Kirchenasyl, denn
nur solche Rdume seien vor dem
Eingreifen von Polizeieinheiten
geschutzt, die seelsorgerischen
Zwecken dienten, ist eine klare
Abweichung von der obenge-
nannten Position.
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(Sehrt [CDU]: Ihr miBbraucht den
Ausdruck ,,Kirchenasyl"!)

Unseres Erachtens - ich hoffe,
daf sich auch die anderen Frak-
tionen in diesem Hause dieser
Position anschlieBen werden - ist
einzig und allein wichtig, dal3 ei-
ne Kirchengemeinde eine Schutz-
funktion Ubernimmt und kirche-
neigene Raume zur Verfiigung
stellt. Nichts anderes enthélt un-
ser Antrag, und somit entspricht
er der zumindest bis zum Juni
dieses Jahres vertretenen Position
der Landesregierung. Diese bitten
wir Sie zu unterstitzen.

Sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen, angesichts dessen, was
Familie Demir sowohl bei der Ab-
schiebung hier im Lande als auch
nach ihrer Ankunft in der Turkei
passiert ist, habe ich am Montag
dieser Woche den Innenminister
gebeten, die sofortige Rlck-
fuhrung der Familie nach
Deutschland einzuleiten. Sowohl
Frau Williams vom Diakonischen
Werk als auch ich sind bereit, im
Rahmen einer eidesstattlichen
Versicherung alles das, was wir in
der Tlrkei gesehen und gehort
haben, zu bestatigen.

Ich mdchte diese Bitte jetzt noch
einmal wiederholen; denn wir
dirfen nicht tatenlos zuschauen,
wie aus Deutschland abgescho-
bene Asylbewerber in der Turkei
verhaftet und gefoltert werden.
Es reicht nicht aus, wenn das
Auswartige Amt bei einer nach-
weislichen derartigen Behandlung
im nachhinein lediglich bei der
tirkischen Regierung protestiert;
denn hierdurch werden die be-
troffenen Personen, die abge-
schoben und gefoltert werden,
nicht geschitzt.

Ich mochte Sie herzlich bitten,
unseren Antrag zu unterstltzen
und sich auch dem Appell an die
Landesregierung anzuschlieBen,
Familie Demir zurtickzuholen. Sie
und auch andere mussen vor den
WillkirmaBnahmen des turki-
schen Staatsapparates geschitzt
werden. - Danke schon.

(Beifall bei den GRUNEN)
Prisident Milde:

Das Wort hat der Abgeordnete
Biallas.

Biallas (CDU):

Herr Prasident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Frau
Kollegin, ich habe mir vorgenom-
men, zu lhrem Antrag und nicht
zu lhrer Begriindung zu spre-
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chen, zumal lhre Begriindung mit
lhrem Antrag Uberhaupt nichts
zu tun hat. Der Antrag, den Sie
gestellt haben, widerspricht gel-
tendem Recht. Wenn wir ihm zu-
stimmen wirden, dann wirde
das bedeuten, daB die grundle-
genden Prinzipien unseres demo-
kratischen Rechtsstaates ausgehe-
belt wirden. Das ist mit uns
nicht zu machen.

(Beifall bei der CDU)

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, das ist eben das Problem
bei Ihnen: Sie gaukeln den Men-
schen Rechtsspruch vor, tun so,
als wollten Sie den armen Men-
schen zum Recht verhelfen, und
begehen Rechtsbruch. Das ist Ihr
Problem bei allen Antrdgen, die
Sie heute gestellt haben.

(Beifall bei der CDU)

Lassen Sie mich ein paar
grundsatzliche Bemerkungen
zum Kirchenasyl machen. Ein so-
genanntes Kirchenasyl kann es in
einem freiheitlich demokratischen
Rechtsstaat nicht geben. Es kann
nicht akzeptiert werden.

(Frau Litfin [GRUNE]: Das gibt es
aber!)

Wirde man es anerkennen, dann
kdme das einem generellen
MifB3trauensvotum gegen die un-
abhangige Gerichtsbarkeit gleich.
(Schréder (Bad Munder) [GRUNE]
meldet sich zu einer Zwischenfra-
ge)

Prisident Milde:

Herr Kollege Biallas, gestatten Sie
eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Schroder?

Biallas (CDU):

Nein, ich habe wenig Zeit, Herr
Prasident! Ich mochte erst einmal
meine Ausfihrungen machen.
Vielleicht erlbrigt sich dann auch
die Frage.

Das deutsche Asylverfahrensrecht
braucht sich in keiner Weise zu
verstecken. Es gibt in Europa kein
liberaleres, demokratischeres Asy-
Iverfahrensrecht als bei uns. Sie
tun immer so, als waren wir ein
Unrechtsstaat.

(Beifall bei der CDU)

Dieses Verfahrensrecht sichert je-
dem Asylbewerber ein individuel-
les Asylverfahren zu, und es sieht
auBerdem vor, daB3 jede Entschei-
dung des Bundesamtes fur die
Anerkennung von Asylbewerbern
durch unabhéngige Gerichte er-
neut individuell Gberprift werden
kann. Sie wissen ganz genau,
daB das sehr haufig geschieht.

Das fuhrt aber - wie in diesem
Fall auch - dazu, daf3 manche
Verfahren dann eben unendlich
lange dauern. Das ist ein Pro-
blem, Gber das wir auch einmal
reden mussen.

(Beifall bei der CDU)

Das ist auch unbefriedigend fir
die Betroffenen. Denn bei den
Betroffenen ruft das haufig die
Erwartung hervor, daBB man
dann, wenn sich nichts bewegt,
trotz Verfahrens unendlich lange
bei uns bleiben kann. Wir mus-
sen da gegensteuern.

Verehrte liebe Kollegin, wenn
letztlich in einem Rechtsstaat ent-
schieden worden ist, dann ist die
Entscheidung des Gerichtes auch
zu respektieren. Das gilt nicht nur
fur die Betroffenen, das gilt fur
alle Birgerinnen und Burger in
unserem Staat. Es gilt auch fur
die Institutionen und damit auch
fir die Kirchen.

(Beifall bei der CDU)

Diejenigen, die dem Innenaus-
schuB angehoren, wissen auch,
daB es ein Petitionsrecht gibt.
Wir behandeln Woche flir Woche
Petitionen von Betroffenen. Sie
werden doch wohl nicht bestrei-
ten, daf3 diese Petitionen indivi-
duell Uberprift werden und das
Verfahren manchmal zusatzlich
verldngern. Ich behaupte, daf
sich das Verfahren sehen lassen
kann. Wir brauchen damit zwar
nicht anzugeben, wir missen
aber auch ganz gewif kein
schlechtes Gewissen haben. Ein
schlechtes Gewissen mifBten Sie
haben, weil Sie so tun, als sei das
nicht in Ordnung.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, digje-
nigen, die das sogenannte Kir-
chenasyl gewdhren, berufen sich
darauf, den individuellen Fall bes-
ser beurteilen zu kénnen als die
unabhéngigen Gerichte. Haufig
werden sogar weitere Griinde ge-
nannt, die zumeist im abge-
schlossenen Asylverfahren nicht
vorgetragen worden sind. Daraus
jedoch eine Kritik am geltenden
Asylverfahrensrecht ableiten zu
wollen, ist vollig abwegig. Denn
die Grinde im Asylverfahren hat
der Betroffene, der Antragsteller
vorzutragen. Man kann nicht
nach dem Verfahren kommen
und sagen: Ich habe vergessen,
die wesentlichen Griinde bei Ge-
richt vorzutragen. Das geht auch
nicht.

(Zustimmung bei der CDU)

Wer nun versucht, mittels Ge-
wahrung eines sogenannten Kir-
chenasyls einen rechtskraftig ab-
gelehnten Asylbewerber dem Zu-
griff von Justiz und Polizei zu
entziehen, der begeht Rechts-
bruch, nichts anderes.
(Zustimmung bei der CDU)

Wer sogenanntes Kirchenasyl ge-
wahrt, erfillt Straftatbestande.
Ich méchte Ihnen beispielhaft ei-
nige Straftatbestdnde aus man-
chen Fallen nennen: In § 257
StGB geht es um BegUlnstigung,
in § 258 StGB um Strafvereite-
lung und in § 113 StGB um Wi-
derstand gegen Vollstreckungs-
beamte. Das sind Straftatbestén-
de, die verfolgt werden mussen.
(Beifall bei der CDU)

Wir wirden unsere geltende
Rechtsordnung ad absurdum
fihren, wenn wir das sogenannte
Kirchenasyl akzeptieren wirden.
Taten wir es, dann wirden wir
denjenigen, die das sogenannte
Kirchenasyl gewahren wollen, die
Funktion eines Obergutachters
einrdumen, der sich aufgrund
vermeintlich von ihm behaupteter
weiterer Erkenntnisse herausneh-
men kdnnte, die Entscheidung
unabhangiger Gerichte entweder
nicht anzuerkennen oder gar
ganz auBer Kraft zu setzen. Sie
wollen mir oder dem Hohen
Hause doch wohl nicht erzahlen,
daB das in irgendeiner Weise der
rechtsstaatlichen Ordnung ent-
spricht, meine Damen und Her-
ren! Dies darf der Gesetzgeber
nicht hinnehmen. Dagegen muf3
er entschieden vorgehen.

Mit freundlicher Genehmigung
des Herrn Prasidenten mochte ich
einen Satz des friheren Oberlan-
desgerichtsprasidenten Wasser-
mann zitieren, damit Sie nicht
denken, ich stiinde mit meiner
Auffassung IThnen woméglich
ganz allein gegentber. Er
schreibt in der ,,Welt" vom 7. Juli
1997:

.Das Kirchenasyl fordert den
Rechtsstaat heraus. Denn Kir-
chengemeinden, die sich zur Kor-
rektur von Rechts- und Verfah-
rensfehlern im Anerkennungsver-
fahren berufen fuhlen, stellen
sich gegen die Verfassung, die
eben dies dem Rechtsweg vor-
behalt."

Dem ist nichts hinzuzufiigen. Ge-
nau darum geht es.

(Beifall bei der CDU)
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Ich gebe schon zu, etwas anders
mag es in einem Unrechtsstaat
sein. Darauf sind Sie ja eingegan-
gen. So gewahrte zum Beispiel
die Kirche im Mittelalter Kirchen-
asyl, um Menschen vor Willkir zu
schiitzen, wenn menschliche
Grundrechte grob miBachtet
wurden. Kirchasyl wurde seiner-
zeit individuell zum Schutz fur
Leib und Leben zugestanden.
Nur, da gab es keine geltende
Rechtsordnung wie heute bei
uns, sondern das waren zum Teil
Unrechtsstaatsverhaltnisse. Das
ist wohl etwas anderes, was nicht
auf einen Rechtsstaat Ubertragen
werden kann. Ich kann mir nicht
vorstellen, dal3 Sie inzwischen so
verrlckt geworden sind und nun
auch noch das Mittelalter mit der
heutigen Situation vergleichen
wollen. Aber bei lhnen ist man ja
vor nichts gefeit.

(Frau Lippmann-Kasten [GRUNE]:
Sie haben doch Asylbewerber
auch schon mit Maria und Josef
verglichen!?)

Nun nehme ich mal an, daB Sie
sich schon vorstellen kénnen,
daB3 wir diesen Antrag ablehnen,
insbesondere deshalb, weil auch
die ganz Uberwiegende Zahl der
Blrgerinnen und Blrger unserer
Republik vom Rechtsstaat erwar-
tet, daB das geltende Recht ein-
gehalten und umgesetzt wird.
Die Burger erwarten, daf3 rechts-
kraftig abgelehnte Asylbewerbe-
rinnen und Asylbewerber tatsach-
lich abgeschoben werden. Wir
drangen darauf, daB3 die Landes-
regierung noch mehr als bisher
daflr sorgt, daB die Abschiebun-
gen nicht immer langer hinaus-
geschoben werden; denn das
dient nicht gerade dem Rechts-
frieden in unserem Land.
(Zustimmung bei der CDU)
Damit auch das klar ist: Wir hal-
ten die Abschiebung, von der in
Ihrer Begriindung die Rede ist,
fur rechtméaBig. Ich habe auch Er-
kundigungen zu dem Wahrheits-
gehalt lhrer Schilderung einge-
holt. Ich mochte es einmal ganz
vorsichtig sagen: Ihre Schilderung
ist sehr umstritten. Wenn Sie hier
Polizeibeamte praktisch vorverur-
teilen, sie hatten in der Weise ge-
handelt, wie Sie hier geschildert
haben, dann kann ich Sie nur
warnen. Denn das ist auch eine
Art und Weise Ihrer Politik, daf3
Sie Polizeibeamte, die ihren Auf-
trag erflllen, vorweg verurteilen.

Auch das paBt nicht zu einem
Rechtsstaat. Das sollten Sie mal
lernen.

(Beifall bei der CDU - Frau Lipp-
mann-Kasten [GRUNE]: Das hat
sich niemand ausgedacht! Die
Kinder haben das erzihit! Sie
soliten das einmal genau nachle-
sen und hinterfragen!)

Ich mochte Ihnen jetzt noch et-
was sagen. Ein paar Monate ha-
ben Sie ja noch Zeit, hier etwas
zu lernen.

(Frau Lippmann-Kasten [GRUNE]:
Von lhnen bestimmt nicht!)

Der Rechtsfrieden beruht - das ist
nun mal so in einem Rechtsstaat
- auf Rechtstreue und nicht auf
Ungehorsamkeit gegenliber dem
Staat.

(Frau Harms [GRUNE]: Das, was
Sie predigen, ist christliche Nach-
stenliebe, oder was predigen Sie
immer da vorne?)

Damit Sie hier nicht immer diese
Fehleinschdtzung verbreiten kon-
nen, die VerfaBBte Kirche wolle fur
alle Kirchengemeinden Kirchen-
asyl, mochte ich mit freundlicher
Genehmigung des Herrn Prasi-
denten ein paar Abschnitte aus
einer Verfligung - - -

Prasident Milde:

Herr Biallas, Sie brauchen keine
Genehmigung von mir. Sie dur-
fen das tun.

Biallas (CDU):

Danke schon. Aber es freut
natdrlich, wenn das so ist.
Prasident Milde:

Ich wollte das grundsatzlich fest-
stellen, weil das noch eine alte
Praxis ist, die aber langst tUber-
holt ist.

Biallas (CDU):

Gut. - In einer Verfiigung an alle
Pfarramter, alle Pastoren und alle
Kirchenvorstande vom 6. Juni
1994 heift es:
.Kirchengemeinden, die abzu-
schiebende Fluchtlinge durch ei-
ne voribergehende Aufnahme in
ihren Rdumen dem staatlichen
Zugriff entziehen, kénnen sich
theologisch und juristisch nicht
auf ein anerkanntes Recht auf
Kirchenasyl berufen.
Kirchengemeinden kénnen sich
bei der Entscheidung, das soge-
nannte Kirchenasyl zu gewéhren,
zu ihrer Rechtfertigung oder Ent-
schuldigung nicht auf ein Wider-
standsrecht gegen das ihrer An-
sicht nach irrtimliche bzw. un-
rechtmaBige Verhalten des
Rechtsstaates berufen.

Kirche und Kirchenasyl

Das sogenannte Asyl in der Kir-
che darf und will also nicht
grundsatzlich und generell das
Funktionieren des Rechtsstaates
in Frage stellen, sondern fir ei-
nen konkreten Einzelfall aus Ge-
wissensgrinden nach einer fir
die konkret betroffenen Men-
schen ertrdglichen Losung suchen
und nimmt dafir bewuBt per-
sonliche Risiken in Kauf. Da die
Verantwortlichen weiterhin der
Rechtsordnung unterworfen sind,
mussen sie gegebenenfalls auch
rechtliche Sanktionen auf sich
nehmen."

Darin, verehrte Damen und Her-
ren, bekraftigt die Hannoversche
Landeskirche ausdrtcklich ihre
Rechtstreue. Auch die VerfaBte
Kirche - das entnehme ich diesem
Rundschreiben - wiinscht defini-
tiv nicht, was Sie in lhrem Antrag
fordern.

(Zustimmung bei der CDU)

Weil das so ist, ist das flr uns ein
weiterer sehr gewichtiger Grund,
lhren Antrag abzulehnen. Ich bin
auch sicher, er wird abgelehnt. -
Danke schon.

(Beifall bei der CDU)

Prisident Milde:

Das Wort hat der Herr Innenmini-
ster.

(Kuhimann [CDU]: Herr Innenmi-
nister, Sie miissen nicht mehr re-
den! Besser konnen Sie es nicht
machen!)

Glogowski, Innenminister:

Herr Prasident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Mit
dem EntschlieBungsantrag moch-
te die Fraktion Blindnis 90/Die
Grlnen offenbar die Abschie-
bung einer kurdischen Familie
zum AnlaB nehmen, das Kirchen-
asyl grundsatzlich zu diskutieren.
Ich stelle mich gerne dieser De-
batte, obwohl ich meine, daf3 es
gut ware, das Institut des Kir-
chenasyls wirde aus dem Par-
teienstreit herausbleiben, weil es
sonst gefdhrdet wirde. Aber wir
wollen ja darUber diskutieren. Ich
stelle mich, wie gesagt, dieser
Debatte gerne.

Gestatten Sie, daB ich zunéachst
etwas zu dem vorgetragenen Fall
sage. Die kurdische Familie - der
Vater, die Mutter und Kinder -
war im April 1988 in die Bundes-
republik Deutschland eingereist
und hatte Asylantrage gestellt.
Die Familie rief die Verwaltungs-
gerichte an. Infolge immer neuer
Rechtsmittel sind im Laufe der
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Jahre insgesamt zehn Urteile er-
gangen. Ich méchte das in der
Reihenfolge sagen: Verwaltungs-
gericht Hannover 1990, Oberver-
waltungsgericht Lineburg 1991,
Bundesverfassungsgericht 1991,
Verwaltungsgericht Hannover
1996, Oberverwaltungsgericht
Lineburg 1997, Verwaltungsge-
richt, Verwaltungsgericht usw. Al-
lein sechs Urteile sind in diesem
Jahr ergangen. Ich sage das zur
Rechtssituation, damit wir da et-
was Klarheit haben. Alle diese
zehn Urteile haben die Ableh-
nung der Asylgesuche durch das
zustandige Bundesamt bestatigt.
Wahrend der gesamten Zeit ihres
Aufenthaltes hat die Familie aus-
schlieBlich von Sozialhilfe gelebt.
Obwohl die Familie schlieBlich
vollziehbar zur Ausreise verpflich-
tet war, reiste sie nicht freiwillig
aus. Ihr wurde daher fur den
April 1997 die Abschiebung an-
gekindigt. Diese konnte jedoch
nicht durchgefihrt werden, weil
die Familie zu diesem Zeitpunkt
nicht in ihrer Wohnung angetrof-
fen wurde.

Ein Unterstutzerkreis der Familie
bemihte sich nunmehr, eine Kir-
chengemeinde ausfindig zu ma-
chen, die bereit war, der Familie
das sogenannte Kirchenasyl zu
gewahren. SchlieBlich erklarte
sich die Kirchengemeinde Uchte
bereit, den Eheleuten ab dem 27.
Juli 1997 Unterkunft in einer Mit-
arbeiterwohnung Gber dem kir-
cheneigenen Kindergarten zu ge-
wahren. Die sechs Kinder hielten
sich nach wie vor in der elterli-
chen Wohnung auf, wurden von
Landsleuten betreut und erhiel-
ten weiterhin Sozialhilfe. Das ist
Ubrigens eines der 6konomisch-
sten Kirchenasyle, die ich bisher
kennengelernt habe. Wahrend
die Eltern herausgegangen sind,
blieben die Kinder in der Woh-
nung, so daB3 weiterhin 3.000
DM Sozialhilfe gezahlt wurden.
Die 1.200 DM fur die Eltern ent-
fielen. Ich sage nur, daB das sehr
6konomisch war, ohne das zu
bewerten.

Die Aufnahme durch die Kirchen-
gemeinde sollte es ermdglichen,
den Ausgang eines weiteren
einstweiligen Rechtsschutzverfah-
rens abzuwarten.

Nachdem das Verwaltungsgericht
Hannover mit Beschlu3 vom 20.
August 1997 den Rechtsschutz-
antrag abgelehnt hatte, fand auf

Vorschlag des Niederséchsischen
Innenministeriums bei der Han-
noverschen Landeskirche eine Be-
sprechung statt, an der der Uch-
ter Kirchenvorstand, der Superin-
tendent, Vertreter der Landeskir-
che sowie der Bezirksregierung
Hannover und des Innenministe-
riums teilnahmen. Das Innenmini-
sterium legte dar, daB nach der
erneuten negativen Entscheidung
des Verwaltungsgerichts Hanno-
ver Uber den nun schon dritten
Asylfolgeantrag fur die Auslén-
derbehdrde keine Méglichkeit
mehr bestehe, der Familie Demir
den Aufenthalt in der Bundesre-
publik zu ermdglichen. Es wurde
dem Kirchenvorstand dringend
angeraten, die freiwillige Ausreise
der Familie zu organisieren. Das
Innenministerium sagte hierzu je-
de erdenkliche Unterstiitzung der
Behorden zu, z. B. daB fir eine
freiwillige Ausreise eine groBzlgi-
ge Frist eingerdumt werde, daf3
die Vertreter der Kirchengemein-
de die Familie begleiten kénnten
und daB die deutsche Botschaft
eingeschaltet werde, um die An-
kunft in der Turkei zu beobach-
ten.

Einige Tage spater erhielt das In-
nenministerium die Nachricht,
daB der Kirchenvorstand be-
schlossen habe, der Familie wei-
terhin Unterkunft zu gewahren,
um die weitere verwaltungsge-
richtliche Entscheidung Uber ei-
nen erneuten Asylfolgeantrag zu
ermdglichen. Das ware dann der
vierte.

Das Innenministerium entschied
daraufhin, daB nunmehr die
Durchfuhrung aufenthaltsbeen-
dender MaBBnahmen gegen die
kurdische Familie durch die zu-
stdndige Auslanderbehodrde zuge-
lassen wird. MaBgeblich fir diese
Entscheidung waren folgende
Gesichtspunkte:

Erstens. Mit Beschlu3 vom 20.
August 1997 hatte das Verwal-
tungsgericht Hannover auf insge-
samt 21 Seiten das asylrechtliche
Vorbringen erneut umfassend be-
wertet und festgestellt, daB3 die
Voraussetzungen fir die Durch-
fihrung eines weiteren Asylver-
fahrens nicht vorliegen. Neue Ge-
sichtspunkte waren seitdem nicht
vorgetragen worden.

Zweitens. Durch das Vorgehen
der Kirchengemeinde Uchte ent-
standen der 6ffentlichen Hand,
namlich dem Landkreis Nienburg,

nach wie vor erhebliche Kosten.
Es wurden namlich nur die Ehe-
leute durch die Kirche unterge-
bracht und versorgt, wéahrend fur
die Miete der Wohnung und die
Versorgung der Kinder nach wie
vor Sozialhilfe beantragt wurde.
Ich hatte die Summe genannt.
Drittens. Bei dem Objekt, in dem
die Eheleute untergebracht wa-
ren, handelte es sich nicht um
Raume, die dem Gottesdienst
oder der Andacht dienten oder
die sonst etwas mit dem seelsor-
gerischen Auftrag der Kirche zu
tun hatten. Es handelte sich viel-
mehr um ein Gebaude mit kirch-
lichem Kindergarten und einer
daruberliegenden Wohnung.

Der zustandige Referatsleiter fer-
tigte hierlber einen Vermerk.
Diesen Vermerk stellte er dem
Gespréchspartner bei der Evange-
lischen Landeskirche zur Verfi-
gung und rief diesen zusétzlich
am néchsten Tag an, um sich zu
vergewissern, ob dieser den Ver-
merk erhalten hatte. Auch Sie,
Frau Lippmann-Kasten, haben auf
Ihren Wunsch hin diesen Vermerk
bekommen.

Einen Tag spater wurde die Ab-
schiebung durch die zustandige
Auslénderbehorde unter Mithilfe
der Polizei durchgefuhrt, und
zwar nach den mir vorliegenden
Berichten wie folgt:

Die sechs Kinder der Familie wur-
den gegen 6 Uhr in der Woh-
nung angetroffen und in Ge-
wahrsam genommen. Nach Klop-
fen an der Wohnungstir der
Eheleute und mehrfacher Auffor-
derung, die Tur zu 6ffnen, baten
die beiden Personen um Auf-
schub. Als nach funf Minuten die
TUr nicht geoffnet worden war,
wurde sie von der Polizei von
auBen geodffnet.

Bei Betreten des Zimmers wurde
festgestellt, daf3 der Mann aus
dem Fenster geklettert war, auf
der Dachkante stand und damit
drohte, herunterzuspringen. Es
war nicht méglich, ihn in das
Zimmer zurlickzuziehen.

Die Ehefrau ging mit einer Fla-
sche auf die eingesetzten Beam-
ten los. Ihr wurden daraufhin
Handfesseln angelegt. Da sie
ohnmaéchtig zu werden schien,
wurde sie in das Krankenhaus
Stolzenau gebracht und dort un-
tersucht. Der Chefarzt beschei-
nigte ihre Haft- bzw. Transport-
fahigkeit.

83



84

Sowohl von Polizeibeamten als
auch von Mitgliedern der Kir-
chengemeinde Uchte wurde der
Ehemann mehrfach aufgefordert,
das Dach zu verlassen. Er reagier-
te damit, daB er sein Hemd mit
einem Feuerzeug anzlindete und
anklndigte, vom Dach zu sprin-
gen. Daraufhin wurden von der
Feuerwehr ein Rettungskissen so-
wie eine Drehleiter angefordert.
Der Kurde loste einige Dachziegel
und warf damit im Verlauf der
Verhandlungen auf Polizeibeamte
und Feuerwehrleute. Gegen 9.30
Uhr konnte er unter Einsatz der
Drehleiter vom Dach geholt wer-
den.

Bis dahin hatten sich bei dem
Anwesen etwa 50 Landsleute ver-
sammelt. Sie beschimpften die
Einsatzkrafte. Es kam zu mehre-
ren kleinen Rangeleien. Man ver-
suchte, mit Dachlatten und mit
heruntergefallenen Dachziegel-
brocken auf die Beamten einzu-
schlagen. Nach Festnahme des
Ehemannes verlief sich die Men-
ge.

Durch Dachziegel bzw. Aus-
weichbewegungen erlitten zwei
Polizeibeamte leichte Verletzun-
gen; ein Feuerwehrmann ver-
stauchte sich den FuB.

Die Familie wurde anschlieBend
nach Frankfurt gebracht, um von
dort gegen 19 Uhr nach Istanbul
weiterzufliegen.

Ich selbst wurde vom zustandi-
gen Referatsleiter gegen 17 Uhr
telefonisch Gber die Abschiebung
unterrichtet. Sein Vermerk wurde
mir ins Auto gefaxt.

Ein weiterer Antrag beim Verwal-
tungsgericht Hannover an dem
Tage mit dem Ziel, die Abschie-
bung zu stoppen, wurde vom zu-
stdndigen Richter gegen 18 Uhr
abgelehnt. Danach habe ich
Uberhaupt keinen Grund mehr
gesehen, meinerseits hier irgend-
eine Korrektur vorzunehmen.
Auf Wunsch der Kirchengemein-
de wurde dem Flichtlingsberater
des Diakonischen Werkes im Kir-
chenkreis Stolzenau-Loccum er-
maoglicht, sich ebenfalls nach Ist-
anbul zu begeben, um die Fami-
lie zu begleiten und zu beobach-
ten. Er traf vor der Familie ein,
hatte aber in der Nacht keine
Maéglichkeit mehr, mit ihr Kontakt
aufzunehmen. - Das ist der offizi-
elle Beobachter.

Zu dem weiteren Werdegang der
Familie nach ihrem Eintreffen in

Istanbul liegen dem Innenmini-
sterium folgende Erkenntnisse
VOr:

Nach Mitteilung des deutschen
Generalkonsulats, die sich auf ei-
ne Auskunft der Flughafenpolizei
bezieht, ist die Familie ordnungs-
gemaB eingetroffen. Sie wurde
unmittelbar nach Einreise in die
Turkei freigelassen, da sie sich
nach tarkischem Recht keines
Vergehens schuldig gemacht hat-
te.

(Zuruf von Frau Lippmann-Kasten
[GRUNE]) - Es geht ja weiter!
Der Fluchtlingsberater des Diako-
nischen Werks teilte mit, da3 er
am néchsten Vormittag von der
Flughafenpolizei die Auskunft er-
halten habe, daB3 die Familie an-
gekommen sei, angehort wurde
und seit 9 Uhr wieder frei sei und
zu ihren Verwandten in Istanbul
gegangen sei. Er, der Fllchtlings-
berater des Diakonischen Werks,
habe sich um die Adresse der
Verwandten der Familie in Istan-
bul bemuht; durch einen Anruf
nach Deutschland habe er jedoch
erfahren, daf3 die in Deutschland
lebenden Verwandten keinen
Kontakt mit ihm winschten. Auf-
grund seiner Gesprache sei er da-
von Uberzeugt, daB der Familie
nach ihrer Ruckkehr nichts pas-
siert sei.

(Zuruf von Frau Lippmann-Kasten
[GRUNE])

- Ich sage nur, dal3 dies der erste
Fall der Verweigerung der Kon-
taktaufnahme mit irgend jeman-
dem seitens der Familie - auBer
Ihnen und der Betreuerin, Frau
Williams - gewesen ist.

Das Innenministerium hat inzwi-
schen nochmals das deutsche
Generalkonsulat in Istanbul ein-
geschaltet und dieses gebeten,
den Ehemann zu dem Vorwurf
der erlittenen Folter zu befragen
und ihn durch einen Vertrauens-
arzt des Generalkonsulats arztlich
untersuchen zu lassen. Leider tei-
len die hier lebenden Verwandten
nach wie vor nicht den Aufent-
haltsort des Ehemannes mit.
Auch die Kirchengemeinde Uchte
sowie der Flichtlingsberater des
Diakonischen Werks erhalten
keinerlei Auskinfte Gber seine
Adresse.

Fur die Behauptung, der Kurde
sei an den FuBen aufgehangt
und geschlagen worden, und es
sei eine gréBere Geldsumme ge-
zahlt worden, um ihn freizube-
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kommen, gibt es auBer den Ein-
lassungen der kurdischen GrofBfa-
milie und von lhnen und von
Frau Williams keine Belege. Ich
habe vielmehr den Eindruck, da3
die Familie und ihre Unterstitzer
systematisch verhindern wollen -
das ist das Problem, vor dem wir
stehen -, da3 Kontakt zu dem
Kurden aufgenommen wird.

Ich kann nicht verstehen, wenn
diesem Mann denn so etwas
schlimmes angetan worden ist,
dal3 er sich dem deutschen Gene-
ralkonsulat nicht stellt, dal3 er
trotz Bitten nicht bereit ist, mit
dem deutschen Generalkonsulat
Kontakt aufzunehmen.

(Frau Lippmann-Kasten [GRUNE]:
Weil er Angst hat, wenn er auf
deutsche Behorden trifft!)

- Wenn er wieder in die Bundes-
republik Deutschland will, dann
wird es ihm nicht erspart bleiben,
mit deutschen Beamten zu reden.
(Beifall bei der SPD und bei der
CDU - Zuruf von Frau Lippmann-
Kasten [GRUNE])

- Frau Lippmann-Kasten, ich kann
im Ubrigen nicht bestatigen, daf
Sie mit mir am Montag Kontakt
aufgenommen haben, um ihn
zurlickzunehmen. Auch die an-
wesenden Beamten meines Hau-
ses kénnen das nicht bestatigen.
(Zuruf von Frau Lippmann-Kasten
[GRUNE]) - Ich habe einen sol-
chen Brief nicht.

Ich kann Ihnen versichern, da3
wir der Sache nachgehen wer-
den. Zunachst mochte ich mich
darauf beschranken, noch einmal
darauf hinzuweisen, daf es - wie
ich bereits ausgefihrt habe - al-
len bisherigen Erkenntnissen und
Erfahrungen widerspricht, dal
aus Deutschland zurtickkehrende
Asylbewerber miBhandelt wer-
den. Das ist gegen die bisherigen
Erfahrungen.

Darum sage ich es lhnen jetzt
noch einmal deutlich: Lassen Sie
es zu, daB Herr Demir mit den
zustandigen Behorden der Bun-
desrepublik Deutschland in der
Turkei in Kontakt kommt und
dann auch untersucht werden
kann. Solange Sie das verhindern
(Frau Lippmann-Kasten [GRUNE]:
Das verhindere ich nicht! Ich ver-
suche alles mogliche!)

- Aber die Familie verhindert das.
- Solange das verhindert wird,
muB ich davon ausgehen, daf
die Sachlage so ist, wie sie mir

. Heft 48/49. Dezember 1997/Januar 1998



Kirche und Kirchenasyl

die Beamten, die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter meines Hau-
ses, aber auch die des General-
konsulats darstellen und wie sie
auch von der Kirchengemeinde
dargestellt worden ist, damit das
vollig klar ist.

Das heiBt: Wir sind in der Situati-
on, dafB3 wir das nicht nachvoll-
ziehen kénnen und daB nicht zu-
gelassen wird, daB es nachvoll-
ziehbar gemacht wird. Das ist,
wie ich ganz ehrlich sagen muB,
fir mich ein biBchen problema-
tisch, da die Glaubwurdigkeit des
einen oder anderen bei mir in
den letzten Jahren doch auBeror-
dentlich gelitten hat.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, lassen Sie mich nun noch
einige grundséatzliche Anmerkun-
gen zu dem sogenannten Kir-
chenasyl machen.

Mit den groBen Kirchen des Lan-
des besteht Einvernehmen daru-
ber, daB3 es das Rechtsinstitut des
Kirchenasyls im Sinne eines ge-
genuber dem staatlichen Asyl-
recht autonomen kirchlichen Asy-
Irechts nicht gibt. Das hat Herr
Biallas hier auch schon korrekt
vorgetragen. Die Kirchen sind
nicht befugt, Asyl zu gewahren.
Dies ist allein Sache des Staates,
der allein die Kompetenz besitzt,
festzustellen, wer politisch ver-
folgt ist und welche MaBnahmen
nach Ablehnung eines Asylan-
trags gegenlber dem Asylbewer-
ber zu ergreifen sind. Diese Fra-
gen kdnnen in einem Rechtsstaat
nicht durch einzelne Pfarrer oder
Mitglieder einer Kirchengemeinde
rechtsverbindlich entschieden
werden, sondern nur durch die
daflr zustandigen staatlichen Or-
gane, die allein auch nur den
hierfir notwendigen Sachver-
stand besitzen.

Dies ist in einem Rechtsstaat ne-
ben einem Verwaltungsverfahren
natlrlich ein gerichtliches Verfah-
ren. Wird ein Asylantrag in die-
sem rechtsstaatlichen geordneten
Verfahren abgelehnt, so ist der
Betreffende zwingend verpflich-
tet, Deutschland wieder zu ver-
lassen und in seinen Heimatstaat
oder in einen anderen Staat, der
ihn aufnimmt, auszureisen. Tut er
dies nicht freiwillig, muf3 dies von
der zustandigen Ausldnderbehér-
de durchgesetzt werden. Das
heiBt, die Menschen werden in
Obhut genommen und aufBer
Landes gebracht. Die Landes-

behorden haben keine Moglich-
keit, hiervon aus humanitaren
Griinden abzusehen.

Was die Durchsetzung der Aus-
reisepflicht betrifft, ist der staatli-
che Zugriff auch in kirchlichen
Raumen prinzipiell jederzeit nach
denselben rechtsstaatlichen Re-
geln maglich, wie an jedem an-
deren Ort in der Bundesrepublik
Deutschland auch. Kirchliche
Raume sind nicht exterritorial
und nicht von der staatlichen
Rechtsordnung ausgenommen.
In der Praxis der niedersachsi-
schen Auslander- und Polizei-
behdrden wurde bisher allerdings
davon Abstand genommen, aus
Anlal3 einer Abschiebung in be-
stimmte kirchliche Rdume gegen
den Willen der Kirche als Inhabe-
rin des Hausrechts einzudringen.
Dies bedeutet nicht, daB3 das Kir-
chenasyl vom Staat in irgendeiner
Form als Rechtsinstitut anerkannt
oder ihm auch nur eine gewisse
Legitimation zugestanden wird.
Die staatlichen Stellen verzichten
vielmehr einseitig darauf, in die-
sen Fallen ZwangsmaBnahmen in
kirchlichen Raumen durchzu-
fihren. Sie lassen sich hierbei von
dem Respekt und der Ruicksicht-
nahme auf den besonderen Cha-
rakter des kirchlichen Raumes als
Ort der Andacht und des Gebets
leiten. Diesem Gesichtspunkt rdu-
men sie im Rahmen einer Guter-
abwagung voribergehend Vor-
rang gegeniber dem Rechtsgut
der Aufrechterhaltung der Funkti-
onsfahigkeit der staatlichen
Rechtsordnung als Ausdruck des
demokratischen Mehrheitsprin-
zips ein.

Welche R&ume in diesem Sinne
geschitzt sind, kann nicht ab-
strakt festgelegt werden, sondern
muf3 von der Auslanderbehorde
jeweils im konkreten Fall ent-
schieden werden. Nicht dazu
gehoren jedenfalls Wohnungen,
Wohnheime oder Obdachlosen-
unterkinfte, gleichgultig, wo sie
sich befinden und wer ihr Besit-
zer ist. Es kann doch nicht ange-
hen, daB ein Kirchenvorstand
oder ein Pfarrer an jedem Ort zu
jeder Zeit ein Kirchenasyl festle-
gen kann. Das ist nicht méglich.
(Beifall bei der SPD)

Bei der Unterkunft der kurdischen
Familie in Uchte handelte es sich
um eine ganz normale Wohnung
in einem kirchlichen Gebaude
Uber einem Kindergarten. Es

kann also keine Rede davon sein,
daB es sich hier um Andachtsrau-
me oder um der Seelsorge vorbe-
haltene Raume gehandelt hat.
Von daher ist eine besondere
Achtung vor diesen Raumen in
diesem Fall nicht notwendig ge-
wesen.

Uber diese Grundsatze besteht
mit beiden groBen Kirchen Ein-
vernehmen. Das heif3t, die Kir-
chen selbst beanspruchen noch
nicht einmal das, was hier offen-
bar von den Grinen gefordert
wird, namlich da’B Kirchenvor-
stande letztlich allein und aussch-
lieBlich dartiber entscheiden sol-
len, ob Recht und Gesetz durch-
gesetzt werden. Auch den Kir-
chen ist klar, daB sie damit dem
MiBbrauch Tur und Tor 6ffnen
wurden.

Nach einer Umfrage bei den Be-
zirksregierungen gibt es in Nie-
dersachsen zur Zeit 15 Kirchen-
gemeinden, die ca. 65 Personen
aufgenommen haben, um sie vor
einer Abschiebung zu bewahren.
Es wird behauptet, da3 dies die
groBte Zahl in der Bundesrepu-
blik Deutschland sei. Ich bin da-
von Uberzeugt, daB dies - wenn
dem so ist - nicht an der UGber-
groBen Harte der niederséchsi-
schen Auslanderbehorden liegt,
sondern vielmehr daran, daf3 bei
uns im Lande die Kirchenasylbe-
wegung besonders aktiv ist und
es ihr immer wieder gelingt, Kir-
chengemeinden zu finden, die
hierbei mitmachen. Es liegt auf
der Hand, dal3 von staatlicher
Seite darauf aufmerksam ge-
macht werden mul3, daf3 die Kir-
che immer wieder pruift, ob sie
mit dem Kirchenasyl sorgfaltig
genug umgeht; denn insbeson-
dere der sorgféltige Umgang mit
dem Kirchenasyl sichert dieses In-
strument auf Dauer, und zwar
neben der Frage des Parteien-
streits, wie ich eingangs deutlich
gemacht habe.

Ich méchte an dieser Stelle sehr
deutlich darauf aufmerksam ma-
chen, daB dies ein wesentlicher
Gesichtspunkt ist. Die Rechtsord-
nung der Bundesrepublik
Deutschland sieht nun einmal
vor, daf3 das letzte Wort die Ge-
richte haben. lhr abschlieBendes
Urteil ist von allen zu respektie-
ren und kann im Interesse des
Rechtsfriedens nicht immer wie-
der von neuem in Frage gestellt
werden. Diese rechtsstaatliche
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Grundordnung hat sich bewahrt
und wird auch weiterhin Grund-
lage fur die auslanderrechtlichen
Entscheidungen im Lande Nieder-
sachsen bleiben.

Meine sehr verehrten Damen und
Herren, ich bin der Auffassung,
daB sich sowohl der Staat auf der
einen Seite als auch die Kirche
auf der anderen Seite dartiber im
klaren sein mussen, daB hier kein
Rechtsinstitut geschaffen wird,
sondern daB es darum geht, die
Rechtsordnung im Respekt vor-
einander in bestimmten Fallen
vorlbergehend aufBer acht zu las-
sen. Dies kann aber immer nur
vorlibergehend geschehen. Ich
ware sehr dankbar, wenn wir alle
mit dem Gut ,Kirchenasyl", das in
dem einen oder anderen Fall ein
erneutes Nachdenken oder Kor-
rekturen ermdglicht hat, auBeror-
dentlich sorgfaltig umgehen wir-
den. - Ich danke lhnen.

(Beifall bei der SPD und bei der
CDU)

Prasident Milde:

Zu Wort gemeldet hat sich der
Abgeordnete Schroder (Bad
Mdnder). Herr Kollege Schréder,
Sie haben noch eine Restredezeit
von einer Minute und 26 Sekun-
den. Ich wende aber vorsorglich
§ 71 unserer Geschaftsordnung
an und gebe Ihnen eine Gesam-
tredezeit von drei Minuten. An-
gesichts der vorangeschrittenen
Zeit bitte ich Sie jedoch, Ihre Re-
dezeit nicht zu Uberschreiten. Bit-
tel

(Kuhimann [CDU]: Der spricht so
schnell, daB er in einer Minute
das hinkriegt, wofiir andere 15
Minuten brauchen!)

Schroder (Bad Miinder) (GRUNE):
Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Herr Innenminister,
ersparen Sie uns bitte Belehrun-
gen darUber, daB3 in diesem Lan-
de Behdrden und Gerichte und
nicht Pastoren Uber die Asylge-
wahrung entscheiden. Das ist uns
in der Tat bekannt.

(Biallas [CDU]: Dann frage ich
mich, was Ihr Antrag soll!)

Was Sie in lhren weitreichenden
Ausfihrungen nicht dargestellt
haben, ist, daf3 von Ihrem Hause
aus seit geraumer Zeit der Begriff
der kircheneigenen Raume, in de-
nen Asyl gewdhrt wird, in zuneh-
menden MaBe verengt wird, so
daB wir beflrchten mussen, daB
Sie Kirchenasyl in Zukunft nur
noch in den Féallen anerkennen

werden, in denen die Familie im
Kirchengebdude auf dem Altar
sitzt. Noch im Juni dieses Jahres
haben Ihre Mitarbeiter vor der
Auslanderkommission erklart,
daB Personen, die sich in kirchli-
chen Raumen oder in kirchlichen
Gebé&uden aufhielten, von poli-
zeilichen ZwangsmaBnahmen
verschont blieben, weil sie unver-
haltnisméaBig waren. Diese Er-
kldrung haben Sie jedoch im Fall
Uchte einseitig aufgekindigt. Re-
spekt vor dem Kirchenasyl bedeu-
tet auch klare und belastbare
Vereinbarungen zwischen den
Beteiligten.

Ansonsten, Herr Minister, kdnnen
mich Ihre Auskinfte inhaltlich
naturlich nicht zufriedenstellen.
Wir kénnen uns damit aber aus-
einandersetzen.

Was ich nun aber gar nicht ste-
hen lassen kann, sind die Aus-
fuhrungen des Kollegen Biallas.
(Biallas [CDU]: Das kann ich mir
vorstellen!)

Herr Biallas, Sie haben sich auf ei-
ne geradezu arrogante und
blokende Art mit diesem schwie-
rigen Thema Kirchenasyl ausein-
andergesetzt,

(Beifall bei den GRUNEN)

die ich fur einen ehemaligen Kir-
chenmann fur geradezu unvor-
stellbar halte. Sie haben auch
nicht fur funf Pfennig Sensibilitat
fur die schwierige Gewissenssi-
tuation von Menschen gezeigt,
die in einem Konflikt zwischen
dem Gehorsam gegenliber dem
Staat und seinen Gesetzen auf
der einen Seite und der Christen-
pflicht auf der anderen Seite,
Menschen vor Folter und Verfol-
gung zu schitzen, stehen. Nicht
fur funf Pfennig Verstandnis ha-
ben Sie daflr gezeigt!

(Beifall bei den GRUNEN - Kuhl-
mann [CDU]: Da verkennen Sie
ihn vollig, Herr Schroder! - Bial-
las [CDU]: Da miissen wir uns
noch ein biBchen besser kennen-
lernen! Sie haben nicht zu-
gehort.)

Genau genommen habe ich auch
nichts anderes erwartet. Mich hat
auch nicht erstaunt, Herr Kollege,
daB Sie sowohl meine Kollegin
Lippmann-Kasten als auch eine
vollig unbescholtene Mitarbeite-
rin des Diakonischen Werkes der
Lige bezichtigt haben.

Eines kann ich aber auf gar kei-
nen Fall stehen lassen. Sie haben
wortwortlich gesagt, alle Antra-

Kirche und Kirchenasyl

ge, die wir als Fraktion Bundnis
90/Die Grlinen heute eingebracht
hatten, wirden zum Rechtsbruch
auffordern. Herr Biallas, wenn Sie
auch nur einen Funken Anstand
haben, dann sollten Sie sich flr
diesen Satz entschuldigen. -
Schénen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)
Prasident Milde:

Zu Wort hat sich der Abgeordne-
te Heineking gemeldet. Herr Hei-
neking, nach § 71 unserer Ge-
schaftsordnung gewahre ich Ih-
nen eine Redezeit von drei Minu-
ten.

Heineking (CDU):

Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Im Gegensatz zu
Herrn Schroder halte ich die Aus-
fuhrungen des Herrn Innenmini-
sters und meines Kollegen Biallas
fur sehr richtig.

(Beifall bei der CDU)

Ich mochte die einzelnen Aus-
fuhrungen nicht wiederholen.
Statt dessen mochte ich aus ei-
nem Schreiben des Landkreises
Nienburg zitieren, in dem es u. a.
heil3t:

.Gleichwohl hatten die zustandi-
gen Behérden den Kirchenschutz
zunachst respektiert. Es war er-
klartermaBen befristet bis zum
24. August 1997 beschlossen
worden, um noch ein letztes, das
zehnte gerichtliche Rechtsschutz-
verfahren zu erméglichen."
Innerhalb der Schutzfrist, namlich
am 20. August 1997, ist der an-
gestrebte BeschluB des Verwal-
tungsgerichts Hannover fur die
Familie Demir allerdings mit ne-
gativem Bescheid ergangen. Die
Behorden haben danach entspre-
chend den gesetzlichen Pflichten
gehandelt. Die vollziehbare Aus-
reisepflicht der Familie Demir war
in den gerichtlichen Entscheidun-
gen entsprechend bestatigt wor-
den. Das Bleiberecht belief sich
also auf neun Jahre. Das heift,
fur neun Jahre sind die Sozialhil-
fekosten und auch die Gerichts-
kosten flr zehn Verfahren von
unserem Land Gbernommen wor-
den.

Die Umstande der Festnahme in
Uchte werden von den Birgern
ganz anders geschildert, als Sie
es hier dargelegt haben. Mir ha-
ben anwesende Uchter Birger
bestatigt, da3 den Vertretern der
Polizei und der Feuerwehr vor Ort
kein Vorwurf wegen der Ausu-
bung ihrer nicht leichten Arbeit
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gemacht werden kann. Den Vor-
wurf von Blindnis 90/Die Griinen,
hier sei in menschenverachtender
Art und Weise vorgegangen wor-
den, weise ich aufs Schéarfste

Auskinfte liegen mir vor, Frau

Lippmann-Kasten. Ich muB sie so
Ubernehmen, wie wir sie bekom-
men haben. Wie der Herr Innen-
minister und mein Kollege Biallas

schlieBe die Beratung zu Punkt
26.

Es wird vorgeschlagen, den An-
trag zur Beratung an den Innen-
ausschuB zu Uberweisen. Wer

zurick. werde deshalb auch ich Ihren An- daflr stimmen mochte, den bitte
Der Innenminister hat erklart, trag ablehnen. ich um ein Handzeichen. - Die
daB sich Herr Demir einer ver- (Beifall bei der CDU) Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
trauensarztlichen Untersuchung Prisident Milde: gen? - Das ist so beschlossen.
nicht gestellt habe. Auch diese Meine Damen und Herren, ich

Forderverein
(0\ Niedersachsischer

Presseerkléarung Fliichtlingsrat e. V.

Nds. Flichtlingsrat - Lessingstr. 1 - 31135 Hildesheim
19.09.1997

Gewaltsame Kirchenasyl-Radumung in Uchte
Fliichtlingsrat: Glogowski soll zuricktreten

Die brutale Raumung des Kirchenasyls fir Familie Demir in Uchte verdeutlicht, daB der nie-
dersachsische Innenminister offensichtlich jedes MaB verloren hat. In dem Bestreben, sich
als Saubermann und Scharfmacher zu profilieren, scheut Glogowski nicht davor zurlck, das
Kirchenasyl erneut anzutasten und wehrlose Fliichtlinge aus Kirchenrdumen zu zerren.

Zur Begriindung verwies das Innenministerium darauf, daB Familie Demir sich nicht in ,An-
dachtsraumen" aufgehalten hatte.

Nach moderner Kirchenauffassung ist Kirche dort, wo die Gemeinde versammelt ist. Diese
Glaubensprasenz an Kirchtiirme oder an heilige Dampfe zu binden, zeugt von einer gerade-
zu esoterischen Religionsauffassung des Innenministeriums. Die zeitgeistige Variante mittel-
alterlicher Dogmatismen verlangt in der Konsequenz, daB sich Flichtlinge im Kirchenasyl
gefalligst in der Sakristei oder am Altar angekettet den Arsch abzufrieren haben.

Herr Demir ist nach unserer festen Uberzeugung in groBer Gefahr, in der Turkei politisch
verfolgt zu werden. Uns liegen Informationen vor, die beweisen, dal3 Herr Demir in heraus-
gehobener Stellung politisch tatig war. In einer ganzen Reihe von Zeitungsartikeln wird De-
mir als Kurdenaktivist namentlich benannt. Der am 20. August nach seiner Abschiebung
festgenommene kurdische Flichtling Ahmed Karakus sitzt noch heute in Nazilli / Turkei in
Isolationshaft, weil er an der Dusseldorfer Kurdendemonstration teilgenommen hat, die von
Demir mitorganisiert wurde.

Eine Stellungnahme des bekannten Gutachters Helmut Overdiek belegt die besondere Ver-
folgungsgefahr fir Demir, der dem tirkischen Geheimdienst mit groBer Wahrscheinlichkeit
als Gegner bekannt ist.

Trotz des noch laufenden Hauptsacheverfahrens vor dem VG Hannover hat Glogowski den
Befehl zur Raumung der Kirche erteilt. Dies wird ihm sicherlich den Beifall jener Clageure
eintragen, die in Libeck und anderswo Asyl gewéhrende Kirchen beschimpfen und mit Ha-
kenkreuzen beschmieren.

Glogowski ist halt doch der bessere Beckstein.

V.i.S.P: Kai Weber, Geschéftsstelle des nds. Fliichtlingsrats, Tel. 05121-15605
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Quadratur des Kreises

Die kurdische Kulturveranstal-
tung am 15.11.97 in Hannover
hat keine Schlagzeilen hervorge-
rufen: weil, es ist “nichts” pas-
siert. Nicht einmal eine einzige
Personalienfeststellung...

Alle Beteiligten sind nach Mitter-
nacht - mit den jeweils gebote-
nen Abstrichen - zufrieden nach
Hause gegangen:

- die kurdischen Organisatoren

- die “Schirmherrschaft”

- der Veranstalter Flichtlingsrat
- und wohl auch die Polizei

Diese Quadratur des Kreises war
moglich gemacht worden, weil
bei allen Beteiligten die “Realos”
das Sagen hatten.

Dem Fluchtlingsrat ist es trotz
Termindruck gelungen, diese
Veranstaltung Uber SPD, Grine
und DGB politisch abzusichern.
Und dies in Niedersachsen und
vor der Landtagswahl!

Diese Absicherung war immerhin
so stabil, daB sie - dank einer ge-
lassenen Einsatzleitung - auch
den Auftritt eines ERNK-Spre-
chers aushielt, den die kurdi-
schen Organisatoren entgegen
aller Absprachen als “IHD-Spre-
cher” “spontan” auffuhren.

Dies mag zuvorderst etwas Uber
die internen Schwierigkeiten der
PKK aussagen, sich auf solche
Veranstaltungen einzulassen.

Unterm Strich:

nicht der Erfolg, aber ein Erfolg.
Und eine gute Grundlage fur
den nachsten Schritt.

George Hartwig

Forderverein

. (0 A Niedersachsischer
Presse-Einladung Fluchtlingsrat e.V.

Montag, 10.11.1997

Nds. Fliichtlingsrat veranstaltet
Kurdisches Kulturfest
als GroBveranstaltung in Hannover

Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Fliichtlingsrat veranstaltet am 15. November 1997 ein kurdisches Kultur-
fest in der Stadion-Sporthalle Hannover. Sie ist fur alle Interessierten offen. Wir
erwarten ca. 4.000 Besucherinnen aus ganz Niedersachsen.

Einzelheiten sind der beigefugten Einladung zu entnehmen.

Die kurdischen Interpretinnen und Gruppen kommen tiberwiegend aus der
Tirkei und aus Deutschland.

Die Schirmherrschaft haben auf unsere Bitte Gbernommen:

Hulle Hartwig, MdL, migrationspolitische Sprecherin der SPD-LT-Fraktion,
Vorsitzende der Auslanderkommission des Nds. Landtags

Heidi Lippmann-Kasten, MdL, migrpol. Sprecherin der Fraktion Die Griinen/
Bindnis'90, stv. Vorsitzende der Auslanderkommission

Die Veranstaltung in der Stadion-Sporthalle wird durch den einzigen existie-
renden kurdischen Fernsehsender MED-TV im Rahmen des Kulturprogramms
SOX U SENG weltweit live Ubertragen.

Wir haben die Leitung diese Veranstaltung mit dem vollen politischen und fi-
nanziellen Risiko Gbernommen, weil die PKK-Hysterie in diesem - wie auch in
anderen Bundeslandern - die Durchfiihrung kurdischer Kulturveranstaltungen
durch die Betroffenen selbst nahezu unméglich macht. Der Flichtlingsrat ist
der Uberzeugung, daB diese Kulturveranstaltung zu einer Normalisierung des
Umgangs mit Kurden in diesem Land beitragt. Dies wird auch die kiinftige Ar-
beit des Flichtlingsrats erleichtern, die sich seit Jahren Uberwiegend mit den
oftmals unglaublichen Problemen kurdischer Fliichtlinge in diesem Land
befaft.

FLUCHTLINGSRAT - Zeitschrift fiir Fliichtlinaspolitik in Niedersachsen. Heft 48/49. Dezember 1997/Januar 1998



Kurdenverfolgung

eboren bin ich in einem
kurdischen Dorf bei Ser-
hat (Mus). Aufgewach-

sen bin ich in der Bundesrepu-
blik Deutschland und bin im

nen und weiter leben zu lassen.
Je mehr ich die kurdische Kul-
tur kennenlernte, und je langer
ich in Deutschland lebte, desto
mehr fihlte ich mich fremd hier

Besitz einer deutschen Staatsan-und als Auf3enseiterin.

gehdrigkeit.

Damals in meinem Dorf, als ich
die Grundschule besuchte, wur-
de uns, den kurdischen Kindern
die Muttersprache verboten.
Wir waren gezwungen die tir-
kische Sprache, Kultur und Li-
teratur zu lernen.

Schon damals habe ich die Un-
terdriickung und Folter der tir-
kischen Regierung miterlebt
und zum Teil auf meinem eige-
nen Korper gesplrt.

In der Schule muf3ten wir jeden
Morgen vor Unterrichtsbeginn
laut vorsagen, dal3 wir Turken,
und damit ehrlich und fleilig
sind. Es wurden extra Schiler
beauftragt, die aufpassen soll-
ten, dal keiner je kurdisch
sprach, und wenn dies der Fall
war, wurden diejenigen, auf
brutalste Art bestraft und gepri-
gelt.

Die Schulbildung war mangel-
haft. Aul3er die Taten des
Mustafa Kemal haben wir
nichts Anderes gelernt. Es ist
auch ofter zum Unterrichtsaus-
fall gekommen, weil tiirkische
Soldaten sich in der Schule Ta-
ge und Wochen aufhielten. Das
Leben war sehr grausam, die
Armut stieg an. Die Menschen
wurden gefoltert und unter-
driickt bzw. geschlagen, weil
sie die turkische Sprache nicht
sprechen konnten. Sie waren
hilflos.

Nach der 3. Grundschul-Klasse
kam ich als Arbeitertochter
nach Deutschland. Die ersten
zwei bis drei Jahre vergingen
bis auf etwas Heimweh und
Verstandigungsschwierigkeiten
wegen Deutschmangels ohne
grof3e Probleme.

Damals und auch heute war/ ist
mir wichtig, daf? meine Iden-
titat, Kultur und Sprache hier
im Ausland nicht verloren ge-
hen sollten. Deswegen nahm
ich mehr Kontakt zu meinen
Landsleuten auf, um die auch
mir fremde Kultur kennenzuler-

Obwohl ich die deutsche Staats-

angehdrigkeit habe, werde ich
immer wieder im Alltagsleben
mit auslanderfeindlichen Hand-
lungen konfrontiert. So warf
mir z. B. ein Notdienstarzt vor,
ich solle mich freuen, daf er
Uberhaupt gekommen sei, mit
der Begrundung in der Tlrkei
wirden die Arzte nicht nach
Hause kommen. Womit er lei-
der recht hatte. Aber ich erwi-
derte daraufhin, daf wir nicht in
der Turkei und auRerdem Deut-
sche seien. Aber wen interes-
siert das?

Oder als man mich nach meiner
Identitat fragt und ich mit Kur-
din antworte, werde ich sofort
mit der Arbeiter Partei Kurdst-
ans (PKK) in Verbindung ge-
bracht, was ich durchaus nicht
negativ bewerte, aber dann
anschlieBend als Terroristin dar-
gestellt zu werden ist nattirlich
nicht sehr witzig. Und dem ent-
sprechend habe

ich aggressiv reagiert. Aber
meine Reaktion wird wiederum
als Befindlichkeit dargestellt.

Zu ihrer Verteidigung flgen sie
noch hinzu, daf sie im Grunde
nichts gegen Kurden haben,
aber sie sollten nicht auf deut-
schem Boden Krawall machen
und Autobahnen sperren. Dieje-
nigen, die dies taten, sollten in
ihr Heimatland zuriickgehen.
Ich fragte, in welches Heimat-
land - das Land Kurdistan, das

von den deutschen Panzern zer-

stoért und dem Boden gleich ge-
macht worden ist?

Ich muf3 ehrlich zugeben, daf3
durch diese negativen Erfahrun-
gen meine ldentitatssensibilitat
immer mehr zunahm. Und ich
fuhlte mich noch fremder und
noch weniger wohl in diesem
Land, obwohl ich eigentlich

hier aufgewachsen bin.

Die auslanderfeindlichen Taten
entfernten mich so dermalRen
von Integrationsgeftihlen, so in-
tensiv, dafd ich mich noch mehr
von den Deutschen und deren
Einstellung ausschlof3.

Wozu gehore ich?

Jacqueline Duchat:

Ich habe den Text einer Kurdin bekommen,
die nicht namentlich genannt werden méchte,
die in der Turkei geboren, in Deutschland
aufgewachsen ist, die Auslanderfeindlichkeit
hier spdrt, vor kurzem in der Turkei war, und
die Repression dort auch zu spiren bekam
und sich fragt, wo sie denn eigentlich hin-
gehort.

Es ist ein Text, der die Situation eben nicht
analytisch- abstrakt darstellt, aber auch keine
bloRe Betroffenheit schildert, sondern durch-
aus - wie ich finde - die Mechanismen, die
genutzt und wirksam werden, aufzeigt.

Als ich diesen Sommer in mei-
nem Dorf in Kurdistan war, um
die Familienmitglieder und Be-
kannte zu besuchen, wurde ich
von den turkischen Spezialein-
heiten erniedrigt und be-
schimpft, und auch dort wurde
die Verbindung zwischen mir
und der PKK unterstellt und
dementsprechend wurde ich be-
handelt.

Ich war gefangen in meinem
Heimatland. Ich durfte ohne die
Erlaubnis des tirkischen Mi-
litars nicht das Dorf verlassen.
Ich wurde immer beobachtet,
mit wem ich mich unterhielt
und was ich sonst tat. Ich fiihlte
mich in einem Geféangnis ohne
Wande.

Da frage ich mich: Wozu geho-
re ich?

Eines weil3 ich aber mit Sicher-
heit, dal3 ich zu den Menschen
gehore, die um ihre Befreiung
und Unabhéangigkeit und gegen
die Unterdriickung kampfen. In
diesem Sinne sage ich:

Es leben die internationalen
Menschenrechte!
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Schwarze Woche
fiir die Menschenrechte

Auf den Friedenspreis fiir Yasar Kemal folgen
Verhaftungen und Verurteilungen in der Tiirkei

Andreas Speck*

Im Rahmen der Frankfurter Buch-
messe erhielt der kurdische Autor
Yasar Kemal am 18. Oktober den
Friedenspreis des deutschen
Buchhandels. Wahrend die deut-
sche Politik sich im AnschluB dar-
an Uber die Laudatio von GUlinter
Grass empdrte, der die Abschie-
bepolitik der BRD als ,,demokra-
tisch abgesicherte Barbarei" be-
zeichnet hatte, reagierte die Tir-
kei mit Verhaftungen und Verur-
teilungen von Menschenrecht-
lern. (Red.)

Nur zwei Tage der nach Preisver-
leihung an Yasar Kemal in der
Frankfurter Paulskirche wurde in
Ankara der Anwalt und Men-
schenrechtler Esber Yagmurdereli
(52) nach einem Fernsehinterview
direkt vor dem Studio von der
Polizei festgenommen (FR,
22.10.97). Yasar Kemal und Yag-
murdereli spielten beim Hun-ger-
streik hunderter politischer Ge-
fangener im letzten Jahr, der
nach 69 Tagen und 13 Toten be-
endet wurde, eine entschei-den-
de Rolle als Vermittler zwischen
den Gefangenen und dem turki-
schen Staat (vgl. GWR 211). Yag-
murdereli, der erblindet ist und
zwischen 1978 und 1991 in 14
verschiedenen Gefangnissen in-
haftiert war — davon sieben Jahre
in Einzelhaft — drohen nun 23
Jahre Gefangnis.

Nur drei Tage spéter, am 23. Ok-
tober, wurde der tirkische Kriegs-
dienstverweigerer Osman Murat

Ulke, der bereits am 9. Oktober

bei einem Gerichtstermin in Eski-

sehir festgenommen und ins Mi-

litargefangnis gebracht worden

war, zu insgesamt 10 Monaten

Haft wegen Desertion, Befehls-

verweigerung und Wehrflucht

verurteilt. Bereits vorher war Os-
man wegen ,Distanzierung des

Volkes vom Militar" und ,, wieder-

holter Befehlsverweigerung" zu

insgesamt 11 Monaten verurteilt
worden. Eine weitere Anklage

wegen Desertion wird vom Mi-

litdrstaatsanwalt derzeit vorberei-

tet.

Ebenfalls verhaftet wurde der

Vorsitzende des tlirkischen Men-

schenrechtsvereins (IHD), Arkin

Birdal. Thm wird ,Separatismus"

bzw. die Unterstlitzung des ,Ter-

rorismus" (d.h. der PKK) vorge-
worfen.

Diese Ereignisse nur einer Woche

werfen ein bezeichnendes Licht

auf die Situation in der Turkei.

Wahrend aber in der Bundesre-

publik von Seiten der offizidsen

Politik GUnter Grass wegen seiner

Benennung der deutschen Unter-

stitzung der Turkei angegriffen

wird, wollen wir diese Ereignisse
als Anla8 nehmen, einen Blick
auf die Situation in der Tarkei zu
werfen.

Nach einem Bericht des Men-

schenrechtsvereins flr 1996 kam

es allein in diesem einen Jahr zu
den folgenden Menschenrechts-
verletzungen:

*2395 Menschen wurden bei be-
waffneten Auseinandersetzun-
gen umgebracht;

*59 Menschen wurden Opfer
von Morden ,,unbekannter Ta-
ter";

*191 Menschen sind seit der
Festnahme verschwunden;

* 17604 Menschen wurden nach
der Festnahme gefoltert, auch
wenn ,offiziell" nur 191 Falle
von Folter zugeben wurden;

*109 Menschen wurden ermor-
det;

*95 Bombenanschlage wurden
von Kraften des Staates verlbt;

*67 Dorfer wurden entvolkert
und in Brand gesteckt;

*170 Menschen wurden auf-
grund ihrer Uberzeugung in die
Gefangnisse gesteckt;

*108 Vereine und Gewerkschaf-
ten wurden angegriffen;

* Nachdruck mit freundlicher Genehmigung der Redaktion aus: gras® 97 Presse- und Publikationsor-
wurzel revolution , Ausgabe Oktober 1997, Kaiserstr. 24, 26122 OI- gane wurden verboten;
denburg, Tel. 0441 / 2489663

*342 Journalistinnen wurden
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festgenommen;
*167 Zeitungen und Zeitschriften

wurden beschlagnahmt. (1)
Eine Verbesserung der Men-
schen-rechtssituation ist auch
nicht in Sicht; im Gegenteil. Ex-
emplarisch zeigt das z.B. die Zahl
der an den Folgen von Folter ge-
storbenen Gefangenen: 1990
starben an den Folgen der Folter
neun Menschen, 1991 waren es
19, 1992 17 Menschen. 1993
stieg die Zahl der Folteropfer auf
29 Menschen, 1994 auf 34 Men-
schen und explodierte 1995 auf
122 Menschen. Fir 1996 liegt
die Zahl bei 190 Toten. (2)
Es ist deutlich, daB sich die Situa-
tion vor allem im Zusammenhang
mit dem seit 1984 andauernden
Krieg in Kurdistan verscharft hat.
Dieser Krieg, in dem bis heute
vom turkischen Militar etwa 2
700 Dorfer entvolkert, in Brand
gesetzt und niedergerissen wur-
den, wirkt sich jedoch nicht nur
in den Krisengebieten in ,,Su-
dostanatolien" (so der offizielle
Sprachgebrauch) aus, sondern in
der gesamten Turkei (vgl. GWR
203).

Vietnam-Syndrom in der Tiirkei

Es besteht wohl kein Zweifel, daf
sich die Turkei im Krieg befindet,
auch wenn der offizielle Sprach-
gebrauch , Terrorismusbekdmp-
fung" lautet. Im Gebiet des Aus-
nahmezustands im Sldosten der
Turkei (ttrkisch-Kurdistan) sind
waren 1994 nach offiziellen Ver-
lautbarungen 300 000 Soldaten
und 170 000 Mitglieder von Spe-
zialeinheiten stationiert. Die Zahl
der paramilitarischen Dorfschit-
zer betrug 56 000. Seit 1994
durfte sich die Situation eher ver-
scharft haben, so daB mit Sicher-
heit nicht weniger Soldaten im
+Ausnahmezustandsgebiet" sta-
tioniert sind. (3)

Bereits mehrfach ist die Turkei im
Zusammenhang mit dem Krieg in
die UN-Schutzzone fir Kurdinnen
im Norden des Irak einmarschiert,
um dort den Kampf gegen die
PKK fortzusetzen. Der letzte Ein-
marsch be-gann am 14. Mai
1997 unter dem Titel ,Operation
Hammer" mit 50 000 Soldaten.
(4) Nicht nur bei diesem Einsatz
kamen auch in Deutschland pro-
duzierte Waffen zum Einsatz: Ne-
ben Leopard I-Panzern konnten
auf tarkischen Fernsehbildern
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Faun-Panzertransporter und
Daimler-Benz-Militarunimogs
identifiziert werden (taz,
21.6.97). Unterstltzt wurde die
Invasion von den USA, die Daten
aus Erkundungsfligen von
AWACS-Aufklarern Gber den Nor-
dirak zur Verfigung stellten (FR,
16.6.97).

Die Kriegssituation macht sich in
einer Zunahme des sogenannten
.Vietnam-Syndroms" bei aktiven
und ehemaligen Soldaten be-
merkbar. Die Zahl der Selbstmor-
de in der Armee hat in den letz-
ten Jahren zugenommen, eben-
falls die Brutalitat innerhalb der
Armee. Nach einer Doktorarbeit
bei der Militarischen Medizinaka-
demie Gulhane (GATA) kann bei
28 % der im Kriegsgebiet dienst-
tuenden Soldaten bereits das ,,Vi-
etnam-Syndrom" festgestellt wer-
den (5). Dieses &uBert sich in ei-
ner Brutalisierung und Verrohung
der entsprechenden Soldaten.
Ahmet N., ein eingezogener
Wehrfllichtiger berichtete Gber
von einem ,,Spezialeinsatz"
zurlckkommende Soldaten: , Als
sie zurlckkamen, waren sie nicht
mehr wiederzuerkennen. Der Ge-
sichtsausdruck von allen hatte ei-
ne aggressive und harte Erschei-
nung gewonnen. Die Inhalte der
Gesprache hatten sich geandert.
lhre Aggressionen hatten zuge-
nommen. Alle sprachen von ‘T6-
ten” und ‘SchieBen’. Im Ergebnis
steigt nach der Rickkehr von ei-
ner Operation in der ganzen Ein-
heit die Gereiztheit und Aggressi-
vitat. ... Obwohl viele Soldaten
nicht an Gefechten und Opera-
tionen teilnehmen, machen sie
Fotos mit ihren Waffen und einer
entsprechenden Atmosphare,
und schicken sie ihren Familien."

(6)

s9+-« €ine auf Blut und Eisen griin-
dende Kumpanei"

Glnter Grass' Kritik thematisierte
in seiner Laudatio fur den Frie-
denspreistrager Yasar Kemal die
historische Waffenbriderschaft
zwischen Deutschland und der
Turkei und die aktuelle Waffenhil-
fe fur die tirkische Armee im
Krieg gegen die Kur-dinnen. Die
Waffenbriderschaft reicht zuriick
bis 1878 und fuhrte schlieBlich
im Ersten Weltkrieg zur gemein-
samen Niederlage. In der Turkei
entstand aus den Trimmern des

Osmanischen Reiches die TUrki-
sche Republik mit dem Kemalis-
mus (7) als Staatsideologie, einer
Ideologie, die kurz gesagt eine
zwangsweise Westorientierung,
einen extremen ttrkischen Natio-
nalismus und einen damit ver-
bundenen Militarismus beinhal-
tet. In Deutschland entstand aus
dem Kaiserreich die Weimarer Re-
publik, doch der Waffenbrider-
schaft taten diese Verdnderungen
keinen Abbruch.

Und das gilt bis heute. Nach In-
formationen von SIPRI ist die
Bundesrepublik nach den USA
der zweitgréBte Waffenlieferant
der Turkei. Geliefert wurden im
Rahmen von NATO-Hilfsprogram-
men und anderen Sonderpro-
grammen u.a. Nachtsicht-ge-rate
fur 9 Mio. DM (1989-91), 77
Leopard-1A3-Kampfpanzer, 300
BTR-Schutzenpanzer (aus NVA-
Bestanden), 250 000 Ka-laschni-
kows, 5 000 Maschinengewehre,
100 000 Panzerfauste und 440
Mio. Stick Munition. Dazu
kommt zahlreiche technische Hil-
fe flr die Rustungspro-duktion.
(8)

Neben dieser Hilfe im Rahmen
der NATO gibt es Abkommen zu
bilateraler Ausbildungs- und Aus-
rastungshilfe far Militar, Polizei
und Geheimdienste. Bereits kurz
nach dem Putsch von 1980 er-
hielt die tlrkische Polizei 1 Mio.
DM Polizeihilfe, die spater fortge-
setzt wurde. Siemens stattete tUr-
kische Polizeiwachen mit Compu-
tern aus. Von 1974-1984 wur-
den 42 tarkische Polizeikommis-
sare eine Ausbildung bei der Poli-
zeifihrungsakademie in MUnster-
Hiltrup, und die 1987 gegriinde-
te tlrkische Eliteeinheit zur Ter-
rorbekampfung erhielt ihre Aus-
bildung zum Teil im Hauptquar-
tier der GSG-9 in St. Augustin.
Bereits auf das Jahr 1955 geht
die Zusammenarbeit zwischen
dem Bundesnachrichtendienst
(BND) und dem tlrkischen Ge-
heimdienst MIT zurtick, die bis
heute andauert. (9)

Ist es da etwa Uberzogen, wenn
Gunter Grass sagt: ,Wir wurden
und sind Mittater. Wir duldeten
ein so schnelles wie schmutziges
Geschaft. Ich schdme mich mei-
nes zum bloBen Wirtschaftsstan-
dort verkommenen Landes, des-
sen Regierung todbringenden
Handel zulaBt und zudem den
verfolgten Kurden das Recht auf

Asyl verweigert." (10)

Es ist wohl kaum weit hergeholt,
wenn die Bundesrepublik als Hel-
fershelfer eines ,schmutzigen"
Krieges bezeichnet wird. Beihilfe
zum Massenmord!

sse-.demokratisch abgesicherte
Barbarei."

Grass schildert in seiner Laudatio
die Beschreibung der nationalisti-
schen und rassistischen Stimmun-
gen, wie sie von Yasar Kemal in
.Zorn des Meeres' (11) vorge-
nommen wurde. Kemal schildert
darin den ProzeB der Verinnerli-
chung des tirkischen Nationalis-
mus, der sich schlieBlich in einem
rassistischen Wahn gegen alle an-
deren richtet — Tscherkessinnen,
KurdInnen, Laslnnen, Judlnnen,
Griechlnnen, Armenierinnen ...
Dieser Wahn &ufert sich am poli-
zeilichen Stammtisch, an dem of-
fen Vernichtungsphantasien
geduBert werden: ,Sie sprachen
... wie sie eines Tages die Soziali-
sten abschlachten und das edle
Blut der Turkei reinigen wurden.
... Die minderwertigen Nomaden,
Kurden, Tscherkessen, Juden und
Einwanderer aus Griechenland
seien der Ruin dieses Landes. Der
Fuhrer brauche nur den Befehl zu
geben. ... Sie hatten sauberlich
Buch gefuhrt, die Fihrer: die
Grauen Wolfe wirden drei Millio-
nen toten, funf Millionen verban-
nen und aus Mittelasien die ech-
ten TUrken, besonders die rein-
blutigen Kirgisen, unsere Vater,
ins Land holen und die Turkei
ware mit einem Schlag gerettet."
(12)

Doch Grass bleibt nicht bei der
Beschreibung stehen, sondern
schlagt Briicken zur Situation
hier: ,Mit diesem Zitat kommt
der Rassenwahn, der am polizeili-
chen Stammtisch verkiindete Vol-
kermord zu Wort. .... Zwar ist
von reinrassigen Turken und min-
derwertigen Kurden, Lasen, Ju-
den, Tscherkessen die Rede, doch
kommt es dem Leser vor, als
spreche sich ein international be-
setzter, also auch deutschsprachi-
ger Stammtisch so hemmungslos
aus. Nicht nur Polizisten reden
derart faschistisch freiweg; war
es nicht ein deutscher Politiker
von Rang, der vor einiger Zeit vor
der ‘Durchrassung des deutschen
Volkes' gewarnt hat?

Spricht nicht der in Deutschland
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latente Fremdenhal3, blrokratisch
verklausuliert, aus der Abschiebe-
praxis des gegenwartigen Innen-
ministers, dessen Harte bei
rechtsradikalen Schlagerkolonnen
ihr Echo findet? Uber viertausend
Flichtlinge, aus der Turkei, Alge-
rien, Nigeria, denen nichts Krimi-
nelles nachgewiesen werden
kann, sitzen in Abschiebelagern
hinter SchloB und Riegel, Schiib-
linge werden sie auf neudeutsch
genannt. — Es ist wohl so, dal3
wir alle untatige Zeugen einer
abermaligen, diesmal demokra-
tisch abgesicherten Barbarei
sind." (13)

Grass’ Kritikerlnnen bestatigen ei-
gentlich nur die Berechtigung der
Kritik. Der parlamentarische
Staatssekretar im Innenministeri-
um, Eduard Lintner (CDU) wider-
sprach dem ,latenten Fremden-
haB" mit der AuBerung: ,Da wer-
den wir erstickt von lauter Flicht-
lingen und Asylbe-wer-bern, und
das kann man wiederum der
deutschen Bevélkerung nicht zu-
muten."(14) Ein Kommentar eri-
brigt sich wohl. Der rassistische
Geist, der auch solchen AuBerun-
gen spricht, die Mar der ,,Durch-
rassung des deutschen Volkskor-
pers" werden in solchen AuBe-
rungen mehr als deutlich.

Anmerkungen:

(1) Bericht des Menschenrechtsvereins
fur 1996, zitiert nach Kyryk Tifek
Nr. 3/97, 26. Februar 1997

(2) Menschenrechtsverein (IHD), Sekti-
on Istanbul: Menschenrechte und
Demokratie. 1997

(3) IHD lIstanbul, a.a.O.

(4) Turkische Armee greift zum ,Ham-

mer", ami, 27 Jg., Heft 7/8, Juli/Au-
gust 1997

(5) Demokrasi, 7.4.97, nach Kyryk Tu-
fek Nr. 7/97, 1. September 1997

(6) Interview mit dem Soldaten Ahmet

N., Kyryk Tifek Nr. 8/97, 1. Oktober

1997

(7) Mustafa Kemal, genannt ,Atatiirk"
(Vater der Tirken) gilt als Grinder
der modernen Tirkei, die letztend-
lich militérisch in einem Krieg ge-
gen die drohende Aufteilung des
Landes unter England, Ruf3land,

»sDas Herz des Menschen ist voll-
er Lebensfreude"?

Die Situation in der Turkei ist von
einer ,Logik der Gewalt" gekenn-
zeichnet, nach der ,beide" Seiten
handeln: sowohl die tirkische Ar-
mee als auch die kur-dische PKK.
Die turkische Linke bleibt eben-
falls dieser Lo-gik verhaftet und
schlieBt sich getreu dem Motto
,Der Feind meines Feindes ist
mein Freund" in der Regel kriti-
klos der Forderungen der PKK fir
eine Losung des Krieges an.
Ahnliches gilt fur die deutsche
und internationale Untersti-tz-
ungsszene. Der letzte Versuch,
internationale Aufmerksamkeit
far die Situation in tarkisch-Kur-
distan zu gewinnen, der ,Mu-sa
Anter'-Friedenszug vom Septem-
ber 1997, zeichnete sich eben-
falls durch fehlende Kritik an der
PKK aus, auch wenn der Vorwurf
der PKK-Unterstltzung, wie er
sowohl von den deutschen
Behorden als auch von der tiirki-
schen Regierung erhoben und als
Begrindung fur das erfolgte Ver-
bot genannt wurde, zu undiffe-
renziert ist.

Eine Losung fur Kurdistan — fur
die Turkei — scheint weiter ent-
fernt denn je. Die Turkei hat die

Frankreich und Griechenland ent-
stand. Mustafa Kemal war General
der ,jungtirkischen" Armee und
wurde erster Prasident der Turkei.

Auf ihn geht die Staatsideologie des

L~Kemalismus" zurlick, und Atatirk-
Standbilder und Portraits sind in
der Tirkei allgegenwartig.

(8) Antimilitaristies Onderzoekskollek-
tief (AMOK): Turkei-Connection.
Wie die Turkei international aufge-
rustet wird. KOMZI-Verlag, Idstein
1996

(9) Antimilitaristies Onderzoekskollek-
tief (AMOK), a.a.O.

(10) Gunter Grass, Frankfurter Rund-
schau, 20.10.1997

(11) Yasar Kemal: Zorn des Meeres.
Unionsverlag Zrich, 490 S.

(12) Yasar Kemal: Zorn des Meeres, zi-

tiert nach Gunter Grass, FR
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Schaffung einer ,,permanenten
Sicherheitszone" im Norden des
Irak angekindigt, um die PKK mi-
litarisch zu besiegen. Doch mi-
litarisch ist dieser Krieg nicht zu
|6sen. Eine Losung ist nur mog-
lich durch einen Ausbruch aus
der ,Logik der Gewalt".

Yasar Kemal duBBerte in seiner
Dankesrede seine Hoffnung auf
Frieden: ,Ich habe einen tief ver-
wurzelten und, wie ich denke,
unerschitterlichen Glauben an
den Optimismus des Menschen.
Das Herz des Menschen ist voller
Lebensfreude. Wir kommen aus
einem Dunkel und gehen in ein
Dunkel, das ist gewil3; wir haben
viel Béses, haben viele Kriege,
viele Seuchen, viele Greuel erlebt,
und dennoch heif3t es, die Welt
ist schén, wir wollen sie nicht
missen. ... Die Lebensfreude im
Menschen ist unsterblich. ... Und
ich bin Uberzeugt, daB3 die auf
dieser Erde so préchtiger Kulturen
seBhaften Menschen meines Lan-
des nicht in diesem Zustand ver-
bleiben, daB sie diese fruchtbare
Kulturlandschaft wieder zum Gru-
nen bringen, daB wir friher oder
spater zu einer echten Demokra-
tie gelangen ..." (15).

20.10.1997

(13) Ginter Grass: Laudatio auf Yasar
Kemal, Frankfurter Rundschau,
20.10.1997

(14) Frankfurter Rundschau,
21.10.1997

(15) Yasar Kemal: Die Welt wird vom
Wort regiert. Dankrede zum Frie-

denspreis des deutschen Buchhan-

dels. Frankfurter Rundschau,
21.10.1997
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er am 20. August 1997 aus

Deutschland abgeschobene
Kurde Ahmet Karakus wurde am
Donnerstag, dem 6. November
1997, von dem Staatssicherheits-
gericht in Izmir zu 3 Jahren und
9 Monaten schwerem Gefangnis
verurteilt. Die zugrunde liegende
Anklage war moglich geworden,
weil deutsche Polizeibeamte nach
Angaben der Familie ihren turki-
schen Kollegen nach der Lan-
dung einen Aktenkoffer Gberge-
ben hatten, in dem sich belasten-
des Material gegen Karakus be-
fand. Demnach fielen der turki-
schen Polizei der handschriftliche
Asylantrag Karakus’, Fotos von ei-
ner Dusseldorfer Kurdistan-De-
monstration sowie Quittungen
Uber die Zahlung von Geldspen-
den an die ,Kurdische Befrei-
ungsfront ERNK" in die Hande.
Nach Angaben der Familie Ka-
rakus Uberhérten die deutschen
Beamten ihre flehentlichen Bit-
ten, den Inhalt des Koffers zu
vernichten. Nach Darstellung der
Karlsruher Polizei sei der Koffer in
.gutem Glauben" mitgegeben
worden. Die Familie habe nicht
den Versuch unternommen, ihn
zurlck zu erhalten. Vor dem Hin-
tergrund des auf der Hand lie-
genden und nun bestatigten Risi-
kos fur Herrn Karakus muB diese
Darstellung jedoch bezweifelt
werden. Der Asylantrag, der Ka-
rakus in Deutschland vor der poli-
tischen Verfolgung schutzen soll-
te, bescherte ihm nun Haft in der
Turkei.

Ercan Demir, Ahmet Karakus'
Rechtsanwalt, wirft den deut-
schen Behorden vor, seinen Man-
danten wissentlich den turki-
schen Behorden ans Messer ge-
liefert zu haben. Er kbnne sich
des Eindrucks nicht erwehren,
daB die deutschen Behorden es
geradezu darauf anlegten, da3
miBliebige kurdische Flichtlinge,
welche mit rechtsstaatlichen Mit-
teln in der Bundesrepublik nicht
belangt werden kénnten, dann
eben nach der erzwungenen
Ruckkehr durch die tirkische Poli-
zei bestraft wirden.

Das Verhalten deutscher Grenz-
schitzer werde, so PRO ASYL, of-
fiziell als Einzelfall dargestellt. Es
finde jedoch eine Parallele im
Umgang deutscher Gerichte und
Behdrden mit kurdischen Asylbe-

werberinnen und Asylbewerbern.
Mit oftmals lapidaren Begrin-
dungen wirden die Asylantrage
politisch aktiver Kurdinnen und
Kurden abgelehnt. Erst kirzlich
habe sich im Rahmen einer 6f-
fentlichen Verhandlung im Asyl-
verfahren eines Kurden vor der 7.
Kammer des VG Hannover der
Vorsitzende zur Furcht des Be-
troffenen vor drohender Folter
mit den Worten geéduBert: ,Kur-
dische Manner halten viel aus".

PRO ASYL beflirchtet vor dem
Hintergrund der in tdrkischen Ge-
fangnissen weit verbreiteten Fol-
ter, daB Herrn Karakus auch in
der Strafhaft menschenrechtswid-
rige und erniedrigende Behand-
lung droht. In einer ersten Reakti-
on forderte Gunter Burkhardt,
Geschaftsfiihrer von PRO ASYL,
BundesauBenminister Kinkel des-
halb auf, sich sofort personlich
fir den Verurteilten zu verwen-
den und die Sorge um seine kor-
perliche Unversehrtheit zur Chef-
sache zu machen. DarUber hin-

Aus Deutschland

abgeschobener Kurde zu

jahrelanger Gefangnis-

haft verurteilt

PRO ASYL fordert eine Intervention von
BundesauBenminister Kinkel

PRO ASYL Presseerklarung vom 7.11.1997

aus forderte Burkhardt Bundesin-
nenminister Kanther auf, ein Er-
mittlungsverfahren gegen die an
der Aktion beteiligten Polizisten
und BGS-Beamten einzuleiten.

wortlich zu sein.

fer erkennen lassen.

fen zu lassen.

Schwere Vorwiirfe an deutsche Behdrden

Der Rechtsanwalt Ercan Demir wirft der deutschen Polizei vor, fiir die
MiBhandlung und Inhaftierung des kurdischen Fliichtlings Ahmed K. verant-

Als Ahmed K. am 20. August in die Tlrkei abgeschoben wurde, hatte er
nicht mal Zeit, sich umzuziehen. In Izmir Gbergaben Polizeibeamte den tur-
kischen Kollegen auch seinen Aktenkoffer.Darin waren der Asylantrag, Zei-
tungsartikel und Fotos, die den 40jahrigen als kurdischen Widerstandskdmp-

K. wurde deshalb sofort festgenommen. Er sei im Polizeiprasidium Izmir ge-
schlagen worden, klagt sein tlrkischer Anwalt Ercan Demir: ,30 Stunden
wurde er im Stehen verhoért - mit einer roten Binde vor den Augen. So muf3-
te er auch sein Vernehmungsprotokoll unterschreiben."

Inzwischen sitze Ahmed K. im Gefangnis von Nazilli. Wegen , Hilfeleistung
an die Mitglieder der bewaffneten Bande" drohen dem Familienvater jetzt
bis zu funf Jahre Haft. ,Sein Gesundheitzustand ist sehr schlimm. Er hat
Gelbsucht und Nierenprobleme", berichtet der Anwalt.

Er wirft den deutschen Gesetzeshutern vor, seinen Mandanten wissentlich
den turkischen Behorden ans Messer geliefert zu haben.

.Bei seiner Abschiebung", so Demir, ,hat er die Polizisten eindringlich gebe-
ten, ihm seine Unterlagen wiederzugeben." K. habe immer wieder beteuert,
daB er andernfalls groBe Schwierigkeiten in der Tlrkei bekomme.

Er habe den Eindruck, so Demir, daB die deutschen Behdrden es geradezu
darauf anlegten, miBliebige kurdische Flichtlinge, die in der Bundesrepublik
nicht belangt werden kénnten, dann eben durch die tirkische Polizei bestra-

Der fir Abschiebung zustédndige Sprecher der Rastatter Polizei hatte zu den
widersprlchlichen Aussagen lediglich bemerkt:

»Wie tief sind wir schon gesunken, daB das Wort eines tiirkischen Staatsbiir-
gers mehr wert ist als das eines Polizisten?"

Quelle: Neue Presse vom 19. 09.
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Interview mit

Esber Yagmurdereli

von Heidi-Lippmann-Kasten*

Esber Yagmurdereli, 52 Jahre alt,
war nach seinem Jurastudium
sechs Jahre lang als Rechtsanwalt
tatig und vertrat insbesondere
Gewerkschaften und demokrati-
sche Organisationen. Unter dem

Vorwurf, Griinder einer illegalen
Organisation zu sein, wurde er im
Mirz 1978 inhaftiert und zur To-
desstrafe verurteilt, die spater in
eine lebenslingliche Haftstrafe
umgewandelt wurde. Von 1978 bis
1991 war er in 14 Gefingnissen in-
haftiert, sieben Jahre in Einzel-
haft. Trotz seiner Erblindung
betitigte er sich als Schriftsteller
und Friedenskampfer.

Nach seiner Freilassung 1991 wur-
de er wegen einer Rede, die er in
Istanbul vor der Menschenrechts-
organisation IHD hielt, erneut zu
20 Monaten Haft verurteilt. Diese
wurde nach einer Anderung des
Anti-Terrorgesetzes im Herbst
1995 (im Vorfeld der Aufnahme
der Tiirkei in die Zollunion, d V)

Kurdenverfolgung

auf 10 Monate abgemildert. Nach
dem kiirzlich erfolglos beendetem
Revisionsverfahren ist Esber Yag-
murdereli nun erneut zur Fahn-
dung ausgeschrieben. Im Fall sei-
ner Verhaftung droht ihm eine
Gesamtfreiheitsstrafe von 23 Jah-
ren.

Yagmurdereli ist weltweit als
Initiator verschiedener Friedens-
aktionen bekannt, so z.B. ,,Eine
Million Unterschriften fiir den
Frieden" und ,,Eine Minute Dun-
kelheit fiir eine Zukunft in Licht".
Zur Zeit ist er untergetaucht.
Trotz allem ist er bereit, in Inter-
views Stellung zu beziehen und
auf die Wichtigkeit eines Frie-
dens- und Demokratisierungspro-
zesses hinzuweisen.

Probleme: der Krieg in Kurdi-
stan, Menschenrechtsverlet-
zungen, hohe Arbeitslosigkeit, ei-

ne 80-prozentige Inflationsrate,
groBe Armut, 6kologische Proble-
me. Was ist fir Sie vordringlich?

ln der Trkei gibt es massive

An erster Stelle hat die Turkei ein
Demokratieproblem, es gibt Fol-
ter, willkurliche Inhaftierungen,
alle demokratischen Organisatio-
nen und Parteien werden verbo-
ten. Jeder Mann auf der StraBe
weiB, daBB Demokratie und Frie-
den das Hauptproblem in der
Turkei sind. Als ich wahrend der
Unterschriftensammlung fur ,,Ei-
ne Million Unterschriften fir den
Frieden" auf den StraBen war, ha-
be ich mit vielen Menschen gere-
det. Sie wissen, daB der Krieg in
Kurdistan Schuld ist an der ho-
hen Arbeitslosigkeit, der Inflation.
Die Turkei braucht Frieden, da-
nach kann man schrittweise alle
anderen Probleme I6sen. Und es
muB maglich sein, seine Gedan-
ken frei zu duBern. Wer in der
Turkei fur die Eigenstandigkeit
des kurdischen Volkes eintritt,
kann wegen separatistischer
AuBerungen zum Tode verurteilt
werden. Freie MeinungsauBerung
ist ein erster Schritt. In der Aktion
,,Eine Million Dunkelheit fur eine

Zukunft im Licht" haben Millio-
nen von Turken ihre Meinung
geduBert, schweigend und fried-
lich, indem sie eine Minute alle
Lichter geléscht haben.

Wie stellen Sie sich diesen Weg
zur Demokratie und zum Frieden
vor?

Ich habe mit vielen Abgeordne-
ten gesprochen und mit Mini-
stern.

Das groBte Problem ist das Ver-
fassungsrecht und die Rechte des
Militars. Wir brauchen dringend
Gesetzesanderungen, z.B. die
Streichung des § 8 des Anti-Ter-
ror-Gesetzes (Terrorismus-Vor-
wurf, d. V).

Nach Ciller und Erbakan wurde in
einigen westlichen Léndern in Mi-
nisterprésidenten Mesut Yilmaz
groBe Hoffnungen gesetzt? Doch
offensichtlich hat sich bisher rein
gar nichts gedndert?

Yilmaz hatte eine Chance. Doch
er hat viel versprochen und bis-
her nicht umgesetzt. Die Regie-
rung versucht, ohne Gesetzesan-
derungen weiterzumachen. Sie
ist gegen Veranderungen. Es sind
nur leere Versprechungen, Yilmaz
hat keine Macht.

Wie stellen sie sich die Unterst(it-
zung von auBen vor?

gierung zwingen, etwas fur den
Demokratisierungs- und Frieden-
sprozeB zu tun. Die Turkei
braucht den Druck von auBen.
Die Europaische Union mul3 Ge-
setzesanderungen einfordern.
BundesauBBenminister Kinkel hat
mir vor einigen Wochen verspro-
chen, zu helfen. Doch ich bin nur
ein Beispiel von zigtausenden. Es
gibt Uber 10.000 politische Ge-
fangene in den turkischen Ge-
fangnissen, gegen mehr als 5000
laufen Prozesse vor dem Staatssi-
cherheitsgericht. Mein Fall ist nur
ein Beispiel fur den demokrati-
schen Friedenskampf.

Die Turkei hat sich dem Westen
zugewandt. Die EU muB jetzt
einfordern, was die Turkei immer
wieder versprochen hat. Oder sie
muf3 die Turkei separieren und sie
dem Osten Uberlassen.

Sehen Sie in absehbarer Zeit eine
friedliche Lésung fir den Krieg
gegen das kurdische Volk?

Es gibt einen Weg, doch der
Staat kennt diesen Weg nicht. Er
ist gut organisiert, hat einen
groBen Apparat, um nationale
Propaganda zu machen. Doch
auch wir haben viele Instrumen-
te, wir missen sie nur positiv
nutzen. Es gibt viele Intellektuelle
in der Turkei, die bereit sind, zu
vermitteln, zu intervenieren. Auch

viele Abgeordnete haben meine
Friedensappelle unterzeichnet.
Doch insgesamt sind die Politiker
nicht bereit, sie wollen keine De-

* Dieses Interview wurde am 27.9.97
an einem nicht benannten Ort in der Ttrkei Das Européische Parlament und
von Heidi Lippmann-Kasten, MdL und Vorsitzende die Parlamente der einzelnen
von Prison Watch International e.V. gefahrt. Staaten mussen die turkische Re-
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mokratie. Der normale Mensch in
der Turkei kennt keine Demokra-
tie, er weil3 nicht, was das be-
deutet. Sie mussen sich erst klar
werden darUber, was sie wollen.

Drei bis vier Millionen kurdische
Menschen sind vertrieben, ins
Ausland gefllchtet oder leben in
Istanbul. Die Bedingungen dort
sind sehr schlecht. Jeden Tag ver-
lieren Menschen ihr Leben. Das
kurdische Problem ist ein tUrki-
sches Problem. Es muB hier
geldst werden. Doch die politi-
schen Parteien sind nicht bereit,
die politischen Strukturen zu ver-
andern. Auf lange Sicht bin ich
optimistisch, doch nicht inner-
halb der néachsten Jahre.

Wie stellen Sie sich die Untersttit-
zung aus dem Ausland vor, z.B.
aus Deutschland? Wire die Auf-
hebung des PKK- Verbots ein
Schritt zum Dialog?

Die Aufhebung des PKK-Verbots
in Deutschland ware hilfreich.
Doch tirkische Intellektuelle kon-
nen hierfir nichts tun. Solida-
ritdtsaktionen sollten aber genau
Uberdacht werden. Der Friedens-
zug nach Kurdistan war wenig
hilfreich. Er hat dem chauvinisti-
schen Weg der tlrkischen Propa-
ganda genUtzt. Alle Parteien, in-
klusive der MHP (Graue Wolfe)
waren dagegen und konnte so
ihre chauvinistische, nationalisti-
sche Propaganda machen. Soli-
daritatsarbeit sollte nicht los-
geldst von den Menschen im
Land geleistet werden.

Bei meinen Friedensaktivitdten
achten wir darauf, daB sie ohne
Repressionen des Staates ablau-
fen, wir geben dem Staat keine
Chance, sie zu verbieten oder
einzuschreiten. Man kann nie-
manden verbieten, abends um
neun sein Licht auszuschalten.
Uns ist wichtig, den Mann auf
der StraBBe zu erreichen, seine Ak-
zeptanz ist notig. Auf der StraBe
bei unseren Unterschriftensamm-
lungen fur den Frieden reden wir
Uber alles, Uber die Arbeitslosig-
keit, Uber die Steuererhéhungen.
Er weiB, dal3 sie durch das viele
Geld, was fur den Krieg und das
Militar bendtigt wird, verursacht
werden. Wir brauchen Demokra-
tie und wir mochten die Demo-
kratie bekommen.

Ein Waffenstillstand ist nicht aus-

reichend, doch es ist der notwen-
dige Schritt. Danach kénnen wir
diskutieren: Uber eine Generalam-
nestie, Uber freie MeinungsauBe-
rung, Uber neue Ideen, neue Par-
teien kénnen gegrindet werden,
ein neues Parlament, und darU-
ber wie wir einen Weg finden,
um mit den Volkern in Europa
zusammenzukommen mit den
selben Ideen und dem gleichen
Weg fur Demokratie und Frieden.

Die Bevélkerung ist sehr besorgt
und die Spannung in der turki-
schen Gesellschaft ist sehr groB.
Es findet eine Reorganisation in-
nerhalb der Gesellschaft statt, in
ein bis zwei Jahren werden wir
soweit sein. Dann kdnnen wir
Schritt fur Schritt alles angehen.

Sie waren 14 Jahre lang in ver-
schiedenen Geféngnissen inhaf-
tiert. Im letzten Jahr gab es einen
Hungerstreik der politischen Ge-
fangenen und ein Todesfasten,
bei dem 12 Menschen starben.
Sie haben gemeinsam mit Yasar
Kemal und Ziilfi Levaneli zwi-
schen der Regierung und den po-
litischen Gefangenen vermittelt.
Hat sich etwas veréndert?

Hungerstreiks in den Gefangnis-
sen sind das einzige Mittel um
gegen die unmenschliche Be-
handlung zu protestieren. Ich
war selbst an vielen Hunger-
streiks beteiligt. Ohne das Todes-
fasten im letzten Jahr hatte man
das Gefangnis in Eskesehir nicht
verhindern kdnnen.

Der neue Justizminister hat am
14. Juli einen ErlaB herausgege-
ben, wonach politische Gefange-
ne kdnftig in Einzelhaft unterge-
bracht werden sollen. Zur Zeit
werden Uberall in der Tarkei
neue Trakte fur Einzelhaft fertig-
gestellt. In Malatya lauft seit 24.
August erneut ein Hungerstreik,
in vielen Gefdngnissen gibt es
Protestaktionen. Was befirchten
Sie far die ndchsten Wochen?

Der neue Justizminister gehort
zum rechten Fligel der ANAP. Er
unterscheidet sich nicht viel von
den MHP-Faschisten. Er war
schon vor 10 Jahren, als ich in-
haftiert wurde, Justizminister. Ich
kenne ihn gut. Doch seine
Bemuhungen sind nicht erfolg-
reich, denn er kann es nicht ma-
nagen. Er versucht, die politi-

schen Gefangenen zu verunsi-
chern. Er schafft es nicht, mehr
als 10.000 politische Gefangene,
zu verlegen. Er kann sie nicht
taglich hin und herschieben. Kein
Staat hat soviel politische Gefan-
gene, die er als Terroristen be-
zeichnet, wie die TUrkei. Es sind
keine Terroristen, es sind Men-
schen, die ein Recht auf Men-
schenwirde haben. Daflr kamp-
fen sie und es gibt eine Tradition
und es gibt Regeln, sich zur
Wehr zu setzen. Die Spannung in
der Turkei ist sehr groB3, und es
gibt sehr viel Protest zu erwarten.
In den Gefangnissen wird es wie-
der zu Hungerstreiks kommen,
und auch wieder Tote geben.

In den nachsten Tagen werden
Sie im Fernsehen eine Diskussion
mit dem jetzigen und dem ehe-
maligen Justizminister haben. Ha-
ben Sie keine Angst, verhaftet zu
werden?

Sie missen Angst haben, mich
zu inhaftieren, denn ich werde
sie mit der Lage konfrontieren.
Ich kenne die Psychologie des
Volkes und der Regierung und
ich werde deutlich meine Mei-
nung sagen. Auf dem Papier ha-
be ich 23 Jahre Haft zu beflrch-
ten, doch wenn sie mich festneh-
men, werden es nicht mehr als 1
bis 2 Jahre sein. Denn bis dahin
gibt es Gesetzesanderungen. Ich
habe keine Angst, denn mein
Beispiel und mein Problem findet
viel Unterstitzung, auf der
StraBe ebenso wie bei den Men-
schen, die mich im Fernsehen se-
hen. Jeder sieht wie verrickt es
ist, wenn man mich zu 10 Mona-
ten verurteilt und mich 23 Jahre
ins Gefangnis stecken will. Der
psychologische Kampf findet auf
der StraBe statt. Mein Beispiel
und das vieler anderer gibt den
Menschen Hoffnung.

Ich lebe langer als die tirkische
Verfassung. Denn diese wird re-
gelméaBig gedndert. Ich Uberlebe
auch diese Verfassung und das
wissen sie.

Sie geben die Hoffnung fir De-
mokratie und Frieden in der Ttr-
kei nicht auf?

Nein. Hoffnung zu haben ist gut,
doch es reicht nicht. Flr seine
Hoffnung muB man kampfen.
Das tun wir.
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Eren Keskin

"Ich appelliere an die deutschen Behdrden,
die Familie Sincar nicht abzuschieben!"

ie turkische Rechtsanwaltin
D und Vizevorsitzende des

Dachverbandes der turki-
schen Menschenrechtsvereine
IHD, Eren Keskin, war auf Ver-
mittlung des Nds. Flichtlingsrats
eigens nach Barsinghausen, einer
Kleinstadt bei Hannover gekom-
men, um vor dem "Solidaritats-
kreis Die Briicke" Uber die Men-
schenrechtssituation in der Turkei
zu referieren. "Die Brlcke" betreut
drei kurdische GroBfamilien, die
seit vielen Jahren in Deutschland
leben, aber trotz abgelehnter
Asylverfahren aufgrund von Ab-
schiebestoppregelungen in Nie-
dersachsen und der Stellung von
Asylfolgeantragen nicht abge-
schoben werden konnten. Doch
der letzte Abschiebestopp ging
1995 zu Ende, und die Folgever-
fahren sind inzwischen auch ab-
gelehnt. Der Landkreis Hannover
dréngt deshalb auf ihre Auswei-
sung. Dabei hatten sich die In-
nenminister der Lander auf eine
Hértefallregelung geeinigt: Wer
vor dem 1.7.1990 eingereist war,
soll ein Bleiberecht erhalten, Ab-
schiebestopps wirden dafur aber
nur noch gemeinsam beschlos-
sen.

Den drei Familien war aber dieses
Bleiberecht verwehrt worden. Sie
hatten sich zu spat um Arbeit
gekimmert, war die Meinung
des Landkreises. Und Vorausset-
zung fir die Erteilung eines Blei-
berechtes aufgrund der Hartefall-
regelung ist die "wirtschaftliche
und soziale Integration". Was in
der Sprache der niedersachischen
Behorden bedeutet: Die

Familie muB sich selbst versorgen
kénnen und sich nachweislich
schon frih um Arbeit bemiht
haben. Eine feste Arbeit konnten
die Familien(vater) jedoch erst er-
halten, als eine Aussicht auf ein
Bleiberecht in Deutschland be-
stand. Seit 1996 kénnen sich die
Familien aufgrund der gefunde-
nen Arbeitsplatze selbst versor-
gen. Also brachte der Nieder-

sachsische Fllchtlingsrat Petitio-
nen flr die drei Familien in den
Landtag ein. Zwei davon wurden
zurlickgewiesen, woraufhin Sin-
cars am 31. Juli abgeschoben
werden sollen. Die siebenkopfige
Familie hat daraufhin ihre Woh-
nung verlassen - eine Barsinghau-
sener Kirchengemeinde hat sie
aufgenommen. Damit sind jetzt
zwei Familien in Barsinghauusen
im Kirchenasyl, denn Familie Aka,
deren Petition ebenfalls abge-
lehnt wurde, befindet sich schon
seit Marz im Schutz einer Kirche.
"GroBes Unverstandnis" herrsche
in der Gemeinde Gber die Ent-
scheidung von Landkreis und
Landtag, berichtet Pastor Otter-
statter. In der Gemeinde habe es
keinen Widerstand gegen das Kir-
chenasyl gegeben. Von Eren Kes-
kin erhoffen sich die Familien und
ihre Unterstltzer nun weitere In-
formationen, die die Ruckkehrge-
fahrdung der Kurden belege. Die
friheren Dorfer der Familien exi-
stieren nicht mehr. Sie wurden
von der tlrkischen Armee im
Kampf gegen die PKK zerstort.
Auch Eren Keskin bestatigt, daf3
Kurden aus dem Bezirk der zwei
befreundeten Familien besonders
gefahrdet seien. Der Herkunftsort
lieBe sich ohne weiteres aus dem
PaB3 der Ruickkehrer entnehmen.
Insbesondere der Name Sincar sei
den Sicherheitskraften bekannt,
die schon zahlreiche Mitglieder
der Familie ermordet hatten - un-
ter ihnen der Abgeordnete der
prokurdischen Partei DEP, Meh-
met Sincar.

Die siebenkopfige Familie Sincar
aus Turkisch-Kurdistan fand am
Wochenende in der Christus-Ge-
meinde Egestorf in Barsinghau-
sen Schutz vor ihrer Abschie-
bung. Der Landkreis Hannover
hatte die Abschiebung fir den
31. Juli angekindigt, nachdem
eine an den niedersachsischen
Landtag gestellte Petition erfolg-
los geblieben war. Mit Familie
Sincar befinden sich nun bereits
zwei kurdische GroBfamilien in
Barsinghausen im sogenannten
"Kirchenasyl". Die mit Sincars be-
freundete Familie Aka hatte be-
reits im Mérz Schutz in einer wei-
teren evangelisch-lutherischen
Kirchengemeinde im Ort gefun-
den. Sincars wie Akas waren vor
elf Jahren nach Deutschland ge-
kommen. Sie verfligten beide,
wie Fluchtlingssozialarbeiterin
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Marion Bahle-Schwarz vom Bar-
singhausener "Solidaritatskreis Die
Briicke" berichtet, Uber eine eige-
ne Wohnung und Gber einen
festen Arbeitsplatz. Trotzdem sei
ihr Antrag auf Gewahrung eines
Bleiberechtes aufgrund der soge-
nannten Hartefallregelung vom
zustandigen Landkreis abgelehnt
worden. Ebenfalls am Wochen-
ende hatte die tlrkische Rechts-
anwaéltin und Vizevorsitzende des
Dachverbandes der Menschen-
rechtsvereine in der Turkei (IHD),
Eren Keskin, bei einem Vortrag in
Barsinghausen noch auf die
Ruckkehrgefahrung der Familie
Sincar aufmerksam gemacht. Sie
appellierte ausdricklich an die
deutschen Behérden, die Familie
nicht abzuschieben. Zahlreiche
ihrer Familienmitglieder seien be-
reits von turkischen Sicherheits-
kraften ermordet worden.
Bedingung fur die Erteilung eines
Bleiberechts aufgrund der Harte-
fallregelung ist, daB3 die Familie
vor dem 1.7.1990 eingereist ist
und "sich in die hiesige soziale,
wirtschaftliche und rechtliche
Ordnung eingefligt haben". Die
ausreichende wirtschaftliche Inte-
gration habe der Landkreis aber
nicht als gegeben angesehen. Die
Familie hatte sich erst seit letztem
Jahr um Arbeit bemUht, lautete
der Vorwurf. Marion Schwarz
macht dem gegenuber geltend,
daB der Vater seinen Arbeitswil-
len schon vorher als Saisonarbei-
ter in der Landwirtschaft unter
Beweis gestellt habe. Andere Ar-
beiten seien aufgrund der
behordlichen Diskriminierung auf
dem Arbeitsmarkt nicht zu finden
gewesen.

In Niedersachsen sind inzwischen
funf Petitionen an den Landtag
ergangen, in denen Familien die
Gewahrung der Hartefalregelung
vom zustandigen Landkreis ver-
weigert worden ist. Vier der Fa-
milien sind Kurden aus der Tar-
kei, eine gehort der verfolgten
Minderheit der Ahmadiyya in Pa-
kistan an. Alle Familien haben
funf und mehr Kinder, weshalb
sie lange Jahre auf Sozialhilfe an-
gewiesen waren.

Bei zwei kurdischen Famlien hat
der niedersachsische Landtag
schlieBlich fur die Bertcksichti-
gung der Petition pladiert.
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Der kurdischen Flichtlingsfamilie C., deren rechtswidrige Abschie-

ment gestoppt werden konnte (s. FLUCHTLINGSRAT Nr. 41, S. 22),
droht erneut die Abschiebung in die Tirkei. Obwohl Angehérige der
Familie an mehreren Hungerstreiks und Demonstrationen teilnahmen,
im kurdischen Fernsehsender MED-TV auftraten und wegen ihrer Teil-
nahme an exilpolitischen Aktivitaten in tirkischen Tageszeitungen na-
mentlich als PKK-Aktivistinnen und Separatisten diffamiert wurden,
besteht nach Auffassung der 7. Kammer des Verwaltungsgerichts
Hannover keinerlei Gefahr politischer Verfolgung, ja nicht einmal die
Notwendigkeit, die aufschiebende Wirkung der Klage auf Durch-
fihrung eines weiteren Asylverfahrens anzuordnen.

Zur Begriindung verweist Richter Borchert u.a. auf den Fall Demir, der
nach Auffassung des Richters ,als Beleg daflir angesehen werden
kann, daB3 auch wiederholte exilpolitische Aktivitaten ... nicht zu Ver-
folgungsmaBnahmen bei Rickkehr in die Turkei fihren." Die 6ffentli-
chen Verlautbarungen von Heidi Lippmann-Kasten und Angelika Wil-
liams, die nach ihrer Rickkehr aus der Tirkei von Folterspuren am
Korper von Herrn Demir berichteten, vermochten den Richter nicht zu
einer Anderung seiner Rechtsprechung zu veranlassen. Im Folgenden
veréffentlichen wir einen Ausschnitt aus der Entscheidung, in der sich
die 7. Kammer mit anderen Berichten Uber abgeschobene und
miBhandelte Fluchtlinge auseinandersetzt. Die Wirdigung dieser Falle

bung aus dem LK Schaumburg im Januar dieses Jahres im letzten Mo-

“Sie ist somit als Grundlage fiir eine
Neubewertung der Riickkehrgefihrdung
nicht geeignet.”

Abschiebung
in den Folterkeller?

spricht fur sich:

ule]

Die immer wieder zitierten Félle,
in denen abgeschobene Asylbe-
werber unter Anwendung von
psychischem Druck und physi-
scher Gewalt verhort worden sein
sollen, Murat Fani, ,Rodi"(dessen
voller Name nicht genannt wer-
den soll), Riza Askin, Ayhan Bu-
grahan und Hasan Kutgan, ge-
bieten keine andere Beurteilung.
Nach Auffassung von ai (Stellun-
gnahme v. 19.07.1996) sollen
vier Félle abgeschobener Kurden,
die nach der Abschiebung in der
Turkei gefoltert oder miBhandelt
wurden, dokumentiert sein, u.a.
die von Riza Akin, Murat Fani
und Ayhan Bugrahan. Nach den
vom Auswartigen Amt aufgrund
durchgefihrter Uberprifungen
getroffenen Feststellungen liegen
dagegen diese Félle - bis auf eine
Ausnahme, ndmlich Riza Askin -
entweder Jahre zurlick oder wur-
den nicht durch unabhangige Be-
obachter bestatigt (Lagebericht v.
04.12.1996). Auch in seinem
neuesten Lagebericht vom
18.07.1997 geht das Auswartige
Amt davon aus, dafB bestatigen-
de Hinweise, dal3 ein aus
Deutschland abgeschobener Kur-
de bei Einreise in die Turkei
miBhandelt wurde, nur in einem
Fall vorliegen. Angesichts des Be-
richtszeitraums von mehr als vier
Jahren und in Anbetracht der Tat-
sache, daBB im Jahre 1994 aus

Deutschland 3.549 Personen in
die Turkei, im Jahre 1995 2.610
Personen und im Jahre 1996
6.127 Personen abgeschoben
wurden, ist die Anzahl der be-
kannt gewordenen, aussagekraf-
tigen Referenzfalle viel zu gering,
um die Sicherheit abgelehnter
kurdischer Asylbewerber bei einer
Einreise in die Turkei grundsatz-
lich in Frage zu stellen (vgl. OVG
Lineburg, Urt. v. 18.02.1997,
a.a.0. und Urt. v. 28.08.1997,
a.a.0.; Lagebericht des Auswar-
tigen Amtes v. 18.07.1997).

Der Fall Hasan Kutgan gibt eben-
falls keinen AnlaB3, die vorstehend
bezeichnete Rechtsprechung in
Frage zu stellen (vgl. Auskunft d.
Auswartigen Amtes an VG Frei-
burg v. 09.04.1997; Beschl. d.
OVG Nordrh. Westf. v.
09.06.1997 -25 A 2551/97 .A-).
AnlaB3 fur die Entscheidung der
Sicherheitskrafte, Hasan Kutgan
nach seiner Ankunft auf dem
Flughafen Istanbul der zustandi-
gen Abteilung gegen Terroris-
musbekdampfung zu Uberstellen -
dort wurde er offenbar unter An-
wendung Folter verhért -, waren
nicht exilpolitische Aktivitaten im
Bundesgebiet. Grund dafir war
vielmehr, daB der Kommissar der
Flughafenpolizei Hasan Kutgan
fur einen politisch motivierten
Mord in seinem Heimatdorf ver-
antwortlich machte. Dieser Ab-

Auszug aus einer Entscheidung des VG Hannover vom

26.09.97 (Az: 7 B 5593/97)

schiebefall rechtfertigt nicht die
Annahme, Tausende von in den
letzten Jahren abgeschobenen
Kurden hatten ein vergleichbares
Schicksal erfahren oder Kurden
wurden generell kiinftig nach ih-
rer Abschiebung menschen-
rechtswidrig behandelt. Eine der-
artige Vermutung 1&Bt sich auch
den Angaben von Frau Rechtsan-
waltin Eren Keskin, die Hasan
Kutgan im Strafverfahren vor
dem Staatssicherheitsgericht Ist-
anbul verteidigt hat, nicht ent-
nehmen. Auf die konkrete Frage,
wieviele Personen nach der Ruick-
kehr aus Deutschland oder aus
einem anderen Land auf dhnliche
Weise inhaftiert, miBhandelt oder
angeklagt worden seien, hat sie
lediglich darauf verwiesen, es exi-
stierten tatsachlich derartige Ak-
ten, ohne zugleich auch nur eine
ungefdhre GréBenordnung zu
nennen. An anderer Stelle ihrer
Befragung erklarte Frau Keskin,
vergleichbare Willkirfalle konn-
ten bei den aus Kurdengebieten
stammenden Personen tatsach-
lich vorkommen (vgl. OVG Nord-
rh.-Westf. , a.a.0. unter Hinweis
auf das Protokoll d. VG.Freiburg
Gber die Anhérung von Frau Kes-
kin v. 14.03.1997). Diese eher
zurlckhaltenden Formulierungen
sind nach Wirdigung des OVG
Nordrh.-Westf. kein Beleg dafur,
daB fur die groBe Zahl turkischer
Asylbewerber kurdischer Volkszu-
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dung nicht geeignet.

gehorigkeit die Abschiebung in
die Turkei mit einem nennens-
werten Risiko verbunden ist. Zu
derselben Beurteilung ist jungst
auch das OVG Luneburg in Be-
statigung seiner standigen Recht-
sprechung zur Rickkehrgefahr-
dung kurdischer Asylbewerber
gelangt (Beschl. v. 17.07.1997 -
11 L 3413/97 -).

Eine grundsatzlich andere Beur-
teilung gebietet auch nicht der
jingst bekannt gewordene Fall
des Ahmet Karakus. Aufgrund
des bisher bekannten Sachver-
halts ist Ahmet Karakus nach Ab-
schiebung in die Turkei verhaftet
und unter dem Vorwurf der Hilfe-
leistung an die Mitglieder der be-
waffneten Bande (PKK) angeklagt
worden. Hintergrund hierfir ist
offenbar, dal3 Karakus durch den
Inhalt einer in Zusammenhang
mit der Abschiebung an die turki-
schen Sicherheitsbehorden Uber-
gebenen Tasche, in der sich u.a.
Spendenquittungen an die ERNK
und Fotos von der Demonstration
in Dusseldorf vom 26.04.1997
befunden haben sollen, belastet
wurde. Im Unterschied zu allen
anderen Abschiebungsfallen wur-
de somit im Fall Karakus den tur-
kischen Sicherheitsbehorden be-
reits bei Einreise belastendes Ma-
terial bekannt. Es ist nicht auszu-
schlieBen, daB der somit vorlie-
gende Beweis der - finanziellen -
Unterstltzung der Organisation
auch Grundlage fur eine Verurtei-
lung von Herrn Karakus sein
kann. Allerdings ist darauf hinzu-
weisen, daB das Verfahren noch
nicht abgeschlossen und dessen
Ausgang daher offen ist. Auch
wenn es letztlich zu einer Verur-
teilung von Karakus in der Turkei
kdme, lieBe sich dieser Vorgang
nicht auf die groBe Mehrzahl
dem Abschiebungsvorgange von
Kurden in die Tlrkei Ubertragen
in denen den tdrkischen Behor-
den gerade keine Informationen
oder gar Beweise Uber separati-
stische Aktivitaten vorliegen.
Auch der Rechtsanwalt Ercan De-
mir, der Herrn Karakus in dem
gegen ihn eingeleiteten Verfah-
ren vertritt, bestatigt, daB nicht
jeder Teilnehmer an einer Mas-
sendemonstration, der auf einem
Foto zu erkennen ist, identifiziert
und verfolgt werden kann und
daB sich das geheimdienstliche
Ermittlungsinteresse in erster Li-

nie auf Fihrungspersonlichkeiten
und Organisatoren oppositionel-
ler Aktivitaten im Ausland be-
zieht. Zwar erklart der Rechtsan-
walt Demir in der vom Forderver-
ein Niedersachsischer Flichtlings-
rat e.V. gefertigten Niederschrift
vom 16.09.1997 weiter, daf3 sich
die Ermittlungen nicht auf den
genannten Personenkreis der
Fhrungspersonlichkeiten be-
schrankten, sondern auch kaum
kalkulierbare Zufélle eine Rolle
spielten. Da er andererseits aber
nicht in der Lage ist, neben den
oben bereits angesprochenen Fal-
len Kutgan, Fani, Askin und Bu-
grahan weitere Vorfélle zu be-
nennen, bei denen abgeschobene
Kurden allenfalls Verfolgungs-
maBnahmen erlitten haben, und
damit weiterhin keine ausreichen-
de Anzahl von Referenzfallen be-
kannt ist, 1Bt sich diese Erkla-
rung auf ihren Inhalt und ihre
Tragweite nicht Gberprifen. Sie
ist somit als Grundlage fur eine
Neubewertung der Rickkehrge-
fahrdung nicht geeignet.

Die Richtigkeit der vorstehenden
Einschatzungen ist jlngst be-
statigt worden durch die Ab-
schiebung eines wie folgt exilpo-
litisch in Erscheinung getretenen
kurdischen Volkszugehérigen:
Teilnahme am Sternmarsch von
Brissel nach StraBburg vom 06.
bis 20.03.1997, Presseberichter-
stattung u.a. in der Demokrasi
vom 02.05.1997 unter Hinweis
auf die PKK-Nahe, Mitwirkung bei
der Organisation des Newroz-

Kurdenverfolgung

Festes in Hamburg am 29.3.97,
Werbung fur diese Veranstaltung
und Tatigkeit als Ordner unter
Berichterstattung durch den Fern-
sehsender MED-TV, mehrfache
Berichterstattung in der deut-
schen Presse. Teilnahme an der
Kurdistan-Demonstration in DUs-
seldorf vom 26.04.1997 als nord-
deutscher Delegierten und Mit-
thelfer bei der Organisation, auf
der Uber Telefon u.a. der PKK-
Vorsitsende Ocalan im Biihnen-
bereich bei dieser Veranstaltung,
wo er u.a. mit dem stellvertreten-
den Vorsitzenden des Exilparla-
ments ZUbeyer Aydar und mit der
MED-TV-Moderatorin Gulperi Al-
ma auf Fotos abgebildet war.
Nach Mitteilung des bundesdeut-
schen Generalkonsulats in Istan-
bul vom 22.09.1997 ist der be-
treffende Kurde unmittelbar nach
seinem Eintreffen in der Turkei
freigelassen worden, da er sich
nach kurdischem Recht keines
Vergehens schuldig gemacht hat.
Doeser Fall kann als Beleg dafir
angesehen werden, dal3 auch
wiederholte exilpolitische Akti-
vitaten dann nicht zu Verfol-
gungsmafBnahmen bei Rickkehr
in die Turkei fahren, wenn jede
einzelne Aktivitat aus der Messe
der Aktivitaten kurdischer Asylbe-
werber in der Bundesrepublik
Deutschland nicht herausragt.

Der Antrag war daher mit der
Kostenfolge aus §§ 154 Abs. 1,
159 VwGO abzulehnen.

Borchert

IHD-Bilanz August 1997

4 Morde "unbekannter Tater"
359 festgenommene Frauen
1.762 festgenommen Manner

Haftbefehle.

Dem [HD sind im August 97 folgende Menschenrechtsverletzungen
in der Turkei und in Kurdistan bekannt geworden:

61 festgenommene Kinder, davon ergingen spéater in "nur" 24 Fallen

22 festgenommene Journalisten und Reporter
33 verletzte Journalisten und Reporter

18 verletzte Vertriebsmitarbeiter von Zeitungen
4 Ubergriffe auf Redaktionsraume

9 Verbote von Zeitungen und Zeitschriften

2 Verbote von Fernsehsendern und Radios

(Biji; Ozgiir Politika 16.9.97);Kurdistan-Solidaritat Hannove
KURD-SOL-H@trilos.han.de; 6.10.1997, Elektronische Ausg
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Sehr geehrte Damen und Herren,
ich, M. K. (geb. 10.06.1974, tur-
kische Staatsburgerin), bin seit
1993 mit lbrahim K. (ebenfalls
tlrkischer Staatsburger) verheira-
tet. Am 3.4.95 erkannte mich
das Verwaltungsgericht Kéln (Az
3K 3467/91 A) als politisch ver-
folgt im Sinne von Artikel 16 GG
an. Die Entscheidung wurde am
9.5.95 rechtskraftig. Mein Mann
hatte ein separates Asylverfahren,
das aufgrund eines friheren Asyl-
antrags in den 80er Jahren als
Folgeantrag behandelt und abge-
lehnt wurde. So erhielt er trotz
meiner Anerkennung nicht den
gleichen Status, er wurde nur
vom Auslénderamt des Landkrei-
ses Hannover geduldet. Laut An-
gaben der Auslanderbehérde
sollte die Duldung meinem Mann
ermoglichen, eine Arbeit zu fin-
den, um damit die Voraussetzun-
gen fur ein Aufenthaltsrecht in
Deutschland zu schaffen.
Tatsachlich lehnte das Arbeitsamt
es aber ab, eine Bewilligung far
die Arbeit zu erteilen, die mein
Mann gefunden hatte. Das Ar-
beitsamt hielt dabei Ricksprache
mit dem Auslanderamt und ver-
sagte die Bewilligung aufgrund
der Auskinfte des Auslander-
amts.

Als ich dann erkrankte und ope-
riert werden muf3te, war meine
Arbeitsfahigkeit so eingeschrankt,
daf3 ich bei meinem Arbeitgeber
kiindigte und nach Ablauf einer
bestimmten Zeit auf Sozialhilfe
angewiesen war. Mein Mann be-
zog 1995 zum letzten Mal So-
zialhilfe, wohnte aber mit mir zu-
sammen, so dafl3 die Tatsache,
daf3 ich Wohnungsgeld bekam,
fur ihn als Bezug von Sozialhilfe
gewertet wurde. Dabei hatte die
Wohnung fur die Sozialbehérden
genauso viel gekostet, wenn ich
alleinstehend ware. Dieser Trick,
meinen Mann als Sozialhilfeemp-
fanger darzustellen und gleich-
zeitig seine Arbeitsuche zu behin-
dern, war dann im Januar 1997
ausreichender Vorwand fir die
Auslanderbehérde, meinem
Mann die Abschiebung in die
Turkei ab dem 11.1.97 anzukin-
digen. Der Widerspruch gegen
diese Ankindigung hatte keine
aufschiebende Wirkung. Das Ver-
waltungsgericht Hannover lehnte
es auch ab, eine solche aufschie-
bende Wirkung zu erteilen, wie-
derum mit der Begriindung, dal3

mein Mann ja Sozialhilfe beziehe.
Das Gericht unterstltzte die An-
sicht des Auslanderamts, es sei
meinem Mann zumutbar, in die
Tarkei zurtickzukehren, um von
dort ein Visum auf Familienzu-
sammenfihrung zu beantragen.
Unseren Hinweis, daf3 Ibrahim K.
in der Turkei die Einberufung
zum Militér drohe (aus diesem
Grund hat das Turkische Konsulat
in Hannover auch nicht mehr sei-
nen im Mai 97 abgelaufenen Paf3
verldngert), beschied der Ober-
kreisdirektor des Landkreises Han-
nover mit der Bemerkung, seine
Behorde wolle schlieBlich nicht
bei einer Wehrdienstentziehung
mitwirken. Das Verwaltungsge-
richt meinte sinngemaB, daB die
deutschen Behorden nicht dafir
verantwortlich seien, wenn die
tlrkischen meinen Mann zum
Militér ziehen.

Ich frage Sie: Mit welchem Recht
zerstort der deutsche Staat meine
Ehe? Es ist schlieBlich nicht das-
selbe, ob jemand bei der Bundes-
wehr seinen Dienst leistet oder
bei der turkischen Armee. Die
tUrkische Armee bombardiert
und verbrennt seit Jahren kurdi-
sche Dorfer in meiner Heimat,
vergewaltigt meine Altersgenos-
sinnen und hat die Eltern meines
Mannes zu Fluchtlingen ge-
macht. Gerade kurzlich ist sie mit
Uber 20.000 Soldaten 40 km
weit in das Nachbarland Irak ein-
marschiert und hat dort Dorfer
bombardiert. Daran soll sich
mein Mann beteiligen? Ist das
rechtens?

Petition an den nds. Landtag:

betrifft:
Aufenthalt

fir meinen Ehemann

Ich bitte Sie, hier ein Machtwort
zu reden und den fir die Auslan-
deramter zustadndigen Innenmini-
ster anzuweisen, meinem Mann
einen legalen Aufenthalt in
Deutschland zu erteilen, ohne
daB er vorher abgeschoben und
der trkischen Armee ausgeliefert
wird. Mit einem solchen Aufent-
halt kann er sich auch problem-
los eine Arbeit suchen, um uns
beide zu erndhren, denn meine
Krankheit hat eine langerfristige
Verminderung meiner Arbeits-
fahigkeit zur Folge, was auch
durch arztliche Atteste bestéatigt
wurde.

Hochachtungsvoll, M. K.

halten.

Aus einem Schreiben von K.’s Rechtsanwalt:

Seit 1993 ist er mit M. K. verheiratet, hat ein Kind mit
ihr, und seine Frau hat (in einem separaten Asylverfah-
ren) 1995 eine Anerkennung nach Artikel 16 GG el

Es ist schon eine ungeheuerliche Verfassungsfeindlich-
keit, danr] dem Ehemann immer noch den Aufenthalt
zu verweigern und von ihm zu verlangen, in die Tirkei
zurtickzukehren und von dort ein Visum zwecks Fami-
lienzusammenfiihrung zu beantragen.
Mal abgesehen davon, daR die Behérden auch dann ihr
Bestes tun, eine Familienvereinigung zu torpedierep,
wird Herr K. dort zum Militar eingezogen und ist dahn
erst mal fir zwei Jahre weg.

Schutz von Ehe und Familie?
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Herr Heitmeyer und der
Fundamentalismus

Justus Wertmuller*

"Weil sie in Deutschland nicht heimisch werden kénnen,

Was Heitmeyer und Mitarbeiter
empirisch nachweisen, Gberrascht
eigentlich nicht wirklich. Die aus
der TUrkei stammende Minder-
heit in der BRD macht verstarkt in
Community und geht auf Distanz
zu dem, was sie fur die Mehr-
heitskultur halt. Die tlrkische Ge-
sellschaft islamisiert sich auch fur
AuBenstehende sichtbar. Der

Kurdenverfolgung

nity hinein schlieBen; als Resultat
eines Ruckzugs aus der deut-
schen Gesellschaft (in der sie
tatsdchlich sowieso nie akzeptiert
waren). Ein Rickzug Ubrigens,
der durchaus mit Namen wie So-
lingen in Verbindung steht, was
in der Studie nur als Marginalie
vorkommt.

Identitatsprobleme sind Heitmey-

suchen tirkische Jugendliche Trost im Koran und

Geborgenheit im Islam. Wie anféllig sind sie dadurch fur

Fundamentalismus und radikale politische Ideologien?"
Das ist der unheilverkiindende Waschzettel des Buches
"Verlockender Fundamentalismus", das der Bielefelder
Soziologe Wilhelm Heitmeyer mit zwei Mitarbeitern dieses

ers eigentliches Steckenpferd. In
Antifakreisen durfte noch seine
Erklarungen zu den Erfolgen der
"Republikaner" und anderer
rechtsradikaler Wahlparteien En-

fromme Backenbart und das
weil3e Kédppchen als Nachweis
abgeleisteter Hadsch (Pilgerfahrt
nach Mekka; Anm.d.V.) bei den
Mannern und der enorme Zu-

Frihjahr herausgegeben hat.

Wir dokumentieren diesen Text gerade wegen der
ungewohnten Fragestellungen zur Solidaritét. (Red.)

ie mit 1200 turkischen Ju-
Dgendlichen zwischen 15 und
25 Jahren durchgefihrte Studie
fragt nach deren Verhaltnis zu
Religion, Tradition und sogenann-
ten westlichen Werten. Sie inter-
essiert sich also fur Tendenzen
zur Desintegration und daran an-
knlpfend naturlich fur Gewaltbe-
reitschaft und undemokratisches
Denken. Nun sollten sich Linksra-
dikale vor Demokraten und ihrer
Gewaltfreiheit gewil3 sehr in acht
nehmen. Dennoch hat Wilhelm
Heitmeyer erst einmal recht,
wenn er feststellt: "Die politische
Offentlichkeit verfangt sich eben-
falls in einem bemerkenswerten
Schematismus: der linksliberalen
Verharmlosung des Problems der
Ausbreitung von islamischem
Fundamentalismus in den musli-
mischen Minderheiten steht eine
rechtskonservative Dramatisie-
rung gegeniber." Und dal3 er ein
typisch sozialdemokratischer Inte-
grator ist und vordergrindig kein
Hetzer, belegt der nachfolgende
Satz: "Den ersteren kdnnen die
AusmafBe nicht passen, den letz-
teren in der Regel nicht dessen
Ursachen, namlich die Sozialisati-
onsbedingungen jener "einheimi-
schen Jugendlichen mit turki-
schem Pa3’ in der Bundesrepu-
blik."

wachs verschleierter Frauen und
immer kleinerer Madchen, sind
Ausdruck einer bedriickenden
Entwicklung. Zahlreiche Mo-
scheegriindungen und damit ein-
hergehend Koranschulen stoBen
auf breite Akzeptanz. Was man
dort lernen kann, schlagt sich in
der reaktionaren Hinwendung
von zwei Dritteln der Befragten
zum einfachen und gerechten Le-
ben nieder. Schlechte Aussichten
nicht nur fur Frauen und
Madchen, sondern auch fur je-
den, der sich dem ldentitatsdruck
der Community entziehen will.
So kann es auch nicht erstaunen,
daB radikalislamische Vereinigun-
gen wie die der "Refah-Partei" na-
hestehende "Milli Gorus" ("Natio-
naler Blick"), bei mehr als einem
Drittel der Befragten gut bis sehr
gut abschneiden und nur ein
Drittel sich klar dagegen aus-
spricht. Genauso beliebt wie "Mil-
li Gorus" ist die "Nationalistische
Volkspartei" MHP des kirzlich
verstorbenen Alparslan Turkes
und ihre Unterorganisation, die
"Grauen Wolfe", die den Islamis-
mus einfach in ihr faschistisches
Programm integriert haben. Eine
Ideologiefusion, die nicht nur auf
ihren Meetings, wo neuerdings
kaum mehr unverschleierte Frau-
en anzutreffen sind, sichtbar
wird. Es verstarkt sich auch die
praktische Koalition mit Radikalis-
lamisten, wenn es um Angriffe
auf alles, was linksliberal oder
wirklich links ist, geht.
Problematisch wird Heitmeyers
Buch dort, wo von Gewalt und
Identitat geredet wird. Schon auf
der empirischen Ebene ist es ihm
nicht gelungen, Gewaltbereit-
schaft gegen die westlichen Wer-
te oder ihre Trager nachzuweisen.

de der 80er Jahre besonders in
traditionell sozialdemokratischen
Wahlerkreisen in Erinnerung sein.
Die traditionellen sozialen Milieus
mit ihren Wertvorstellungen und
Bindungen erodierten, bemerkte
der Soziologe zunachst vollig
richtig. Daher komme es zu einer
erheblichen Orientierungslosig-
keit, die, gekoppelt mit erhebli-
cher sozialer Desintegration
(auch Massenarbeitslosigkeit ge-
nannt) eine starke Affinitat far
die "Bauernfangertricks" der Rech-
ten erzeuge. Als Rettungsmittel
schlug Heitmeyer damals vor, da
an Stelle der alten Milieus neue
treten miBten, die im Stadtteil
bis hinunter in die Familie neue
Identitat stiften sollten. Was er
damit meinte, war damals wohl
weder ihm noch seinen Nachbe-
tern so richtig klar. Seit aber Sy-
bille Ténnies, die Ubrigens einer
mit Heitmeyer vergleichbaren lin-
ken Akademikertradition ent-
stammt, am 12.7.1996 in der
"Zeit" die Desorientierten als in
den Parks herumgammelnde, do-
senbiertrinkende Nichtsnutze er-
kannte und ihnen den Reichsar-
beitsdienst auf die Pelle wlinsch-
te, ist klar, wohin die Reise geht.
Bedrohlicher noch wird der auto-
ritdre Ruf nach Identitat fur dieje-
nigen, denen schlimmeres als der
Zwangsdienst droht, wenn prak-
tische Heitmeyerei sich ihrer an-
nimmt.

"Lange Zeit hat es in der Bundes-
republik keine angemessene und
kontinuierliche 6ffentliche und
politische Auseinandersetzung zu
fremdenfeindlichen und rechtsex-
tremistischen Entwicklungen ge-
geben. Nun deutet sich an, daB -
abgeschirmt durch eben diese Er-
eignisse - Entwicklungen in Teilen

der tlrkischen Bevolkerungsgrup-
pe nur mangelhaft 6ffentlich the-
matisiert werden." Ein vorder-

* Justus Wertmiiller ist Redakteur der Zeitschrift "Bahamas".Statt dessen lassen die Antwor-
Der Beitrag ist zuerst erschienen in DER RECHTE RAND, Hannovet€n derlBefrlagtgn gher auf Auto-
Wir danken fiir die Nachdruckgenehmigung. aggression in die eignen Commu-
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grindig harmloser Satz, der je-
doch Schlimmes birgt. Wenn die
"Abschirmung" ein Ende hat und
tarkische "Sonderentwicklungen"
offentlich thematisiert und damit
zum Argernis werden - wie es
sich in der Auslanderkriminalitats-
debatte ldngst abzeichnet - kann
ein derartiger "Diskurs" die weite-
re Marginalisierung durch die zu
neuer ldentitat und damit Rasser-
einheit drangende deutsche
Mehrheitsbevolkerung und ihre
Behorden bedeuten. Wer z.B.
Ostberliner Normalburger zwi-
schen 15 und 75 mit Préferenzen
fir PDS oder CDU, SPD oder DVU
nach ihrer Meinung Uber den
Westberliner Stadtteil Kreuzberg
befragt, bekommt die (noch) ver-
haltene Lust zum Pogrom, die
sich im Osten nur schneller aus-
breitet und freimutiger duBert, zu
spuren. Nach "Istanbul", wie
Kreuzberg bei denen in gar nicht
freundlicher Absicht geheifen
wird, setzt man freiwillig nicht
nur keinen Schritt. Die dort le-
benden Deutschen werden fur-
sorglich schon mal verwarnt, ihre
(soweit vorhandene) Solidaritat
mit den turkischen Mitblrgern
nicht auf die Spitze zu treiben,
ansonsten konnte man keinen
Unterschied mehr zwischen ihnen
und ihren Protegés machen.
Gleichwohl bleibt das empirische
Material in Heitmeyers Buch rich-
tig. Zwar muB3 grundsatzlich gel-
ten: Auch radikale und antinatio-
nale deutsche Linke haben ihre
tlrkischen Mitbulrger nicht zu
schulmeistern. Doch das heif3t
auch: Statt sich immer nur ge-
dankenlos in wohlfeiler Solida-
ritat mit den trkischen und kur-
dischen Genossen zu Uben, ware
ein Schritt zu wirklicher Solida-
ritat die Kritik an deren zumeist
verheerender Politik. Denn die fei-
ern das Fest der Ethnisierung
heute noch brav mit - im Namen
des echten, widerstandigen
Volkes und zum Wohlgefallen ih-
rer deutschen Genossen.

In Volkstanzabenden und ande-
ren Traditionsveranstaltungen ha-
ben Leninisten den Keim zur Wie-
derentdeckung der authentischen
turkischen, kurdischen, aleviti-
schen etc. Kultur gelegt und sind
so mitverantwortlich fir die von
Heitmeyer abgefragten ideologi-
schen Folgen.

Kurdischer Asylbewerber legte iiberraschend Gesténdnis ab:

ich habe

Dorfer mit NVA-Panzern

beschossen

medienagentur flir menschenrechte*

or dem zweiten Senat des
\/Oberverwaltungsgerichts

Bremen hat ein 28 Jahre al-
ter kurdischer Asylbewerber aus
der Region Elazig gestanden, in
den Jahren 1991 und 1992 als
Mitglied der Spezialeinheit ,Ozel
Tim" an einem Panzer vom Typ
BTR 60 ausgebildet worden zu
sein. Auf Befehl habe er mit ei-
nem Panzer dieses Typs auch kur-
discher Dérfer beschossen und
zerstort. Panzer dieser bauart
stammen aus Bestanden der ehe-
maligen Nationalen Volksarmee
der DDR. Sie wurden von der
Bundesregierung an die Tlrkei
geliefert. Bisher hat die Bundesre-
gierung stets bestritten, daB sol-
che Panzer im Kriegsgebiet im
Stdosten der Tlrkei eingesetzt
werden.

Der 28-jahrige war nach eigenen
Angaben 1986 der tlrkischen Ar-
mee als Berufssoldat beigetreten
und hatte sich auf 15 Jahre ver-
pflichtet. 1992 war er wéhrend
eines Urlaubs desertiert und nach
Deutschland geflohen. Sein
Dienstgrad war der eines Unter-
offiziers. Er war zuletzt in der Re-
gion Mardin stationiert.

Der 28-jahrige Uberraschte mit
diesem Gestandnis nicht nur das
Gericht, sondern auch seine 5
Rechtsanwalte. Sie vertreten ihn
und einen weiteren 31-jahrigen
Kurden in einem Revisionsverfah-
ren zur Anerkennung als Asylbe-
werber. Die beiden Kurden waren
im vergangenen Jahr vom Ver-
waltungsgericht Bremen mit der
Begriindung anerkannt worden,
daB der tlrkische Staat in den

kurdischen Regionen mit ,geziel-
ten Aktion gegen die gesamte
dort lebende Bevélkerung" vor-
geht und Kurden in diesem Teil
der Turkei eine politische Verfol-
gung droht. Dagegen hatte das
Bundesamt fur die Anerkennung
auslandischer Fliichtlinge Ein-
sprung erhoben. Die Rechtsan-
walte der Kurden vertreten die
Auffassung, daB den Angehéri-
gen der Volksgruppe der Kurden
in der Turkei Gruppenverfolgung
droht. Auch gebe es keine
Fluchtalternative im westlichen
Teil der Turkei. Das Gestandnis
Uber seine Mitbeteiligung bei der
Zerstérung von kurdischen Dor-
fern durch deutsche Panzer legte
der 28 jahrige nur zogerlich ab.
Auf die Frage, weshalb er diese
Informationen bis heute zurick-
gehalten habe, sagte der 28-
jahrige woértlich: ,Ich hatte
Angst, was mit mir passieren
wird." Auch wahrend der Ver-
handlung bat der Kurde mehr-
fach darum, Informationen Uber
seine Person nicht an die turki-
schen Behorden weiterzuleiten.

Das Oberverwaltungsgericht si-
cherte Vertraulichkeit zu. Gleich-
zeitig sollen die Angaben des 28-
jahrigen Uberprift werden. ,Eine
Garantie fur lhre Sicherheit kon-
nen wir nicht tbernehmen," sag-
te die Vorsitzende der Kammer,
Dreger.

* Postfach 1841, 27738 Delmenhorst,
Tel.:04221/53948, Fax: 04221/54639
Autoruf: 0172-429 6289;
Peter Vogel vom 10.9.97
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Asylrecht ist Menschenrecht

Wieviel kostet ein

Mensch?

Initiative irakischer und iranischer Flichtlinge

im Lager Blankenburg und Stadt*

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir sind aus einem Land gekom-
men, das reich an Ol und Boden-
schatzen ist. Glauben Sie, dalB al-
le Menschen, die aus dem Irak
kommen und hier in der BRD
Schutz suchen, aus Armutsgrin-
den geflohen sind? Naturlich sa-
gen wir als Antwort: NEIN!
Denn: Niemand verlaBt freiwillig
seine Heimat, sein Zuhause,
selbst wenn dieser Mensch in Ar-
mut lebt. Jeder gefllichtete
Mensch hat einen berechtigten
Grund, seine Heimat zu verlas-
sen.

Es ist richtig, daB ein Teil des
Iraks (Kurdistan) als sogenannte
Sicherheitszone bezeichnet wird.
Aber nirgendwo in dieser Welt ist
es so unruhig und unsicher, wie
in dieser Sicherheitszone. Diese
sogenannte Sicherheitszone kann
in vier Bereiche aufgeteilt wer-
den.

Zwei dieser Gebiete sind in fester
Hand der islamischen Bewegung
und der Hisbolla (Partei Gottes).
Sie stehen in direkter Verbindung
zu der islamischen Republik Iran.
Naturlich ist die Regierung des
Irans gegen die Kurden einge-
stellt. Die zwei anderen Gebiete
sind unter der Herrschaft der PDK
(demokratische Partei Kurdistans),
welche in Verbindung mit dem
turkischen Regime steht und mit
ihm zusammenarbeitet. Die Ge-
schichte hat gezeigt, daB3 das tur-
kische Regime sich gegen die
Kurden stellt.

Die Gruppe PUK die ebenfalls ab-
héngig von dem iranischen Regi-
me ist, kdmpft mit dem tarki-
schen Regime gegen die PKK. Al-
les dies geschieht in unserem
Land, in der sogenannten Sicher-
heitszone!

Man kann sagen, daB alle vier
Gebiete Kriegsschauplatz des tur-
kischen und iranischen Regime
gegen die Kurden sind.

In Wirklichkeit arbeiten beide Re-
gime (Tarkei und Iran) zusam-
men, Hand in Hand. Sie haben
ein gemeinsames Ziel: die Ver-
nichtung der Kurden!

Natdrlich ist auch das irakische
Regime aktiv an der Vernichtung
der Kurden beteiligt.

Man kann sich selbst ein Bild ma-
chen, welche Chancen ein ver-
folgter Mensch dort hat, weiter-
zuleben.

Trotz vieler Gefahren wahrend
der Flucht, hat jeder von uns ein
anderes Schicksal. Zu Fu3, mit
dem Auto, mit dem Schiff oder
auch mit dem Flugzeug - letzt-
endlich haben wir ein Ziel: In ein
Land zu kommen, wo die Men-
schenrechte beachtet werden.
Wir sind jetzt hier in Deutsch-
land, wo wir uns selbst ein Bild
davon machen, was Zivilisation
und Menschenrecht hier bedeu-
tet. Wir sind jetzt an einem Ort
in der BRD untergebracht der
Heim, Lager oder Camp genannt
wird. Das ist wie ein Gefangnis
fir uns. An diesem Ort die Wir-
de der Menschen mit FiBen ge-
treten. Mahlzeiten, Kleidung, Ge-
sundheit und Mobilitat zur Stadt
sind Themen, die uns beschafti-
gen. Wir sind fast von der Au-
Benwelt isoliert. Weder Nachrich-
ten oder Zeitungen bekommen
wir. Es gibt keine Kommunikation
mit der AuBenwelt. Unsere Le-
bensbedingungen sind mensche-
nunwdrdig. Unser Leben bedeu-
tet hier nichts.

Die fur uns zustdndigen Behor-
den und Mitarbeiter versuchen
uns zu vermitteln: wir sind hier
nicht gewollt; gar nichts. Denn
hier ist es wie in einer geschlosse-
nen Anstalt: 3 Mahlzeiten am

Kurdenverfolgung

was Demokratie, Menschenrechte
und Freiheit in der BRD bedeu-
ten. Ob wir hier leben, im Irak, in
der Sicherheitszone oder in Blan-
kenburg, unsere jeweilige Le-
benssituation ist bittere Realitat.
Fr uns ist das egal.

Diejenigen, die aus bestimmte
Krisenregionen, durch Krieg und
Verfolgung hierher fliehen, wer-
den als sog. Wirtschaftsflichtlin-
ge bezeichnet.

Im Klartext:

Wir muften durch fir uns zwin-
gende Umstande aus unserer
Heimat fliehen. Dieses Gefuhl von
Heimat und Zuhause kénnen wir
nirgendwo in dieser Welt finden.

Zur Zeit gibt es viele Konflikte in
Kurdistan, gefordert u.a. durch
die Interessen der Européer und
Amerikaner in diesem Gebiet. Wir
sagen : Die politische Situation
im Irak hat sich nicht verandert.
Aber die politischen Interessen
der Bundesrepublik haben sich
geandert. Mit diesem Brief rufen
wir alle Menschenrechtsorganisa-
tionen auf, uns hier zu schitzen
und allen verfolgten Menschen
Schutz zu geben.

Asylrecht ist unser Recht!!!

Die lange Verfahrensdauer fur die
Anerkennung als politisch Ver-
folgte (von 8 Monaten bis zu ei-
nem Jahr) mit ungewissem Aus-
gang macht uns kaputt.

Wir fordern sofortiges Handeln.

Dieses Heim, Camp oder Lager ist
wie ein Gefangnis ohne Kommu-
nikation mit der AuBenwelt.

Wir fordern eine menschenwurdi-
ge Unterkunft.

Wir fordern von der bundesdeut-
schen Regierung und den deut-
schen Unternehmen keine wirt-
schaftliche und militarische Zu-
sammenarbeit mit dem irakischen
Regime.

Diejenigen, die Waffen, Giftgas
und Minen an den Irak verkaufen,
mussen als Folge dieses Handelns
uns jetzt als politisch Verfolgte an-
erkennen:

* aus dem Demo-Aufruf vom 7.11.97 zum 10.11.97 in Oldenburgfag, kein individuelles Leben, kei- Wir fordern fir alle Kurden auf-
an Medien, Menschenrechtsorganisationen, Parteien, Vereine unde Privatsphare. Nach ein paar grund ihrer Volkszugehdérigkeit
Initiativen; Kontakt:c/o ZAST Blankenburg, Tagen haben wir durch unsere Er- und ihrer Verfolgung politisches
Klostermarkweg 24-26,26122 Oldenburg fahrungen hier im Lager gelernt, Asyl.
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Hunger und
Unterernahrung im Irak

Ein Bericht der
Vereinten Nationen

Im Irak herrschen nach Uno-
Angaben trotz jingsten Nah-
rungsmittelimporten Hunger
und Untererndhrung. Die all-
gemeine Erndhrungslage sei
schlecht und Untererndhrung
offensichtlich im ganzen Land
verbreitet, teilte die Uno am
Freitag in Rom mit. Wie aus ei-
nem entsprechenden Bericht
weiter hervorgeht, sind beson-
ders die in Spitdlern unterge-
brachten Kinder stark unte-
rerndhrt. Die Ernten seien
schlecht, da es an landwirt-
schaftlichen Geraten, Diinge-
mitteln und Schadlings-
bekampfungsmitteln fehle.
Iraks Nahrungsmittelprodukti-
on wird in diesem Jahr auf 2,2
Millionen Tonnen geschatzt,
das niedrigste Ergebnis seit
1991.

aus: NZZ, v. 11./12. Okt. 9y

Wir geben nebenstehend einen
Auszug aus einer umfangreichen
Statistik iber die gesundheitlichen
Folgen des Embargos gegen den
Irak wider.

Die Folgen des Embargos sind fir
die Zivilbevdlkerung den Folgen
einer militarischen Kriegsfuhrung
vergleichbar.

Die Kurden sind in ihrer Verfol-
gungssituation den Folgen dieses
Hungerkriegs ganz besonders aus-
gesetzt. Red.

Auswirkungen der Sanktionen
gegen den Irak auf die Gesundheit

Society for International Communication -GIV-*

Ernahrung und Umwelt im Irak

Samtliche Zahlen der Todesfille aufgrund des okonomischen
Embargos ausgesuchte Griinde (s.u.)

Altersgruppe

Unter Uber total
5 Jahre 5 Jahre

1989 7.110 20.224 27.334
1990(Aug/Dec.) 8.903 23.561 32.464
1991 27.473 58.469 85.942
1992 46.933 76.530 123.463
1993 49.762 78.261 128.023
1994 52.905 80.776 133.681
1995 55.823 82.961 138.784
1996 56.997 83.284 140.281
1997(Jan/Aug) 39.353 56.865 96.218
Total 338.149 540.707 878.856
Todesursache Todesursache

unter 5 Jahre iiber § Jahre

1. Respiratory infection 1. Cardiac diseases

2. Diarrhoea u. Gastroenteritis 2. Hypertension

3. Malnutrition 3. Diabetes mellites

4. Renal diseases

5. Liver diseases

6. Malignant neoplasms
Kindersterblichkeit 92,7 auf 1.000 Lebendgeburten

Neugeborene mit einem Gewicht unter 2,5 kg.

Monatl. Rate in %

1990 .. ... 4,5
1991 . 10,8
1992 17,6
1993 . 19,7
1994 . . ... ... 211
1995 . . ... 22,05
1996 ... ... 22,60
1997 January ............. 23,7
1997 February .. ........... 23,5
1997 March . ............. 21,3
1997 April ... ... 22,0
1997 May .. ... ... .. 20,7
1997 June ... ... .. 22,6
1997 July ... 23,8
1997 August . . ... 22,7

Absender: G.LANGE@LINK-GOE.de (GIV c/o Gerhard Lange)
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Algerische Fliichtlinge wehren sich
verzweifelt gegen ihre Abschiebung

Erneut

Abschiebungsstopp

gefordert

Immer wieder hatte sich der alge-
rischen Fluchtling M. durch ver-
zweifelte Gegenwehr erfolgreich
seiner Abschiebung wiedersetzen
kénnen. Erst beim vierten Ver-
such konnte das Landeskriminal-
amt einen zweifelhaften Sieg
Uber den Flichtling feiern: M.
war erfolgreich nach Algerien de-
portiert worden.

Der Algerier H. befindet sich da-
gegen noch immer in der JVA
Uelzen. Der funfte Abschiebungs-
versuch Uber Bukarest und Istan-
bul scheiterte an der Weigerung
des Flugpersonals in Istanbul,
den sich heftig wehrenden Alge-
rier auf dem Flug von Istanbul
nach Algier mitzunehmen.

Die Nerven aller Beteiligten liegen
blank. H. klagt, vom BGS gekne-
belt und ins Gesicht geschlagen
worden zu sein. Das Landeskrimi-
nalamt erklarte: ,,Irgendwann vor
Ablauf der 18 Monate [langst-
maogliche Dauer der Abschie-
bungshaft] schaffen wir den."

Die Behorde steht beim Vollzug
von Abschiebungen nach Algeri-
en vor groBen Schwierigkeiten,
weil BGS-Beamte ,,aus Sicher-
heitsgrinden" nicht nach Algier

mitfliegen und die Abschiebung
daher auf Umwegen (meist Uber
osteuropaische Lander) organi-
siert wird. Das Riucknahmeab-
kommen, welches den Einsatz al-
gerischer Polizeikrafte zur ,Siche-
rung der Abschiebung" vorsieht,
ist noch nicht in Kraft getreten.

Die Reaktion der Flichtlinge M.
und H. ist symptomatisch fur die
in niedersachsischen Gefangnis-
sen einsitzenden Algerier, die fast
alle von Angst vor Repressions-
maBnahmen nach ihrer Riickkehr
erfullt sind - zu Recht, wie z.B.
amnesty international feststellt.
Abgeschobene Flichtlinge seien,
so ai, in erheblichem MaBe ge-
fahrdet, ,,Opfer von Menschen-
rechtsverletzungen durch staatli-
che Stellen zu werden oder ge-
waltsamen Ubergriffen bewaffne-
ter islamischer Oppositionsgrup-
pen ausgesetzt zu sein". Selbst
das Auswartige Amt bestatigt,
daB ,ausgewiesene oder abge-
schobene algerische Staatsan-
gehorige (...) bei der Einreise in
Polizeigewahrsam genommen
(werden), der mehrere Tage dau-
ern kann", und weist darauf hin,
»daB es in Algerien auch zu Fal-
len von Folter kommt".

Aus der Polizeigewalt entlassen,
droht den Flichtlingen der allge-
genwartige Terror der StraBe.
Fundamentalistische Terrorgrup-
pen bekampfen willkurlich alle,
.die nicht auf ihrer Seite" sind.
Die Armee und von ihr aufgeri-
stete ,,Selbstverteidigungsgrup-
pen" séen ihrerseits im Namen
der ,Terrorismusbekampfung"
Angst und Schrecken.

Kein Tag vergeht, an dem nicht

Fliichtiingsrat Presseerklarung 26.08.97 Neue Horrormeldungen dber

FLUCHTLINGSRAT - Zeitschrift fiir Fliichtlinaspolitik in Niedersachsen

Massaker an algerischen Zivilisten
in den Zeitungen stehen. 127 To-
te gab es allein in den letzten
drei Tagen. Die Konflikte zwi-
schen der Regierung und ver-
schiedenen oppositionellen Grup-
pen sind langst zum offenen Bur-
gerkrieg eskaliert.

Die Folgen in Form gezielter At-
tentate, morderischen Bomben-
terrors und willkirlicher Massa-
ger beider Lager tragen in erster
Linie Intellektuelle, Journalisten,
gesellschaftlich engagierte Frau-
en, Gewerkschafter und nicht zu-
letzt gerade die unbeteiligte Zivil-
bevoélkerung. Zehntausende von
Menschen sind bislang dem ,, hei-
ligen Krieg" und der , Terrorismus-
bekampfung" zum Opfer gefal-
len. Nach einheimischen Quellen
sind bis zu 140.000 Tote zu be-
klagen. Viele wurden umge-
bracht, nur weil sie sich weiger-
ten, mit dem einen wie dem an-
deren Lager zu kollaborieren.

Doch die Innenminister von Bund
und Landern zeigen sich vom Ter-
ror in Algerien weiterhin unbe-
eindruckt. Die Initiative des Lan-
des Schleswig-Holstein, einen Ab-
schiebungsstopp flr algerische
Flichtlinge zu verhdngen, wurde
auf der letzten IMK abgelehnt.
Wir protestieren gegen diese Ig-
noranz der Politik und fordern
die Anerkennung eines Rechts
auf Leben und kérperliche Unver-
sehrtheit fur die betroffenen
Flichtlinge. Das Land Niedersach-
sen fordern wir auf, einen sechs-
monatigen Abschiebungsstopp
fur algerische Fluchtlinge noti-
genfalls im Alleingang zu verhan-
gen.
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Algerien

ngesichts der verscharften

Menschenrechtslage, tagli-
cher Berichte tber Morde, Mas-
saker, Hinrichtungen und der
weitgehend ungehinderten Aus-
breitung des Terrors in Algerien
fordert die bundesweite Arbeits-
gemeinschaft fur Flichtlinge PRO
ASYL die unverzugliche Annullie-
rung des Rickibernahmeabkom-
mens mit Algerien, einen soforti-
gen Abschiebungsstopp sowie ei-
ne grundsatzliche Neuorientie-
rung in der Flichtlings- und
Menschenrechtspolitik gegentber
den algerischen Machthabern.

Wie der Sprecher von PRO ASYL,
Heiko Kauffmann erklarte, musse
eine menschenrechtsorientierte
staatliche Flichtlingspolitik end-
lich der Tatsache Rechnung tra-
gen, daB der brutale Macht-
kampf zwischen radikalen Islami-
sten und Militars immer mehr auf
dem Rucken der Zivilbevélkerung
ausgetragen wird: ,Die Bundesre-
gierung hat offensichtlich der
Version der Militars vertraut,
nach den Wahlen vom 5. Juni
1997 habe sich das Problem des
‘Restterrorismus’ erledigt. Tatsa-
che ist, daB sich seit den Wahlen
die Spirale der Gewalt mit bluti-
gen Massakern, Morden, Razzien
und Anschlagen schneller drehte
als je zuvor. Seit Juni sind Uber
1.500 Menschen bestialisch um-
gebracht worden, Gber 300 allein
in den letzten 3 Tagen - und nie-
mand kann mehr mit GewiB3heit
auseinanderhalten, wann die be-
waffneten Terrorgruppen und
wann die Militrs zuschlagen."

Vor diesem Hintergrund musse
eine Weiterverfolgung des bereits
mit den algerischen Behérden
ausgehandelten Rickibernahme-
abkommens als offene Parteinah-
me der Bundesregierung fir die
Militérregierung und ihre ,staats-
terroristi-schen Sicherheitskrafte"
gewertet werden: , Angesichts
der barbarischen Grausamkeiten
und des gigantischen Friedhofs in
Algerien ist das Schweigen Bonns
deprimierend und unertraglich."

Kauffmann wies darauf hin, daB
im neugewahlten algerischen Par-
lament die Emporung Uber die
.Offensichtliche Verniedlichung
der Sicherheitsproblems von Mil-
lionen Algeriern" immer lauter
werde. Die neue franzdsische Re-
gierung habe unter Hinweis auf
die Lage in Algerien eine Ande-
rung ihrer Asylpolitik angekin-

digt, die von der neuen Regie-
rung eingesetzte Expertenkom-
mission habe es als nicht langer
hinnehmbar angesehen, da3 von
islamisch-fundamentalistischen
Bewegungen verfolgte Demokra-
ten keinen Fluchtlingsstatus er-
halten kénnten, da ihre Verfol-
gung nicht vom Staat ausginge.

PRO ASYL erinnerte daran, da3
das Hohe Flichtlingskommissari-
at der Vereinten Nationen wie-
derholt auf diese Schutzllicke, die
nicht im Einklang mit der Genfer
Flichtlingskonvention steht, hin-
gewiesen hat. Kauffmann forder-
te angesichts der Entwicklung in
Algerien energisch eine Ande-
rung dieser ,Konstruktionsfalle
des deutschen Asylrechts". Auch
Flichtlinge, die vor nichtstaatli-
cher Verfolgung fliehen, miBten
in Deutschland Schutz finden.

Algerien:

Terror ohne Ende

Riickiibernahmeabkommen annullieren!

PRO ASYL

PRO ASYL forderte Bundesregie-
rung und Parlament auf, sich mit
der neuen franzoésischen Regie-
rung abzustimmen und in
deutsch-franzdsischen Konsulta-
tionen auf eine gemeinsame
menschenrechtsorientierte Flicht-
lingspolitik hinzuwirken. Bis da-
hin musse fur algerische Flicht-
linge ein Abschiebungsstopp er-
lassen werden!

Europiische Staaten

miissen die Abschiebungen nach Algerien einstellen

Zu einem Zeitpunkt, wo die bar-
barischen Angriffe gegen die Zi-
vilbevélkerung in Algerien ihren
Hohepunkt erreicht haben, wo
der moérderische Wahnsinn keine
Grenzen mehr kennt und sich der
algerische Staat taglich unfahig
zeigt, die eigenen Staatsan-
gehorigen zu schitzen, bekrafti-
gen France terre d "Asile und die
unterzeichnenden Mitgliedsorga-
nisationen des Europdischen
Flichtlingsrates ECRE (European
Conference on Refugees and Exi-
les) ihre Haltung zur Behandlung
algerischer Staatsangehdoriger in
den Staaten Europas.

In Ubereinstimmung mit der
Warnung des UNHCR ,vor einer
Abschiebung von algerischen
Asylsuchenden" vom 18. Septem-
ber 1997, mit der Empfehlung
des konsultativen nationalen
Menschenrechtsausschusses in
Frankreich vom 01. Oktober
1997, in dem ein Moratorium
»zur Einstellung von Abschiebun-
gen nach Algerien" beflirwortet
wird und mit der Initiative einiger
deutscher Bundeslander, die Um-
setzung des mit Algerien ge-
schlossenen Ruckfuhrungsabkom-
mens auszusetzen, appellieren
die Unterzeichnerorganisationen
an die europaischen Staaten:

1. Eine liberalere Visapolitik zu-
gunsten derjenigen Algerierinnen
und Algerier zu verwirklichen, die
den in ihrem Heimatland began-

genen Grausamkeiten zu entflie-
hen versuchen;

2. Den Algerierinnen und Alge-
riern, die Zuflucht in unseren
Landern suchen, Schutz zu ge-
wahren. Dieser Schutz sollte der-
jenige sein, den die Genfer
Flichtlingskonvention von 1951
gewahrt und sollte zumindest ein
verlaBliches Bleiberecht, eine Ar-
beitserlaubnis und Zugang zu so-
zialer und medizinischer Hilfe
einschlieBen;

3. Vorlaufig alle Ruckfuhrungs-
maBnahmen nach Algerien ein-
zustellen, solange die im Lande
herrschende Situation eine Rick-
kehr in Sicherheit iund Wiirde
nicht erlaubt, unter Verweis auf
auf die entsprechenden UNHCR-
Empfehlungen, Art.33 der Genfer
Fluchtlingskonvention zur Nicht-
Zurlckweisung und Art.3 der Eu-
ropaischen Menschenrechtskon-
ventionen, der Folter sowie inhu-
mane oder erniedrigende Be-
handlung oder Strafen verbietet.

Erstunterzeichnende
Organisationen

France terre d ' Asile (FTDA)
Britischer Fluchtlingsrat (BRC)
Italienischer Fllchtlingsrat (CIR)
Portugiesischer Fllchtlingsrat
CPR)

Schweizerische Flichtlingshilfe
(SFH / OSAR)

PRO ASYL, Deutschland

PRO ASYL PE 1.9.97

PRO ASYL
PE 28.10.97
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Algerischer Fliichtling

soll erneut abgeschoben

106

werden

Barbarischer Umgang
mit algerischen Fliichtlingen

Fliichtlingsrat fordert von der Landesregierung
eine Aussetzung der Abschiebungen

sowie die Unterstiitzung des hess. Antrags

fiir einen Abschiebungsstopp auf der IMK

Presseerklarung Flichtlingsrat 11.11.1997

Niedersachsen schiebt weiterhin
Fluchtlinge nach Algerien ab:
Morgen, am 12.11.1997, soll der
algerische Fliichtling Hacene Lah-
oum zwangsweise in das von Ter-
ror, Mord und Verfolgung ge-
zeichnete Land deportiert wer-
den. Dies geschieht, obwohl das
Land Hessen offiziell die Verhan-
gung eines Abschiebungsstopps
beschlossen und eine Debatte
dartber fur die nachste Innenmi-
nisterkonferenz am
20./21.11.1997 in Schwerin an-
gemeldet hat. Wahrend andere

Bundeslander (u.a. Sachsen-An-
halt, Schleswig-Holstein) zumin-
dest bis dahin Abschiebungen
ausgesetzt haben, halt das nds.
Innenministerium dies nicht fur
notig. Die Auslanderbehérden
wurden hier lediglich angewie-
sen, vor der Abschiebung von
Frauen und Familien mit Kindern
zunachst bis zur Innenminister-
konferenz die Zustimmung des
Innenministeriums einzuholen.

Lahoum lebte Uber funf Jahre in
Deutschland. Am 19.02.97 war
er das erste Mal abgeschoben
worden. In Algier angekommen
wurde er vom algerischen Sicher-
heitsdienst verhort, drei Wochen
lang inhaftiert und in dieser Zeit
mehrfach miBhandelt. Danach
wurde er zunachst freigelassen,
jedoch regelmaBig von der Gen-
darmerie aufgesucht, die ihn
nach dem Verbleib seines der Un-
terstitzung der FIS verdéchtigten
Bruders fragte.

In Panik und Angst vor weiteren
Repressalien floh Lahoum im Au-
gust erneut nach Deutschland -
und wurde umgehend wieder in
Abschiebungshaft genommen.

In den letzten Wochen und Mo-
naten lesen wir fast taglich von
menschenrechtswidrigen Uber-
griffen seitens islamischer Grup-
pierungen oder seitens der soge-
nannten Sicherheitskrafte des Mi-
litarregimes, die im Verdacht ste-
hen, die furchtbaren Massaker an

Algerien

Zivilisten tatenlos hinzunehmen.
,Ist es denkbar, daB manche in
der algerischen Fihrung ein In-
teresse daran haben, daB das
Land nicht wirklich zur Ruhe
kommt?", fragt die FAZ am
15.09.97 und stellt fest:
.Wahrend in Nordalgerien der
Terror wutet, werden auf den Ol-
feldern im Stden gute Geschafte
gemacht. An ihnen waren und
sind auch immer Vertreter des
Staates und seiner Fiihrung betei-
ligt." Tausende von Menschen
wurden in den letzten Wochen
auf bestialische Art und Weise er-
mordet, ohne dal3 die algerische
Regierung nennenswerte Aktivita-
ten zur Verhinderung der Massa-
ker unternahm.

Uber den Verbleib abgeschobe-
ner Flichtlinge weiB3 die deutsche
Botschaft in Algerien buchstéb-
lich nichts. In einer Antwort auf
eine Kleine Anfrage der Griinen
vom 5. September 1997 erklarte
die Bundesregierung, die deut-
sche Vertretung sei ,aus Sicher-
heitsgriinden personell extrem
ausgedunnt’, eigene Recherchen
Uber den Verbleib von Flichtlin-
gen seien daher ,nicht moglich".
Algerische Flichtlinge werden
aus Niedersachsen gewaltsam
und ohne jede Moglichkeit der
Uberpriifung des weiteren
Schicksals der Betroffenen abge-
schoben. Das ist die ,,demokra-
tisch legitimierte Barbarei", von
der Gunter Grass sprach.

Pro ASYL zur IMK:

Versagen auf der ganzen Linie

Als ,, Versagen auf der ganzen Li-
nie" bezeichnete Heiko Kauffman,
Sprecher der Bundesweiten Ar-
beitsgemeinschaft fiir Fliichtlige
PRO ASYL; den BeschluB der In-
nenminster, keinen Abschiebe-
stopp fiir algerisch Fliichtlinge zu
erlassen.

Mit ihrer Auslegung und Inter-
pretation,in Algerien herrsche
keine Burgerkrieg und die Gefah-
ren seien allgemeiner Natur ,
folgten die AuBenminster Aus-
flichten und Fiktionen, nicht
aber der brutalen algerischen
Wirklichkeit mit barbarischen
Massakern und Unmenschlichkei-

ten von Uber 80.000 durch-
schnittenen Kehlen,zerschossen
Kopfen und geschundenen Kér-
pern in den letzten Jahren.

,Die deutschen Innenminster ver-
lieren in der Flichtlingspolitik alle
MaBstabe und versuchen mit
rechtlichen Konstrukten, eine bar-
barische Realitat umzudefinieren
und zuverharmlosen, damit sie
sich ihrer Verantwortung und
Verpflichtung zum Handeln ent-
ziehen und alle Zweifeln und Re-
gungen des Gewissen erfolgreich
abwehren kénnen", sagte Kauff-
mann.

Daher sei ein glaubwdrdiges und

entscheidenes Auftreten der Op-

position in der Menschen rechts-

und Fluchtlingspolitik jetzt beson-
ders gefragt.

PRO ASYL fordert die rotgriinen
Landesregierungen und SPD-re-
gierten Bundeslander auf, das
Thema ,, Algerien" auf der Tages-
ordnung zu halten und von ihren
Maoglichkeiten als Bundesland un-
verzlglich Gebrauch zu machen ,
nach §54 Auslandergesetz einen
Abschiebestopp fur algerische
Flichtlinge fir ein halbes Jahr zu
erlassen.

Presseerklarung 24.11.97
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Algerien

Erste Beratung: Keine Abschie-
bungen nach Algerien - Antrag
der Fraktion Bindnis 90/Die Gri-
nen - Drs 13/3303

Der Antrag wird eingebracht
durch Frau Lippmann-Kasten. Ich
gehe davon aus, daB3 Sie auch die
Redezeit fiir lhre Fraktion mit in
Anspruch nehmen werden.

Frau Lippmann-Kasten (GRUNE):
Frau Prasidentin! Meine Damen
und Herren! Die aktuelle Situati-
on der blutigen Auseinanderset-
zungen in Algerien ist bekannt;
denn es vergeht - so muB man
leider sagen - kaum ein Tag, an
dem es keine Meldungen hier(-
ber gibt. Seit 1991 hat es in dem
Krieg zwischen Regierung und is-
lamistischen Fundamentalisten
mehr als 50.000 Tote gegeben.
Neu ist, daB die FIS einen Waf-
fenstillstand verkiindet hat, was
in den nachsten Wochen und
Monaten dazu fihren kénnte,
daB die radikal-islamischen Grup-
pen nun auch noch Ubereinander
herfallen und sich die Bedro-
hungslage weiter verscharfen
wird. Verlierer in dem Kampf zwi-
schen Fundamentalisten, Staats-
polizei und Militér sind die Bevol-
kerung und die demokratische li-
berale Opposition, die von allen
Seiten bedroht ist.

Nach den grauenvollen Meldun-
gen Uber Massenhinrichtungen
ganzer Dorfbevélkerungen in den
vergangenen Wochen und Mo-
naten hat das Land Schleswig-
Holstein ein Konsultationsverfah-
ren bezlglich eines Abschiebe-
stopps nach Algerien eingeleitet.
Durch unterschiedliche Regelun-
gen haben mittlerweile verschie-
dene Bundeslander Abschiebun-
gen ausgesetzt, alle unterhalb ei-
nes offiziellen Abschiebestopps.
Obwohl einzelne Bundeslander
durchaus die Notwendigkeit se-
hen, einen Abschiebestopp zu er-
lassen, scheuen sie dennoch da-
vor zurtck, weil die IMK im Marz
1996 dieses landeseigene Recht
zugunsten des Konsultationsver-
fahrens aufgegeben hat. In den
Landern Nordrhein-Westfalen,
Schleswig-Holstein und Sachsen-
Anhalt gibt es deshalb derzeit
Konflikte zwischen den rot-gri-
nen Koalitionspartnern.

Die Regelung, daB sich minde-
stens zwei Drittel der Bundeslan-
der - also elf Bundeslander - fur
einen Abschiebestopp ausspre-
chen mussen, stellt eine eindeuti-
ge Selbstbehinderung der Lander
dar, die im Gegensatz zur Bun-

desregierung den dringenden
Handlungsbedarf in Algerien er-
kannt haben. Politische Reaktio-
nen von seiten der Bundesregie-
rung in Bonn bleiben aus. Ein
neuer Lagebericht zur Situation
in Algerien soll gestern vorgelegt
worden sein. Ich kenne ihn aller-
dings noch nicht.

Bekannt ist mir jedoch die Situati-
on, unter der die deutsche Bot-
schaft in Algier mittlerweile mit
sehr kleinem Personalstab arbei-
tet. Aufgrund der Gefdhrdung in
ganz Algerien, aufgrund der Si-
tuation im gesamten Lande ver-
lassen die Botschaftsmitarbeiter
die Botschaftsraume so gut wie
gar nicht mehr. Sie beobachten
quasi nur noch vom Haus aus,
was im Land vorgeht. Wie sie un-
ter dieser Voraussetzung zu einer
aktuellen Lageeinschatzung kom-
men sollen, ist fraglich. Selbst der
UNHCR hat kein Biro mehr in Al-
gerien und verfiigt auch nicht
Uber gesicherte Erkenntnisse Uber
die dortige Situation.

Kaum EinbuBen hat es allerdings
im deutsch-algerischen Handel
gegeben. Vielleicht ist dies ein
Grund daflr, weshalb die Bun-
desregierung schweigt und sich
weiterhin auf das Ricknahmeab-
kommen zur Abschiebung abge-
lehnter Asylbewerber konzen-
triert.

Meine Damen und Herren, mit
ihrer auf der Innenministerkonfe-
renz 1996 getroffenen Entschei-
dung, nicht langer alleinverant-
wortlich Gber Landesabschiebe-
stopps zu entscheiden , haben
die Innenminister die Verantwor-
tung abgewalzt. Ein Kollege
schiebt die Verantwortung auf
den anderen. Seitdem es diese
Zwei-Drittel-Mehrheitsregelung
gibt, gab es so gut wie keine Ab-
schiebestopps mehr.

Ich sage es noch einmal - wir ha-
ben hier auch schon haufig daru-
ber diskutiert -: Der Innenminister
hat auf einer Konferenz im Allein-
gang ein Landesrecht aufgege-
ben. Er hat sich freiwillig bereiter-
klart, von der gesetzlich festge-
schriebenen Méglich des § 54
Auslédndergesetz keinen Ge-
brauch mehr zu machen. Doch
es gibt dieses Gesetz noch. Glei-
ches gilt fur die Méglichkeit, da-
von Gebrauch zu machen. Ich zi-
tiere jetzt aus der Antwort des
Bundesinnenministeriums auf ei-
ne Petition des Abgeordneten
Gabriel. Dort heift es wortlich:
,Grundsatzlich ist auch nach

Niedersachsischer Landtag:

Abschiebestopp
nach Algerien ?

Debatte am 13.11.1997

dem BeschluB3 der Innenminister
und -senatoren des Bundes und
der Lander vom 29. Mérz 1996
kein Land rechtlich daran gehin-
dert, nach § 54 Auslandergesetz
bis zu sechs Monaten einen Ab-
schiebestopp zu verhdngen,
selbst wenn sich die Ubrigen Lan-
der und das Bundesinnenministe-
rium im Konsultationsverfahren
ablehnend geduBert haben. Diese
Regelung gilt fur sechs Monate."
Meine Damen und Herren, als
wir schon im Jahr 1995 einen
Antrag auf einen Abschiebestopp
fur algerische Fliichtlinge einge-
bracht hatten, sagte Herr Glogo-
wski, die Lage in Algerien sei be-
sorgniserregend, Niedersachsen
konne aber keinen Alleingang
unternehmen, da andere Lander
nicht mitmachen wollten und
sechs Monate nicht ausreichten,
sondern den Menschen nur
unnotig Hoffnung machen wir-
den. Beschlossen wurde vom
Landtag seinerzeit nicht die Ver-
hédngung eines Abschiebestopps,
sondern beschlossen wurde, eine
besondere Einzelfallprifung auf
individuelle Abschiebungshinder-
nisse nach den §§ 51 und 53
durchzufihren bzw. eine solche
beim Bundesamt anzuregen.
Hierdurch wurde zumindest der
gute Wille gezeigt.

Doch die Regelungen nach die-
sen beiden Paragraphen greifen
in diesem Fall nicht; denn wegen
der burgerkriegsahnlichen Situati-
on in Algerien und der offen-
sichtlichen Tatsache, daB der al-
gerische Staat nicht in der Lage
ist, seine Blrger vor Massakern
zu schiitzen, hat die Bedrohung
eine andere Qualitat. Der einzel-
ne ist nicht wegen politischer Ak-
tivitaten, wegen seiner Hautfar-
be, wegen seiner Zugehorigkeit
zu einer Minderheit oder anderer
individuell nachweisbarer Griinde
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bedroht, sondern wegen der all-
gemeinbedrohlichen Lage fur die
gesamte Bevolkerung. Niemand
in dem kurzlich Uberfallenen al-
gerischen Dorf konnte vorher
wissen, daB er oder sie am nach-
sten Tag massakriert werden wr-
de. Deshalb kann hier nicht § 53
angewendet werden, sondern
nur § 54 - ein Landesabschiebe-
stopp aus politischen oder huma-
nitaren Grinden - bietet den al-
gerischen Flichtlingen, die sich
hier aufhalten, den notwendigen
Schutz.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
sehr geehrter Herr Innenminister,
der Gesetzgeber hat mit dem §
54 Ausléndergesetz den Landern
eine Entscheidungsfreiheit tber
einen Abschiebestopp aus politi-
schen oder humanitaren Grin-
den gegeben. Wir fordern Sie
auf, zur foderalen Eigenstandig-
keit zu stehen und von diesem
Paragraphen endlich Gebrauch
zu machen. - Danke schon.
(Beifall bei den GRUNEN)
Vizeprisidentin Goede:

Herr Kollege Collmann, Sie sind
der nachste Redner.

Colimann (SPD):

Frau Prasidentin! Meine Damen
und Herren! In der Tat, die aus
Algerien berichteten Massaker
sind fUr eine moderne, aufgeklar-
te Welt mehr als erschreckend
und absolut nicht mehr nachvoll-
ziehbar. Da werden taglich nicht
nur Angehorige der Sicherheits-
krafte - ich nenne beispielhaft die
Streitkrafte und die Polizei -, In-
tellektuelle, Journalisten und mif-
liebige Politiker massakriert, nein,
in zunehmendem MaBe fallen
auch Zivilisten dem Terror zum
Opfer.

Diesen Terror Gben mittlerweile
aber nicht mehr nur islamisch-
fundamentalistisch bestimmte
Gruppen aus. Auch die staatlich
organisierte Gegengewalt fordert
erhebliche Opfer. Zudem gibt es -
das ist inzwischen auch belegt -
unter den islamisch-fundamenta-
listisch bestimmten Gruppen blu-
tige Fehden mit zahlreichen Op-
fern. In mehreren Fallen - das
wissen wir sicherlich alle - wur-
den in einer einzigen Nacht die
Einwohner ganzer Dorfer regel-
recht abgeschlachtet; Frauen und
Kinder nicht ausgenommen. Im
Gegenteil: lhre Wehrlosigkeit
fuhrte zu den menschenverach-
tendsten Grausamkeiten, die
naher zu beschreiben sich
grundsatzlich verbietet.

40.000 bis 60.000 Menschen
verloren so seit 1992, dem Be-
ginn der bis heute anhaltenden
Terrorwelle, ihr Leben. In jingerer
Zeit - das belegen die Berichte -
sind diese Terrorakte zudem auch
noch brutaler geworden. Die ge-
naue Zahl der Opfer zum gegen-
wartigen Zeitpunkt ist nicht be-
kannt. Sie wird aber auf derzeit
400 bis 600 Menschen pro Mo-
nat geschatzt.

Der neue Demokratisierungspro-
zeB in Algerien, begonnen mit
der Wahl des Prasidenten Zérou-
al, brachte keine Besserung - das
mussen wir zu unserem Bedauern
feststellen -; gleiches gilt auch fur
die Parlamentswahl, die im Juni
dieses Jahres stattgefunden hat.
Meine sehr verehrten Damen und
Herren, wir wissen aus zuverlassi-
gen Quellen, daB sich die algeri-
sche Exekutive nicht unbedingt
eng an Recht und Gesetz hélt.
Personen, die man terroristischer
Delikte verdachtigt, werden nicht
unbedingt in den vorgeschriebe-
nen Fristen dem zustandigen
Richter vorgefuhrt. Aktivitdten
gegen den algerischen Staat
durften ebenfalls der Verfolgung
unterliegen. Das gilt jedoch nicht
- auch das will ich anmerken - fur
das bloBe Stellen eines Asylan-
trags.

Nun zum Stichwort ,,Folterun-
gen". Wir nehmen an, meine Da-
men und Herren, daB es in Alge-
rien zu Folterungen kommt. Zahl-
reiche Hinweise darauf konnten
nicht widerlegt werden. Anderer-
seits fehlt aber auch ein konse-
quentes Verfolgen der Hinweise
durch die algerischen Behorden,
um die Vorwdarfe aufzuklaren.
Meine sehr verehrten Damen und
Herren, fest steht, daB sich Alge-
rien grundsatzlich zur Riicknah-
me abgeschobener Staatsan-
gehoriger verpflichtet hat. Uns ist
allerdings unklar, ob es gegenu-
ber Algeriern, die aus Deutsch-
land oder anderen westlichen
Landern abgeschoben worden
sind, zu Menschenrechtsverlet-
zungen gekommen ist.

Damit, meine Damen und Her-
ren, sind wir beim Kern des Pro-
blems. Informationen zu Fragen
der Beachtung der Menschen-
rechte sind derzeit in Algerien
nur sehr bedingt zu erhalten. Das
gilt fur Menschenrechtsorganisa-
tionen ebenso wie fur auslandi-
sche Botschaften - Frau Lipp-
mann-Kasten hat bereits darauf
hingewiesen -, die wegen der

Algerien

prekéren Sicherheitslage nur mit
sehr verdinnter Personaldecke ar-
beiten kénnen und deren Perso-
nal zudem nicht in der Lage ist,
den Zentralbereich der Haupt-
stadt Algeriens zu verlassen, und
zwar aus Gefahrdungsgrinden.
Daher missen wir uns mit einer
abschlieBenden Bewertung des
Antrags der Griinen sehr zuriick-
nehmen. Die Diskussion des aktu-
ellen, nun seit heute vorliegen-
den Lageberichtes des Auswarti-
gen Amtes halten wir dafur fur
unabdingbar. Ich kenne diesen
Bericht ebenfalls nicht, aber dal3
er nun vorliegt, bietet eine gute
Gelegenheit, in die Diskussion
dieses Themas einzusteigen.

Wir begriBen - das will ich aus-
dricklich anmerken -, daB das In-
nenministerium des Landes Nie-
dersachsen eine genaue Priifung
aller in Rede stehenden Abschie-
befélle veranlaBt hat - und das
nicht erst gestern oder heute.
Auch in den Fallen bereits abge-
lehnter Asylbewerber bitten wir
angesichts der beschriebenen Si-
tuation um Zurtckhaltung, bis
eindeutige, gesicherte Erkenntnis-
se vorliegen. Wir orientieren uns
dabei u. a. an dem Verhalten un-
serer Nachbarn Niederlande und
Belgien.

Meine Damen und Herren, ab-
schlieBend noch ein Wort zu dem
Antrag der Fraktion der Grinen.
Wir bedauern es, daf Sie in lhrer
Antragsbegrindung den Ein-
druck erwecken, Schleswig-Hol-
stein, Sachsen-Anhalt und Nord-
rhein-Westfalen hatten - Zitat aus
der Antragsbegrindung - ,einen
Abschiebungsschutz fur algeri-
sche Staatsangehorige" ausge-
sprochen, dem sich Niedersach-
sen anschlieBen mége. Unsere
Nachprifung ergab, daf3 z. B.
Schleswig-Holstein lediglich das
Konsultationsverfahren in dieser
Frage eingeleitet hat, und Nord-
rhein-Westfalen sprach sich sogar
eindeutig gegen einen Abschie-
bestopp aus - eine, so finde ich,
bemerkenswerte Abweichung
von lhrer Aussage, Frau Lipp-
mann-Kasten!

Ich habe nach Ihren Einlassungen
allerdings den Eindruck, daf Sie
damit auch Innenminister Ger-
hard Glogowski meinen und ihn
in eine bestimmte Ecke stellen
wollen. Das - das will ich hier
schon ganz deutlich sagen - ma-
chen wir nicht mit. - Schénen
Dank.

(Zustimmung bei der SPD)
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Vizeprasidentin Goede:

Danke schon. - Herr Kollege Bial-
las, Sie sind der nachste Redner.
(Biel [SPD]: Pastor, jetzt predige
nicht so lange! Kurz und biindig!
Zack! - Gegenruf von Eveslage
[CDU]: So wie Collmann, oder
wie?)

Biallas (CDU):

Frau Prasidentin! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Es ist
ja schon viel zur Lage in Algerien
gesagt worden, offenbar auch
sehr kundig. Ich will dem nichts
hinzuflgen. Es ist in der Tat be-
drickend, wenn man erfahrt,
was sich da ereignet.

Nun erfahren wir das natirlich
nicht aus eigener Anschauung,
sondern sind auf Berichte ange-
wiesen. Wir sind darauf angewie-
sen, etwas in Erfahrung zu brin-
gen. Darum haben wir uns auch
zu bemuhen. Das ist richtig so.
Was Sie in dem Antrag jetzt for-
dern, sind zwei Dinge. Als erstes
fordern Sie nach § 54 Auslander-
gesetz einen Abschiebungsstopp,
zunachst einmal im Wege eines
Alleingangs Niedersachsens. Als
zweites fordern Sie den Innenmi-
nister dazu auf, sich daflr einzu-
setzen, daf3 sich alle Bundeslan-
der diesem Abschiebestopp
anschlieBen. Das sind zwei vollig
verschiedene Dinge, die aller-
dings in die gleiche Richtung ge-
hen.

Nun wissen Sie natUrlich auch,
daB ein dhnlicher Antrag von der
Fraktion Blindnis 90/Die Griinen
im Deutschen Bundestag einge-
bracht worden ist.

(Jahn [CDU] und andere: Wort-
gleich!)

- Ob er wortgleich ist, konnte ich
nicht herausfinden, aber in der
Tendenz ist er ahnlich.

(Frau Lippmann-Kasten [GRUNE]:
In Schleswig-Holstein, in Ham-
burg, in Bremen und in Berlin
auch?)

Es ist ja lhre Art und Weise, zeit-
gleich dberall immer dasselbe zu
fordern. Nur das wollte ich sa-
gen.

Das ist gestern im Innenausschul3
des Deutschen Bundestages bera-
ten worden. Dazu will ich etwas
sagen, weil uns allen ja nicht klar
ist, wie die gegenwaértige Lage-
einschatzung des Auswartigen
Amtes ist.

(Zurufe von den GRUNEN)

Wir haben uns hier bisher an den
Brauch gehalten, zunachst ein-
mal das zu héren, was diejenigen
im Auswartigen Amt, die dort Ex-

perten sind, sagen.

Der Bericht, von dem ich weif3,
stammt vom 30. September. Er
ist also erst ein paar Tage alt.
Darin wird die Einschatzung ge-
geben, dalB3 die terroristischen
Anschlage gegenuber den Vor-
jahren zwar willkrlicher und
brutaler geworden sind - Herr
Kollege Collmann hat das ja eben
auch im einzelnen ausgefihrt -;
das Auswartige Amt geht jedoch
bisher davon aus, daB in Algerien
keine Burgerkriegssituation be-
steht.

(Frau Harms [GRUNE]: Was hat
Ihr Vorredner denn gerade be-
schrieben? - Unruhe bei den GRU-
NEN)

Eine unmittelbare staatliche Ver-
folgung bestimmter Personen-
gruppen wegen Rasse, Religion,
Nationalitat oder Zugehorigkeit
zu einer bestimmten sozialen
Gruppe findet nicht statt.
(Schroéder (Bad Munder) [GRU-
NE]: Im Vorgarten des Bot-
schaftsgebaudes! - Schwarzen-
holz [GRUNE]: Die kénnen doch
nicht aus dem Haus gehen! -
Frau Lippmann-Kasten [GRUNE]:
Genau das habe ich gesagt: Die
Bedrohung qilt fur alle! - Unruhe)
Auch eine mittelbare staatliche
Verfolgung durch Dritte ist nicht
bekanntgeworden.

(Frau Harms [GRUNE]: Da hilft
nur eigene Anschauung!)
Zurlckgefuhrte Algerier sind kei-
ner héheren Bedrohung ausge-
setzt als andere Algerier, die in
ihrer Heimat verblieben sind.

Ich maBe mir hier nicht an, jetzt
festzustellen, daB das so ist. Ich
habe das nur aus dem Bericht
wiedergegeben, den wir zur Ver-
flgung haben. Es ist eine Zusam-
menfassung dessen, was aus
dem Bericht hervorgeht.

Nun gibt es zwei Méglichkeiten.
Nach § 54 Auslandergesetz in
Niedersachsen Abschiebungen
fur sechs Monate auszusetzen
wadre eine Moglichkeit. Nur, was
kommt dabei heraus? - Wenn
das nicht mit den anderen Bun-
desldndern abgestimmt ist, dann
werden wir es erleben, daB unter
den 5.400 rechtskraftig zur Ab-
schiebung anstehenden Algeriern
- so viele sind es im Moment -
natlrlich eine Wanderungsbewe-
gung nach Niedersachsen ein-
setzt. Das kbnnen wir nicht far
richtig halten.

Vizeprasidentin Goede:

Herr Kollege Biallas, ich darf Sie
kurz unterbrechen? Gestatten Sie

eine Zwischenfrage von Herrn
Schroder?

Biallas (CDU):

Selbstverstandlich, wenn sie ni-
veauvoll ist.

Vizeprisidentin Goede:

Bitte schon, Herr Schroder!
Schroder (Bad Miinder) (GRUNE):
Haben die erstaunliche Feststel-
lung, daB es in Algerien keinen
Blrgerkrieg gibt, die Mitarbeiter
des Auswartigen Amtes aus dem
Vorgarten ihres Botschaftsgebau-
des heraus gemacht, oder welche
Erkenntnisse liegen dem zugrun-
de?

(Zurufe von der CDU: Dolle Fra-
gel)

Biallas (CDU):

Herr Kollege, die Frage hélt leider
nicht das, was ich mir von ihr
versprochen habe. Ich habe Ih-
nen gesagt, was ich wiedergebe,
weil hier allgemeine Unkenntnis
bestand. Ich habe weiter ausge-
fuhrt, daB ja wohl klar sei, daf3
eine Regelung, wie auch immer,
nur gefunden kann, wenn ein Be-
schluB der Innenministerkonfe-
renz umgesetzt wird, wenn sich
also elf Bundeslander darUber ei-
nig werden. Dieses ist im Mo-
ment nicht der Fall.

Ich will noch etwas hinzufligen -
das tuge ich auch, damit wir hier
nicht in eine Schieflage im Wett-
bewerb um besondere Mensch-
lichkeit oder Unmenschlichkeit
kommen -:

(Frau Harms [GRUNE]: Da geben
Sie sich aber Miihe!)

Das grofB3e Problem ist doch, daf3
nicht nur in Algerien, sondern in
vielen - insbesondere von islami-
schen Terrorgruppen beherrsch-
ten und dominierten - Ldndern
eine ahnliche Situation herrscht.
(Prasident Milde Ubernimmt den
Vorsitz)

Das ist nicht nur auBerordentlich
bedauerlich, das ist unmensch-
lich, da sind wir uns hoffentlich
einig. Wir missen nur hier im
Landtag endlich einmal erken-
nen, dafB es nicht unsere direkte
Aufgabe ist, diese weltweiten
Probleme in Niedersachsen zu 16-
sen. Wir werden sie auch nicht
Uber den Deutschen Bundestag
[6sen kénnen.

(Schroder (Bad Miinder) [GRU-
NE]: Die Frage ist, ob wir Schutz
gewihren oder ausliefern!)

Ein letztes will ich Ihnen sagen:
Ein weiteres Problem ist, daB3 im
Moment zum Beispiel - - -

(Zuruf von Schwarzenholz [GRU-
NE])
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- Herr Schwarzenholz, ich weil3
ja, daB es schwierig ist, die
Wahrheit zur Kenntnis zu neh-
men, aber durch standiges Ge-
bolke horen Sie schlecht.
(Schwarzenholz [GRUNE]: Es gibt
keinen anderen Fall wie in Algeri-
en! So etwas ist ja haarstriu-
bend!)

- Ich will Ihnen mal sagen: Es
gibt leider viele Falle wie in Alge-
rien. Nehmen Sie das doch ein-
mal zur Kenntnis.

Es ist im Moment so, daB Frank-
reich weiterhin abschiebt. Wir
kénnen uns hier in der Bundesre-
publik einigen, worauf immer wir
wollen; solange es keine européi-
sche Einigung gibt, werden wir
erleben, daB selbst dann, wenn
sich alle Bundeslander in welcher
Richtung auch immer einig
waren - insbesondere, wenn sie
sagen, wir machen einen Ab-
schiebestopp -, Uber die offenen
Grenzen eine weitere Wande-
rungsbewegung von Frankreich
in die Bundesrepublik einsetzt.
(Frau Lippmann-Kasten [GRUNE]:
Das ist doch Humbug!)

Meine Damen und Herren, damit
haben wir Gberhaupt kein Pro-
blem gel®st.

Sie tun so, als wirden die indivi-
duellen Grinde bei der Abschie-
bung nach Algerien keine Beach-
tung finden. Das stimmt so nicht.
Nach wie vor ist die Rechtslage,
daB, soweit in Deutschland wei-
lenden Algeriern bei der Rickkehr
in ihr Heimatland eine individuel-
le, konkret dargestellte Gefahr fur
Leib, Leben oder Freiheit droht,
auch im Moment ohne einen Ab-
schiebestopp aus humanitaren
Griinden von einer Abschiebung
abgesehen werden kann. Ich ver-
wahre mich dagegen, daB Sie
Menschenrechtspolitik immer nur
dadurch umsetzen wollen, daf
Sie permanent neue Bleiberechts-
regelungen fordern und nicht zur
Kenntnis nehmen, daB unsere
Asylgesetzgebung schon jetzt
vorsieht, daBB3 im individuell be-
grindeten Einzelfall die Abschie-
bung auch ausgesetzt wird. Das
gilt auch, wenn wir es jetzt nicht
so machen, wie Sie es vorschla-
gen.

Wir werden sicherlich noch Infor-
mationen bekommen, wir wer-
den auch im InnenausschuB3 und
wo sonst noch Uberall die Rede
davon zu sein hat, dartber re-
den. Ich warne davor, Schnell-
schiisse zu machen, die den be-
troffenen Menschen letztendlich

nicht helfen, sondern nur zu ei-
ner ungeklarten Rechtslage
fuhren, die uns nicht hilft, und
schon gar nicht den Menschen in
Algerien. - Vielen Dank.
(Schroder (Bad Miinder) [GRU-
NE]: Da werden kleine Kinder
zerstiickelt, Herr Biallas!)
Prasident Milde:

Das Wort hat der Herr Innenmini-
ster.

(Zuruf von den GRUNEN)
Glogowski, Innenminister:

Herr Prasident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Be-
dauerlicherweise wird das den
Antragstellern nicht gentgen,
sonst kdnnte ich das gerne tun,
zumindest in weiten Passagen.

Es ist sicherlich so, daB wir tag-
lich Schreckensmeldungen von
Terroranschlagen in Algerien
horen und sehen. Nach Einschat-
zung des Auswaértigen Amtes
vom Frithjahr dieses Jahres ist die
innenpolitische Lage in Algerien
wie in den vergangenen Jahren
weiterhin durch die anhaltende
gewaltsame Auseinandersetzung
mit radikalen, islamisch-funda-
mentalistisch ausgerichteten Ter-
rorbewegungen gekennzeichnet.
Ihr fallen Angehérige der Sicher-
heitskrafte, Zivilpersonen, Intel-
lektuelle, Journalisten und Politi-
ker zum Opfer. Wir haben es also
mit einer Terrorwelle zu tun.
Nach Schatzungen des Auswarti-
gen Amtes sind bei den Ausein-
andersetzungen seit 1992 ca.
40.000 bis 60.000 Menschen in
Algerien umgekommen. Man
mag daran sehen, daB sich dieses
Land in einer erbitterten Ausein-
andersetzung und einem erbitter-
ten Richtungsstreit befindet.

Die Erwartungen, die sich an die
Wahl des Prasidenten Zéroual ge-
knUpft hatten, sind so nicht er-
fullt worden. Die Landesregie-
rung hat wegen der prekéren Si-
tuation in Algerien nach Beratun-
gen im Landtag am 29. Juni
1995 die Auslanderbehorden in
Niedersachsen angewiesen, alge-
rische Staatsangehdrige, denen
die Abschiebung nach Algerien
angekindigt wird, im Hinblick
auf das Bestehen von Abschie-
bungshindernissen noch einmal
anzuhoren und vorgebrachte Ab-
schiebungshindernisse anzuer-
kennen, wenn im Einzelfall er-
hebliche konkrete Gefahren gese-
hen werden, auch wenn diese
Gefahren gleichzeitig einer
ganzen Bevdlkerungsgruppe dro-
hen wiurden. Die Zustandigkeit
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der Auslanderbehérden fur die
Prifung individueller Abschie-
bungshindernisse bezieht sich al-
lerdings nicht auf abgelehnte
Asylbewerberinnen und Asylbe-
werber. Fir diesen Personenkreis
ist das Bundesamt zustandig.
Uber diesen individuellen Schutz
hinaus hat es Vereinbarungen zur
Anordnung eines generellen Ab-
schiebestopps nicht gegeben.
Nach den letzten Terroraktionen,
die der bewaffneten islamisch-
fundamentalistisch ausgerichte-
ten Gruppe GIA zugerechnet
wurden, hat Schleswig-Holstein
einen Antrag im Konsultations-
verfahren, das vorhin schon an-
gesprochen worden ist, gestellt,
um zu einer gemeinsamen Ein-
schatzung Uber die Anordnung
eines bundesweiten Abschie-
bungsstopps zu kommen. So,
wie ich die Sachlage kenne, wird
es ihn aber nicht geben. Entge-
gen der Begriindungen des Ent-
schlieBungsantrages hat sich
auch Nordrhein-Westfalen neben
Hessen gegen den ErlaB eines
Abschiebungsstopps ausgespro-
chen und zur Begriindung darauf
hingewiesen, dal3 in jedem Ein-
zelfall eine sorgféltige Prifung
der Abschiebungshindernisse vor-
genommen wird und damit ein
ausreichender Schutz fur ausrei-
sepflichtige algerische Staatsan-
gehorige besteht. Der Bundesin-
nenminister hatte sich nach unse-
rer Anfrage so verhalten.
Niedersachsen hat sich hinsicht-
lich der Gefdhrdungssituation in
Algerien der Haltung Schleswig-
Holsteins angeschlossen und das
Auswartige Amt gebeten, einen
aktuellen Lagebericht fur Algerien
zu erstellen. Ein neuer Lagebe-
richt des Auswartigen Amtes ist
heute in meinem Hause einge-
gangen. Eine erste Durchsicht er-
gab, daf die Bediensteten der
deutschen Botschaft aufgrund
der terroristischen Gefdhrdung
nach wie vor erheblichen Bewe-
gungseinschrankungen unterlie-
gen, so daf3 der Bericht Uber die
Lage in Algerien, jedenfalls so-
weit es sich auf das Gebiet
auBerhalb Algiers bezieht, nicht
auf eigenen Erkenntnissen der
Botschaftsangehorigen beruht.
Das Auswartige Amt bezieht sich
in der Lagebewertung deshalb
auch auf den Menschenrechtsbe-
richt des US-AuBenministeriums
und kommt insgesamt zu der
Einschatzung, daB die terroristi-
schen Anschldge zwar gegentber
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den Vorjahren willkurlicher und
brutaler geworden seien, eine
Burgerkriegssituation jedoch

noch nicht bestehe. In einigen
Gebieten konkurriere allerdings
die Staatsgewalt mit terroristi-
schen Kraften. Zurtickgefihrte Al-
gerier sind nach Auffassung des
Auswartigen Amtes keiner hohe-
ren Bedrohung ausgesetzt als die
in ihrer Heimat Verbliebenen.
Nachfragen beim Bundesinnen-
ministerium haben ergeben, daf3
dort weiterhin keine Notwendig-
keit fir die Anordnung eines Ab-
schiebungsstopps gesehen wird,
da bei bestimmten Personen, die
in besonderem MaBe durch Ak-
tionen islamisch-fundamentalisti-
scher Gruppierungen in Algerien
bedroht seien, wie z. B. politisch
engagierte Frauen oder Gewerk-
schafter, im Einzelfall Gber das
Vorliegen von Abschiebungshin-
dernissen entschieden werden
kdnne. Einen generellen Abschie-
bungsstopp fir algerische Staats-
angehdrige wird es, wie ich es
derzeit einschéatze, nach diesen
Erkenntnissen wohl nicht geben,
es sei denn, wir werden auf der
Innenministerkonferenz im No-
vember noch einmal darlber
sprechen. Deshalb mussen alle al-
gerischen Staatsangehérigen in
ihren individuellen Verfahren be-
sondere Gefahrdungsgrinde gel-
tend machen, damit diese bei der
Entscheidung Gber Abschie-
bungshindernisse einbezogen
werden kénnen. Ich kann nur ap-
pellieren, dal dieses im Einzelfall
auch geschieht. Wir haben jeden-
falls, soweit die Behorden im
Land Niedersachsen betroffen
sind, darauf gedrangt, da3 dieses
auch in ganz besonderer Weise
geschehen wird.

Ich mache im Ubrigen darauf auf-
merksam, daB im Lande Nieder-
sachsen im Jahre 1996 22 Alge-
rier abgeschoben worden sind
und im Jahre 1997 bisher 14. Es
handelt sich also um einen tber-
schaubaren Personenkreis, der
auch in besonderer Weise tber-
pruft werden kann. Ich meine
auch nicht, daB wir in dieser Si-
tuation Familien mit Kindern ab-
schieben sollten. Wir werden uns
weiter sehr sorgféltig mit den
Auslanderbehérden Uber diese
Fragen unterhalten und auch
sehr sorgfaltig darauf achten,
daR all das, was an individuellen
Gefdhrdungen gegeben ist, auch
mit einbezogen wird, auch auf-
grund der besonderen Situation,

die es dort gibt.

Ich méchte kurz etwas zur Frage
des Konsultationsverfahrens sa-
gen. Sie alle wissen, meine sehr
verehrten Damen und Herren,
daB3 wir die Moglichkeit haben,
fur sechs Monate einen Abschie-
bungsstopp zu verhangen. Diese
Méglichkeit hatte ich ja, wenn es
nach Ihren Vorstellungen gegan-
gen ware, schon im letzten Jahr
verwirkt. Ich muB Ihnen sagen,
daB die Praxis sehr deutlich ge-
zeigt hat, daB ein solches Verfah-
ren nicht verntnftig ist. Was ma-
chen wir nach den sechs Mona-
ten? Einen AnschluB-Abschie-
bungsstopp kann ich nicht ver-
héngen. Das hei3t, es ist besser,
ich einige mich mit dem Bun-
desinnenminister und den ande-
ren Innenministern darauf, daf
wir in dieser Frage zu einem ver-
nunftigen Verfahren kommen,
weil nur so sichergestellt wird,
daB wir, wenn eine solche Ge-
fahrdungslage besteht, wahrend
des gesamten Zeitraums der Ge-
fahrdung auch tatsachlich die
Maoglichkeit haben, den Men-
schen hier Schutz zu geben.
Ansonsten reicht das individuelle
Verfahren aus, weil in dem indivi-
duellen Verfahren naturlich auch
die besonderen Geféhrdungsla-
gen dargestellt werden kénnen.
Ich meine, dal3 damit alle M&g-
lichkeiten gegeben sind, zum ei-
genen Recht zu kommen. Man
sollte den Abschiebungsstopp fir
sechs Monate nicht Gberschat-
zen. Ich denke nur an das, was
wir alle miteinander in bezug auf
den Abschiebungsstopp fur Kur-
den gemacht haben. Frau Lipp-
mann-Kasten, ich meine, daB das
jetzt gefundene Verfahren insge-
samt - auch fur die Betroffenen -
sachgerechter ist.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Milde:

Das Wort hat die Abgeordnete
Frau Lippmann-Kasten.

Frau Lippmann-Kasten (GRUNE):
Herr Prasident! Meine Damen
und Herren! Herr Biallas, hatten
Sie geschwiegen, Sie hatten gut
daran getan,

(Biallas [CDU]: Das konnte lhnen
so passen!)

weil Sie die sachliche Auseinan-
dersetzung, die wir im Vorfeld
geflihrt haben, auf eine sehr un-
sachliche Ebene gebracht haben.
(Beifall bei den GRUNEN - Jahn
[CDU]: Ach Quatsch!)

Sie haben hier so viele falsche Sa-
chen gesagt.

(Biallas [CDU]: Ja, was denn?)

- Zum Beispiel, daB die Leute alle
aus Frankreich hertiberkdmen. Sie
mUBten in lhrer Funktion als Mit-
glied des Innenausschusses ei-
gentlich wissen, daB es ein
Schengener Abkommen gibt,
wonach jeder, der Uber die Gren-
ze kommt, nach Frankreich
zurlickgeschickt wird und hier
Uberhaupt nicht die Mdglichkeit
hat, unter einen Abschiebungs-
stopp zu fallen. Hatten Sie also
geschwiegen, Sie hatten wohl
daran getan.

Herr Innenminister, ich habe
noch zwei Fragen. Wie schlimm
mufB die Situation in einem Land
eigentlich Uberhaupt sein, damit
in der Bundesrepublik Deutsch-
land Flichtlinge vor der Abschie-
bung geschitzt werden, damit
Flichtlingen ein Schutz gewahrt
wird, daB sie den Massakern, die
dort alltaglich passieren, nicht
anheimfallen kénnen?

Meine zweite Frage bezieht sich
auf lhre AuBerung, es werde
wohl keinen Abschiebungsstopp
geben. Haben Sie keine eigene
Position dazu? Koénnen Sie uns
nicht erkléren, ob Sie sich fur ei-
nen Abschiebungsstopp einset-
zen werden oder nicht? Mit die-
ser Aussage, es werde wohl kei-
nen Abschiebungsstopp geben,
ziehen Sie sich zurlick. Sie Gber-
lassen die Verantwortung wieder
einmal lhren Kollegen in den an-
deren Bundeslandern und auch
dem Bundesinnenminister. Ich
wirde mir von lhnen wiinschen,
daB Sie eine klare Aussage tref-
fen: Ja, Niedersachsen wird im
Konsultationsverfahren fur einen
Abschiebungsstopp aller Bundes-
lander pladieren.

(Beifall bei den GRUNEN)
Prisident Milde:

Meine Damen und Herren, weite-
re Wortmeldungen liegen mir
nicht vor. Ich schlieBe damit die
Beratung zu Punkt 24.

Es ist vorgeschlagen worden, den
Antrag der Fraktion Blindnis
90/Die Grlnen an den Ausschuf3
fur innere Verwaltung zu Uber-
weisen. Wer so beschlieBen
mochte, den bitte ich um ein
Handzeichen. - Die Gegenprobe!
- Stimmenthaltungen? - Das ist
so beschlossen.
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4Es ist wohl so, daf’ wir

alle untétige Zeugen ei-

ner abermaligen, dies-
mal demokratisch abge-

sicherten Barbarei sind."
Gunter Grass

.Meine Familie ist vor
den Nazis nicht in die
Knie gegangen,
und ich lasse mich nicht
vom Fluchtlingsrat in die
Knie zwingen."

Gerhard Glogowski

Bilanz und Einschatzung
der Fluchtlings-Sozialpolitik

des Landes Niedersachsen 1997

Der folgende Text ist der Beitrag des Nds. Fliichtlingsrats zur Sozialbilanz
1997 der Landesarmutskonferenz Niedersachsens. Dieser Text dokumen-
tiert einen politischen Skandal. Die Fliichtlings-Sozialpolitik zeigt, wie
diinn und briichig die Decke des zivilen, demokratischen Rechtsstaats
iiber der Barbarei ist. Und anders als barbarisch ldBt sich die systemati-
sche Zerschlagung von Familien nicht bezeichnen.

Vorbemerkung:

Dieser Sektor der Sozialpolitik
fallt - sozialpolitisch systemwidrig
- Uberwiegend in die Verantwor-
tung des Niederséchsischen In-
nenministers.

Die Fliichtlings-Sozialpolitik wird
in Niedersachsen gegenwadrtig er-
neut - wie schon einmal in den
80-er Jahren, als die Regierung
Albrecht (CDU) Fliichtlinge mit
Sammellager und Sachleistungen
,abschrecken" wollte -, zur Re-
pressionspolitik gegen Flichtlinge
umfunktioniert.

Obwohl diese Politik bereits in
den 80-er Jahren offenkundig ge-
scheitert ist, setzt insbesondere
der Nds. Innenminister alles dar-

an, die restriktiven Verfahrens-
und Leistungsgesetze des Bundes
in Niedersachsen ganz besonders
restriktiv umzusetzen und auch
die Kommunen in einer beson-
ders restriktiven Handhabung zu
bestéarken.

Die Fliichtlings-Sozialpolitik des
Landes orientiert sich im wesent-
lichen nicht an der Lebens-situati-
on der betroffenen Menschen
und an den noch vorhandenen
humanitaren Spielrdumen, son-
dern am ideologischen Anspruch
des derzeitigen Innenministers,
den ,Geist" der Bundes-Asylgeset-
ze von Abschreckung und Diskri-
minierung in Niedersachsen rick-
haltlos umzusetzen.

Auf der Grundlage der nach wie
vor gultigen Erkldrung des Flicht-
lingsrats zum Sozialblindnis von
1996 folgen einige Stichpunkte

* Presse-Erklarung des Fluchtlingsrats vom 24.10.1997zur aktuellen Entwicklung:
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it dem Nds. Aufnahme-
I\/l gesetz vom 1.7.1997
hat das Land anstelle der

spitzen Abrechnung von Leistun-
gen fur Asylbewerber feste Pau-
schalen fir die Kommunen einge-
fuhrt. Zugleich wurden die oh-
nehin niedrigen Mindeststan-
dards fur Unterbringung, Sozial-
und Kinderbetreuung, sowie fur
die Sicherheit der Asylbewerber
aufgehoben.

Immer mehr Kommunen kénnen
wesentliche soziale Notwendig-
keiten wie Kindergarten-Aufwen-
dungen und Sozialbetreung aus
der Pauschale nicht mehr erwirt-
schaften.

Das Nds. Aufnahmegesetz er-
zwingt somit noch schlechtere
Wohn- und Lebensbedingungen
fur Asylbewerber. Es verschéarft
die soziale Isolierung und Aus-
grenzung durch rapiden Abbau
der Sozialarbeiterlnnen in Kom-
munen und Wohnheimen (er-
satzlos oder zugunsten |, billige-
rer" Kréfte auf BSHG und ABM-
Basis).

Zusammen mit der fortwahren-
den Einschrédnkung der dezentra-
len Fluchtlingssozialarbeit befin-

. Heft 48/49. Dezember 1997/Januar 1998
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den sich die ohnehin ungentgen-
den sozialen Beratungsmoglich-
keiten fur Flichtlinge derzeit
weitgehend in Aufldsung.

Die z.Z. auslaufenden Vertrage
mit kommerziellen Wohnheimbe-
treibern nutzt das Land nicht zur
Unterbringung von eigentlich da-
zu berechtigten Asylbewerbern in
Wohnungen oder kleineren
Wohneinheiten, sondern betreibt
die langerfristige Unterbringung
in den - zudem ungleich teureren
- kasernendhnlichen Sammella-
gern der ZASten. Eine eigenstan-
dige Lebens- und Haushalts-
fuhrung ist dort noch weniger
moglich als bisher. Weitere Ver-
elendung und Hospitalisierung
sind die Folge.

Das neue Asylbewerberleistungs-
gesetz des Bundes sieht fur volle
3 Jahre und nur in zwingend
notwendigen, nicht aufschiebba-
ren Fallen eine gesundheitliche
Notversorgung vor. Die Landesre-
gierung hat diesem Gesetz zuge-
stimmt und es in der Umsetzung
weiter verscharft. Nach Auffas-
sung des Landes sind Heil- und
Hilfsmittel ebenfalls nicht zwin-
gend notwendig. Diese ausdriick-
lich restriktiv zu handhabende
medizinische Notversorgung wird
verscharft durch die haufig
rechtswidrige Praxis in den Kom-
munen und durch den Abbau
von Fachpersonal in der Beratung
und Betreuung. Die Auswirkun-
gen in der Praxis sind unbe-
schreiblich.

Da das Land Leistungen zum Er-
halt der Gesundheit und zur Mi-
nimierung von Beschwerden
nicht in die zwingend notwendi-
ge medizinische Behandlung auf-
nimmt, werden notwendige Lei-
stungen wie z.B. Zahnprophylaxe
oder auch Krebsvorsorge regel-
méaBig abgelehnt. Es mehren sich
die Falle, in denen z.B. auch Seh-
hilfen grundséatzlich verweigert
werden.

Immer haufiger fihrt die unver-
schuldete soziale Situation von
Flichtlingsfamilien in Niedersach-
sen zur Abschiebung oder zur
Zerschlagung von Familien. Selbst
geringflgiger Sozialhilfebezug
fuhrt in Niedersachsen z.B. dazu,
daf3 ein Ehepartner abgeschoben
oder in die lllegalitat getrieben
wird. Die katastrophalen mensch-

lichen Folgen sind ein Hohn fur
einen zivilisierten Sozial- und
Rechtsstaat.

Die nds. Hartefallregelung von
1996 fir langjahrig hier ansassi-
ge Familien scheitert regelméaBig
an der angeblich fehlenden
Lwirtschaftlichen Integration"; fur
Schikane und Denunziation sind
Tor und Tur gedffnet. Die Bun-
desregierung wird mit dem tota-
len Arbeitsverbot vom 15.5.97
dem Land kiinftig zumindest die-
se Unmenschlichkeit abnehmen,
weil damit auch offiziell jede le-
gale Existenzsicherung durch ei-
gener Hande Arbeit unterbunden
wird.

Derzeit versucht das Land, den
Kommunen rechtswidrig die
Moglichkeit zu nehmen, Fliicht-
lingen die ohnehin gekurzten So-
zialleistungen in Form von Bar-
geld auszuzahlen. Stattdessen
versucht der Innenminister, den
Kommunen entgegen der gelten-
den Gesetzeslage die - im Ubri-
gen teurere - Ausgabe diskrimi-
nierender ,, Gutscheine" vorzu-
schreiben.

Fazit:

Die niedersachsische Fluchtlings-
Sozialpolitik hat unter dieser Lan-
desregierung einen Tiefpunkt er-
reicht. Dieser Sektor der Sozialpo-
litik ist zunehmend der Ord-
nungspolitik verpflichtet und ver-
scharft das soziale Elend, anstatt
es abzubauen. Staatlich herbeige-
fuhrte soziale Notlagen fuhren zu
Abschiebung, lllegalisierung und
Existenzvernichtung.

Die staatlich propagierte und for-
cierte soziale Ausgrenzung und
Diskriminierung der Bevolke-
rungsgruppe der Flichtlinge weit
unter dem ,, deutschen" Existenz-
minimum gewahrleistet zudem
ein ,soziales Abstandsgebot" und
stellt einen wirksamen Hebel zur
Entsolidarisierung der Gesell-
schaft dar.

Dieser Text ist eingeflossen in die
Gesamtbilanz der Landesarmuts-
konferenz, die am 6.11.97 vor
den Medien dem nds. Sozialmini-
ster tibergeben worden ist.
Text-Dokumentation siehe folgen-
de Seite.

|

Berlins an:

schadet dem Ruf Berlins,

Praxis umgehend zu beenden.

PRO ASYL prangert Praxis

Verordneter Zwangseinkauf entwiirdigt Fliichtlinge und

Die bundesweite Arbeitsgemeinschaft fur Fltichtlinge PRO ASYL hat in
Schreiben an die Berliner Sozialsenatorin Beate Hiubner und die SO-
RAT GmbH, die Betreiberin der zwei ,Sachleistungsmagazine', scharf
gegen die Berliner Praxis protestiert, Fllichtlinge nach der Novellierung
des Asylbewerberleistungsgesetzes seit 1. Juni 1997 zum , bargeldlo-
sen Zwangseinkauf" in diesen Laden zu verpflichten.

Der Sprecher von PRO ASYL, Heiko Kauffmann, forderte die Sozialse-
natorin und die SORAT-Geschaftsleitung auf, diese diskriminierende

Kauffmann bemangelte in seinem Schreiben u.a. das ungeniigende
und vergleichsweise teure Angebot von Frischwaren, ein véllig unzu-
reichendes Angebot an Babynahrung, das Fehlen vieler Gebrauchsarti-
kel und gravierende Mangel in der Organisation der Magazine.
Flichtlinge muBten Tagesreisen unternehmen, um einen Einkauf zu
tatigen. Das Berliner ,Zwangseinkaufssystem" gehére zu den bisher
schlimmsten Entgleisungen im Europaischen Jahr gegen Rassismus.

,Wir halten es fur nicht hinnehmbar, da Menschen, die nach Verfol-
gung und Verlust der Heimat, nach vielfachem Leid und Entbehrun-
gen hofften, in Berlin Zuflucht zu finden, auf diese Weise ausge-
grenzt, bevormundet und in ihrer Menschenwirde miBachtet wer-
den", heit es wortlich in dem Brief an die Sozialsenatorin

Presseerklarung
23.09.1997
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Bilanz
der Sozialpolitik

in Niedersachsen

Lum Besuch von Sozialminister Wolf Weber

bei der Mitgliederversammlung

der Landesarmutskonferenz Niedersachsen®

Dieser Text wird hier vollstandig
abgedruckt, um einen Eindruck
Uber die Arbeitszusammenhéange
des Fluchtlingsrats als Mitglied in

der Landesarmutskonferenz zu ge-

ben.

Die sozialpolitische Diskussion
wird fur die Flichtlingspolitik im-
mer wichtiger, - zum einen gibt es
- aufBer PRO ASYL - praktisch
kein migrationspolitisches Forum
auf Bundes- oder Landesebene,
zum anderen ist die Turoffner-
Funktion der deutschen Fliicht-
lingspolitik fur den generellen So-
zialabrif3 inzwischen allgemein
nachvollziehbar.

Wir erleben mit Freude, dafd die
Initiative “Kein Mensch ist ille-
gal” Giber den Sans-Papiers-An-
satz nicht zu unterschatzende Wir-
kung auf die sozialpolitische Dis-
kussion ausldst.

Das vorliegende Papier weist deut-

liche Méngel auf: so fehlt z.B. die
Situation der Behinderten, aber
auch die der Migrantinnen in
Nds. Red.

Sehr geehrter Herr Minister,
sehr geehrte Damen und Her-
ren,

die Landesarmutskonferenz trifft
sich heute bereits das dritte Mal
am "BufB3-und-Bet-Tag" zu ihrer
Herbst-Mitgliederversammlung.
Dieser Tag hat eine symbolische
Bedeutung fir die sozialpolitische
Entwicklung, die wir in den letz-
ten Jahren erleben mufBten. Der

* in Hannover am 19.11.1997

Tag steht fur das Sonderopfer,
daB die Arbeitnehmer 1994 fir
die Einfihrung der Pflegeversi-
cherung bringen muf3ten, dafir
daB die Kosten der sozialen Si-
cherung seitdem auch offiziell
nicht mehr zu gleichen Teilen von
Arbeitgebern und Arbeitnehmern
getragen werden. Faktisch hat
diese Entwicklung im Bereich der
Krankenversicherung durch die
schleichende Einfihrung und Er-
héhung von Eigenanteilen fur
Medikamente bis zu Kranken-
hauskosten bereits viel friher be-
gonnen. Die Fachleute gehen da-
von aus, daB heute bereits Gber
60% der Krankenkosten von den
Arbeitnehmern getragen werden.

Wir leben in schwierigen Zeiten.
Die Arbeitslosenziffern erreichen
Rekordzahlen. Das Arbeitslosen-
geld, die Arbeitslosenhilfe und
auch die Renten sind in den letz-
ten Jahren so gut wie gar nicht
gestiegen, sondern vielfach ge-
sunken. Die Gewerkschaften sind
far ihre Arbeitnehmer zu duBerst
maBvollen Lohnabschlissen ge-
zwungen. Sozialleistungen wer-
den gekurzt. Auf der anderen
Seite Uberlegt man, die Mehr-
wertsteuer zu erhéhen. Mit ande-
ren Worten: Ein immer groBerer
Anteil der Bevolkerung ist im
wahrsten Sinne des Wortes "arm
dran".

Bundesweit standen 1993 den
131.000 Vermodgensmillionaren
2.269.000 Sozialhilfeempfanger
gegeniber, wahrend 13 Jahre zu-
vor 67.000 Millionaren "nur"
922.000 Sozialhilfeempfanger
gegenUbertraten. Funf Prozent
der privaten Haushalte verfiigen
in Deutschland Uber mehr als ein
Drittel des gesamten privaten
Vermégens. Auch in Niedersach-
sen |aBt sich dieser Bundestrend
beobachten. Die Schere zwischen
Vermégenden und Armeren &ff-
net sich damit unaufhaltsam. Da-
her ist der Bedarf an sozialstaatli-
cher Intervention nicht von der
Hand zu weisen.

Auf diese Entwicklung, die zu-
nehmende Auflésung des sozial-
politischen Konsenses in unserer
Gesellschaft wollen wir hinwei-
sen. Die sozialpolitische Bilanz,
zu der wir uns hier heute verab-

Sprecherin fiir die Landesarmutskonferenz: Wiebke Buchholz-Wiltedet haben, kann dabei den Be-
(Frau Buchholz-Will ist Gibrigens stv. Vorsitzende des Nds. DBGFicht iiber Reichtum und Armut in
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Niedersachsen, wie er gegenwar-
tig im Sozialministerium erstellt
wird nicht ersetzen und ihm
nicht vorgreifen. - Wir hatten
auch keine Reserven fir eigene
Recherchen oder Analysen, son-
dern muBten diese Bilanz aus der
laufenden Arbeit heraus formu-
lieren. - Dennoch sehen wir diese
Bilanz auch als Beitrag zur Sozial-
berichterstattung, als einen Bei-
trag zu dem Kommunikations-
und KonsultationsprozeB3, den sie
neben der Datenerhebung und -
analyse auch beinhalten soll.

DaR der Sozialminister sich die
Zeit nimmt, diese Diskussion mit
uns zu fuhren, ehrt uns nicht nur,
sondern zeigt auch, wie ernst er
selber diesen Kommunikations-
proze3 nimmt. - So haben wir
ihn Gbrigens auch kennengelernt:
als jemanden, der sich auch fir
kleine Initiativen selber einsetzt
und als jemanden, der offenen ist
fUr neue Ansatze (wie z.B. die Ar-
muts- und Reichtumsberichter-
stattung, wie die Landesarmuts-
konferenz), wenn sie die
Bemihungen um sozialen Aus-
gleich verstarken kénnen.

Kommen wir zur Sache: Die ge-
genwadrtige soziale Situation ist
gepragt von einer immer noch
wachsenden Arbeitslosigkeit, ei-
ner teilweise dramatischen Aus-
bildungsplatzmisere. In der Folge
dieser Entwicklung wurden nicht
nur die Lohnersatz- und anderen
sozialen Leistungen fur die Be-
troffenen reduziert, sondern es
werden auch samtliche S&ulen
der sozialen Sicherung in ihrer Fi-
nanzierungsgrundlage bedroht.
Die Landespolitik ist dem groB-
tenteils selber ausgeliefert, und
kann dieser Entwicklung aus ei-
gener Kraft kaum gegensteuern,
aber je naher die Politik an die
Menschen gerat, auf der Landes-
und auf der kommunalen Ebene,
um so deutlicher muB sie den Be-
troffenen zumindest Signale set-
zen, daB es auch anders ginge
und dal3 sie nicht im Stich gelas-
sen werden. - Hier dem bundes-
politischen Lamento von der an-
geblichen Notwendigkeit tiefer
Einschnitte ins soziale Netz noch
eins drauf zu geben, verunsi-
chert, enttduscht und emport die
Menschen.

Vor diesem Hintergrund be-
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griBen wir nachdricklich das En-

gagement des Sozialministers,

Uber eine Bundesratsinitiative die

Herausnahme der versicherungs-

fremden Leistungen aus der Sozi-

alversicherung und deren Finan-
zierung aus dem allgemeinen

Steueraufkommen zu erwirken.

Aber wir mussen die Landesregie-

rung auch nachdricklich zu wei-

teren Initiativen auf der Bundese-
bene, im Bundesrat auffordern

im Hinblick auf:

- Sozialversicherungspflicht fur
610-DM-Arbeitsplatze,

- Beitragspflicht zur sozialen Si-
cherung auch fir Beamte und
Selbstandige,

- Durchsetzung von Steuerge-
rechtigkeit mindestens in dem
MaBe, daB die Lander nicht
noch zusatzlich zu dem beste-
henden zwei-Klassen-Steuer-
recht fur abhangig Beschéaftigte
und fir Selbstandige auf Be-
triebspriafungen bei Betrieben
und Selbstandigen verzichten.

In dem MaBe, in dem dies unter-
lassen wird, wird die gegenwarti-
ge Entwicklung mindestens hin-
genommen, daf3 Reiche immer
reicher und Arme immer armer
werden. Dies bedeutet aber, daR
die Standortfaktoren der sozialen
Lebensqualitadt und des sozialen
Friedens auf's Spiel gesetzt wer-
den. Wer als arm, arbeitslos,
krank, behindert oder alt immer
weiter an den Rand gedréngt
und als unproduktiv, unnitz und
als bloBer Kostenfaktor diskrimi-
niert wird, dem wird nach wirt-
schaftlicher und sozialer Ausgren-
zung auch das Interesse an politi-
scher Teilhabe genommen.

Dal3 angesichts der massiven Pro-
bleme der &ffentlichen Haushalte
die Landesregierung und der So-
zialminister der Arbeitsmarktpoli-
tik oberste Prioritat eingeraumt
und die Aktivitdten im laufenden
Jahr sogar noch erweitert haben,
wird von uns sehr begri3t. Die
Sozialen Betriebe, Dienstlei-
stungsagenturen, Qualifizierung
und auch die unabhangige Bera-
tung von Arbeitslosen und Sozial-
hilfeempfangerinnen sind wichti-
ge Bausteine. Sie miBten aber
noch verstarkt und in einigen Be-
reichen um weitere Bausteine zu
einem Gesamtkonzept erganzt
werden:

Die Aufweichung der Standards

fur eine gemeinnutzige Arbeit-
nehmerlberlassung und der z6-
gerliche Umgang mit diesem Mo-
dell wird von uns sehr bedauert.
Angesichts des wachsenden An-
teils von Langzeitarbeitslosen, die
auch von dem Modell der Sozia-
len Betriebe nicht erfaBt werden
konnen, bedarf es dringend der
Entwicklung eines dauerhaft ge-
forderten offentlichen Beschéafti-
gungssektors.

In dem MaBe, in dem Arbeitslo-
sigkeit sich zum Hauptgrund fur
Sozialhilfebedurftigkeit entwickelt
hat und das vorgelagerte Siche-
rungssystem des Arbeitsforde-
rungsreformgesetzes nicht mehr
greift, sind die Kommunen und
ihre Sozialamter zunehmend zu
Ersatzarbeitsdmtern geworden. -
Hier brauchte es eine Unterstut-
zung der kommunalen Bemithun-
gen insbesondere in konzeptio-
neller Hinsicht, um die Landkreise
und Gemeinden bei der Entwick-
lung und Umsetzung einer kom-
munalen Arbeitsmarktpolitik zu
unterstltzen, zumal diese Vorort-
bemihungen auch die regional
angepaBtesten und effektivsten
sein werden. Aber es missen
diesbeziglich auch Standards
entwickelt und gesetzt werden,
damit solche Anstrengungen
nicht das Gesicht reiner Spar-
maBnahmen bekommen. Das So-
zialhilfegesetz ist ein HILFE-Ge-
setz fir in Not geratene Men-
schen und Familien, und dieser
Hilfecharakter des Gesetzes ist
auzubauen und zu gestalten.

Da alle Beschéaftigungs- und Qua-
lifizierungsprogramme doch nur
einen kleinen Teil der Betroffenen
erreichen kénnen, ist aber auch
an jene zu denken, die in der Ar-
beitslosigkeit leben missen. Die
(fiskalisch) unabhangige Beratung
von Arbeitslosen muB in Qualitat
und Quantitat ausgebaut wer-
den. AuBerdem, da die Instru-
mente der aktiven Arbeitsmarkt-
politik eine so begrenzte Reich-
weite haben, sollte tberlegt wer-
den, ob auf der Landesebene ei-
ne Initiative zur Arbeitszeitumver-
teilung gestartet werden kann. -
Auch wenn die Landerhaushalte
bei weitem nicht ausreichen kon-
nen, die Massenarbeitslosigkeit
angemessen zu bekdmpfen, so
konnen sie doch modellhaft vor-
fuhren, wie dies moglich ware.

Im Bereich der Gesundheitsforde-

rung haben sich die gesetzlichen
Rahmenbedingungen seit Ende
1996 und Mitte 1997 verschlech-
tert. Dies trifft insbesondere sozi-
al benachteiligte Bevolkerungs-
gruppen. Die Zugangsbarrieren
zu medizinischen Dienstleistun-
gen werden trotz geltender Har-
tefallregelungen héher. Die be-
reits existierende gesundheitliche
Ungleichheit, was Krankheitshdu-
figkeit, -dauer und Lebenserwar-
tung anbelangt, wird sich weiter
verscharfen. Gesundheitsforde-
rungsleistungen durch Kranken-
kassen wurden ganz aus dem
Leistungskatalog gestrichen. Das
Land Niedersachsen kann diese
Entwicklung auf Bundesebene
nicht kompensieren. Im Gegen-
teil, aufgrund der Haushaltslage
des Landes wurden auch in die-
sen Bereichen Kirzungen vorge-
nommen.

Insbesondere fiur folgende Ziel-

gruppen besteht dringender

Handlungsbedarf:

- Gesundheitliche Versorgung
von Obdachlosen;

- Gesundheitsversorgung von Mi-
grantinnen;

- Gesundheitsférderung mit sozi-
al benachteiligten Kindern und
Jugendlichen;

- Suchtpravention und gesund-
heitliche Versorgung von Sucht-
mittelabh&ngigen

- Gesundheitsforderung von Al-
leinerziehenden (meist Frauen
mit Kindern)

- Gesundheitsforderung in der
Arbeitswelt aber auch fir Ar-
beitslose

Alleinstehende Miitter (und Va-
ter) sind besonderen sozialen Be-
lastungen ausgesetzt. Dabei ist
die Einelternfamilie mit rund 16%
aller Familien im Westen und
26% im Osten eine gesellschaft-
lich weitgehend akzeptierte Le-
bensform. In weiten Teilen der
Gesetzgebung und der politi-
schen Entscheidungen findet sich
diese Einstellung jedoch nicht
wieder, denn hier geht es ums
Geld, - um Familienférderung.
Die Folgen sind drastisch:

- Alleinerziehende mussen meist
aus dem Beruf aussteigen, die
Beantragung von Sozialhilfe ist
dann fast unausweichlich, da
das Erziehungsgeld von DM
600,- zum Uberleben nicht
reicht.

- Ansprliche beim Arbeitsamt ver-

115



schlechtern sich oder entfallen
ganz.

- Stichtagsregelungen und ver-
fehlte Offnungszeiten der Kin-
dergarten erschweren den be-
ruflichen Wiedereinstieg.

- Immer haufiger erhalten die
Frauen nach Rickkehr an den
Arbeitsplatz "betriebsbedingte
Kindigungen'".

Bei Trennungen bleiben die Kin-
der zu 86% bei der Mutter. Nur
1/3 der Vater kommen ihrer Un-
terhaltspflicht gegentber ihren
Kindern und nur 16% der ge-
genlber den Mittern nach, die
die Versorgung der gemeinsamen
Kinder gewahrleisten. Die Mutter
mussen dann fir die Kinder Un-
terhaltsvorschuB oder gar fur sich
und die Kinder Sozialhilfe bean-
tragen. Mindestunterhaltssatze
und auch UnterhaltsvorschuB
decken das Existenzminimum des
Kindes nicht ab. - Der Staat zahl-
te 1996 1.557,04 Milliarden im
Namen der Unterhaltspflichtigen.
Von den Vatern zurlickgezahlt
wurden lediglich 232,08 Millio-
nen. - Fur alle Kinder Uber 12
Jahre oder wenn sie die Leistung
bereits 6 Jahre erhalten haben,
tritt vollstandig die erziehende
Mutter mit ihrem Einkommen
bzw. das Sozialamt ein. 53% aller
Kinder (418.142) die Sozialhilfe
beziehen, haben eine alleinerzie-
hende Mutter.

Weitere Faktoren, die Frauen mit
Kindern zu einer "Hochrisikogrup-
pe" machen:

- Frauen verdienen durchschnitt-
lich nur 75% soviel wie Manner

- Frauenarbeitsplatze unterliegen
starker dem Arbeitsmarktwan-
del

- Frauen weichen nach der Ge-
burt von Kindern in minderqua-
lifizierte, ungesicherte Arbeits-
verhaltnisse aus.

- Anspriiche auf AFG-Mittel erlo-
schen oder sind nicht ausrei-
chend.

- Der Wohnungsmarkt stellt fur
Alleinerziehende ein besonderes
Problem dar.

Durchschnittlich 38% ihres Ein-
kommens mussen fir Miete
aufgebracht werden. Das
Wohngeld entspricht seit Jahren
nicht mehr den realen Mietprei-
sen.

- Die Besteuerung und die Sozial-
abgaben der Niedrigeinkommen

sind zu hoch. Das Existenzmini-
mum wird nicht vollstdndig frei-
gestellt.

Das Armutsrisiko liegt in der Po-
tenzierung der Problemlagen.
Denn der personliche Einsatz der
Frauen ist hoch. Immerhin 44,1%
gehen auch in den ersten drei Le-
bensjahren des Kindes einer Er-
werbsarbeit nach. Und bis zur
Volljahrigkeit der Kinder sind es
sogar 63,9%. Erst wenn der Staat
Abschied nimmt von einem Absi-
cherungssystem Uber die Ehe und
zu einer Forderung fur Kinder
und deren Erziehungspersonen
kommt und wenn Vater die Ver-
antwortung fur ihre Kinder ernst
nehmen, kénnen Armut und die
damit verbundenen Risikofakto-
ren Uberwunden werden.

Die private Verschuldung hat in
Deutschland in den letzten 20
Jahren explosionsartig zugenom-
men, insbesondere die Verschul-
dung aus Konsumentenkrediten.
Dies ist zurtickzuftihren auf ge-
sellschaftlich bedingte Lebens-
und Berufsrisiken verbunden mit
dem Ausbau der Kreditwirtschaft
und ihrer Marketingpolitik, eine
Ausweitung des Kreditangebots,
neue Formen der Ansprache des
Kundenpotentials und nicht zu-
letzt auch auf den Ubergang
zum bargeldlosen Zahlungsver-
kehr.

In der Verantwortung fir die ge-
meinsame Losung dieser gesell-
schaftlichen Probleme steht aber
nicht zuletzt auch die Kreditwirt-
schaft. Wer die Inanspruchnahme
solcher Produkte und Leistungen
betreibt und férdert, kann sich
notwendigen Lésungskonsequen-
zen nicht verweigern.

Dies gilt auch fur die Forderung,
jedem ein Girokonto auf Gutha-
benbasis zur Verfigung zu stel-
len. - Das Girokonto ist heute ein
lebensnotwendiges Gut im mo-
dernen Wirtschaftsleben. Bei des-
sen Vorenthaltung werden Ver-
braucher von wesentlichen Chan-
cen der Entfaltung ausgeschlos-
sen. Wegen der sich hdufenden
Félle von Kontoer6ffnungsverwei-
gerungen und Kontoklndigun-
gen insbesondere gegendber ver-
schuldeten Haushalten halten die
Verbraucherverbande eine ge-
setzliche Regelung seit langem
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far erforderlich.

Die eher als unverbindlich einzu-
stufende Empfehlung des Zentra-
len Kreditausschusses an alle an-
geschlossenen Institute, jedem
auf dessen Wunsch ein Griokonto
bereitzustellen, wird nicht durch-
gangig beachtet.

Es bleibt daher die Forderung an
den Bund und das Land Nieder-
sachsen bestehen, eine gesetzli-
che Grundlage zu schaffen, die
jedem den Anspruch auf ein
Girokonto gewahrt.

Finanziell vollig iiberforderte
bzw. bereits zahlungsunfihige
Verbraucherhaushalte konnen mit
dem Inkrafttreten der Insolvenz-
ordnung am 1.1.1999 hoffen,
nach dem Durchlaufen eines
mehrstufigen Verfahrens, in dem
eine angemessene Schuldenberei-
nigung durchgefihrt wird, von
ihren restlichen Verbindlichkeiten
befreit zu werden.

Wenn das sozialpolitische Ziel der
Insolvenzordnung nicht von vorn-
herein in unerreichbare Ferne
riicken soll, muB3 den Uberschul-
deten Verbrauchern bereits im
Rahmen der auBergerichtlichen
Einigungsverhandlungen mit den
Glaubigern ausreichend Hilfe zu-
teil werden. Die dazu erforderli-
chen personellen und sachlichen
Voraussetzungen, die Einrichtung
geeigneter Schuldnerberatungs-
stellen und die Qualifizierung des
Personals (padagogisch-praventi-
ver, finanziell-rechtlicher Bereich)
sind vom Bund und vom Land
Niedersachsen sicherzustellen. Ei-
ne solche Unterstltzung und Op-
timierung der Ausstattung sollte
auch im eigenen Interesse des
niedersachsischen Landeshaushal-
tes liegen, da Gerichte durch das
Verbraucherinsolvenzverfahren
nur dann entlastet werden kon-
nen, wenn das Schuldenbereini-
gungsverfahren bereits auBerge-
richtlich erfolgreich beendet wird.
- Darlberhinaus mussen auf der
Landesebene dringend die erfor-
derlichen Umsetzungs- und Aus-
fuhrungsbestimmungen erarbei-
tet werden, um den Betroffenen
Schuldnern und Glaubigern glei-
chermaBen Rechts- und Pla-
nungssicherheit zu verschaffen.
Durch diese Bestimmungen muB
auch sichergestellt werden, dal3
gerade der Personenkreis der mit-
tellosen Schuldner tatsachlich ei-
nen Zugang zum privat-Insol-
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venzverfahren bekommt.

Die Gruppe der sozial benachtei-
ligten, verschuldeten oder bereits
verarmten Verbraucher kann oft-
mals ihre Interessen allein nicht
wahrnehmen und wirkungsvoll
vertreten. Um diesem Personen-
kreis die gleichen Chancen wie
den anderen Teilen der Bevolke-
rung einzurdumen, die sie in die
Lage versetzen, ihre Rechte erfol-
greich durchzusetzen, bedarf es
der Aufrechterhaltung und des
Ausbaus von Verbraucherbera-
tungsstellen mit ihren vielfaltigen
Leistungen. Sie brauchen eine ge-
sicherte finanzielle Ausstattung,
um im Bereich der gegenseitigen
Austauschverhéltnisse ihre zwei-
fache Bedeutung effektiv wahrzu-
nehmen:

Zum einen haben sie eine sozial
integrative Funktion, indem Fami-
lien, deren Budget stark belastet
ist, mit Konsum- und Rechtsbera-
tung und mit Beratung zur Da-
seinsvorsorge versorgen, - Dienst-
leistungen, die am Markt fur die-
se Zielgruppe sonst nicht er-
schwinglich waren.

Zum anderen bewirken die Ver-
braucherverbande mit ihrer gene-
ralisierenden und praventiv wir-
kenden Arbeit eine Marktregulie-
rung und Bereinigung des kun-
denbenachteiligenden Anbieter-
verhaltens. Sie setzen Standards
durch, die gerade auch den sozi-
al schwacheren Verbrauchern zu-
gute kommen.

Die positiven Auswirkungen einer
praventiv ansetzenden Verbrau-
cheraufklarung sowie der Bera-
tung im Rechts- und Finanz-
dienstleistungsbereich entlasten
die offentlichen Haushalte im Er-
gebnis um ein Vielfaches des Be-
trages, der fur die Vorhaltung der
Einrichtung finanziell aufge-
wendet werden muf.

Gleiches gilt fur die Mieterbera-
tung. Mieterschutz ist notiger
denn je zuvor: Trotz der Entspan-
nung auf dem Wohnungsmarkt
nimmt die Wohnarmut zu! Die
Mieten steigen immer noch
schneller als die Lebenshaltungs-
kosten.

Streichungen bei der Stadte-
bauférderung, beim Wohngeld
und beim sozialen Wohnungsbau
versetzen dem Sozialstaat Schla-
ge, die unzutraglich sind und

den sozialen Frieden gefdhrden.

Die Schere zwischen Wohnkosten
und Nettoeinkommen der Haus-
halte hat sich immer mehr geoff-
net. Jeder dritte Mieterhaushalt
in der Bundesrepublik gibt etwa
ein Drittel seines Nettoeinkom-
mens fir Miete und Nebenkosten
aus. Nicht selten missen in
groBeren Stadten schon Wohn-
kostenanteile von 40 - 60% auf-
gewendet werden. Die verblei-
bende Kaufkraft der Haushalte -
eine der Konjunktursaulen - wird
dadurch immer schwacher. Allein
durch die Wohnkosten werden
viele Kleinverdiener, Rentner und
Arbeitslosenhaushalte zu Sozial-
hilfeempfangern. - Eine Anhe-
bung des Wohngeldes auf ein
bedarfsdeckendes Niveau ist seit
Jahren Uberfallig, wurde immer
wieder angekiindigt aber nicht
durchgefuhrt. Es kann nicht an-
gehen, nun auf dem Rucken der
sozial schwachsten Bevolkerungs-
gruppen Einsparungen vorzuneh-
men und die Kosten einseitig auf
die Kommunen als Trager der So-
zialhilfe zu verlagern. Hier ist die
Initiative des Landes auf Bundese-
bene gefordert!

Mit den Einsparungen beim so-
zialen Wohnungsbau hat sich der
Bund inzwischen fast vollstandig
aus seiner Verantwortung fur den
Bau von bezahlbaren Sozialwoh-
nungen zurlickgezogen. -
Wahrend 1993 noch 4 Milliarden
DM ausgegeben wurden, waren
es 1997 nur noch 2 Milliarden
DM seitens des Bundes. Die er-
neute Kirzung auf dann nur
noch 1,4 Milliarden DM bedeutet
praktisch die Abschaffung des so-
zialen Wohnungsbaus durch die
Hintertlr. - Da das Land Nieder-
sachsen nur noch die Gegenfi-
nanzierung vornimmt und im
Ubrigen seine Mittel ebenfalls
drastisch kurzt, wird diese Ent-
wicklung noch verstarkt. Gab es
1994 noch Uber 12.000 gefér-
derte Wohnungen, so waren es
1996 nur noch ca. 4.000!

Neben der Schaffung neuer So-
zialwohnungen muf3 aber auch
ein moglichst groBes Kontingent
an preisglnstigen Altbau- und
Sozialwohnungen erhalten blei-
ben. Die Belegungsrechte im Be-
stand mussen dringend ausge-
weitet werden, damit die Stadte

eine Manovriermasse fur die vie-
len Haushalte behalten, die sich

aus eigener Kraft nicht am Woh-
nungsmarkt mit angemessenem

Wohnraum versorgen kénnen.

Die Gebiete mit erhdhtem Woh-
nungsbedarf missen weiterhin
unter den besonderen Schutz der
Lander gestellt werden, insbeson-
dere nach dem Sozialklauselge-
setz und nach der Zweckentfrem-
dungsverordnung.

Ein dringender Handlungsbedarf
liegt im Bereich der wachsenden
Wohnungslosigkeit. Immer mehr
Frauen und Méanner leben in Nie-
dersachsen ohne Wohnung. Im
Januar 1996 waren es ca. 19.000
Menschen. - Die eben genannten
Erfordernisse lassen sich auf die-
sen Bereich Ubertragen, die Pro-
blematik der Wohnungslosigkeit
unterstreicht geradezu deren
Dringlichkeit.

Darlberhinaus sind zur Unter-
stitzung und Reintegration die-
ser Personen einige besondere
Aspekte und Forderungen zu
nennen:

- Die ordnungspolitisch motivier-
te "vertreibende Hilfe" aus
FuBgangerzonen und Bahnhofen
muB abgeschafft werden.

- Die Sozialhilfe-Tagessatze sind
in vollem Umfang auszuzahlen,
und auf die diskriminierende Aus-
stellung von Gutscheinen ist zu
verzichten.

- Eine menschenwirdige Notun-
terbringung von obdach- und
wohnungslosen Menschen
einschlieBlich der medizinischen
und therapeutischen Grundver-
sorgung ist sicherzustellen.

Eine Zuspitzung sozialer Proble-
me ist im Bereich der Fliichtlings-
Sozialpolitik zu beobachten:
Dieser Sektor der Sozialpolitik
fallt, - u.E. systemwidrig -, Uber-
wiegend in den Bereich der "Si-
cherheit und Ordnung" und da-
mit in die Verantwortung des
Niedersachsischen Innenmini-
sters.

Die Fltchtlings-Sozialpolitik des
Landes orientiert sich im wesent-
lichen nicht an der Lebenssituati-
on der betroffenen Menschen
und an den noch vorhandenen
humanitaren Spielrdumen, son-
dern am ideologischen Anspruch,
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den "Geist" der Bundes-Asylgeset-
ze umzusetzen:

Mit dem Nds. Aufnahmegesetz
vom 1.7.1997 hat das Land an-
stelle der spitzen Abrechnung
von Leistungen fur Asylbewerber
feste Pauschalen fur die Kommu-
nen eingefihrt. Zugleich wurden
die ohnehin niedrigen Mindest-
standards flr Unterbringung, So-
zial- und Kinderbetreuung, sowie
fur die Sicherheit der Asylbewer-
ber aufgehoben. Immer mehr
Kommunen kénnen wesentliche
soziale Notwendigkeiten wie Kin-
dergarten-Aufwendungen und
Sozialbetreuung aus der Pauscha-
le nicht mehr finanzieren.

Durch rapiden Abbau von Sozial-
arbeiterlnnen in Kommunen und
Wohnheimen, zusammen mit der
fortwéahrenden Einschréankung
der dezentralen Fllchtlingssozial-
arbeit und der Auflésung der oh-
nehin ungenligenden sozialen
Beratungsméglichkeiten fur
Flichtlinge verscharft deren so-
ziale Isolierung und Ausgren-
zung.

Das neue Asylbewerberleistungs-
gesetz des Bundes sieht fir volle
3 Jahre und nur in zwingend
notwendigen, nicht aufschiebba-
ren Fallen eine gesundheitliche
Notversorgung vor. Die Landesre-
gierung hat diesem Gesetz zuge-
stimmt und es in der Umsetzung
weiter verscharft. - Nach Auffas-
sung des Landes sind Heil- und
Hilfsmittel nicht zwingend not-
wendig. Die ausdricklich restrik-
tiv zu handhabende medizinische
Notversorgung wird verscharft
durch die haufig rechtswidrige
Praxis in den Kommunen und
durch den Abbau von Fachperso-
nal in der Beratung und Betreu-
ung.

Immer haufiger fuhrt die unver-
schuldete soziale Situation von
Flichtlingsfamilien selber zur Ab-
schiebung oder zur Zerschlagung
von Familien. Selbst geringfugi-
ger Sozialhilfebezug fuhrt in Nie-
dersachsen z.B. dazu, daf3 ein
Ehepartner abgeschoben oder in
die lllegalitat getrieben wird.

Die nds. Hartefallregelung von
1996 fir langjahrig hier ansassi-
ge Familien scheitert regelmaBig
an der fehlenden "wirtschaftli-
chen Integration". Mit dem von
der Bundesregierung erlassenen
totalen Arbeitsverbot (vom
15.5.97) wird diese "wirtschaftli-
che Integration" aber aktiv verhin-

dert.

Derzeit versucht das Land, den
Kommunen entgegen der gelten-
den Gesetzeslage die - im Gbri-
gen teurere - Ausgabe diskrimi-
nierender "Gutscheine" anstelle
von Bargeld vorzuschreiben.

Die staatlich propagierte und for-
cierte soziale Ausgrenzung und
Diskriminierung der Bevolke-
rungsgruppe der Flichtlinge weit
unter dem "deutschen" Existenz-
minimum gewahrleistet zudem
ein "soziales Abstandsgebot" und
stellt einen Hebel zur Entsolidari-
sierung der Gesellschaft dar.

Diese Ausfuhrungen kénnen nur
einen bruchstlckhaften Einblick

in die sozialen Notlagen in unse-
rer Gesellschaft, in unserem Land
geben. Sie kdnnen nur eine Teil-

bilanz sein.

Wir konnten hier nur Schlaglich-
ter auf die wesentlichen Problem-
felder werfen. Eine umfassende
Bilanz die den Namen wirklich
verdient und nicht nur, wie in un-
serem Fall, ein politisches Ereignis
markieren soll, kann nur im Rah-
men eines umfassenden Berichtes
itber Reichtum und Armut in Nie-
dersachsen geleistet werden.
Dieser Bericht ist, - von allen
Fraktionen des Landtages ge-
meinsam getragen -, vor einem
Jahr durch eine EntschlieBung
des Landtages auf den Weg ge-
bracht worden. Wir brauchen
diesen Bericht, um die sozialen
Notlagen analysieren und ge-
wichten zu kénnen (gerade auch
im Verhaltnis zum Reichtum). So
gesehen soll dieser Bericht eine
Analyse und Steuerungsinstru-
ment sein, um Prioritdten setzen
und Konsequenzen formulieren
zu kénnen. Er soll aber auch ein
Kontrollinstrument sein, daf3 die
Auswirkungen die Effizienz und
Effektivitat sozialpolitscher MaB-
nahmen und Programme Uber-
pruft. Hierflr bedarf es den in
der LandtagsentschlieBung gefor-
derten "kontinuierlichen Kommu-
nikationsprozel Uber die soziale
Situation in Niedersachsen", an
dem uns mindestens genau so
viel liegt, wie an dem Bericht als
Analyse. - Der erste Berichtsteil,
soweit wir informiert sind, ist
weitgehend fertig gestellt. Die
Formulierung (- soweit wir infor-
miert sind -) deutet es an: Wir
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fahlen uns nicht ausreichend in-
formiert. Wir hatten zwar mehre-
re Gesprache und Beratungen, es
gibt mittlerweile einen begleiten-
den Gesprachskreis fur die Erstel-
lung dieses Berichtes, der aller-
dings nur ein Mal getagt hat,
und wir wissen dafB im Ministeri-
um enorm viel Energie und Ar-
beit in dieses Projekt gesteckt
worden ist, aber wir haben auch
das Gefuhl, daB die Verwaltung
immer noch Schwierigkeiten hat,
nach auBen offen, sozusagen mit
offenem Visier zu arbeiten, daf
sie EinfluBnahme von auBen eher
beflirchtet als befordert.

Und, Herr Minister, gerade weil
wir Sie bisher ganz anders ken-
nengelernt haben und weil wir
auch mit diesem Bericht demon-
strieren wollen, daB uns nicht an
fundamentalistischer Kritik gele-
gen ist, sondern daran, unsere
Qualifikationen und Kenntnisse
Uber die Lebensbedingungen der
sozial und dkonomisch Benach-
teiligten einzubringen in die Pla-
nung und Umsetzung sozialer
Politik, - deswegen liegt uns so
viel an der Installierung und Insti-
tutionalisierung dieses Komunika-
tions- und Konsultationsprozes-
ses. Deswegen missen wir nicht
immer einer Meinung sein, aber
es sind ja auch immer die ande-
ren Meinungen, die uns befruch-
ten.

Auf jeden Fall ziehen wir aber an
einem Strang, wenn es darum
geht, den Stellenwert der Sozial-
politik in einer sich insgesamt
entsolidarisierenden Gesellschaft
und Politiklandschaft zu verstér-
ken!
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ehmet Ince ist z.Zt. 13
|\/| Jahre alt und lebt bei
seiner Schwester Fatma

Ince in der Stadt Lehrte. Die EI-
tern von Mehmet sind Mitglieder
der turkischen Untergrundorgani-
sation ,,DEV SOL", sie haben kei-
ne Meldeadresse in der Tlrkei
und haben ihren Sohn offenbar
aus Angst vor Repressionen nach
Deutschland geschickt.

Infolge einer schweren Augenver-
letzung wurde Mehmet in der
Turkei einmal operiert. Diese
Operation sei, wie mir der Au-
genarzt Dr. Hilgendorf in einem
Telefongesprach am 5.6.97 er-
klarte, fachkundig durchgefihrt
worden, jedoch sei die notwendi-
ge Nachbetreuung unterblieben.
Jetzt hatten sich Komplikationen
ergeben, die eine weitere Opera-
tion unbedingt erforderlich
machten. Der Junge kénne auf
dem Auge unter 10% sehen.
U.U. drohten irreparable Schaden
(z.B. eine Netzhautabldsung),
was jedoch infolge der geschlos-
senen Linse z.Zt. nicht feststellbar
sei.

Auf Intervention des Fliichtlings-
rats erteilte das Sozialamt der
Stadt Lehrte nach Vorlage des At-
tests von Dr. Hilgendorf zundchst
den notwendigen Krankenschein
und forderte Familie Ince auf, mit
einer Uberweisung des Arztes die
MHH aufzusuchen.

Da Familie Ince die Uberweisung
an die MHH fir eine Formsache
hielt, suchte sie mit Mehmet Ince
den Augenarzt Dr. med. Cord
Feuerhake in Lehrte auf. Dieser
verweigerte die Uberweisung an
die MHH und verstandigte das
Sozialamt von seiner Entschei-
dung. Zur Begriindung erklarte
Herr Feuerhake gegeniber dem
Flichtlingsrat am 16.6.97 telefo-
nisch, seiner Ansicht nach sei die
Behandlung von Mehmet nicht
»dringlich unaufschieblich". Er
mache sich strafbar, wenn er das
attestiere. Wértlich: ,Mir geht es
darum, Geld zu sparen." Deutsch-
land kénne nicht das Sozialamt
der ganzen Welt sein. Dies habe
er auch dem Sozialamt mitge-
teilt. FUr den Fall, daB das Sozial-
amt die Behandlungskosten den-
noch Gbernehme, drohte Dr. Feu-
erhake ,,mit einer Veroffentli-
chung im Spiegel oder in FO-
Ccus".

Mit Schreiben vom 13.06.97 wi-
derrief das Sozialamt der Stadt
Lehrte daraufhin die mit der Aus-
héndigung des Krankenscheins
erteilte Kostenlbernahme fur die
Operation.

Der zwischen den Arzten ausge-
tragene Streit dreht sich um die
Frage, wieweit die Nichtbehand-
lung von Mehmet Ince zu unwi-
derruflichen Schadigungen des
Auges flhren kann. Was in der
Auseinandersetzung jedoch tber-
haupt nicht bertcksichtigt wird
ist die Frage, welche allgemeinen
Folgen es flr ein Kind hat, nur
auf einem Auge sehen zu kén-
nen: Angefangen vom Schul-
und Sportunterricht bis hin zur
Sicherheit im StraBenverkehr er-
geben sich im Fall einer weiteren
Behandlungsverweigerung auf-
grund des eingeschrénkten rdum-
lichen Sehvermdgens nicht nur
schwerwiegende Einschréankun-
gen und mdgliche Entwicklungs-
defizite, sondern auch Gefahren.
Wer Gbernimmt die Verantwor-
tung, wenn das Kind auf dem
Schulweg unter die Rader
kommt?

“Es geht auch menschlich”...?

Verweigerung

einer Augenoperation

Kai Weber

Verweigerung eines Horgerats

in weiteres Beispiel fur die
E Verweigerung von Heil- und

Hilfsmitteln stellt der Fall des
syrischen Fllichtlings N. dar. Dem
Mann, der unter Tinnitus und
Schwerhorigkeit leidet, wurde ein
Horgerat verweigert. Sein erster
Antrag auf Ubernahme der Ko-
sten fir ein Horgerat wurde un-
ter Hinweis auf die damalige 1-
Jahres-Frist abgelehnt. Nach Ab-
lauf des Jahres stellte Herr N. er-
neut einen Antrag auf Gewah-
rung der Horhilfe, der jedoch
nach Inkrafttreten des neuen Asy-
IbLG erneut abgelehnt wurde. Im
Ergebnis muB Herr N. mindestens
vier Jahre darauf warten, um in
der Bundesrepublik ein Horgerat
zu erhalten.
Der HNO-Arzt Dr. Kramer aus Hil-
desheim hat die Notwendigkeit
eines Horgerates bestatigt. Laut

mundlicher Auskunft des Sozial-
amts werde jedoch ,,nur das Le-
bensnotwendige gewahrleistet".
Nur wenn bei Nichtgewahren
Folgeschaden zu beflirchten sei-
en, wirde ein Hilfsmittel ge-
wahrt, und dies sei vorliegend
nicht der Fall.

N. wohnt in einem Flichtlings-
wohnheim in Hildesheim. Auf-
grund seiner Schwerhorigkeit
kann er sich mit seiner Umwelt
praktisch nur schriftlich austau-
schen. Die Verweigerung eines
Horgerates bedeutet fur ihn die
Isolation von seiner Umwelt flr
einen unzumutbar langen Zeit-

raum.
|



120

Veranstaltung zum

“Tag des Fliichtlings” in Niedersachsen:

Die Anderung

des Asylbewerber-
Leistungsgesetzes
zum LJuni 1997

Georg Classen

Stichworte zur Diskussion

Ursachen der Sozialhilfebediirftig-
keit von Auslindern und Fliicht-
lingen

- faktisches oder tatsachliches Ar-
beitsverbot (AFG, AEVO) - auch
bei mit Aufenthaltsbefugnis ge-
sichertem Aufenthalt fur die er-
sten sechs Jahre!

- Ausbildungsverbot (keine Be-
rufsausbildung, kein Studium)
(AuslG/AsylVfG/AEVO/BAfOG/§
26 BSHG)

- keine Sprachférderung (kein
Geld fur Deutschkurse)

- Zwangsverteilung und Trennung
von hier schon langer lebenden
Angehorigen, die ggf. in vieler-
lei Hinsicht helfen kénnten (Asy-
IVEG, §32a AuslG)

- kein Kindergeld, kein Erzie-
hungsgeld (BKGG, BErzGG)

- kein Zugang zur Krankenversi-
cherung (SGB V)

- Wohnverbot (keine Mietko-
stentbernahme soweit das
Sachleistungsprinzip nach
AsybLG gilt, zwangseinweisung
und Isolation in Lager (§/ Asyl-
VfG), Zwangsverteilung auch
bei vorhandener Wohnung, kein
Wohnberechtigungsschein)

Personen, fiir die Leistungsein-

schrankungen des AsylbLG kiinftig
gelten sollen:

- fur Kriegsflichtlinge mit Auf-
enthaltsbefugnis nach § 32/32a
AuslG mindestens fur die er-
stens 3 Jahre (bisher: Sozialhil-
fe gemaB BSHG)

- fur Asylsuchende mindestens
fUr die ersten 3 Jahre (bisher:
nur im 1. Jahr, anschl. Sozialhil-
fe gemaB § 2 AsylbLG)

- fur Auslander mit Duldung min-
destens fur die ersten 3 Jahre
(bisher: Sozialhilfe gemaB § 2
AsylbLG)

- fur sonstige Ausreisepflichtige,
d.h. alle Auslander ohne legalen
Aufenthaltsstatus, z.B. mit (oder
auch ohne) , Grenzibertrittbe-
scheinigung"; in Abschiebehaft
usw. (wie bisher)

Die Form der Leistung wird kiinf-

tig weitgehend ins politische Er-

messen der zustindigen Behorden
gestellt:

1. Der in der ersten drei Jahren
geltende Vorrang fir Sachlei-
stungen (nach§3 AsylblLG) wird
gelockert. Es soll den Sozialhil-
fetrdgern Uberlassen werden,
ob sie Sachleistungen oder
Geldleistungen gewahren, ohne
jedoch den Auslédndern einen
Rechtsanspruch auf Barleistun-
gen zu geben.

2. Auch Uber die ersten drei Jah-
re hinaus kann die zustandige
Behorde kinftig eine Sachleis-
zungsversorgung (nach § 2 Asy-
IbLG) festlegen, wenn die Aus-
lander in einer Gemeinschafts-
unterkunft untergebracht sind.

Ubergangsvorschrift

Die Leistungseinschrankungen
des § 3 AsylbLG (kirzung, Még-
lichkeit der Sachleistungsge-
wahrung, Gemeinschaftsunter-
kunfte) gilt fur alle Leistungsbe-
rechtigten unabhangig von der
bisherigen Aufenthaltsdauer min-
destens fur drei Jahre ab Inkraf-
treten der AsylbLG-Novelle (bis
31.05.2000).

Diese widersinnige, Konfilikte ge-
radezu provozierende Vorschrift
(§ 2 Abs. 1 AsylbLG: drei Jahre

Rassismus und Sozialabbau

Bezug eingeschrankter Leistun-
gen ,frihestens beginnend am
1.6.97) wurde auf Betreiben Ber-
lins in der letzten Sitzung des
Vermittlungsausschusses in die
AsylbLG-Novelle eingeflgt (vgl.
TSP v. 28.4.97).

Umfang der abgesenkten Leistun-
gen nach Asylbewerberleistungs-
gesetz:

wie seit 1.11.1993 im 1. Jahr des
Asylverfahrens (die Betrdge wur-
den seitdem nicht erhoht!)

« Kitrzung um 25 bis 60% ge-
genlber BSHG

Beispiel Alleinstehende: 531.- Re-
gelsatz + mind. 70.- fur Klei-
dung u.a. einmalige Beihilfen =
600.- mtl., gegenuber nach
AsylbLG Sollwert der Sachlei-
stungen einschl. einmaliger Bei-
hilfen fir Kleidung etc. 360.-
DM zuzuglich Taschengeld von
80.- DM = 440.- DM mtl. Fak-
tisch liegt der Wert der tatsach-
lich nur gelieferten Sachleistun-
gen allerdings um bis zu 50%
geringer. Hinzu kommen jeweils
Unterkunft und Krankenversor-
gung (s.u.)

Vorrang fiir Sachleistungen
(aber auch Bargeldleistungen
sind kunftig zulassig!)

fur Ernadhrung, Kleidung, Kor-
perpflegeartikel, Haushaltsener-
gie (Vollverpflegung oder Le-
bensmittelpakete samt Hygie-
neartikeln; ggf. auch lagereige-
ne Magazine; nur dort, wo dies
nicht moéglichh ist, ,,Kunden-
kontoverfahren" oder Wertgut-
scheine), erbracht von Wohl-
fahrtsverbanden oder privaten
Firmen

Unterkunft

- Sachleistungen auch fur Unter-
kunft, d.h.Kasernierung im
Sammellagern statt privater
Mietwohnungen, erbracht von
Wohlfahrtsverbanden oder pri-
vaten Firmen

- Taschengeld (bei Sachleistungs-
versorgung)

fur personlichen Bedarf wie
Fahrgeld, Telefon, Papier, Porto,
Zeitung, Rechtsanwalt, kulturel-
len Bedarf, etc.; faktisch auch
fur durch Sachleistungen nicht
gedeckten Bedarf an
Erndhrung, Hygieneartikeln und
Kleidung in Héhe von 80.-/Mo-
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Rassismus und Sozialabbau

nat = 2,70 DM/Tag (bzw. 40.-
pro Kind)

Die Folgen
fiir Amter und Versorger

- - Die Leistungserbringer fir Un-
terkunft und Versorgung (Wohl-
fahrtsverbande bzw. private Fir-
men) mlssen den Verwaltungs-
aufwand fir die Sachleistungen
finanzieren (Essensanlieferung, -
zuteilung, -zubereitung), eben-
so lhre Profite.

- - die Sozialamter haben eben-
falls einen erhohten Verwal-
tungsaufwand durch die Sachlei-
stungen

- - die Folge sind Mehrkosten
statt Einsparungen, die Hilfe
flieBt in die Hande von privaten
Versorgem und Wohlfahrtskon-
zemen, groBe Teile der Hilfe
kommt bei den Flichtlingen
nicht mehr an

- - durch die AsylbLG-Novelle
werden vorraussichtlich massive
Proteste gegen Lagerbetreiber
und Sozialdmter, Hungerstreiks
und erhebliche Unruhe in den
Unterkinften provoziert

Die Folgen fiir die Fliichtlinge

- da Versorger Verwaltungsauf-
wand und Profite meist aus der
Sozialhilfe der Flichtlinge finan-
zieren ist die Folge zusatzliche
Kiirzung des Sachleistungswerte
auf hdufig unter 50% des Exi-
stenzminimums nach BSHG,
mangelhafte Qualitit der Le-
bensmittel, kaum frische Ware,
unbrauchbare Zusammenstel-
lung der Ware, verdorbene Wa-
re, mangelhafte Qualitat der
Unterkinfte

die im Gesetz vorgesehene Ver-
sorgung mit Kleidung findet nur
ausnahmsweise und in véllig
unzureichendem Umfang statt,
haufig wird rechtwidrig auf die
Méglichkeit der Erbetteln von
gebrauchter Kleidung in Kleider-
kammem etc. verwiesen. Wohl-
fahrtsverbande betreiben regel-
maBig entgegen den Empfeh-
lungen der Bundesarbeitsge-
meinschaft der freien Wohl-
fahrtspflege (sh. Literaturliste!)
MiBbrauch mit Spenden, wenn
sie Bescheinigungen Uber aus-
gegebene Kleidung fur die So-
zialamter ausstellen und so mit
der Hilfe gespendeten Kleidung
nur dem Sozilamt helfen, So-

zialhilfeleistungen einzusparen,
anstatt den Flichtlingen zu hel-
fen.

Entmiindigung und psychische
Verelendung, fihrt zusammen
mit Belastungen durch das Ar-
beitsverbot und das Flucht-
schicksal ggf. zur dauerhaften
Arbeitsunfahigkeit
gesellschaftliche und soziale
Isolation durch Internierung im
Sammellagern und Zwangsver-
teilung: Trennung von hier und
in anderen Landernlebenden
Angehdrigen mit gesichertem
Aufenthaltsstatus, fehlendes
Geld fur Kommunikation und
soziale Kontakte (kein Fahrgeld
fur Fahrten zu Angehdrigen,
Freunden und Bekannten usw.,
keine Geld fur Porto, Telefon

usw. fur soziale Kontakte, kein
Einkaufen in 6ff. Geschéaften,
kein Geld fur kult. Veranstaltun-
gen und Cafés/Gaststatten, etc.:
Ausgrenzung und Isolation, die
Fluchtlinge werden Objekt
staatlicher Zwangsversorgung
(totale Versorgung durch Lager-
unterbringung und Sachlei-
stungsversorgung)
keine anwaltliche Vertretung im
Asylverfahren ( Fahrtkosten zu
Anwalten und Anwaltskosten):
Asylrecht und menschenwiirdi-
ges Uberleben in dieser Gesell-
schaft nur durch illegales Ein-
kommen (selbstandige oder un-
selbstandige Erwerbstatigkeit,
Betteln etc.) moglich.
- Folge: Kriminalisierung und Ab-
schiebung

Entwurf eines Zweiten Gesetzes

zur Anderung des
Asylbewerberleistungsgesetzes

Gesetzesantrag des Landes Berlin

Die Diskriminierung von Flichtlingen ist der wohlfeile Aktivitdts- und
Handlungsnachweis in Sachen “Gerechtigkeit” geworden: Gerd
Schréder pries seinen modernen Gerechtigkeitskurs am Abend nach
dem SPD-Parteitag in N3 an, indem er darauf hinwies, dal3 die SPD
den Vorrang von Sachleistungen bei Asylbewerbern betrieben habe,
daB3 aber bei den kleinen (deutschen) Renten nun SchluB3 sein misse.
WIR und die ANDEREN. Dieser Schaufenstereffekt einer ansonsten
handlungsunfédhigen Politik 1aBt sich nur mit der Salami-Methode auf-
recht erhalten. Derzeitiger Vorreiter: das schwarz-rote Berlin. Den Ent-
wurf hat uns Georg Classen gegeben. Zu diesem Antrag gibt es mitt-

lerweile schon wieder einen Verscharfungsantrag... (Red.)

Entwurf eines Zweiten Gesetzes
zur Anderung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes

Artikel 1

Das Asylbewerberleistungsgesetz
in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. August 1997 (BG-
BLI S 2022) wird wie folgt geén-
dert:

1.) In § 1 wird folgender neuer
Absatz 4 angeflgt;

s Leistungsberechtigte nach Ab-

satz | Nr. 5, die sich in das Bun-
desgebiet begeben haben, um Lei-
stungen nach diesem Gesetz zu
beziehen, haben keinen An-
spruch.

Leistungen kénnen gewahrt wer-
den, soweit dies im Einzelfall
nach den Umstanden unabweis-
bar gebotene Behandlung eine
schweren Krankheit geleistet wer-
den. Leistungsberechtigte nach
Absatz 1 Nr. 6 werden mit Lei-
stungsberechtigten nach Absatz

1 Nr. 5 gleichbehandelt."

2.) In § 9 Abs. 1 wird folgender
Satz 2 angefigt:
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. Das gilt auch in den Féllen, in
denen die Leistungsberechtigung
nach § 1 Abs. 4 ausgeschlossen
ist."

Artikel 2

In § 120 Abs. 2 des Bundesso-
zialhilfegesetzes in der Fassung
der Bekanntmachung vom 23.
Marz 1994 ( BGBL | S. 646), zu-
letzt gedndert durch das Gesetz
vom 24. Méarz 1997 ( BGBL | S.
594), wird

folgender Satz angefligt:

. Das gilt auch in den Fallen, in
denen die Leistungsberechtigung
nach § 1 Abs. 4 des Asylbewer-
berleistungsgesetzes ausgeschlos-
sen ist."

Begrlindung:

A. Aligemeiner Teil

Nach der derzeitigen Rechtslage
begriindet die Zugehdrigkeit zu
einer der in § 1 Abs. 1 des Asyl-
bewerberleistungsgesetzes (Asyl-
bLG) genannten Personengrup-
pen und tatsachliche Anwesen-
heit im Bundesgebiet grundsatz-
lich die Voraussetzung flr recht-
maBigen Leistungsbezug nach
dem Asylbewerberleistungsge-
setz. Die Grunde fur die Einreise
in die Bundesrepublik Deutsch-
land sind dabei nicht von Belang.

Wahrend vor einer Leistungsge-
wahrung an Auslénder, die nach
dem Bundessozialhilfegesetz (BS-
HG) leistungsberechtigt sind und
damit Uber einen verfestigteren
(,,besseren") Aufenthaltsstatus
verfigen als Leistungsberechtigte
nach dem AsylbLG, immer ge-
pruft wird, ob als Motiv fur die
Einreise nach Deutschland der
Bezug von Sozialhilfe anzusehen
ist (UM-Zu-Regelung), enthalt
das AsylbLG keine entsprechende
Vorschrift. Damit kommt es zu ei-
ner Besserstellung derjenigen, die
einen ungesicherten auslander-
rechtlichen Status haben, ge-
genUber denjenigen, die voraus-
sichtlich fir langere Zeit in
Deutschland bleiben.

Der Zustrom von Ausléndern, die
illegal einreisen und trotz ent-
sprechender Beratung keinen
Asylantrag stellen und dennoch
leistungsberechtigt sind, wéchst

an. Ein Ausschul3 der Leistungs-
gewadhrung nach dem AsylbLG
an diesen Personenkreis ist selbst
in den Fallen, in denen der An-
tragsteller offen bekundet, daB
seine Motive fur die Einreise in
die Bundesrepublik Deutschland
nur in der Gewahrung von Sozi-
alleistungen zu sehen sind, nach
derzeitiger Gesetzeslage nicht
moglich.

Eine an § 120 Abs. 3 BSHG (Um-
Zu-Regelung) orientierte Rege-
lung im AsylbLG ist daher unbe-
dingt erforderlich.

Im Hinblick auf die in § 1 Abs. 1
bis 4 AsylbLg zugrundeliegenden
Sachverhalte sollte die Anwen-
dung der Um-Zu-Regelung auf
den Personenkreis der sich hier il-
legal aufhaltenden Personen be-
schrankt werden. So seht z.B. bei
Asylbewerbern grundsatzlich
zunachst die Prifung des Asylge-
suches im Vordergrund, bei
Flichtlingen aus Kriegs- und Bur-
gerkriegsgebieten der Krieg im
Heimatland. Ist diese Prifung /
der Aufenthaltsgrund ausgelau-
fen, verliert der Betreffende auch
den entsprechenden Aufenthalts-
status.

B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1

Zu Nummer1

§ 1 wird gedndert. Durch die Ein-
figung des neuen Absatzes 4
wird das AsylbLG um eine dem §
120 Abs. 3 BSHG vergleichbare
Regelung ergdnzt. Somit wird die
Leistungsgewahrung an Perso-
nen, deren Motive fur die Einreise
der Bezug von Sozialleistungen
waren, grundsatzlich ausge-
schlossen.

Zu Nummer 2

Es soll zweifelsfrei ausgeschlossen
werden, daB Personen, denen
Leistungen unter Bezugnahme
auf § 1 Absatz 4 AsylbLG versagt
werden, Leistungsansprliche nach
dem BSHG haben koénnten.

Zu Artikel 2

Auf die Begriindung zu Artikel 1
Nummer 2 wird verwiesen.

Zu Artikel 3

KRassismus und Sozialabbau

Artikel 3 regelt das Inkrafttreten.
C. Finanzieller Teil

Die Anderung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes ist unmittelbar
mit Einsparungen verbunden.

Die Hohe der Einsparungen ist
derzeit wegen fehlender Berech-
nungsgrundlagen nicht zu bezif-
fern.

D. Preiswirkungsklausel

Auswirkungen auf die Einzelprei-
se und das Preisniveau, auch das
Verbraucherpreisniveau, sind
nicht zu erwarten.
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m 9.10.1997 wurde dem
l s SozialausschuB3 des Stadt-
rates mitgeteilt, daB die
Bezirksregierung Weser-Ems die
Stadt Oldenburg aufgefordert
hat, in Zukunft kein Bargeld mehr
an Flichtlinge auszuzahlen, die
unter das Asylbewerberleistungs-
gesetz fallen. Stattdessen sollen
die betroffenen Menschen, abge-
sehen von einem ,Taschengeld"
in Hohe von bis zu 80.-DM, nur
noch Wertgutscheine als Hilfe
zum Lebensunterhalt bekommen.

Der Arbeitskreis Asyl Oldenburg
ist emport Gber diesen Versuch
der Bezirksregierung, die Stadt
Oldenburg zu dieser diskriminie-
renden und auch kostentrachti-
gen Regelung zu zwingen. Nach
der geltenden Gesetzlage liegt es
im Ermessen der Landkreise und
kreisfreien Stadte, ob sie Wert-
gutscheine oder Bargeld an
Fllichtlinge ausgeben. Seitens der
Landesregierung wird aber immer
wieder Uber die Bezirksregierun-
gen Druck auf die Landkreise
ausgelbt.

Die Ausgabe von Wertgutschei-
nen stellt eine klare Diskriminie-
rung der betroffenen Menschen

dar. Das Wirtschaften mit Gut-
scheinen bedeutet fir diese Per-
sonen eine Bevormundung und
Demutigung. Mit den Gutschei-
nen kann nur in bestimmten Ge-
schaften eingekauft werden und
man kann nur bestimmte Waren
erhalten. Hinzu kommt noch,
daB durch die zu erwartenden
Probleme in den Geschéften
beim Bezahlen mit Wertgutschei-
nen, die Fremdenfeindlichkeit ge-
férdert wird. Die zusatzliche fi-
nanzielle Belastung des Haushal-
tes der Stadt Oldenburg durch
die Gutscheinregelung betragt
bis zu 10% des ausgegebenen
Gutscheinbetrages. All das sind
Erfahrungen die schon andere
Stadte und Landkreise in Nieder-
sachsen gemacht haben.

Fir uns ist es unbegreiflich und
menschlich Gberhaupt nicht ver-
standlich, daB nach all den Erfah-
rungen und den bekannten zu
erwartenden negativen Auswir-
kungen die Gutscheinregelung
mit allen Mitteln durchgedriickt
werden soll. Sollte die Stadt OI-
denburg dem Dréngen der Be-
zirksregierung nachgeben, so
werden wir die daraus folgende
Nachteile fur die betroffenen

Bevormundung
und Demiitigung

Arbeitskreis Asyl Oldenburg*

Menschen hier nicht einfach hin-
nehmen, sondern diese Regelung
in einer breit angelegten Um-
tauschaktion unterlaufen. Das Er-
gebnis ware flr die Stadt Mehr-
ausgaben fur einen gescheiterten
offenen Diskriminierungsversuch
von Menschen durch das Land
Niedersachsen.

Wir appellieren deshalb an die
Stadt Oldenburg, sich nicht dem
Druck der Bezirksregierung zu
beugen, die auf der einen Seite
die Stadt zu immer weiteren
SparmaBnahmen zwingt und auf
der anderen Seite zu sinnlosen
Mehrausgaben aufgefordert, die
das Klima in Oldenburg negativ
beeinflussen.

* Pressemitteilung vom 12.10.97

Es gibt keine Sanktionen gegen Kommunen mit Bargeld-Zahlung

Hulle Hartwig, MdL

Vorsitzende der Auslanderkommission

ie Nachfrage des Flichtlingsrats, inwieweit das

Nds. Innenministerium Sanktionen anwenden
wird, um die Ausgabe von sog. Wertgutscheinen
anstelle von Bargeldzahlung durchzusetzen, beant-
worte ich wie folgt:

Nach meiner Rechtsauffassung hat der Gesetzge-
ber durch die eindeutige Formulierung im neuge-
faBten Asylbewerberleistungsgesetz diese beiden
Leistungsgewdhrungen ausdricklich gleichgestellt.
Die Entscheidung ob Gutschein oder Bargeld
kommt damit zweifelsfrei den Kommunen zu.

Die Bundestagsprotokolle weisen aus, dal3 es sich
hierbei nicht etwa um eine unklare Formulierung
oder um ein ,redaktionelles Versehen" im Gesetzes-
text handelt, sondern daB3 diese Stdrkung der kom-
munalen Kompetenz und die Verwaltungsvereinfa-
chung der Wille des Gesetzgebers war.

Die Auffassung des Nds. Innenministers, da3 die
Gutscheine Vorrang vor der Bargeldauszahlung
hétten, entspricht seiner bekannten politischen
Uberzeugung, ist aber m.E. rechtlich nicht begriin-
det.

Er hat infolgedessen zu keiner Zeit Sanktionen ge-
gen die Kommunen angedroht, die sich seiner Mei-
nung nicht anschlieBen. Anderslautende Behaup-
tungen aus dem kommunalen Bereich entsprechen
nicht den Fakten.

Die Auslanderkommission des Nds. Landtags hat
sich immer wieder gegen die diskriminierende Gut-
schein-Lésung ausgesprochen und far die Bargeld-
zahlung geworben.

Die Bargeldzahlung war schon unter dem alten
Asylbewerberleistungs-Gesetz bei entsprechender
Begriindung maéglich.

Nach der Novellierung ist die Bargeldzahlung nun-
mehr ohne besondere Begrindung méglich.

Im Gbrigen wéren die Kreistage bzw. die Stadtrate
schon aus finanziellen Grinden gut beraten, wenn
sie die Ausgaben fir die teure Gutscheinregelung

aus den Haushaltspldnen streichen wdrden.

Mit freundlichen GriBen

* Schreiben vom 2.11.97
an den Fluchtlingsrat
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Oberbiirgermeister Schmalstieg

Landeshauptstadt
bleibt bei Bargeld

Schreiben an die Bezirksregierung v. 17.10.97

Sehr geehrter Herr Greifelt,

auch nach erneuter eingehender
Prifung der Sach- und Rechtsla-
ge sehe ich keine zwingende Ver-
anlassung zur Einfihrung des
Wertgutscheinverfahrens. Unter
Bezugnahme auf Ihr Schreiben
vom 18.09.1997 sind hierfur fol-
gende Griinde mafB3geblich:

Zundachst teile ich nicht lhre Auf-
fassung, wonach durch die An-
derungen des AsylbLG zum
01.06.1997 die Moglichkeiten
der Kommunen zur Gewéhrung
von Barleistungen eingeschrankt
worden sind. GemaB § 3 Abs. 2
Satz 1 AsyblLG (alte Fassung)
konnten an Stelle von vorrangig
zu gewahrenden Sachleistungen
Leitungen in Form von Wertgut-
scheinen oder anderen vergleich-
baren unbaren Abrechnungen er-
folgen, soweit es nach den Um-
standen , der Unterbringung oder
der ortlichen Gegebenheiten" er-
forderlich war. Im gleichen Wert
konnten auch Geldleistungen ge-
wahrt werden ,,wenn besondere
Umstande der Aushandigung von
Wertgutscheinen oder anderen
vergleichbaren unbaren Abrech-
nungen entgegenstehen".

Diese tatbestandsmaBigen Vor-
aussetzungen enthalt § 3 Abs. 2
Satz 1 AsylbLG in seiner jetzigen
Fassung nicht mehr. Hieraus ist
ersichtlich, da3 , das strenge
Sachleistungsprinzip aus Griinden
einer flexibleren Anpassung an
die ortlichen Verhaltnisse maBvoll
gelockert worden ist". Insoweit
zitiere ich aus der Pressemittei-
lung Nr. 35 des Bundesministeri-
ums flr Gesundheit vom

24.04.1997 zum ,,KompromiB3
zum AsylbLG und zu den Diskus-
sionen um das Bundessozialhilfe-
gesetz."

Deshalb ist auch die Grundlage
fur die im Schreiben vom
20.03.1997 angekindigte Ein-
fuhrung des Wertgutscheinver-
fahrens weggefallen.

Ich kann im Ubrigen auch nicht
bestatigen, daB das Wertgut-
scheinverfahren in Niedersachsen
bzw. bundesweit in den von Ih-
nen genannten Stadten prakti-
ziert wird. Ich flige insoweit
zunachst einen Vermerk Gber die
entsprechenden Nachfragen in
Dortmund, Dresden, Berlin, Lu-
beck, Mainz und Minchen bei.

Nach den mir vorliegenden Infor-
mationen werden auch in den
Stadten Wilhelmshaven und Osn-
abriick bislang noch keine Wert-
gutscheine ausgegeben. Die
Stadt Braunschweig ist zwar von
der dortigen Bezirksregierung
ebenfalls zur Einfihrung des
Wertgutscheinverfahrens aufge-
fordert worden. Die Stadt Braun-
schweig wird aber in jedem Fall
das Barleistungs-Prinzip beibehal-
ten.

Durch die Neufassung des
AsybLG wurden erheblich mehr
Personen erfaB3t als vom alten Ge-
setz. Die Zahl hat sich von knapp
1000 Personen auf ca. 3500 Per-
sonen im Bereich der Landes-
hauptstadt Hannover erhéht.
Dies ergibt sich aus § 2 Abs. 1,
wonach das AsylbLG in seine un-
mittelbaren Anwendung fur alle
Personen fur zunéchst fur 3 Jahre
gilt. Deshalb wurden sich die im
Schreiben vom 13.05.1997 ge-
nannten Kosten noch einmal er-
heblich erhéhen.

Ich kann auch nicht feststellen,
daB fur den Bereich der Landes-
hauptstadt Hannover die Ausga-
be von Bargeld einen zusétzli-
chen Anreiz darstellt, sich nach
Hannover zu begeben und dort
aufzuhalten. Die Zahl der Birger-
kriegsflichtlinge ist riicklaufig.
Neue Asylbewerber werden der
Landeshauptstadt Hannover z.Zt.
nicht zugewiesen. Abgelehnte
Asylbewerber aus anderen Kom-
munen sind in ihrer Freizligigkeit
nach wie vor beschrankt, so daRB
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eine Ubersiedlung nach Hannover
nicht moglich ist.

Der von lhnen insoweit angefuhr-
te Gesetzeszweck des AsylbLG
wird meines Erachtens schon
durch die Absenkung der Leistun-
gen zum 01.06.1997 erreicht.

Sie appellieren an mich, nunmehr
das Wertgutscheinverfahren un-
verziglich einzufuhren. Ich ver-
stehe diese Aussage noch nicht
als aufsichtsbehérdliche Weisung.
FUr den Fall, daB Sie eine derarti-
ge Weisung in Erwdgung ziehen,
weise ich auf folgendes hin:

GemaB § 3 Abs. 2 AsylbLG kén-
nen anstelle von vorrangig zu ge-
wahrenden Sachleistungen Lei-
stungen in Form von Wertgut-
scheinen oder von Geldleitungen
gewahrt werden. Hierbei handelt
es sich um eine Ermessensent-
scheidung . Fur den Fall einer An-
weisung zur Einfihrung des
Wertgutscheinverfahrens wirde
von lhnen unterstellt, daB3 inso-
weit der Ermessenspielraum der
Landeshauptstadt Hannover auf
Null reduziert ist. Sie werden mir
zustimmen, daB dieses tatsach-
lich nicht der Fall ist. Ich wirde
mich deshalb veranlaBt sehen,
gegen eine solche Anweisung ge-
richtliche Hilfe in Anspruch zu
nehmen.

Es geht mir abschlieBend nicht
darum, eine Umsetzung der Neu-
fassung des AsylbLG generell zu
verweigern. Angesichts der hier-
mit verbundenen erheblichen
Mehraufwendungen sehe ich
mich hierzu in dem von lhnen
gewlinschten Umfang jedoch ins-
besondere im Hinblick auf die
Konsolidierung des stadtischen
Haushalts nicht in der Lage. In
der Genehmigungsverfiigung Ih-
rer Behérde zum Haushaltsplan
1997 ist besonders auf die nach
wie vor bestehende Verpflichtung
der Landeshauptstadt Hannover
hingewiesen worden, nur solche
Ausgaben zu tatigen, die uner-
laBlich sind. Dies trifft fur die mit
der Einflhrung des Wertgut-
scheinverfahrens entstehenden
Kosten jedoch nicht zu.

Nach alledem bitte ich Sie far
meine Entscheidung um Ver-
standnis

(Schmalstieg) [ ]
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Deportation

Niedersachsisches Innenministeri-
um

14.11.97
Presseinformation

»»AG ,,Riick" des
Innenministeriums"
Innenminister Gerhard Glogowski
beantwortet im Niedersachsi-
schen Landtag

Mundliche Anfrage der Abgeord-
neten Lippmann (GRUNEN)

Die Abgeordnete hatte gefragt:

Im Zuge der Debatte um eine
.schnellere Abschiebung von
Auslandern" werden derzeit of-
fensichtlich auf verschiedenen
Ebenen Uberlegungen zur Um-
setzung dieses Zieles angestellt.
So hat sich auf Bundesebene eine
sog. AG Ruck aus Vertreterinnen
und Vertretern der Landerinnen-
ministerien unter Federflihrung
Niedersachsens zusammengefun-
den. Aber auch auf Landesebene
sollen dazu mehrere Arbeitsgrup-
pen eingerichtet worden sein:
Aufgabe einer dieser Arbeitsgrup-
pen ist anscheinend die Erarbei-
tung eines MaBnahmenkataloges
zur Identitatsklarung von ihre
Identitat nicht freiwillig preisge-
benden Fliichtlingen. Unter ande-
rem soll es sich um MaBnahmen
handeln, die einen Eingriff in die
Privatsphare des Betroffenen so-
wie eine Aufgabenerweiterung
der Sozialen Dienste bedeuten
wirde. Gleichzeitig soll Gber die
Einrichtung von Abschiebungs-
zentren (sog. ,Aze") , die an die
ZaST " en angegliedert sind, nach-
gedacht werden.

Ich frage die Landesregierung:

1. Wird in diesem Zusammen-
hang auch Uber MaBnahmen wie
Durchsuchung, Beschlagnahme,
Erleichterung der Anordnung von
Abschiebungshaft oder Taschen-
geldstreichung als mégliche Ein-
griffe in die Privatsphare eines
Flichtlings nachgedacht?

2. Ist es richtig, daB der Sozial-

dienst im verstarkten MaBBe mit
der Ausforschung der Identitat

der Betroffenen beauftragt wer-
den soll?

Welche Uberlegung gibt es hin-

sichtlich der Einrichtung von Ab-
schiebungszentren?

Innenminister Gerhard Glogowski
beantwortet namens der Landes-
regierung die Miindliche Anfrage
wie folgt:

Die Standige Konferenz der In-
nenminister und -senatoren der
Lander hat am 14. Mai 1993 die
Einrichtung der Arbeitsgruppe
+Ruckfihrung" beschlossen, die
sich vorrangig mit praktischen
Fragen der Ruckfuhrung ausreise-
pflichtiger Auslanderinnen und
Auslédnder befassen soll. In dieser
Arbeitsgruppe kénnen alle Innen-
ministerien und Innensenatsver-
waltungen der Lander sowie die
mit Ruckfahrungsfragen befaBten
Stellen des Bundes (insbes. Bun-
desinnenministerium und Aus-
wartiges Amt) mitarbeiten. Den
Vorsitz nimmt seit ihrer Grin-
dung das Land Nordrhein-West-
falen wahr das hierfir eine Ge-
schaftsstelle im Innenministerium
eingerichtet hat.

Ein besonderes Problem im Zu-
sammenhang mit der Rlck-
fuhrung vollziehbar ausreise-
pflichtiger Auslanderinnen und
Auslédnder besteht darin, dafB die-
se in zunehmenden MaBe ihre
Herkunft verschleiern und auf
diese Weise die Ermittlung des
zur Rickibernahme verpflichten
Staates verhindern. Es gelingt ih-
nen damit einen weiteren Auf-
enthalt im Bundesgebiet zu er-
zwingen.

Die Arbeitsgruppe ,,Ruckfuhrung"
hat sich mehrfach mit dieser The-
matik befal3t und zuletzt be-
schlossen, eine ausfihrliche Ana-
lyse der Problematik der Auslén-
derinnen und Auslénder mit un-
geklarter Staatsangehorigkeit vor-
zunehmen und entsprechende
Loésungsansatze zu suchen. Eine
Unterarbeitsgruppe bestehend
aus den Landern Bayern, Ham-
burg Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen und der Grenz-
schutzdirektion hat inzwischen
Vorschldge zur Rickfihrung von
Auslédndern mit ungeklarter
Staatsangehorigkeit vorgelegt,
die demndchst Gegenstand der
Beratungen in der Arbeitsgruppe
«Ruckfihrung" sein werden.
Einer der Losungsansatze sieht

Arbeitsgruppe “Riickfiihrung”

Schnellere Abschiebung
von Auslandern

Nds. Innenministerium*

vor, ausreiseverpflichtete auslan-
dische Staatsangehdrige, die an
der Klarung ihrer Identitat und
Staatsangehorigkeit nicht oder
nur unzureichend mitwirken, in
Einrichtungen unterzubringen,
damit die dort tatigen Bedienste-
ten sich kontinuierlich und inten-
siv bemUhen kénnen, die Betrof-
fenen zu veranlassen, an der Auf-
klarung ihrer Identitat und der
Ausstellung von Heimreisedoku-
menten mitzuwirken.

Das Niedersachsische Innenmini-
sterium hat eine Projektgruppe
eingesetzt, die prifen soll, ob ein
solches Konzept in den Zentralen
Anlaufstellen fir Asylbewerberin-
nen und Asylbewerber mit den
ihnen angegliederten Gemein-
schaftsunterklnften realisiert
werden kann. Diese Einrichtun-
gen bieten sich an, weil dort alle
raumlichen Vorraussetzungen
und bei den Bediensteten der
notwendige Sachverstand fur die
zahlreichen Kontaktaufnahmen
und BetreuungsmaBnahmen vor-
handen sind und die ausreise-
pflichtigen Auslénder problemlos
erreichbar sind

* Presse-Erklarung vom 14.11.97, in der das M| gewohnheitsmaRig
den Wortlaut der Anfrage und der Antwort veréffentlicht hat.
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Die Arbeitsgruppe hat inzwischen
ihnen Bericht vorgelegt. Uber die
Realisierung dieses Konzeptes
wurde noch nicht entschieden.

Der von der Fragestellerin verwen-
dete Begriff des sog. Abschie-
bungszentrums bezieht sich of-
fensichtlich auf eine Einrichtung
in den Niederlanden, dem Ausrei-
sezentrum in Ter Apel. Die Pro-
jektgruppe hat diese Einrichtung
kurzlich besichtigt, um die dort
gewonnenen Erfahrungen bei der
Erarbeitung des Ruchflhrungs-
konzeptes in Niedersachsen
beriicksichtigen zu kénnen.

Dies vorausgeschickt, beantworte

ich die einzelnen Fragen wie
folgt:

Zu Frage 1:

Das dargestellte Konzept hat zum
Ziel, die ausreisepflichtigen Aus-
l&nderinnen und Auslander durch
intensive Betreuung und Beratung
zu veranlassen, ihre Identifizie-
rung zum Zwecke ihrer Rick-
fuhrung zuzulassen. Die von der
Fragestellerin erwahnten Eingriffe
in die persdnliche Freiheit oder
Privatsphére sind nicht beabsich-
tigt, genauso wenig wie eine Er-
leichterung der richterlichen An-
ordnung von Abschiebungshaft.
Letzteres ware nur durch eine An-
derung des § 57 des Auslander-

Niedersachsen und Flichtlingsrat

gesetzes moglich. Die Landesre-
gierung sieht hierfur jedoch kei-
nen Anlal3.

Zu Frage 2:

Die Aufklarung der Identitat der
ausreisepflichtigen Auslédnderin-
nen und Auslander ist Aufgabe
aller in den Einrichtungen tatigen
Bediensteten. Einzelheiten der Zu-
sammenarbeit, insbesondere zwi-
schen dem Sozialdienst und der
Ausldnderbehodrde, werden in
dem noch zu erstellenden Kon-
zept geregelt werden.

Zu Frage 3:
Auf die Vorbemerkung wird ver-
wiesen.

Auslander- und Asylrecht

Praxisrelevante

Kai Weber

BVerwG:

Antrag auf Familienasyl fiir Neu-
geborene muB unverziiglich ge-
stelit werden

Das Bundesverwaltungsgericht
hat mit Beschluf3 vom
13.05.1997 - 9 C 35.96 - gere-
gelt, unter welchen Umstanden
Kinder von Asylberechtigten Fa-
milienasyl nach § 26 Abs. 2 Satz
1 AsylVfG beanspruchen kénnen:
1) Ein Anspruch auf Familienasyl
besteht sowohl fur im Ausland
als auch fur im Inland geborene
Kinder Asylberechtigter

2) Ein Anspruch auf Familienasyl
besteht unabhangig von dem
Zeitpunkt der Geburt des Kindes.
Es kommt nicht darauf an, ob die
im Bundesgebiet geborenen Kin-
der vor oder nach der Anerken-
nung der Eltern auf die Welt ge-
kommen sind.

3) Ein Anspruch auf Familienasyl
besteht jedoch nur, wenn der Fa-
milienasylantrag unverziglich -
d.h. in der Regel innerhalb von
zwei Wochen - nach der Geburt
gestellt worden ist.

Entscheidungen

BVerwG:

Yeziden aus kleinen Ansiedlungen
im ostsyrischen Distrikt Hassaka
unterliegen Gruppenverfolgung

Mit Beschluf3 vom 17.06.1997 -
9 B 492.97 - hat das Bundesver-
waltungsgericht die Beschwerde
des Bundesbeauftragten gegen
die Nichtzulassung der Revision
des OVG Llneburg im Urteil vom
05.02.1997 zur Gruppenverfol-
gung fur Yeziden aus kleinen An-
siedlungen im ostsyrischen
Distrikt Hassake zurlickgewiesen.
Die Grundsatzentscheidung des
Niedersachsischen Oberverwal-
tungsgerichts Lineburg ist damit
rechtskraftig.

OVG Luneburg:

Nach Ablauf von 2 Jahren konnen
Geduldete Aufenthaltsbefugnis
beanspruchen

Bereits am 16.08.1995 - 4 M
4710/94 - hat das OVG Lineburg
in einem BeschluB zum Lei-
stungsbezug eines libanesischen

Flichtlings mit Duldung nach
AsylbLG die Verweigerung von
Leistungen analog BSHG u.a. mit
dem Argument begriindet, der
Betroffene hatten Aussicht, ,un-
ter den Voraussetzungen § 30
Abs. 4 (und 5) AuslG eine Auf-
enthaltsbefugnis zu erhalten mit
der Folge, daf3 er nicht mehr lei-
stungsberechtigt nach § 1 Abs. 1
Nr. 2 AsylbLG ist, sondern An-
spruch auf Sozialhilfe nach § 120
BSHG hat”. Angesichts der Tatsa-
che, daB Flichtlinge, die aus fak-
tischen Gruinden nicht abgescho-
ben werden kénnen und sich um
Papiere bemihen, auch nach Ab-
lauf von 2 Jahren i.d.R. keine
Aufenthaltsbefugnis erhalten, ist
diese Begrindung bemerkens-
wert. Das Gericht fuhrt aus:

.Ein anderes Ergebnis &3t sich
hier auch nicht mit der Erwdgung
rechtfertigen, die Antragsteller,
die zur Zeit keine Aussicht hét-
ten, von der Botschaft des Liba-
non neue Ausweispapiere zu er-
halten, wirden sonst auf (unbe-
stimmte) Dauer auf dem deutlich
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gesenkten Leistungsniveau der §§
3 ff. AsylbLG gehalten, obwohl
das in der Regel auf einen nur
voribergehenden Aufenthalt zu-
geschnitten sei. Diese Erwdgung
rechtfertigt es nicht, von einem
Kernprinzip des Leistungsrechts
des Asylbewerberleistungsgeset-
zes und des § 120 BSHG, ndm-
lich der Verkntipfung von auslan-
derrechtlichem Status und Lei-
stungsberechtigung, abzuwei-
chen. Danach dndert (verbessert)
sich die Leistungsberechtigung
des Ausldnders nur, wenn sich
auch sein ausldnderrechtlicher
Status dndert (Scholl/Schieffer,
ZAR 1994, 131, 134). Zwar ha-
ben die Antragsteller zu 1.) und
2.) nicht Aussicht, eine Aufent-
haltsbefugnis nach § 30 Abs. 3
AuslG zu erhalten, da auch diese
- wie die Leistungsberechtigung
nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 AsylbLG -
voraussetzt, da3 der freiwilligen
Ausreise oder der Abschiebung
Hindernisse entgegenstehen, die
sie nicht zu vertreten haben. Sie
haben aber nunmehr die konkre-
te Aussicht, spatestens nach Ab-
lauf von zwei Jahren ab Eintritt
der Unanfechtbarkeit der Ausrei-
sepflicht (also ab dem 18. Mai
1995) eine Aufenthaltsbefugnis
nach § 30 Abs. 4 (i.VVm. Abs. 5)
AuslG zu erhalten. Die Erteilung
der Aufenthaltsbefugnis bewirkt,
daB3 die bestehende Ausreise-
pflicht suspendiert und der Auf-
enthalt des Auslanders im Bun-
desgebiet fir die Geltungsdauer
der Aufenthaltsbefugnis recht-
maBig wird (Kloesel/Christ,
Komm. zum AusIR, Stand: Mérz
1995, § 30 Rd.Nr. 4). Die Antrag-
steller sind dann nicht mehr lei-
stungsberechtigt nach § 1 Abs. 1
Nrn. 2 und 3 AsylbLG, sondern
haben Anspruch auf Sozialhilfe
nach & 120 BSHG. Voraussetzung
ist, daB3 sie (weiterhin) zumutbare
Anforderungen zur Beseitigung
des Abschiebungshindernisses er-
fallen, sich also weiterhin ernst-
haft bei der Botschaft des Liba-
non um Ausstellung von Aus-
weispapieren bemuhen. Diese
konkrete Aussicht auf Anderung
ihres ausldnderrechtlichen Status
und damit ihrer Leistungsberech-
tigung rechtfertigt es, bis zum
Ablauf der Zwei-Jahres-Frist des §
30 Abs. 4 AuslG die Leistungsbe-
schrdnkung der §§ 3 ff. AsylbLG
aufrechtzuerhalten (angemerkt
sei, dal3 die Antragsteller zu 1.)

und 2.) schon in Kirze - in eini-
gen Monaten - die Voraussetzun-
gen far die Erteilung einer Auf-
enthaltsbefugnis hatten erfillen
kbénnen, wenn sie alsbald nach
Inkrafttreten des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes am 1. November
1993 die Klage gegen die Ausrei-
seaufforderungen zurickgenom-
men hétten). ... “

OVG Niedersachsen:

Taleban iiben in Afghanistan qua-
sistaatliche Herrschaftsmacht aus
BVerwG Berlin:

Kein Asyl ohne ,,dauerhafte und
stabile Herrschaft*

Das OVG Luneburg hat mit Urteil
vom 19.06.97 - 7 L 1459/97 - af-
ghanische Flichtlinge als Asylbe-
rechtigte anerkannt. In Abénde-
rung seiner bisherigen Rechtspre-
chung (Urteile vom 2.9.96 - 7 L
806 bis 808/96) geht das Gericht
nunmehr davon aus, daB3 , die
Taleban in den von ihnen be-
herrschten Teilen Afghanistans
quasistaatliche Herrschaftsmacht
austben”, und daf3 es ,keine in-
landische Fluchtalternative mehr
gibt”.

Dagegen hat das Bundesverwal-
tungsgericht am 4.11.1997 (Az.
9 C 34.96) in Abanderung einer
ahnlich lautenden Entscheidung
des hessischen VGH gemeint
feststellen zu kdnnen, es bestehe
in Afghanistan weiterhin keine
»dauerhafte und stabile Herr-
schaft” als Voraussetzung fur die
Asylanerkennung. Eine regionale
und vorlbergehende ,Herr-
schaftsmaoglichkeit” reiche nicht
aus. Die Entscheidung des BVer-
wa@ ist vom UNHCR heftig kriti-
siert worden. Der UNHCR teile
die Ansicht des Gerichts nicht,
daB es in Afghanistan keine
staatlichen Institutionen gibt, die
Menschen verfolgen kénnten, er-
klarte eine UNHCR-Sprecherin da-
zu.

VG Hannover:
UN - Kinderschutzkonvention als
Abschiebungshindernis

Das VG Hannover hat mit Urteil
vom 11.04.1997 - Az. A 7174/96
- die Abschiebung eines minder-
jahrigen Kindes unter Bezugnah-
me auf die UN-Kinderschutzkon-
vention untersagt. Dies ist des-

halb bemerkenswert, weil die
Bundesregierung am 06.03.1992
eine Ratifikationserklarung mit
dem Inhalt abgegeben hatte, die
Konvention dirfe innerstaatliches
Auslanderrecht nicht beschran-
ken. Zur Begriindung fir seine
Entscheidung fuhrt das VG Han-
nover u.a. aus:

. ... 3. Die Klage hat indes Erfolg,
soweit der Klager die Authebung
der Abschiebungsandrohung in
Nr. 4 des Bescheids des Bundes-
amtes fur die Anerkennung aus-
léndischer Flichtlinge vom
26.11.1996 begehrt. Das ergibt
sich aus dem ,, Ubereinkommen
Uber die Rechte des Kindes” vom
20.11.1989 (KRK), wie es am
05.12.1989 von der Generalver-
sammlung der Vereinten Natio-
nen angenommen worden ist
und das durch Gesetz vom
17.02.1992 am 05.04.1992 in
der Bundesrepublik Deutschland
in Kraft getreten ist. Der Kldger
ist, da er das 18. Lebensjahr noch
nicht vollendet hat, ein Kind im
Sinne des Art. T KRK (abgedruckt
in FamRZ 1992, 253 f.). Nach § 3
Abs. 1 KRK ist bei allen MaBnah-
men, die Kinder betreffen, das
Wohl! des Kindes ein vorrangig zu
berticksichtigender Gesichts-
punkt, gemal3 Abs. 2 der Norm
verpflichten sich die Vertragsstaa-
ten, dem Kind den Schutz und
die Firsorge zu gewéhrleisten,
die zu seinem Wohlergehen er-
forderlich sind. Nach Art. 20 Abs.
1 KRK hat ein Kind, das voriber-
gehend oder dauernd aus seiner
familidren Umgebung heraus-
gelést wird, Anspruch auf beson-
deren Schutz und Beistand des
Staates.

Unter Zugrundelegung dieser
rechtlichen Vorgaben ist die ge-
genuber dem Klager erlassene
Abschiebungsandrohung aufzu-
heben. Nach dem insoweit Uibe-
reinstimmenden Vortrag des K/&-
gers sind seine Eltern etwa im
Mérz 1995 verhaftet worden,
und er weil3 nicht, an welchen
Ort sie verbracht worden sind.
Seit dieser Zeit hat er keinen Kon-
takt mehr mit ihnen gehabt, so
daB zu beflrchten steht, dafB sie
nicht mehr am Leben sind. Bei ei-
ner Durchfihrung der Abschie-
bung in sein Heimatland wére er
vollig auf sich selbst gestellt und
insbesondere gezwungen, ohne
Fursorge, Schutz und Betreuung
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durch die Eltern eine Unterkunft
zu finden sowie seinen Leben-
sunterhalt - im ohnehin wirt-
schaftlich notleidenden Athiopien
- allein zu bestreiten. Ein solches
.dem eigenen Schicksal Giberlas-
sen” steht mit den vorgenannten
Regelungen der KRK nicht im Ein-
klang, da es das danach vorran-
gig zu berdicksichtigende Kindes-
wohl auBer acht lal3t (vgl. VG
Arnsberg, Beschl. v. 07.05.1996 -
51 1598/95 A -, InfAusIR 1996,
285).

Danach kann auch die Ratifikati-
onsurkunde der Bundesregierung
vom 06.03.1992 (BGBI. 1992 I
990) - wonach die KRK inner-
staatlich keine unmittelbare An-
wendung findet und nichts in
dem Ubereinkommen dahinge-
hend ausgelegt werden kénne,
das das Recht der Bundesrepublik
beschrédnke, Gesetze und Verord-
nungen Uber die Bedingungen
des Aufenthalts von Ausléndern
zu erlassen - nichts dndern. Es ist
bereits zweifelhaft, ob sie einen
zulassigen Vorbehalt darstellt; je-
denfalls spricht mehr daftr, dal3
sie mit Blick auf Art. 51 Abs. 2
KRK unwirksam ist (vgl. dazu
Menzel, Zeitschrift flr Ausléander-
recht (ZAR) 1996, 22ff. (23)).

SchlieBlich ergibt sich ein Ab-
schiebungsverbot auch aus Art. 1
und 2 des von der Bundesrepu-
blik ratifizierten Ubereinkommens
Uber die Zusténdigkeit der Behér-
den und das anzuwendende
Recht auf dem Gebiet des
Schutzes von Minderjéhrigen
(Haager Minderjdhrigenschutzab-
kommen vom 05.10.1961 - BG-
Bl. 11 1971, 217- MSA). Nach Art.
1 MSA sind die Behérden des
Aufenthaltsstaats u.a. verpflich-
tet, MaBBhahmen zum Schutze
der Person des Minderjdhrigen zu
treffen. SchutzmalBnahmen in
diesem Sinne sind nicht nur sol-
che, die den eigentlichen Zweck
der Vormundschaft betreffen.
Vielmehr 148t sich aus Art. 1T MSA
auch die Verpflichtung und das
Recht herleiten, ggfs. ausldander-
rechtliche SchutzmaBBnahmen zu
ergreifen, um den weiteren Ver-
bleib eines auslandischen kindes
im Bundesgebiet zu sichern. Dies
setzt freilich zwingend voraus,
daB3 der weitere Verbleib des Kin-
des im Interesse des Kindeswohls
zwingend geboten ist. Da diese
Voraussetzungen jedoch im Falle

des Klagers erfillt sind, unterliegt
die Abschiebungsandrohung
auch unter diesem Gesichtspunkt
der Aufthebung (vgl. VG Frank-
furt, Urt. v. 24.11.1993 - 5 E
11833/93 - NVwZ 1994, 1137).”

VG Stade:
Duldung fiir Bosnier kroatischer
Volkszugehorigkeit aus Zenica

Das VG Stade hat mit BeschluB
vom 17.09.1997 (Az. 5 B
1335/97) einem Bosnier kroati-
scher Volkszugehorigkeit aus Ze-
nica - zunachst flr einen Zeit-
raum von weiteren sechs Mona-
ten - eine Duldung gem. § 53
Abs. 6 S. 1 AuslG zugesprochen.
Unter Bezugnahme auf den Lage-
bericht des Auswartigen Amts
von Mai 1997, eine Entscheidung
des VG Gottingen vom
20.05.1997 (Az. 4 B 4215/97),
die Zeugenaussagen der in Bosni-
en tatigen Barbel Bohley vor dem
VG Berlin am 06.08.97 (Az. 35 A
1814 und 1815/ 97), den Bericht
des UNHCR Sarajewo zur behord-
lichen Registrierung von Riickkeh-
rern (Stand Mai 1997) und weite-
re Unterlagen stellt das Gericht
fest, es sei ,auBerst fraglich, ob
der Antragsteller bei einer Rlck-
kehr in seine Heimatstadt regi-
striert werden wird, wobei nach
den vorliegenden Informationen
die Chancen fir eine Registrie-
rung in einem anderen als dem
letzten Wohnort des Antragstel-
lers noch erheblich schlechter
sind” (S. 9).

Daruber hinaus halt es das VG
Stade unter Bezugnahme auf den
erwdhnten bericht des UNHCR
Sarajewo fur , duBerst zweifel-
haft, ob der Antragsteller bei ei-
ner Ruckkehr in seine Heimat die
erforderliche Versorgung mit Le-
bensmitteln erfahren wird”, und
auBert , generell Zweifel, ob eine
Unterbringung in einer provisori-
schen Flichtlingsunterkunft far
das Winterhalbjahr tberhaupt
maoglich ist.” Auch eine medizini-
sche Versorgung des Antragstel-
lers bei einer Rlckkehr sei als
hochst zweifelhaft anzusehen. Es
bestanden fur den Antragsteller
angesichts der Arbeitsmarktsitua-
tion in Zenica und angesichts der
fehlenden Berufsausbildung keine
Méglichkeiten, nach einer Rick-
kehr die sich fur ihn ergebenden
Probleme durch eigene Erwerb-
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statigkeit zu verringern oder aus-
zuschlieBen.

Darilber hinaus macht das VG
Stade in seinem Beschluf3 , erheb-
liche Sicherheitsbedenken” gel-
tend: Von den ca. 200.000 Ein-
wohnern Zenicas seien mehr als
180.000 Bosniaken moslemi-
schen Glaubens. Angesichts der
nach wie vor bestehenden Span-
nungen zwischen den unter-
schiedlichen Volksgruppen erhe-
be auch der UNHCR Bedenken
gegen eine Abschiebung von Per-
sonen in ein Gebiet, in dem ihre
Volksgruppe nicht in der Mehr-
heit sei.

AsyIbLG, Sozialleistungen

VG Luneburg:
Beteiligung an Unterbringungsko-
sten rechtswidrig

Das Verwaltungsgericht Lineburg
hat mit Urteil vom 26.06.1997 -
Az. 6 A 123/95 - entschieden,
daB die Heranziehung eines er-
werbstatigen Asylbewerbers zur
Zahlung von Kosten fur seine Un-
terbringung in einem Wohnheim
entsprechend den Satzen, welche
die kommunale Abgabensatzung
in Anlehnung an den Aus-
fuhrungserlal3 des nds. Ml vom
11.10.1994 vorsieht, rechtswid-
rig ist. Hierflr nennt das Gericht
eine Fulle von Grinden:

1) Eine ausdriickliche Regelung
daruber, wer aus welchem Grund
wann Gebuhrenschuldner sein
soll, fehlt in der kommunalen Ab-
gabensatzung

2) Es fehlt auch eine hinreichend
bestimmte Regelung des die Ab-
gabe begrindenden Tatbestan-
des. , An sich l&ge die Annahme
nahe, dal3 derjenige das Heim
benutzt, der dort wohnt. Nach §
3 Satz 3 der Satzung ist aber die
Kostenbeteiligung auch bei Ab-
wesenheit zu entrichten. Moglich
ware eine Nutzung auch durch
solche Personen, die dort etwa
besuchsweise Ubernachten ...”

3) Es fehlt ,vollstandig an einer
vom Rat der Beklagten als Orts-
gesetzgeber gebilligten Ge-
buhrenkalkulation, die Vorausset-
zung fur eine rechtsfehlerfreie
satzungsmaBige Festlegung des
Gebuhrensatzes ist. ... Der Rat
der Beklagten hat die Satzung
entsprechend dem Muster der
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Bezirksregierung Lineburg mit
den vorgegebenen GebUhrensat-
zen beschlossen, ohne dal3 die
Beklagte selbst die Kosten der
Einrichtung nach § 5 Abs. 2
NKAG nach betriebswirtschaftli-
chen Grundsétzen ermittelt und
das voraussichtliche Gebuhren-
aufkommen prognostiziert hatte.

4) Es fehlt eine den Erfordernis-
sen des § 2 Abs. 1 Satz 2 NKAG
genligende Bestimmung des Zeit-
punkts der Entstehung der Ge-
bihrenschuld.

5) Rechtlich bedenklich ist die Zu-
sammenfassung verschiedener
Flichtlingswohnheime zu einer
LOffentlichen Einrichtung” mit
einheitlichen GebUhrensétzen.
Aufgrund unterschiedlicher Be-
treibervertrage sind die erbrach-
ten Leistungen , keineswegs als
gleich einzustufen”.

6) Die Erhebung unterschiedli-
cher Gebuhrensatze fur Haus-
haltsvorstand und Haushaltsan-
gehorige ist mit § 5 Abs. 3 Satz
NKAG nicht vereinbar. Die Hohe
der Gebuhr hat sich vielmehr
nach Art und Umfang der Inan-
spruchnahme zu richten.

—

Fazit:
Die auf der Basis kommunaler

Abgabensatzungen erhobenen Ko-

stenbescheide der Kommunen an
erwerbstatige Fluchtlinge durften
nicht nur in Lineburg rechtswid-
rig sein. Flichtlinge, die fir die
Nutzung von 5 gm Wohnflache in
einem Fliichtlingswohnheim zu
horrenden Kostenerstattungslei-
stungen in Héhe von 300,-- DM
und mehr verpflichtet werden,
sollten dagegen mit Widerspruch
und Klage vorgehen.

Landessozialgericht NRW:
Bundeskindergeldgesetz verfas-
sungswidrig ?

Das Landessozialgericht NRW hat
mit BeschluB vom 06.12.1996 -
Az. L 13 Kg 105/94 - dem Bun-
desverfassungsgericht die Frage
vorgelegt:

LIst § 1 Abs. 3 Satz 1 Bundeskin-
dergeldgesetz in der Fassung des
Art. 5 Nr. 1 des Ersten Gesetzes
zur Umsetzung des Spar-, Konso-
lidierungs- und Wachstumspro-
gramms (1. SKWPG) vom 21.12.
1993 - (BGBI. | 2353) mit dem

Grundgesetz vereinbar?”

Die strittige Vorschrift im Kinder-
geldgesetz lautet: ,,Ein Auslander
hat einen Anspruch nach diesem
Gesetz nur, wenn er im Besitz ei-
ner Aufenthaltsberechtigung
oder Aufenthaltserlaubnis ist.”
Das Landessozialgericht halt —
anders als das Bundessozialge-
richt (s. Urteil vom 25.07.1995 -
10 Rkg 13/93 -) — die Vorschrift
flr verfassungswidrig, da Flicht-
linge mit einer Aufenthaltsbefug-
nis aus systematischen Grinden
ausgeschlossen werden. ,,§ 1
Abs. 3 Satz 1 BKGG 1994 verletzt
den Klager in seinem Grundrecht
auf Gleichbehandlung aus Art. 3
Abs. 1 in Verbindung mit seinen
Grundrechten aus Art. 6 Abs. 1,
Art. 1 Abs. 1 und dem Sozial-
staatsgebot des Art. 20 Abs. 1
GG und den Grundrechten seiner
Kinder aus den Art. 1 Abs. 1 und
Art. 2 Abs. 1 GG”, so das Lan-
dessozialgericht NRW. Die aus-
fuhrliche Begriindung kann bei
der Geschéftsstelle des Flucht-
lingsrats abgerufen werden.
Erinnert sei in diesem Zusammen-
hang noch einmal an die Ent-
scheidung des Europdischen Ge-
richtshofs vom 10.10.1996 (Az.
¢-245/94 und C-312/94), wonach
zumindest alle nach § 51 AuslG
als politisch Verfolgte anerkannte
Flichtlinge sowie tarkische
Staatsangehorige, die - ohne po-
litisch Verfolgte zu sein - aus an-
deren Grunden eine Aufenthalts-
befugnis haben (z.B. aufgrund ei-
ner Alt- oder Hartefallregelung),
Anspruch auf Familienleistungen
wie Kindergeld (und Erziehungs-
geld) beanspruchen kénnen. Be-
troffene Fllchtlinge sollten unbe-
dingt einen Antrag stellen und
bei (zu erwartender) Ablehnung
Rechtsmittel einlegen.

Sozialgericht Aachen:

Anspruch auf Teilnahme an einem
deutschen Sprachkurs fiir Konven-
tionsfliichtlinge (§ 51 AuslG)

Das Sozialgericht Aachen hat mit
BeschluB vom 13.05.1997 (Az. S
9 Ar 67/95) entschieden, daf
Flichtlinge, die nach § 51 AuslG
als politisch Verfolgte anerkannt
sind, Anspruch auf einen Sprach-
kurs wie Asylberechtigte haben.
Zwar werden Konventionsflicht-
linge nach § 51 AuslG nicht in

§62a AFG ausdriicklich benannt.
Das Gericht stellt jedoch fest:
.Die Nichtberlcksichtigung der
Konventionsfllchtlinge nach Aus-
IG § 51 Abs. 1 ist gleichheitswid-
rig (Art. 3 Abs. 1 GG). § 62 a
AFG ist insoweit in verfassungs-
konformer Auslegung zu ergan-
zen.

Die Rechtsstellung der Asylbe-
rechtigten und der Gbrigen Kon-
ventionsflichtlinge ist im wesent-
lichen gleich (vgl. § 2 Abs. 1, 3
AsylVfG). Sogar die Vorausset-
zungen fur das Erléschen des
Bleiberechts entsprechen sich (§§
72, 73 AsylVIG). Einziger Unter-
schied von Bedeutung ... ist der
erteilte Aufenthaltstitel: Der Asyl-
berechtigte erhalt eine unbefri-
stete Aufenthaltserlaubnis, der
Lsonstige” Flichtling eine befri-
stete Aufenthaltsbefugnis.

Dieser Unterschied rechtfertigt ei-
ne Ungleichbehandlung nicht.

"

Sozialgericht Darmstadt:
Erteilung einer besonderen Ar-
beitserlaubnis bei Vorliegen von
Abschiebungshindernissen nach §
53 Abs.4 AusiG

Das Sozialgericht Darmstadt hat
mit Beschluf3 vom 19.08.1997 -
Az. s-9/Ar-605/97A - festgestellt,
daf3 die Erteilung einer besonde-
ren Arbeitserlaubnis nach § 2
Abs. 7 AEVO (,besondere Harte")
unter bestimmten Umstdnden
maoglich ist. m
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Burgerkriegsfllchtlinge
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Keine Abschiebung
in den bosnischen Winter

Fliichtlingsrat fordert Abschiebungsstopp und Bleiberechtsregelung
fiir bosnische Fliichtlinge

Bosnien-Herzegowina ist zu 50 - 60% zerstort. 80% der Menschen in Bosnien leben von humanitarer Un-
terstltzung. 60% des Wohnungsbestandes ist zerstort oder stark bescha-digt. Diese Zahlen lassen sich
dem Lagebericht des Auswartigen Amtes entnehmen.

Zuriickkehrende Fliichtlinge sind in besonderer Weise betroffen:

- Die Registrierung als Flichtling oder Vertriebene/r ist Voraussetzung fir eine Teilnah-me an internationa-
len Hilfsprogrammen. Insbesondere Flichtlingen, die nicht in ihren Heimatort zurlickkehren kénnen,
wird jedoch - trotz gegenteiliger Verlautbarungen der bosnischen Regierung - immer wieder die Regi-
strierung verweigert.

- In vielen Kommunen ist faktisch kein Wohnraum vorhanden. Selbst im Fall einer Regi-strierung erhalten
die Betroffenen zwar einen Vertriebenenausweis, aber kein Dach Uber dem Kopf.

- Trotz gegenteiliger Beteuerungen erheben einzelne Kommunen noch immer eine , Kriegssteuer” bis zu
300,-- DM fir jeden Monat, den ein Fliichtling in Deutschland ver-brachte.

- Die Versorgung mit Lebensmitteln ist ungesichert: Das Welterndhrungsprogramm un-terstitzt seit Be-
ginn des Jahres aus akutem Geldmangel nur noch die am meisten Hilfsbedurftigen. In Bosnien wird ge-
hungert.

- Die medizinische Versorgung zurtckkehrender Fllchtlinge ist zweifelhaft

- Nach wie vor bestehen erhebliche Sicherheitsbedenken: Der UNHCR fordert die Aus-setzung der Abschie-
bung von Fliichtlingen in Gebiete, in denen die Volksgruppe in der Minderheit ist. Nach wie vor besteht
die Gefahr ethnischer Vertreibungen.

Fazit:

Den in Deutschland verbliebenen Flichtlingen ist eine Rickkehr - insbesondere Gber die harten Wintermo-
nate - nicht zumutbar. Es gilt, die Handlungsféhigkeit der Betroffenen zu stérken und ihnen Raum und
Zeit zu geben, sich eine Lebensperspektive eigen-stdndig zu organisieren.

Wir fordern die niedersachsische Landesregierung daher auf,

* einen Abschiebungsstopp nach § 54 AuslG iiber den Winter zu verhingen,
* die Initiative fiir ein Bleiberecht fiir folgende bosnische Fliichtlinge zu ergreifen:
- biethnische Familien und Personen mit multiethnischem Hintergrund
- Vertriebene ohne Riickkehrmaglichkeit in ihre frithere Unterkunft,
- Traumatisierte und Alte
- Familien mit 5-jahrigem Aufenthalt im Bundesgebiet
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Last Minute

Oppositionelle aus der
demokratischen Republik Kongo
mit ELIKYA

jetzt im Internet

Das Internet zieht mehr und
mehr Benutzer an. Professionelle
Informatiker, Organisationen und
Unternehmen haben darin das
schnellste und kostengunstigste
Instrument gefunden, um ihre In-
formationen auf groBtmaoglcher
Ebene zugénglich zu machen.

Auch die zairische/kongolesische
Gemeinschaft hat sich dazu ent-
schlossen, dieses Mittel zu nut-
zen. Seit einem Monat prasentie-
ren sie also ihre Zeitschrift Elikya
(Hoffnung) unter der Adresse
http://www.elikya.de . Die Verof-
fentlichung im Internet wird nach
dem gleichen Prinzip wie die
Zeitschrift fortgefuhrt, d.h. die
Artikel erscheinen immer noch in
franzoésischer Sprache mit deut-

scher Ubersetzung. Man findet
dort auch alle bisherigen Ausga-
ben von Elikya.

Das besondere an der Internet-
Version ist die neu hinzugekom-
mene Rubrik "Am Rande der Ak-
tualitat", wo noch unveroffent-
lichte Artikel und Berichte Uber
die Situation in der demokrati-
schen Republik Kongo und Gber
die Situation der in der BRD le-
benden kongolesischen Fluchtlin-
ge ihren Platz finden.

Eigentlich sollte die Zeitschrift
viermal jahrlich und auch regel-
maéBig erscheinen. Aus finanziel-
len Grinden wurde jedoch das
vorgesehene Ziel so nicht er-
reicht. Abgesehen von der Unter-
stitzung durch den niedersachsi-
schen Fluchtlingsrat und Asyl e.V.
sind es ndmlich die Redakteure
selbst, die fur die entstehenden
Kosten aufkommen mussen. Des-

Oppositionelle
aus der demokratischen Republik Kongo

ELIKYA jetzt im Internet

Jean-René Kwaka Mbangu
mbangu@bigfoot.com

halb ist die Prasentation im Inter-
net nunmehr ohne Zweifel das
ideale Mittel fur ein regelméaBiges
Erscheinen und das Erreichen ei-
ner internationalen Leserschaft.
Die Adresse unserer Homepage
lautet ganz einfach:
www.elikya.de

Lweites Asylverfahren erfolgreich

Fliichtlingsrat uberzeugt Bundesamt

siehe auch Bericht in FLUCHTLINGSRAT 46 S. 5

Der Antragsteller, tirkischer
Staatsburger kurdischer Volkszu-
gehorigkeit, hat bereits unter
dem Az 1 785 243 -163 und 2
191 343 - 163 Asylverfahren im
Geltungsbereich des Asylverfah-
rensgesetzes (AsylVfG) durchgef-
fuhrt. Das letztgenannte Verfah-
ren wurde mit BeschluB des Ver-
waltungsgerichts Osnabrick, Az.:
5B 276/97 vom 04.08.1997 ein-
gestellt, der BeschluB3 ist rechts-
kréftig. Gleichzeitig stellte der An-
tragsteller erneut einen Asylan-
trag, der damit begriindet wurde,
daB er nunmehr im Besitz von
Unterlagen sei, die beweisen wr-
den, daB er bei Ruckkehr in die
Turkei mit einer Verurteilung nach
§ 169 des Turkischen Strafgesetz-
buches zu rechnen habe. Diese
Unterlagen habe er erst mit Hilfe
des Zeugen Tayyar Gul erhalten,
der durch seine Recherchen mit
Hilfe von einigen Rechtsanwalten
in der Turkei erst im Juni 1887 in
Erfahrung gebracht habe, daB die
turkischen Behorden Kenntnis von
den Unterstiitzungshandlungen
des Antragstellers bezlglich eines
PKK-Anschlages auf Polizisten hat-

ten.

Hinsichtlich der weiteren Einzel-
heiten wird auf den Akteninhalt
verwiesen.

Die Durchflihrung eines weiteren
Asylverfahrens war gem. § 71
Abs. 1 Asylverfahrensgesetz (Asyl-
VfG) geboten, weil die Vorausset-
zungen des §51 Abs. 1 bis 3 Ver-
waltungsverfahrensgesetz
(VWVFG) vorliegen.

Hiernach ist der Antrag zuldassig.

Gem. § 51 Abs. I Nr. | VWVIG hat
sich die der urspriinglichen Ent-
scheidung zugrundeliegende Sach-
und Rechtslage nachtraglich zu-
gunsten des Antragstellers gein-
dert.

Die vorgetragenen Tatsachen
konnten nicht im Rechtsmittelver-
fahren des Erstverfahrens geltend
gemacht werden, die Dreimonats-
frist aus § 51 Abs. 3 VwVIG wur-
de eingehalten. Die Vorausset-
zungen aus § 71 Abs. 1 AsylVfG
liegen demnach vor. Der Antrag-
steller hat durch mehrere Zeugen,

Wir dokumentieren ne-
benstehend die Begriin-
dung des BA-Bescheids
vom 7.11.97, eingegan-
gen beim Rechtsanwalt
am 5.12.97.

Der Hintergrund wird
mit dem Beitrag im letz-
ten Rundbrief deutlich.
Eine Kommentierung
folgt.

deren Glaubwdrdigkeit nicht an-
gezweifelt wird, hinreichend be-
legt, daB er erst seit Juni 1997
von den jetzt vorliegenden neuen
Beweismitteln Kenntnis hatte.

Dem Antrag auf Asyl wird ent-
sprochen; der Antragsteller erfiillt
die Voraussetzungen des Art. 16 a
Abs. | des Grundgesetzes (GG).

Aufgrund des von ihm geschilder-
ten Sachverhaltes und der hier
vorliegenden Erkenntnisse ist da-
von auszugehen, daB er im Falle
einer Ruckkehr in sein Heimatland
zum gegenwartigen Zeitpunkt
mit asylrechtlich relevanten MaB3-
nahmen rechnen muB.

Der Antragsteller hélt sich mithin
aus begrindeter Furcht vor Ver-
folgung auBerhalb seines Her-
kunftsstaates auf und ist daher
als Asylberechtigter anzuerken-
nen.

Die Voraussetzungen des § 51
Abs. 1 Ausléndergesetz (AuslG)
liegen geméaB § 51 Abs. 2 Satz 1
Nr. 1 AuslG bei Asylberechtigten

Vor.
|



CDU-Fraktion:

Niedersachsen - eines
der attraktivsten Lander
fiur Schiepper-Organisa-

tionen...

Antrag der Fraktion der CDU - Drs 13/3323*

Der folgende Redebeitrag der
CDU-Fraktion dient nicht zur Ab-
schreckung, sondern soll eigent-
lich dafar werben, gerade auch
mit denen zu reden. Red.

geehrten Damen und Her-

ren! Erst jetzt ist ein ,Antrag
auf Erteilung der Einwilligung ei-
ner UberplanméaBigen Ausgabe
im Haushaltsjahr 1997" des In-
nenministeriums vom 1. Septem-
ber 1997 bekanntgeworden, aus
dem sich ergibt, daB3 die Landes-
regierung weitere 120 Millionen
DM fur Asylbewerber ausgeben
will. Damit werden sich die Ge-
samtausgaben fur Asylbewerber -
gemeint ist hier die Erstattung an
Kommunen - nach den derzeiti-
gen Planungen der Landesregie-
rung in diesem Jahr auf 337 Mil-
lionen DM summieren. 120 Mil-
lionen DM zusatzliche, angeblich
Lunvorhersehbare" Asylbewerber-
kosten in Niedersachsen sind fur
ein Land, das, wie der Finanz-
staatssekretar Ebisch festgestellt
hat, ,finanziell am Ende" ist, kein
.Klacks", wie der Ministerprasi-
dent in anderem Zusammenhang
eine dhnliche Summe bezeichnet
hat. Es stellt sich angesichts die-

Frau Prasidentin! Meine sehr

ser Ausweitung der Asylbewer-
berkosten um mehr als 50 % die
Frage nach der Glaubwurdigkeit
dieser Landesregierung und ihres
Ministerprasidenten insgesamt in
der Asyl- und in der Finanzpolitik
Gberhaupt.

Durch den AsylkompromiB3 im
Jahre 1993 ist es gelungen, die
Zahl der Asylbewerber von rund
440.000 im Jahr 1992 auf heute
gut 100.000 pro Jahr zurlckzu-
fihren. Ohne diesen Asylkompro-
miB hatten wir heute, so kirzlich
der Niedersachsische Innenmini-
ster Glogowski, ,eine andere Re-
publik" mit weiteren Millionen
von Asylbewerbern. Hierzu ware
es dann gekommen, wenn es
nach dem Willen der Schroder-
Regierung gegangen ware, da
diese im Bundesrat dem Asyl-
kompromiB nicht zugestimmt
hat.

Der Ruckgang der Asylbewerber-
zahlen, verbunden mit der Még-
lichkeit schnellerer Asylverfahren
und Abschiebungen, ermdglicht
den Bundeslandern eine drasti-
sche Reduzierung der friheren
Asylbewerberkosten. Dies gilt ins-
besondere angesichts dessen,
daB nach wie vor noch nicht ein-
mal 10 % der Asylbewerber
tatsachlich politisch Verfolgte
sind, die nach unserer Verfassung
zum Schutz vor Verfolgung bei
uns aufzunehmen sind und
Schutz finden sollen.

Es war deswegen ohnehin schon
kaum zu erkléren, daf die Lan-
desregierung in ihren Haushalt
Ausgaben fir Asylbewerber in
Hohe von 217 Millionen DM auf-
genommen hat. Fachleute sahen
hierin einen Beleg dafur, da3 die
Asylpolitik der Landesregierung
weiterhin ,mehr aufs Bleiben als
aufs Abschieben" ausgerichtet ist,
wie der frihere Bundesratsmini-
ster Trittin im Namen der Schro-
der-Regierung die Asylpolitik in
einer Bilanz beschrieben hat.
Ausdruck dieser Politik war z. B.,
daB die Schroéder-Regierung
durch ErlaB8 vom 18. Oktober
1990 rund 30.000 Asylbewerbe-
rn ein dauerhaftes Bleiberecht
gegeben hat, obwohl es sich bei
rund 95 % dieses Personenkreises
nicht um politisch Verfolgte han-
delte, die also zum groBen Teil
Uber kurz oder lang hatten abge-

Rassismus und Sozialabbau

sung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes in Niedersachsen prak-
tisch nicht angewendet wurde
und Asylbewerber weiterhin statt
Sachleistungen bzw. Gutscheinen
Bargeld erhielten, mit dem Asyl-
bewerber in die Lage versetzt
wurden, Schlepperorganisationen
zu bezahlen. Ausdruck dieser Po-
litik war ferner die Tatsache, daB
die Niedersachsische Landesregie-
rung Uber Jahre hinweg eine Ver-
scharfung des Asylbewerberlei-
stungsgesetzes im Bundesrat mit
der Folge blockierte, daB die
Einsparung von Millionenbetra-
gen zundachst nicht méglich war.
Die auch vom Rechnungshof be-
anstandete Millionenverschwen-
dung fir Asylbewerber in Nieder-
sachsen war auch eine der Ursa-
chen daflr, daf8 das Land Nieder-
sachsen eines der attraktivsten
Lander fur Schlepperorganisatio-
nen zur Einschleusung von Asyl-
bewerbern war und zum Teil 50
% mehr Asylbewerber aufnahm,
als es dem Bundesdurchschnitt
entsprochen hatte.

Aus der Begriindung des Antrags
des Finanzministeriums ergibt
sich, daB3 die Landesregierung of-
fenbar noch nicht einmal selbst
auch nur annadherungsweise die
Zahl der Asylbewerber bei Auf-
stellung des Haushaltsplanes zu-
treffend ermittelt hat. Denn in
der Begriindung heift es:

.Bei der Veranschlagung ist von
einer durchschnittlichen Zahl von
Asylbegehrenden im Jahr 1997
von 22.800 ausgegangen wor-
den. Tatsachlich werden sich im
Jahresdurchschnitt voraussichtlich
jedoch 29.000 Asylbegehrende
im Land aufhalten; bereits der
Anfangsbestand hat entgegen
der Annahme von 24.800 bei
30.933 Personen gelegen."
Ferner beruft sich das Innenmini-
sterium auf Verzégerungen z. B.
bei der Anderung des Asylbewer-
berleistungsgesetzes, obwohl ge-
rade die Niedersachsische Lan-
desregierung fir die Verzégerung
der Verabschiedung dieses Geset-
zes im Bundesrat mitverantwort-
lich ist. Die Landesregierung be-
klagt damit nunmehr in ihrem ei-
genen Antrag die SPD-Blockade-
politik im Bundesrat, die der Ne-
stor der deutschen Historiker,
Theodor Eschenburg, kirzlich als

* Begriindung des CDU-Abgeordneten Mélliring schoben werden missen. .machtpervers' bezeichnet hat.
zur Anfrage der CDU im nds. Landtag: “Asylbewerber - Ausdruck dieser Politik war auch,

die Landesregierung will weitere 120 Millionen ausgeben” daB3 die zunachst geltende Fas- H
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FltGchtlingsrat Nds.

Fernstudiengang "Arbeitshilfen
fur die Beratung von Fluchtlingen”

In dem Fernstudiengang "Arbeitshilfen fir die Bera-
tung von Flichtlingen", den wir gemeinsam mit dem
ibbw durchfihren, sind die letzten beiden "Lehrbrie-
fe" erschienen.

Sie kénnen zum Preis von 28,- DM pro Exemplar
auch einzeln bestellt werden (ibbw, Weender Land-
straBBe 6, 37073 Gottingen, Tel.: 0551/548220;
Fax.: 0551/5482222).

Jan Bernert, Jens Fetkenheuer, Nils Pagels, Claudia
Tunsch, Elke Wittrin:

Schulische und berufliche Bildung
von Fliichtlingen

Aus dem Vorwort:

Der schulischen und beruflichen Integration von Mi-
grantinnen und deren Kindern muf3 politische Auf-
merksamkeit geschenkt werden, um der Gefahr dau-
erhafter Dequalifizierung, struktureller Benachteili-
gung, sowie dem Abdriften der Migrantlnnen in den
grauen Markt von Gelegenheitsarbeiten und ungesi-
cherten Beschaftigungsverhéltnissen entgegenzuwir-
ken.

Flichtlinge bieten einen Querschnitt durch alle Bil-
dungsniveaus, von Universitatsprofessorinnen oder
Wissenschaftlerinnen bis zu Analphabetinnen sind
alle Bildungsschichten vertreten. Aber egal welchen
Bildungsgrad sie in ihrem Heimatland erreicht ha-
ben, sie haben meist viel gearbeitet, im Bereich ihrer
Maéglichkeiten viel erreicht und brauchten sich in al-

ler Regel nicht mehr weiter zu qualifizieren, um fur
ihre Lebensunterhalt zu sorgen.

Nun in einem fremden Land zu sein und sich einge-
stehen zu mussen, mit den bisher erlernten Fahigkei-
ten in vielen Fallen nicht sehr viel anfangen zu kon-
nen, auch fur einfache Tatigkeiten z.T. eine enorme
Qualifizierung zu benétigen, fuhrt zu starken Fru-
strationen und erfordert viel Mut, sich dieser Situati-
on offensiv zu stellen. Gerade deshalb ist es so wich-
tig sich Uber diese Bereiche der Integration intensiv
Gedanken zu machen und Konzepte zu entwickeln.
Der erste Teil dieses Lehrbriefes, in dem die schuli-
sche Bildung von Flichtlingen im Mittelpunkt steht,
gliedert sich in folgende Abschnitte:

Kapitel 2. bietet eine Darstellung des Systems der
schulischen Bildung in der Bundesrepublik Deutsch-
land. Neben der Beschreibung der unterschiedlichen
Schularten des Bildungswesens wird die momentane
Situation von Migrantinnenkindern und -jugendli-
chen im deutschen Bildungssystem einschlieBlich ih-
rer Verteilung auf die verschiedenen Schularten er-
lautert.

Die rechtlichen Grundlagen fur eine Beteiligung von
Flichtlingskindern und -jugendlichen am schulischen
Unterricht stehen im Mittelpunkt des dritten Kapi-
tels. In erster Linie handelt es sich in diesem Kapitel
um die Schulgesetzgebungen der Bundeslander und
ihre jeweiligen Richtlinien und Vorschriften zum Un-
terricht auslandischer Kinder und Jugendlicher. Die-
ser Teil behandelt ebenfalls die Bestimmungen zur
Forderung der schulischen Ausbildung.

In Kapitel 4. schlieBlich werden am Beispiel der Bun-
deslander Niedersachsen und Sachsen die vorhande-
nen MaBnahmen zur schulischen Integration von
Migrantinnenkindern und -jugendlichen im einzel-

Bereits erschienen:

“Fluchtlinge aus dem
Balkan” von Gabriele
Yonan

“Afrika - ein Kontinent
der Flichtlinge?” von
Klaus Strempel

“Die rechtliche Lage von
Fluchtlingen im Asylver-
fahren” (Autorinnenteam
des Fluchtlingsrats)

“Das Leistungsrecht”
von Georg Classen

“Die Situation bleibe-
berechtigter Fliichtlinge”
von Karin Loos

“Psychosoziale Folgen
der Flucht” von Gabriele
Yonan

“Schulische und berufli-
che Bildung fur Flucht-
linge” (Autorinnenteam
Beratungszentrum fur
Fluchtlinge)
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nen erldutert. Ausgewahlte Beispiele fur zusatzliche,
2.T. integrative MaBnahmen, die im Mittelpunkt des
Kapitel 5. stehen, ergdnzen diesen Abschnitt.

Im Unterschied zur schulischen Bildung stellt die be-
rufliche Bildung einen wesentlich offeneren Bereich
dar, da es wenig konkrete Regelungen gibt, wie die
berufliche Qualifizierung und Bildung fur Erwachse-
ne aussehen soll. Es gibt explizit keine Vorschriften,
was zur Integration in den Arbeitsmarkt, was zur
personlichen Qualifizierung getan werden muB. Es
gibt lediglich Angebote, die bei entsprechendem
Aufenthaltsstatus wahrgenommen werden kénnen.
Im Verlauf des zweiten Teils gibt es zunéchst einen
kurzen Ruckgriff auf die verschiedenen Aufenthaltsti-
tel und einen Uberblick tiber die rechtlichen Grund-
lagen der beruflichen Bildung geben, bevor dann im
einzelnen auf die verschiedenen Regelungen, Bedin-
gungen und Mdglichkeiten fur die einzelnen Grup-
pen von Flichtlingen eingegangen wird.

Im gesamten Lehrbrief haben wir immer wieder auf
Beispiele aus einzelnen Bundeslandern zurlckgegrif-
fen, um exemplarisch die Umsetzung bestimmter Re-
gelungen aufzuzeigen. Des weiteren dienen die Bei-
spiele der Vereinfachung, Verdeutlichung und besse-
ren lllustration der Thematik. Hierzu muB gesagt
werden, daB es generell sehr schwierig ist, aus den
verschiedenen Bundesléndern die heraus zu filtern,
die besonders exemplarisch sind und dann auch
noch die gesellschaftlichen Realitadten der Bundesre-
publik entsprechen.

Geschrieben wurde der Lehrbrief von einem Autorin-
nenteam, das aus aktuellen, ehemaligen und freien
Mitarbeiterinnen des Beratungszentrums flr Flicht-
linge in Gottingen besteht.

Matthias Lange und Martin Weber-Becker:

Rassismus, Antirassismus
und interkulturelle Kompetenz

Aus diesem Lehrbrief verdffentlichen wir im folgen-
den eine Zusammenstellung von Passagen zu einem
der dort ausfuhrlich behandelten inhaltlichen
Schwerpunkte:

Matthias Lange und Martin Weber-Becker
Interkulturelle Kompetenz

Als "Interkulturelle Kompetenz" wird von uns jene
Handlungsfahigkeit bezeichnet, die einer aktiven Po-
litik der Anerkennung zugrunde liegt: Eine gesell-
schaftliche Praxis und eine Politik mit dem Ziel des
Abbaus von Uber- und Unterordnungsverhaltnissen,
von Mechanismen des Ausschlusses und der Hierar-
chisierung, denen Menschen und Menschengruppen
auf der Grundlage "interpretierter Unterschiede" un-
terworfen werden. Denn, so Albert Memmi: "Der
Rassismus beginnt erst mit der Interpretation der
Unterschiede". Diese "interpretierten Unterschiede"
zwischen Menschen und Menschengruppen kénnen
sich auf biologische oder kulturelle Merkmale bezie-
hen, sie kdnnen an der Religion oder an der sexuel-
len Orientierung anknlpfen oder sich an sonstwel-
chen "Grunden" ausrichten, die gesucht und angeb-
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lich "im" Menschen bzw. "in" einer Menschengruppe
gefunden worden sind.

Das Wort "aktiv" im Zusammenhang der von uns so
genannten aktiven Politik der Anerkennung deutet
bereits an, daB3 wir hier einen Unterschied machen
wollen: Und zwar einen Unterschied zwischen den
interkulturellen Kompetenzen, die auf "der Seite der
Globalisierung" gebraucht werden, und den interkul-
turellen Kompetenzen, die auf "der Seite der Lokali-
sierung" gebraucht werden. Zur Erlauterung dieser
Unterscheidung: Wir betrachten Lokalisierung auf
der einen und Globalisierung auf der anderen Seite
als zwei Seiten desselben Prozesses, und zwar eines
Prozesses, der zu einer Art Spaltung gefiihrt hat: Die
Weltbevolkerung spaltet sich heute bereits in zwei
Teile, in zwei Sorten von "Bevélkerung', die auf ver-
schiedenen Seiten der Welt leben und jeweils nur die
eine Seite sehen (kdnnen): "Einige bewohnen den
Globus, andere sind an ihren Platz gefessel’[.”1 Die-
ses Geschehen ist auf der Seite der Lokalisierung un-
ter anderem dadurch gepragt, dafB alle "Normalbe-
volkerungen" der Staaten dieser Welt praktisch aus-
geschlossen sind von der Moglichkeit "auf der Seite
der Globalisierung" zu leben und - wie Zygmunt
Bauman sehr plastisch sagt - den Globus zu bewoh-
nen.

Wir begreifen das Leben in der Lokalisierung als jene
alltagliche Lebenswelt, die sich uns als "multikulturel-
le Gesellschaft" prasentiert. Der Alltag "der Normal-
bevolkerung" in der multikulturellen Gesellschaft ist
"die andere Seite" der globalisierten Kapital- und
Geldmarkte, findet auf dieser "anderen Seite" statt
und ist auf ein Leben im Raum zurlickgeworfen: Ein
Leben, dem sich der real zugéngliche Raum immer
rascher verschlieBt und das mehr und mehr angefullt
ist mit UberflUssiger Zeit.

Vor diesem Hintergrund erhélt interkulturelle Kom-
petenz ihren Sinn als jene Handlungsfahigkeit, die
Menschen und Menschengruppen dazu befahigt,
den Versuch zu unternehmen, die real existierende
bundesdeutsche "multikulturelle Gesellschaft" in
Richtung auf Offenheit, Konflikt- und Kritikfahigkeit
und Solidaritat zu verandern. Eines der zentralen
Probleme besteht in diesem Zusammenhang darin,
die zerstreuende Kraft "der Kulturen" zu bandigen.
Denn genau in dem Mafe wie "die Kulturen" auf der
Seite der Globalisierung lediglich als ein Problem des
wechselseitigen Verstehens und Anerkennens zum
Zwecke erfolgsorientierter, supranationaler Koopera-
tion zwischen Individuen, Institutionen, Gebietskor-
perschaften, Unternehmen erscheinen, genau in
demselben MaBe entfalten sie auf der Seite der Lo-
kalisierung ihre "zerstreuende", entfremdende und
fragmentierende Kraft.

Wir verstehen "Kultur" - allgemein gesehen - als Be-
zeichnung fur die Lebensform des Vergleichs: "Kul-
tur" ist die gesellschaftliche Form, in der der Ver-
gleich gelebt wird. Aus einem solchen Verstandnis
von Kultur heraus waren Anspriche auf "Authenti-

1 Zygmunt Bauman, Schwache Staaten. Globalisierung und
die Spaltung der Weltgesellschaft; in: Ulrich Beck (Hrsg.):
Kinder der Freiheit, Frankfurt am
Main(Suhrkamp)1997(=Edition Zweite Moderne), S. 327f.
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zitat" oder "Identitat" nicht mehr begrindbar. "Kultur"
ware nicht mehr und nicht weniger als die Form, in
der Menschen Unterschieden Rechnung tragen, in
der sie ohne Vorrangverhaltnisse auskommen, und
in der sie deshalb mit der Verschiedenartigkeit von
"Werten" und Prioritaten zurechtkommen kénnen.
Dieses Verstandnis von Kultur als die gesellschaftli-
che Form, in der der Vergleich gelebt wird, kommt
der globalen Lebensweise sehr nahe; die Frage ist,
welche Bedeutung es fir die lokalisierte multikultu-
relle Lebenswelt hat. Und es zeigt sich, daB3 hier der
Unterschied zwischen globalisierter und lokalisierter
Lebensform sehr deutlich ins Auge springt, und zwar
als ein Unterschied in der Wirkungsweise von "lden-
titat": Auf der globalen Seite kédnnen "die Identitaten"
in eine wechselseitige Kooperationsbeziehung ge-
bracht werden - weil es offensichtliche gemeinsame
Interessen gibt. Auf der lokalisierten Seite dagegen
sind es genau diese "ldentitaten", die Kooperation
verhindern oder zumindest erschweren.

Aus diesem Grund sind interkulturelle Kompetenzen,
verstanden als die Handlungsfahigkeit "der Lokalisier-
ten", auf politisch bewuf3tere Formen des "Vermei-
dens" von Identitatskonstruktionen angewiesen, als
dies bei den auf der globalen Seite notwendigen
Formen interkultureller Kompetenzen der Fall ist.
Und genau hier sehen wir die Bedeutung und die
Aufgabe interkultureller Kompetenzen in der Lokali-
sierung: In der Fahigkeit, fur die Offenheit der Situa-
tion einzutreten und Bedeutungskonstruktionen in
der alltaglichen antirassistischen Praxis zu Uberschrei-
ten.

Einer antirassistischen Politik geht es in erster Linie
darum, diese Offenheit alltaglich zu machen, wobei
Offenheit in unserem Zusammenhang ein anderes
Wort fir Anerkennung ist: Eine Anerkennung ohne
Vorbehalte und ohne besondere "emotionale Grin-
de", aus eigenem Interesse flr die Interessen eines
Jeden: nicht bloB die Anerkennung der Andersheit
der anderen, sondern der Legitimitat ihrer Interessen
und ihres Rechtes, diese Interessen respektiert und,
wenn moglich, befriedigt zu sehen. Und interkultu-
relle Kompetenz ist die Fahigkeit, in jenem Feld von
Konflikten eingreifend und verdndernd zu handeln,
das sich den Betroffenen als das Feld der Konflikte
"zwischen" den Kulturen einer multikulturellen Ge-
sellschaft darstellt.

Mit den Worten eingreifend und verdndernd soll hier
Uber das interkulturell kompetente Handeln zweierlei
gesagt sein: einmal natdrlich das gegen AusschluB,
Hierarchisierungen, Stigmatisierungen, Diskriminie-
rungen und fir Verstandnis und Solidaritat eintre-
tende Handeln. Zum zweiten aber auch, daB es das
der Kulturalisierung dieses Feldes kritisch gegentber
stehende Handeln ist. Ein Handeln, das sich an dem
Ziel der Schaffung von "Offenheit" in allen Situatio-
nen orientiert und deshalb zum Beispiel "identitare"
Politiken von Betroffenen - "Selbstethnisierung" und
alle Konstrukte, wie sie zum Beispiel Gruppenbildun-
gen auf der Grundlage einer vorgangig definierten
"antirassistischen Identitat" darstellen - immer dann
kritisiert, wenn sie sich in einem "Wir" gegen andere
"Ildentitaten" abschlieBen.

Wenn man die Konzepte von interkulturellem Ler-
nen, antirassistischer Trainings und interkultureller
Kompetenz unter dem Gesichtspunkt der Unter-

scheidung zwischen Globalisierung und Lokalisie-
rung durchmustert, dann stellt man haufig ein inter-
essantes "Schwanken" dieser Konzepte fest. Denn im
Grunde sind alle diese Konzepte vom Standpunkt
der Globalisierung gepragt.

Vor diesem Hintergrund kann man sie jetzt nach
ihrem "geplanten Einsatzort" sortieren, und stellt
fest, daB einige dieser "interkulturellen Konzepte"
ausdrucklich fur einen Einsatz "auf der Seite der Glo-
balisierung" konzipiert wurden: Fir transnationale
Managementtrainings, zu Werbezwecken, fir die
Produktentwicklung und so weiter auf dem globalen
Markt der Weltgesellschaft.

Andere Konzepte - und mit solchen haben wir tag-
taglich zu tun - wollen "Interkulturelles" den Men-
schen auf der Seite der Lokalisierung vermitteln, tun
dabei aber so, als sei dem Leben "in" der Lokalisie-
rung ein globalisiertes Leben zugénglich. - Aber ge-
nau hier liegt die Schwierigkeit, denn alle uns be-
kannten "interkulturellen Konzepte" stellen sich nicht
der Frage, ob es einen Unterschied macht, "Interkul-
turalitat" fur eine globale Lebensweise oder fur eine
lokalisierte Lebenswelt zu vermitteln. Hier liegt si-
cherlich einer der Griinde dafur verborgen, daf3 diese
Konzepte den politisch-eingreifenden Aspekt "inter-
kulturellen Lernens" in der lokalisierten multikulturel-
len Gesellschaft unterbelichten.

Aus diesem Zusammenhang heraus verstehen wir
die unterschiedlichen Ansatze des "interkulturellen
Lernens" und des "antirassistischen Trainings" als den
padagogischen Aspekt einer aktiven Politik der Aner-
kennung. Beide Handlungskonzepte gehen vom glei-
chen Problem der Ausgrenzung von Minderheiten
aus und beide verfolgen das Ziel der Aufhebung
ausgrenzender Praktiken. Aus diesem Grunde kén-
nen sie ohne weiteres nebeneinander bestehen. Das
hat allerdings zur Voraussetzung, daB die jeweils un-
terschiedlichen Interessen, Motivationen und Per-
spektiven wechselseitig von allen Beteiligten konse-
guent offengelegt werden, und daf3 diese unter-
schiedlichen Interessen, Motivationen und Perspekti-
ven als ein wesentlicher Bestandteil der padagogi-
schen Arbeit mit den Angehdrigen der Mehrheit wie
der Minderheiten begriffen und einbezogen werden.
Wenn wir davon ausgehen, daf3 Rassismus - dhnlich
wie Geschlecht, Alter, Klasse, Behinderung und so
weiter - zu gesellschaftlichen Aus- bzw. Einsch-
lieBungsprozessen fuhrt bzw. fihren kann, dann
konnen wir sehen, dal3 "Rassisten" nicht nur Subjekte
von rassistischen Ausgrenzungsprozessen sind, son-
dern als Angehérige dieser oder jener Gruppe eben-
so auch maogliche Objekte von AusschlieBung sein
bzw. werden kénnen - und die Angst vor einer sol-
chen moglichen Zukunft 1463t eine Vielzahl von ge-
sellschaftlichen Orten entstehen, in denen rassisti-
sche ad-hoc-Politisierungen mehr oder weniger akut
auf der Tagesordnung stehen.

Antirassistische Ansatze verfolgen das Ziel, Macht-
konstellationen zu verandern, die Praxis der Hierar-
chisierung und des Ausschlusses zu blockieren und
in eine Praxis der Offenheit und des Anerkennens zu
Uberfihren. In einem ersten Schritt geht es hier dar-
um, flr ein aktives solidarisches Engagement in per-
sonlichen und gesellschaftlichen Zusammenhéngen
Mut zu machen. Der Anspruch antirassistischer Se-
minare und Workshops sollte allerdings nicht zu
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hoch angesetzt werden. Denn jener hohe Anspruch
sich antirassistisch definierender Ansatze, der eigent-
lich nur politisch durchzusetzen ist, steht in krassem
Widerspruch zu dem, was dann auf der praktischen
Ebene folgt - und auch "nur" folgen kann. Vielleicht
liegt die sich hier offenbarende Hilflosigkeit darin be-
grindet, daB es keine "einfache" Methode, kein Pa-
tentrezept gibt.

Wenn es richtig ist, daB der Antirassismus zwar
nicht das 'System' der Macht verédndert, wohl aber
die Krafteverhéltnisse in ihm, dann kénnte es sein,
daB sich einige der paddagogischen Methoden des
"interkulturellen Lernens" und des "antirassistischen
Trainings" in der Theorie "zu viel" vorgenommen ha-
ben - mit der Folge, daB3 die Beteiligten in der Praxis
immer das Gefuhl haben, "zu wenig" zu machen.
Und daB damit haufig vielleicht sogar das Gegenteil
von dem erreicht wird, was gewunscht ist: Frustrati-
on und ein Gefluhl der "Desillusionierung". Wenn
man sich standig selbst frustriert, dann kann man
letztlich bestenfalls resignieren, schlimmstenfalls
aber zu der "desillusionierten Einsicht' kommen, daf
"da" vielleicht doch "was dran" ist, und daf3 "die" so
ganz schuldlos an "ihrem Schicksal" ja nun doch
nicht sind - so ein idealtypisch konstruierter Satz ei-
nes von Desillusionierung gepragten ehemals anti-
rassistisch motivierten Menschen, wie er unserer Er-
fahrung nach in der einen oder in der anderen Ak-
zentuierung haufig zu horen ist.

Fur pddagogische Bemihungen ergibt sich daraus,
daf3 es nicht nur darum gehen kann, die anderen
besser zu verstehen, ihre Kultur kennen- und schat-
zen zu lernen, sondern zu lernen, die eigenen Be-
dirfnisse ausdrlicken zu kénnen, deren Befriedigung
einzufordern und durchzusetzen. Darlber hinaus er-
schlieBt sich aus der potentiellen Méglichkeit, jeder-
zeit selbst Opfer sein zu kénnen, die in dieser Mdg-
lichkeit begriindete Angst vor einer "entbehrlichen'
Existenz" nicht rassistisch, sondern oppositionell zu
"politisieren” und immer dann aktiv einzugreifen,
wenn andere Menschen als angeblich Fremde ausge-
grenzt oder als Menschen minderen Werts und ohne
Rechte behandelt werden. - Dies angesichts zuneh-
mender individueller Konkurrenz, Verdrangung und
Ausgrenzung ganzer Bevolkerungsteile gegen die
populistische Stimmungsmache zu vermitteln und
durchzusetzen, ist die eigentliche und wohl schwie-
rigste Aufgabe einer sich antirassistisch definieren-
den padagogischen Arbeit.

Wir gehen davon aus, daBB der Antirassismus alle li-
beralen und demokratischen Krafte einschlieBt, de-
nen am Abbau von hierarchischen Strukturen gele-
gen ist, und pladieren deshalb dafir, alles (auch alles
padagogisch, sozialpadagogisch, psychologisch und
sozialpsychologisch) Mogliche zu tun, um gemein-
sam die Krafteverhaltnisse so zu éndern, daf3 der
Rassismus massenunwirksam wird. Parallel und in
bewuBter Ergdnzung zu allen Ansatzen interkulturel-
les Lernens und antirassistischer Arbeit bedeutet das
aus unserer Sicht die Forderung nach und aktives
Engagement fir die politische Durchsetzung einer
positiv-konstruktiven Migrationspolitik. An die Stelle
eines enthusiastisch propagierten Multikulturalismus,
der haufig eher der eigenen Psychohygiene als den
Interessen der Einwanderlnnen dient, hatte in erster
Linie die politische Forderung und Versuch der
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Durchsetzung der rechtlichen und sozialen Gleich-
stellung zu treten, die erst die Voraussetzung fur
Pluralismus jedweder Art schaffen wirde.

Ein solcher Versuch setzt voraus, dal3 antirassistische
MaBnahmen nicht losgeldst vom Alltagsleben durch-
zuflhren sind und in alle relevanten Bildungs-, Infor-
mations- und Erziehungskontexte (etwa in der Schu-
le, an den Universitdten oder in Betrieben, usw.) ein-
gebunden werden, weil genau hier gesellschaftliche
Machtkonstellationen konkret erfahren werden kén-
nen, sicht- und splrbar sind. Nur wenn dies gelingt
bliebe die Analyse und der BewuBtwerdungsprozel3
nicht auf einer abstrakten Ebene, und es bestiinde
die Chance, daB das konkrete Handeln in den Vor-
dergrund tritt.

Wir kommen zum SchluB3. Und wollen hier zunachst
noch einmal betonen, dal3 es die deutsche Politik ist,
die es zu andern gilt, und daB zugleich die Bearbei-
tung von Fragen und Problemen, die sich aus dem
konkreten Zusammenleben von Menschen mit unter-
schiedlichen sozialen und kulturellen und so weiter
Hintergrinden ergeben, keinesfalls auf "die Politik"
beschrankt werden kann. Es handelt sich hier nicht
nur um Fragen der gesetzlichen Regelung und der
formalen Rechte - sie sind die unverzichtbare Vor-
aussetzung -, sondern es handelt sich immer auch
um Fragen, die das Verhalten des einzelnen Men-
schen betreffen, die z.B. mit seinem individuellen
Umgang mit "seiner" Kultur, mit seiner sozialen Lage,
mit seinen Hoffnungen und Angsten zusammenhan-
gen.

Wir hatten das alltagliche Leben in der multikulturel-
len Gesellschaft als das Leben in der Lokalisierung
bezeichnet, als ein Leben, das auf die Entwicklung
lebbarer Zukinfte geradezu angewiesen ist. Zugleich
hat sich die Gesellschaft zu einer nahezu perfekten
"Ubersetzungsmaschine" entwickelt, die jede soziale
Streitfrage als eine private Sorge oder als eine priva-
te Pflicht interpretiert.

Vor diesem Hintergrund sollten wir unsere Aufmerk-
samkeit auf die Situation derer richten, die andere
aktiv-hierarchisierend als "anderswertig" definieren.
Denn der alltdgliche Rassismus kann eine "authenti-
sche Form" der Identitdtsgewinnung und des Selbst-
bewuBtseins sein, und hier einzugreifen, um so den
Rassismus massenunwirksam zu machen, heift dem-
entsprechend auch, die Bedeutung personlicher Vor-
teile - soziale, psychische, politische und ékonomi-
sche Vorteile - zu thematisieren, die die rassistische
Lebensform einem Menschen bietet, der "diese Form"
gewahlt hat.

Es durfte deutlich geworden sein, dal3 wir der Mei-
nung sind, daB3 eine Pddagogisierung sozialer Un-
gleichheiten, von Hierarchisierungen und politischen
Konflikten systematisch in die Irre fihrt. Wir haben
uns demgegeniber darum bemdiht, einige der Fra-
gen anzudeuten und einige der Rahmenbedingun-
gen zu skizzieren, die politisch gestellt und die poli-
tisch geschaffen werden mussen, um dann Uber den
angemessenen gesellschaftspolitischen Stellenwert
zum Beispiel von Padagogik und von Sozialpadago-
gik, aber auch der Kunst und des Theaters reden zu
kénnen.

In diesem Zusammenhang haben wir die Unterschei-
dung zwischen Globalisierung und Lokalisierung auf
die Frage nach den interkulturellen Kompetenzen
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Ubertragen. Denn die interkulturellen Kompetenzen,
die auf "der Seite der Lokalisierung" gebraucht wer-
den, sind nicht dieselben wie die auf der globalisier-
ten Seite. Weil dem Leben in der Lokalisierung glo-
balisierte Lebensformen verschlossen sind, mussen
wir uns dem Problem stellen, daf3 es einen Unter-
schied macht, ob "Interkulturalitat" fur eine globale
Lebensweise oder fur die lokalisierte Lebenswelt ge-
braucht wird. Und bei dieser Sicht auf das Problem
stellte sich heraus, daf3 in der "lokalisierten" multikul-
turellen Gesellschaft die politisch-eingreifenden
Aspekte von "Interkulturalitat' viel starker im Vorder-
grund stehen mussen, und daf3 hier zugleich auch
ein viel bewuBterer Umgang mit den eigenen For-
men flr das Handeln - zumeist "Gruppenidentitat"
genannt - gefordert ist.

Der Unterschied zwischen globalisierter Lebensform
und lokalisierter Lebenswelt ist wesentlich auch ein
Unterschied in der Wirkungsweise von "den Kultu-
ren" und von "ldentitat": Auf der globalen Seite gibt
es offensichtliche gemeinsame Interessen, die gewis-
sermalen "von Natur aus" kulturibergreifend und
weltumspannend zugleich sind, sodaB "die Identita-

ten" ohne groBe Probleme in eine wechselseitige Ko-
operationsbeziehung gebracht werden kénnen. Auf
der lokalisierten Seite dagegen sind es genau diese
"kulturellen Identitaten" der Akteure, die Kooperatio-
nen und Solidaritat blockieren, zerstreuen oder zu-
mindest erschweren. Aus diesem Grunde sind inter-
kulturelle Kompetenzen, verstanden als die Hand-
lungsfahigkeit "der Lokalisierten”, auf politisch be-
wuBte Formen des "Vermeidens" von Identitatskon-
struktionen angewiesen.
Eine interkulturell kompetente antirassistische Politik
sollte in der Lage sein, die Spannung von Offenheit,
Konflikt- und Kritikfahigkeit und Solidaritat des Aner-
kennens alltdglich zu machen. Ein anderer Name fuir
diese "alltdgliche Spannung" ist integrative Gesell-
schaftlichkeit: Eine Gesellschaft der Gleichberechti-
gung, in der das Anerkennen ohne Vorbehalte und
ohne besondere emotionale Griinde zur Normalitat
gehort: aus eigenem Interesse fir die Interessen ei-
nes Jeden: nicht bloB die Anerkennung der Anders-
heit der anderen, sondern der Legitimitat ihrer Inter-
essen und ihres Rechtes, diese Interessen respektiert
und, wenn méglich, befriedigt zu sehen.

@

Niedersachsen - Niederlande:

Transnationale Konferenz in Holten

Gudrun Mane

om 17.-21.11.97 fand in
\/Holten in den Niederlanden

eine Konferenz zum Aus-
tausch Uber ,Migrationsarbeit,
Rassismus und Strategien gegen
Rassismus im Landervergleich"
statt, die inhaltlich und organisa-
torisch von dem Vluchtelingen-
Werk AZC Alkmaar und dem
Flichtlingsrat Niedersachsen ge-
tragen wurde. Die geplante Teil-
nahme einer franzosischen Grup-
pe ist leider in letzter Minute ge-
scheitert. Aus den beteiligten
Landern nahmen jeweils funf-
zehn Personen die ganze Woche
lang teil. Hinzu kamen noch eini-
ge Tagesbesucher.

I. Europdische Asylpolitik

Europaische Regelungen gewin-
nen auch in Bezug auf die Fragen
des Asyls zunehmend an Bedeu-
tung. Dabei ist unstreitig eine
Harmonisierung in Richtung auf
das kleinste gemeinsame Niveau
hin festzustellen. Federfiihrend in

dieser Entwicklung sind die Re-
gierungen einzelner Staaten, die
sich in den zwischenstaatlichen
Vereinbarungen und Verhandlun-
gen immer wieder durch restrikti-
ve Positionen hervortun. Ursach-
lich hierfur ist sicher auch, daf3
alle Staaten aufgrund der starke-
ren Durchlassigkeit der Grenzen
beflrchten zum Hauptziel von
Fluchtbewegungen zu werden,
wenn sie sich durch eine huma-
nere Flichtlingspolitik von ande-
ren EU-Staaten abheben.

Dies alles sind Schlagwoérter, die
in unseren Kreisen hinlanglich be-
kannt sind. Doch gibt es auch
noch eine andere zumeist ver-
nachléssigte Seite der europai-
schen Ebene. Es gibt auf européi-
scher Ebene Institutionen wie das
Parlament, den Gerichtshof und
verschiedene Kommissionen, die
eben gerade nicht den Interessen
einzelner Staaten verpflichtet
sind. Notwendig ware eine De-
mokratisierung der Entschei-
dungsprozesse Uber Asylfragen,

die langfristig moglicherweise ei-
ner Harmonisierung nach unten
entgegenwirken konnte. Auch im
Vertrag von Amsterdam wurde
nur ein erster zaghafter Schritt in
diese Richtung getan, indem we-
nigstens die Anhérung des Eu-
ropaischen Parlamentes vorgese-
hen wurde, die wichtigen Ent-
scheidungen jedoch nach wie vor
auf der zwischenstaatlichen Ebe-
ne fallen. Hier ist die Einmi-
schung von Parteien und Verbén-
den notwendig.

Wahrend einer flinf-jahrigen
Ubergangsphase sollen laut Am-
sterdamer Vertrag Mindeststan-
dards flr bestimmte Flichtlinge
betreffende Fragen festgelegt
werden: Verantwortlichkeit fur
das Verfahren, Aufnahmen, Ge-
wahrung und Zurtcknahme eines
Status, zeitweiliger Schutz, Auf-
enthaltserlaubnisse usw. Auch
hier gilt es, dafiir zu sorgen, daf
sich nicht erneut nur die Interes-
sen der Regierungen der Einzel-
staaten durchsetzen.
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Es muB uns gelingen,

- die Spielrdume der européi-
schen Regelungen auszuloten,
z.B. in Bezug auf die Rickschie-
bung das Recht auf Selbsteintritt
des Staates in das Verfahren

- und Ansatzpunkte fur eine
Durchsetzung positiver Regelun-
gen zu finden. So gibt es z.B.
zwei Entscheidungen des Eu-
ropaischen Gerichtshofes, die die
Abschiebung von Fltichtlingen,
die als ,,gefahrlich fur die natio-
nale Sicherheit" eingestuft wur-
den, unter Berufung auf die Eu-
ropaische Menschenrechtskon-
vention verboten haben.

I.I. Wer kennt schon genau die
Europdischen Regelungen?

Seit dem 1. September *97 ist
die Dubliner Konvention in Kraft,
die das Asylkapitel der Schengen
Konvention ersetzt hat. Dies ist
allerdings kaum bekannt. Die
Dubliner Konvention legt unter
anderem verbindlich den Staat
fest, der fur die Durchfihrung
des Verfahrens zustandig ist.

Dies ist der Staat,

- in dem ein Familienangehoriger
(im engeren Sinne) des Antrag-
stellers lebt, der als Flichtling an-
erkannt ist,

- oder fur den der Flichtling ein
gultiges Visum besitzt,

- in den er zuerst eingereist ist

- oder in dem er zuerst einen An-
trag gestellt hat.

Aus familidren und kulturellen
Grunden, oder wenn ein Staat ei-
ne Uberpriifung des Antrags vor-
nehmen mochte, ist eine abwei-
chende Entscheidung mdglich.

Inhalte und Bedeutung des Am-
sterdamer Vertrags habe ich
oben kurz angedeutet. Wir mis-
sen uns mit all dem auseinander-
setzen, da es zunehmend an Be-
deutung gewinnen wird.

I.2. Wer kennt schon Details der
Entscheidungspraxis anderer Lin-
der...?

Auch die Entscheidungspraxen
der anderen Lander kdnnen fur
die Beratung von Flichtlingen re-
levant sein. Es ist jedem Staat
freigestellt, ein Verfahren zu be-

treiben, auch wenn ein anderer
Vertragsstaat zustandig ware. Die
Bundesrepublik Deutschland
macht von diesem Recht jedoch -
unseren Informationen zufolge -
nur dann Gebrauch, wenn sich in
der Anhorung andeutet, daf3 eine
Ablehnung des Antrags als offen-
sichtlich unbegriindet erfolgen
wird und dieses Verfahren weni-
ger Zeit in Anspruch nehmen
wird als ein Ubernahmeverfahren
mit dem eigentlich verantwortli-
chen Staat.

Es ware aber auch maglich, von
diesem Recht des Selbsteintritts
aus humanitaren Grinden Ge-
brauch zu machen, wie dies z.B.
in den Niederlanden in wenigen
Ausnahmefallen geschieht. Um
hier einen entsprechenden Weg
zu finden, mussen jedoch den
beteiligten Beratern zunachst In-
formationen vorliegen, in Bezug
auf welche Lander oder speziel-
len Gruppen die Entscheidungs-
praxis Uber Asylgewahrung und/
oder Abschiebung so stark von-
einander abweichen, daf3 es
maoglich erscheint, die eigene na-
tionale Judikative oder Exekutive
bei ihrer ,,Ehre" zu packen.

Da solche Art von Informationen
zur Zeit nirgendwo gesammelt
und systematisch angeboten wer-
den, haben die Teilnehmerinnen
der Konferenz einen Brief verfaBt,
der an ecre, elena und andere in
Frage kommende Institutionen
geschickt werden soll, und die
Aufforderung enthalt, fur eine sy-
stematische Bereitstellung solcher
Informationen zu sorgen.

Detailliertere Informationen zu
den Vertragen werden im Rah-
men der Konferenzdokumentati-
on publiziert werden, die voraus-
sichtlich gegen Ende des Jahres
Uber die Geschaftsstelle zu bezie-
hen sein wird.

2. Rassismus und MaBnahmen
gegen Rassismus

Da dieses zentrale Thema im
Rahmen der AbschluBdokumen-
tation zum Antirassismus-Projekt
eingehend behandelt werden
wird, mochte ich hier nur mit
wenigen Worten auf einen Teilas-
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pekt eingehen und Interessierte
ansonsten bis zum Erscheinen
der Dokumentation vertrosten. In
mittlerer Ausfihrlichkeit wird das
Ergebnis der Konferenz zu die-
sem Punkt zudem in der Konfe-
renzdokumentation nachzulesen
sein.

2.1. Antidiskriminierungsbiiros,
Antidiskriminierungsgesetze

Ein entscheidender Mangel fur
die Arbeit gegen Rassismus in der
Bundesrepublik im Vergleich zu
den Niederlanden ist, daB abge-
sehen von einigen speziellen Pa-
ragraphen im Gaststattenrecht
oder Arbeitsrecht keine gesetzlich
festgelegten Sanktionsméglich-
keiten gegen Diskriminierung be-
stehen. Der Straftatbestand der
Volksverhetzung erfaBt nur wirk-
lich extreme AuBerungen. Gegen
Diskriminierungen unterhalb des
Niveaus der Volksverhetzung be-
steht keine Handhabe - und dies,
obwohl die Bundesrepublik
Deutschland sich mit der Unter-
zeichnung des Internationalen
Ubereinkommens zur Beseitigung
jeder Form von Rassendiskriminie-
rung vom 7. Mérz “66 verpflich-
tet hat, gegen Rassendiskriminie-
rung mit ,allen geeigneten Mit-
teln einschlieBlich der durch die
Umstande erforderlichen Rechts-
vorschriften" vorzugehen.

Die Anti-Diskrimnierungs-Buros in
den Niederlanden sind 6ffentli-
che, der Verwaltung angeglieder-
te Institutionen, die zwar im Falle
einer Beschwerde zunachst versu-
chen zu vermitteln, dies jedoch
im vollen BewuBtsein, daf3 es bei
Uneinsichtigkeit auch die Mog-
lichkeit einer Sanktionierung gibt.
Dies verleiht der Tatigkeit der
Buros ein vollig anderes Gewicht.
Sollte so etwas nicht auch in der
Bundesrepublik Deutschland
moglich sein? [
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MATERIALIEN

Materialien und Broschiiren

Seminare und Veranstaltungen

Lange, Matthias/ Weber-
Becker, Martin:

Rassismus, Antirassismus und
interkulturelle Kompetenz,
herausgegeben vom IBBW
Gottingen 1997. 293 S., 28,--
DM + Porto. zu beziehen
Uber die Geschéftsstelle

Das neue Arbeitserlaubnis-
recht.

Uberarbeitete Fassung fir das
Deutsche Rote Kreuz und den
Deutschen Paritatischen Wohl-
fahrtsverband. Stand:
24.10.97 (erste Fassung in:
ZDWF-Asylmagazin 5/97). Er-
arbeitet von Stefan Kessler,
Kolner Fluchtlingsrat. Z bezie-
hen Gber die Geschaftsstelle.

Algerien - Infomappe Nr. 2 von
algeria watch, Oktober 1997.
Zu beziehen bei PRO ASYL

Lageberichte des Auswartigen
Amts: Bundesrep. Jugoslawien
(9/97), Bosnien-Herzegowina
(9/97), Afghanistan (9/97), In-
dien (9/97), Burundi (9/97),
Gambia (9/97), Algerien
(9/97), Libanon (9/97), Kongo
(9/97), Moldau (8/97), Jemen
(8/97), Vietnam (8/97), Syrien
(8/97), Ghana (8/97), Irak
(8/97), Armenien (8/97), Aser-
baidschan (7/97), Russ. Fode-
ration (7/97), Kroatien (7/97),
Iran (3/97). Merkblatt Gber
das Gesundheitswesen in Bos-
nien-Herzegowina (8/97).

Zu beziehen bei ai - Material-
versand, Postfach 170229,
53108 Bonn.

Aktuelle Lageberichte und In-
formationen zur Situation in
Sri Lanka: Dr. Frank Winkler,
Walter-Flex-Str. 17, 51373 Le-
verkusen

Ukraine. Vor den Toren der
Festung Europa. Die Vorverla-

gerung der Abschottungspoli-
tik.

Publikation der Forschungsge-
sellschaft Flucht und Migrati-
on e.V. (FFM), Gneisenaustr.
2a, 10961 Berlin, Tel. 030-693
56 70, Fax 030-693 83 18,
e-mail:
FFM@IPN-B.comlink.apc. org.;
http://www.berlinet.de/mh/ffm

Kongo: Beweisaufnahme des
VG Aachen, Gesprach mit dem
Sachverstandigen Floribert
Chebeya Bahizire, Leiter der
kongolesischen Menschen-
rechtsorganisation ,,Stimme
der Stimmlosen" - V.S.V. vom
10.09.97, 9 Seiten. Zu bezie-
hen Uber RA Jérg Hohberg,
Theaterstr. 15, 52062 Aachen.

Kongo: Stefan KeBler, Die ak-
tuelle Lage in der Demokrati-
schen Republik Kongo,

Stand: 1.10.1997, zu bezie-
hen Gber den Kélner Flicht-
lingsrat, Karthausergasse 9-
11, 50678 Kéln, Tel. 0221-
3382249, Fax 0221-3382237.

Kurdenverfolgung: Stellun-
gnahme von RA Hans-Eberhard
Schultz im Verfahren eines
turkischen Kurden vor dem
VG Gottingen zur Frage der
Gruppenverfolgung bei Kur-
den/innen aus der Tiirkei vom
06.11.1997, zu beziehen bei
der Geschiftsstelle des Fliicht-
lingsrats.

Kurdistan. Eine Einfiihrungs-
broschiire iiber die Situation
von Kurdinnen in der Tiirkei
und der BRD.

Aktion 3. WELT Saar, Weiskir-
chener Str. 24, 66674 Los-
heim, Tel. 06872 - 9930-56,
Fax -57.

Film ,,Hungerstreik von Kurd-
Innen in der St. Petri-Kirche

Dortmund".

30-minutiger Dokumentarfilm
Uber den Hungerstreik von 50
Flichtlingen im Januar 1997.
Zu bestellen beim Dortmunder
Medienzentrum e.V.,,
Braunschweiger str. 22, 44145
Dortmund,

Tel. 0231 - 835350.

Afghanistan:

Beweisaufnahme des OVG
Hamburg vom 20.06.1997,
Vernehmung des Sachverstan-
digen Herrn Dr. Danesch, Au-
tor und Journalist aus Kéln,
zur Sicherheitslage in Afghani-
stan. OVG Bf |  2/97, 18 VG
A 4458/95.

Nigeria: Auskunft von Dr. Dirk
Konert, Institut fur Afrika-Kun-
de, vom 25.04.1997

zur Gefihrdung exilpolitisch
titiger Personen im Fall ihrer
Riickkehr nach Nigeria an das
VG Magdeburg im Verfahren
A 1K 121/96,

zu beziehen Uber das Institut
fir Afrika-Kunde, Neuer Jung-
fernstieg 21, 20354 Hamburg,
Tel. 040 - 3562 520/523

Bosnien: Deportation from
Germany. Ein Film von Ali Za-
hedi iiber Fliichtlinge in Sara-
jewo im Sommer 1997.

Der Film zeigt Sarajewo, die
Zerstdrung nach Jahren des
Krieges.

Er zeigt die Minensucher in
dem Bemduhen, das Chaos ei-
nes Krieges ,aufzurdumen".
Und er zeigt die Flichtlinge,
die nach ihrer Abschiebung
aus Deutschland in den Auf-
fanglagern stranden und ver-
zweifelt nach einer Perspektive
suchen.

Weitere Informationen: Al
Zahedi, werkstattfilm, Kaiser-
str. 24, 26122 Oldenburg, Tel.
Und Fax 0441 - 12180.

Neuauflage Leitfaden fiir
Fliichtlinge aus Bosnien-Herze-
gowina, zu bestellen bei: Biro
INNO, Donrather Str. 34,
53797 Lohmar, Tel. 02246-91
35 86, Fax 02246 - 913587,
e-mail bjaenicke@t-online.de.
Einzelheft 20,-- DM, ab 10
Hefte 12,-- DM

Gesetz zur Anderung auslin-
der- und asylverfahrensrechtli-
cher Vorschriften, BGBI. Teil |
Nr. 72, 31.10.1997, zu bezie-
hen bei der Geschéftsstelle
des Fluchtlingsrats

Kubink, Michael,
Fremdenfeindliche Straftaten.
Verlag Duncker & Humblot,
Berlin 1997, DM 88,--. Studie
Uber die polizeiliche Registrie-
rung und die justizielle Erledi-
gung gegen Ausladnder gerich-
teter Straftaten.

Gattiker, Mario (Hg.),
Fliichtlinge in Europa. Caritas-
Verlag, Luzern, 56 S., 1997.
Bezug: Caritas, Lowenstr. 3,
CH-6002 Luzern

Europaisches Parlament (Hg.),
Asyl in der Europiischen Uni-
on - Der Grundsatz ,,Sichere
Herkunftslander"; November
1996, Studie von G.V. Veld-
hoen Uber alle EU-Staaten
und die Standpunkte des UN-
HCR, ai und ECRE. Bezug: Ge-
neraldirektion Wissenschaft,
B-1047 Brussel, Tel. 032-
22843684, Fax 032-
22844955

Freie und Hansestadt Ham-
burg (Hg.), Frauen auf der
Flucht; 85 S., 1997. Doku-
mentation eines juristischen
Symposiums in Hamburg am
25.02.1997 Uber die Rechte
der Frauen im Asylverfahren.
Zu beziehen bei: Senatsamt

139



Materialien und Broschiiren
Seminare und Veranstaltungen

fur die Gleichstellung, Alter
Steinweg 4, 20459 Ham-
burg, Tel. 040-3504-3326,
Fax 040-3504-3341

Frauen: Ausarbeitung: ,,Zur
asylrechtlichen Behandlung
geschlechtsspezifischer Ver-
folgung in ausgewihiten Auf-
nahmeldndern" des Wissen-
schaftlichen Dienstes des
Deutschen Bundestags, Fach-
bereich Il (Verfassung und
Verwaltung), Tel. 0228 - 16-
22325, Reg.Nr. WF IIl - 9/97

ZDWF-Paket: Materialmappe
zur Begleitung im Asylverfah-
ren + Ratgeber soziale Bera-
tung von Asylbewerbern +
Asylverfahren nach dem Asyl-

Seminare und Tagungen

Betreuung von unbegleiteten
minderjahrigen Fliichtlingen
in der Bundesrepublik
Deutschland.

Fachtagung vom 27. bis 29.
April 1998 in der Evangeli-
schen Akademie Hofgeismar.
AnmeldeschluB: 15. Marz
1998. Anmeldung (bis zum
15. Mérz) und weitere Infos:
UMF Bayern, Dagmar Ger-
hard, Pinzberger Weg 26,
90425 Nurnberg, Tel.
0911/346061 oder 3505-142

2. africa film festival, Hanno-
ver 14.02. - 28.04.1998.

In Kooperation mit dem Haus
der Kulturen der Welt in Ber-
lin zeigen die Afrika-Initiative
Hannover und das Kommu-
nale Kino Hannover ca. 30
Filme des 15. Festival Panafri-
cain du Cinéma et de la
Télévision de Ouagadougou
1997, FESPACO, im Kunstler-
haus Hannover.

VIG 1992, Gesamtpreis 26,--
DM, ab 10 Paketen 19,-- DM,
ab 50 Paketen 16,-- DM, zu
bestellen bei der ZDWF, Post-
fach 1110, 53701 Siegburg,
Tel. 02241 - 50001/2, Fax
2241 - 50003

ZDWF-Informationsdienste:
Angebote und Gebiihrenliste.
Zu bestellen bei der ZDWF,
Postfach 1110, 53701 Sieg-
burg, Tel. 02241 - 50001/2,
Fax 2241 - 50003

PDS Niedersachsen: ,,Raus,
und zwar schnell" (Schroder)
Zur Asyl- und Fliichtlingspoli-
tik der niedersachsischen
Landesregierung. Kleine
Chronik seit Ende 1994. Be-

Anmeldung & Kartenreservie-
rung: 0511/ 168-44732.

Algerien: Woher kommt der
Terror?

Bericht mit Salima Mellah,
Publizistin im Pavillon am
03.02.1998, 20 - 22 Uhr.

Denn sie wissen, was sie tun
<. = auf dem Weg in eine an-
dere Republik?
Antifaschistische Konferenz
am 23. und 24.01.1998 im
DGB-Haus, Otto Brenner-Str.
1, 30159 Hannover
Veranstalter: Arbeit & Leben,
Fliichtlingsrat Nds., Industrie-
pfarramt, VVN-BdA

Fachtagung von PRO ASYL,
ai, Connection e.V., Friedrich-
Ebert-Stiftung am 27. Und
28.02.1998 in der Deutschen
Landjugendakademie Bonn-
Rottgen:

ssFliichtlinge in Europa -

zug: PDS, Elisenstr. 40,
30451 Hannover, Tel. 0511 -
442019, Fax 0511 - 444029.

Dokumentation zum Tod des
rumanischen Asylbewerbers
Mihai Sandu in Oldenburg am
26.7.1997, zu beziehen Uber
Ali Zahedi, werkstattfilm, Kai-
serstr. 24, 26122 Oldenburg,
Tel. Und Fax 0441 - 12180.

»Kein mensch ist illegal",
Rundbrief Nr. 1, zu beziehen
Uber: AG3F, Metzgerstr. 8,
63450 Hanau, Fax 06181 -
184892, e-mail:
AG3F@OLN.comlink.apc.org

Blindnis gegen Abschie-
bungshaft Tubingen:

Schutz bei volkerrechtswidri-
gen Kriegen".

Verfolgung: JA! Asyl: NEIN!
Asyl in Deutschland.

Seminar unter Leitung von
Prof. Dr. Reinhard Meyers,
Uni Minster, zur deutschen
und europdischen Asylgesetz-
gebung und -praxis.

Samstag, 17.01.97, 10.00 bis
17.30 Uhr im , Las Casa
Haus" in Braunschweig

Nds. Landeszentrale fur poli-
tische Bildung: Unser Umgang
mit Angehorigen ethnischer
Minderheiten. Seminar flr
Polizeibeamte/-innen sowie
Sozialarbeiter/ innen vom
26.01. bis 28.01.1998 in
Bassum. Anmeldung und
weitere Infos: Marianne
Winkler, Tel. 0511 - 3901-
279/280.

ssRiickkehr auslindischer

MATERIALIEN

Dokumentation iiber die Ab-
schiebungshaft in Rottenburg.
Herbst 1997, 68 S., 6 DM. Zu
bestellen bei: Asylzentrum,
Neckarhalde 32, 72070 Tu-
bingen.

Fluchtlinie Oder-NeiBe. Auf
Tour entlang der deutschen
Ostgrenze. Oktober 1997.
Bezug: PDS im Bundestag,
BAG Antirassismus, Kleine
Alexanderstr. 28, 10178 Ber-
lin

prison watch international
(pwi), Rundbrief Nr. I, Okto-
ber/November 1997. Zu be-
ziehen Gber: Medienagentur
far Menschenrechte (mfm),
Pf 1841, 27738 Delmenhorst

Fliichtlinge in ihr Heimatland
- aber wie?"

Seminar vom 28.01. -
30.01.1998 in Bad Boll.
Néheres: Akademie in Bad
Boll, Tel. 07164-790.

Grenziiberschreitung nach Ni-
geria.

Ein Seminar fir junge,
weltoffene Leute. 12. -
14.12.1997 in Hannover. An-
meldung und weitere Infos:
Jugendumweltnetzwerk,
Acim Riemann, Goebenstr.
3a, 30161 Hannover, Tel.
0511 - 3940415.

Umsetzung der Agenda 2l in
Niedersachsen, Vorstellung
der Ergebnisse des Dialogpro-
zesses der gesellschaftlich re-
levanten gruppen und der
Landesregierung,

Montag, 15.12.97, 9.15 bis
13.30 Uhr, Congress-Cen-
trum Hannover - Glashalle -

FLOCHTLINGSRAT - Zeitschrift fur Fliichtlinaspolitik in Niedersachsen. Heft 46/47. Sentember/Oktober 1997



	Inhaltsverzeichnis
	>Ausgrenzung kommt von oben
	>Barbarisch. Deutsch.
	Bürgerkriegsflüchtlinge
	Rückkehr in Würde?
	Lagebericht Bosnien
	Flüchtlinge letzter und vorletzter Klasse
	Keine Abschiebung in den bosnischen Winter

	Ehe und Familie
	Anklage wegen Scheinehe
	Die ausländerrechtliche Ermittlung von ioScheinehenlt

	Festung Europa
	823 Opfer der Festung Europa
	Projekt zur Unterstützung von Flüchtlingen in Polen

	Grundrecht auf Asyl
	Asylsituation in Deutschland zeigt zwiespältiges Bild
	Politisch Verantwortliche leugnen die Fakten
	Abschiebungen während des laufenden Asylverfahrens
	Sprachanalyse bei Asylsuchenden zur Ermittlung des Herkunftsstaates
	Asyl- und Migrationspolitik in Deutschland

	Frauen
	Bündnis der Kampagne iaVerfolgte Frauen schützen!le in Niedersachsen
	Vorschläge zur Durchführung der Kampagne
	Pro Asyl fordert Schutz für verfolgte Frauen
	Frauenspezifische Verfolgung
	Illegalisierung und Kriminalisierung von MigrantInnen aus Osteuropa
	Anerkennung geschlechtsspezifischer Fluchtursachen

	Kein Mensch ist illegal
	Von den Sans-Papiers lernen!

	Kirche und Kirchenasyl
	Kirchenasyl Davenstedt erfolgreich
	BT-Petitionsausschuß fordert Wiederholung des Asylverfahrens
	Mit Nurhats Geburt endete die Illegalität
	Ist der Polizei nichts mehr heilig?
	Antrag der Grünen zu Kirchenasyl
	Fall Demir: Bericht
	Landtagsberatung zu Kirchenasyl
	iPGlogowski soll zurücktretenlu

	Kurden-Verfolgung
	Kurdisches Kulturfest
	Wozu gehöre ich?
	Schwarze Woche für die Menschenrechte
	Interview mit Esber Yagmurdereli
	Eren Keskin in Barsinghausen
	Abschiebung in den Folterkeller?
	IHD-Bilanz 1997
	Petition wg. Familienvereinigung
	Herr Heitmeyer und der Fundamentalismus
	ieIch habe Dörfer mit NVA-Panzern beschossenli
	Wieviel kostet ein Mensch?
	Hunger und Unterernährung im Irak
	Flüchtlingsrat überzeugt Bundesamt

	Länderberichte
	Algerien: erneut Abschiebestopp gefordert
	Algerien: Rückübernahmeabkommen annullieren!
	Algerien: Flüchtling soll erneut abgeschoben werden
	Algerien: IMK - Versagen auf der ganzen Linie!
	Algerien: Nds. Landtagsdebatte

	Rassismus und Sozialabbau
	Bilanz der nds. Flüchtlingssozialpolitik 1997
	Bilanz der nds. Sozialpolitik
	Verweigerung von Heil- und Hilfsmitteln
	Änderung des AsylbLG zum 1.6.97
	Neuer Änderungsantrag zum AsylbLG
	Gutscheine: Bevormundung und Demütigung
	Landeshauptstadt bleibt bei Bargeld
	Nds. - eines der attraktivsten Länder für Schlepperorganisationen

	Deportation
	Schnellere Abschiebung von Ausländern

	Niedersachsen und Flüchtlingsrat
	Praxisrelevante Gerichtsentscheidungen
	ELIKYA jetzt im Internet
	Fernstudiengang: Neue Lehrbriefe
	Transnationale Konferenz Niederlande - Niedersachsen

	Deckblatt
	INDEX
	SUCHEN

